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Wetter, Wind und Geist



Jesus antwortete: Wahrlich, wahrlich, ich sage dir: Es sei denn,
 daß jemand geboren werde aus Wasser und Geist, so kann er nicht in
 das Reich Gottes kommen. Was von Fleisch geboren wird, das ist
 Fleisch, und was vom Geist geboren wird, das ist Geist. Laß dich 's
 nicht wundern, daß ich dir gesagt habe: Ihr müsset von neuem
 geboren werden. Der Wind bläst, wo er will, und du hörst sein
 Sausen wohl, aber du weißt nicht, woher er kommt und wohin er
 fährt. So ist ein jeglicher, der aus dem Geist geboren ist. (Neues
 Testament, Johannes Evangelium, Kapitel 3, Vers 5-8, Jesus und
 Nikodemus)



Mit der modernen Wettervorhersage, könnte man meinen, wäre diesem
neutestamentarischen Zitat aus der Bibel nach Johannes als Analogie
doch längst der antiquierte Zahn gezogen, Ungewisses und
Unvorhersagbares und vor allem Plötzliches, Erregendes und
Unergründliches angemessen zum Ausdruck zu bringen.

Das Wetter als Dauergesprächsthema leichtfüßiger Konversation mit dem
steten Beigeschmack saumseliger Kenntnisse und ahnungsvoller
Mutmaßlichkeiten ist es jedoch eher, das denn auch bei genauerer
Betrachtung die Nase aufrichtigen Bemühens und Strebens gleichermaßen
an den Rand schicksalsgefesselter und vollemanzipatorischer Rückkehr
zur denkbar trefflichsten Beschreibung des vom berühmtesten Nazarener
des Neuen Testaments der Bibel angesprochenen Sachverhalts mit den so
sattsam bekannten oder vertrauten Worten führen muß.

Wäre die menschliche Konversation in ihrer ganzen Verschlagenheit
nicht so bindend und faszinierend für ihn, könnte dem verhängnisvollen
Rätsel jenes an einen gewissen Nikodemus gerichteten Ausspruchs längst
das wiederholte Flattern allzu respektvoll zugestandener Flügel
gestutzt werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


28. Juni 2019
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KOHLEALARM/622: Klimakampf und Kohlefront - aufgedeckt ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Pressemitteilung vom 29. Juni 2019

Etappensieg für den Naturschutz: 

Genehmigung des Tagebaus Jänschwalde voraussichtlich rechtswidrig



Verwaltungsgericht Cottbus gibt Umweltverbänden Deutsche Umwelthilfe und
GRÜNE LIGA in Eilentscheidung recht - Hauptbetriebsplan des Tagebau
Jänschwalde voraussichtlich rechtswidrig - Geschützte Moorgebiete bis zur
Wirksamkeit der Entscheidung im September weiter von Austrocknung durch
Tagebau gefährdet

Berlin/Cottbus, 29.6.2019: Der Hauptbetriebsplan für den Braunkohletagebau
Jänschwalde ist voraussichtlich rechtswidrig. Dies hat das
Verwaltungsgerichts Cottbus gestern in einer Eilentscheidung bekannt
gegeben. Damit hat sich das Klagebündnis aus Deutscher Umwelthilfe (DUH)
und GRÜNE LIGA durchgesetzt. Die Umweltverbände sehen Schutzgebiete durch
den Tagebau als bedroht. Laut Gericht wurde bisher nicht hinreichend
geprüft, ob es durch die für den Tagebau notwendigen Entwässerungsmaßnahmen
zu erheblichen Beeinträchtigungen der im Umfeld gelegenen Moorgebiete
kommt, die einen europäischen Schutzstatus besitzen.

Dazu Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Die
Entscheidung des Verwaltungsgerichts Cottbus ist ein Etappensieg für uns
und die betroffenen Schutzgebiete. Das Gericht erteilt eine klare Abfuhr an
die Versuche des verantwortlichen Betreibers LEAG, die Umweltfolgen des
Tagebaues kleinzurechnen und zu ignorieren."

Im Februar 2019 hatte die Deutsche Umwelthilfe in Zusammenarbeit mit der
Grünen Liga beim Verwaltungsgericht Cottbus Rechtsmittel gegen die
Genehmigung des Hauptbetriebsplans zur Weiterführung des
Braunkohlentagebaues Jänschwalde eingereicht. Aus Sicht der Umweltverbände
besteht die Gefahr, dass der Weiterbetrieb des Tagebaues mehrere geschützte
Moorgebiete durch Entwässerung zerstört.

Obwohl das Verwaltungsgericht im Ergebnis seiner Prüfung im Eilverfahren
die Argumentation der Umweltverbände bestätigt, hat es
unverständlicherweise die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs nicht ab
sofort hergestellt. Dies ist ansonsten ständige Praxis aller
Verwaltungsgerichte in Deutschland. Stattdessen wurde die aufschiebende
Wirkung erst ab dem 1. September 2019 angeordnet. Dies erfolgte
ausdrücklich, um der LEAG und dem Bergamt in den verbleibenden zwei Monaten
die Gelegenheit zu geben, die bislang fehlenden Prüfungen der
Umweltverträglichkeit nachzuholen. Unter Einbeziehung dieser Ergebnisse
soll dann über den Widerspruch von DUH und GRÜNEN LIGA gegen den
Zulassungsbescheid entschieden werden. Weil die Schutzgebiete dadurch
weiterhin gefährdet sind, prüft das Klagebündnis, zeitnah eine Beschwerde
beim Oberverwaltungsgericht einzureichen.

René Schuster, Braunkohle-Experte von der GRÜNEN LIGA kommentiert: "Wir
gehen davon aus, dass die Verträglichkeit des Tagebaues auch bis September
nicht nachgewiesen werden kann. Deshalb ist es wichtig, dass jetzt keine
weiteren Tatsachen durch neue Entwässerungsbrunnen geschaffen werden."

Dirk Teßmer, Rechtsanwalt der Kanzlei Philipp-Gerlach & Teßmer ergänzt:
"Eine solche Vorgehensweise habe ich in meiner 20-jährigen Erfahrung als
Anwalt in umwelt- und planungsrechtlichen Verfahren noch nie erlebt. Wenn
ein Gericht im Rahmen seiner Überprüfung der Sach- und Rechtslage zu dem
Ergebnis kommt, dass ein Bescheid voraussichtlich für rechtswidrig zu
erkennen sein wird, dass folgt daraus zwingend, dass dieser Bescheid nicht
weiter vollzogen werden darf."


Hintergrund:

Der etwa 100 Meter tiefe und vier Kilometer breite Tagebau Jänschwalde
senkt das Grundwasser im Umkreis von mehreren Kilometern ab. In diesem
Bereich liegen mehrere als FFH (Fauna-Flora-Habitat)-Gebiet geschützte
Moore, in denen seit Jahren Austrocknungserscheinungen beobachtet werden.
Bei der Prüfung des Weiterbetriebes ab 2019 äußerten die Fachbehörden für
Wasser und Naturschutz erhebliche Bedenken gegen die Zulassungsfähigkeit
des vorgelegten Hauptbetriebsplans. Trotzdem kam es im Dezember 2018 zu
einer Genehmigung.

Das Lausitzer Energieunternehmen LEAG plant, den Tagebau noch bis 2023 zu
führen. Aus dem Zulassungsbescheid geht hervor, dass der Tagebau gar nicht
mehr genug Geld erwirtschaften kann, um die zur Abbaggerung freigegebene
Landschaft wieder nutzbar zu machen. Dafür sei er auf den langfristigen
Betrieb anderer Tagebaue und deren Erlöse angewiesen.

Die Kohle aus dem Tagebau Jänschwalde wird in das benachbarte Kraftwerk
Jänschwalde geliefert, das als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke
Europas bekannt ist.


Link zur Klageschrift:

http://l.duh.de/p190629

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 29.06.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juli 2019 
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AKTION/7261: Hannover - SommerUni in der Leibnizstadt 2019, 14.08.-05.09.2019


Leibniz Universität Hannover

SommerUni in der Leibnizstadt 2019

Von der Rolle der Religion bis zur Entstehung des modernen Computers



Bei der SommerUni in der Leibnizstadt spielen die Themen der
Exzellenz-Strategie in diesem Jahr eine besondere Rolle. Mit dem
Eröffnungsvortrag am 14. August und zwei Einzelbeiträgen sind die
Exzellenzcluster QuantumFrontiers, PhoenixD und Hearing4all dabei.

Während der SommerUni, die 2019 bereits zum zehnten Mal stattfindet, geben
Forscherinnen und Forscher unterschiedlichster Disziplinen anschaulich und
verständlich Einblicke in ihre Arbeitsgebiete. Die SommerUni in der
Leibnizstadt ist ein Gemeinschaftsprojekt des Gasthörenden- und
Seniorenstudiums der Leibniz Universität sowie der Landeshauptstadt
Hannover und richtet sich an alle Interessierten.

Das Themenspektrum reicht von der Rolle der Religion als Ordnungshüterin,
der Erfindung der Perspektive in der Kunst bis zum Exotismus in der
europäischen Musik. Teilnehmende erfahren aber auch, wie der moderne
Computer entstand oder welche Bedeutung der Sachsenspiegel für die
Kulturgeschichte des Buches hat.

Eröffnet wird die SommerUni in der Leibnizstadt am Mittwoch, 14. August
2019, um 15 Uhr im Lichthof des Welfenschlosses der Leibniz Universität.
Prof. Dr. Volker Epping, Präsident der Leibniz Universität, und
Bürgermeister Thomas Hermann werden die Grußworte sprechen. Den
Eröffnungsvortrag hält Prof. Dr. Karsten Danzmann vom Institut für
Gravitationsphysik zum Thema "Wie klingt der Urknall? Das Universum hören
mit Einsteins Gravitationswellen". Das Programm der SommerUni startet am
14. August und endet am 5. September 2019.

Genaue Angaben zu den Veranstaltungen, Orten und Räumen gibt es ab Mitte
Juli unter www.sommer.uni-hannover.de oder in der Veranstaltungsbroschüre,
die bei der Zentralen Einrichtung für Weiterbildung (ZEW), Schloßwender
Straße 7, 30159 Hannover, erhältlich ist. Eine Anmeldung für die
Veranstaltungen ist erforderlich.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz Universität Hannover, 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8485: Jena - Ein kritischer Blick auf Apollo 11, 08.07.2019


Friedrich-Schiller-Universität Jena

Ein kritischer Blick auf Apollo 11



Etwa 100 Astronomielehrerinnen und -lehrer werden vom 8. bis 10. Juli an
der Lehrerfortbildung Astronomie teilnehmen, die an der Universität Jena
angeboten wird. Zu den Höhepunkten der Tagung zählt der öffentliche
Abendvortrag "Weltraumfahrt. Anthropologische und soziologische
Überlegungen", den Prof. Dr. Joachim Fischer (Dresden) am 8. Juli ab 18.30
Uhr im Hörsaal 1 der Physikalisch-Astronomischen Fakultät (Max-Wien-Platz
1) halten wird. Strukturiert wird die Tagung durch einige Jubiläen. Dazu
gehören der 50. Jahrestag der ersten bemannten Mondlandung, der 400.
Jahrestag des Erscheinens der "Weltharmonik" von Johannes Kepler sowie 200
Jahre Periodensystem der Elemente.

"Lehrerbildung ist wichtig. Und gute Fortbildungen sind das Salz in der
Suppe für einen lebendigen Unterricht auf der Höhe der Zeit", sagt Prof.
Dr. Karl-Heinz Lotze von der Universität Jena. Der Wilhelm und Else
Heraeus-Seniorprofessor an der Physikalisch-Astronomischen Fakultät hat
über die Jahre die Lehrerfortbildung Astronomie mitgestaltet und so an
einer Reihe mitgewirkt, die vom 8. bis 10. Juli ihre 16. Auflage erlebt.

Auf Einladung der Arbeitsgruppe Didaktik des Physik- und
Astronomieunterrichts kommen wieder etwa 100 Astronomielehrerinnen und
-lehrer an die Universität Jena, um einen anregenden Mix aus Vorträgen und
Workshops zu erleben, bei dem neue wissenschaftliche Erkenntnisse im
Mittelpunkt stehen.

Öffentlicher Vortrag anlässlich des 50. Jahrestags der Mondlandung

In einem öffentlichen Abendvortrag spricht Prof. Dr. Joachim Fischer
(Dresden) am Montag, 8. Juli, ab 18.30 Uhr im Hörsaal 1 der
Physikalisch-Astronomischen Fakultät (Max-Wien-Platz 1) über "Weltraumfahrt.
Anthropologische und soziologische Überlegungen". Gäste sind herzlich
willkommen, der Eintritt ist frei. Historischer Anlass des Vortrages ist
der 50. Jahrestag der Mondlandung der US-Amerikaner Neil Armstrong und
Buzz Aldrin am 21. Juli 1969. Der Vortrag soll zu einer kritischen
Nachdenklichkeit über die bemannte Raumfahrt anregen. "Schließlich war
schon die erste bemannte Mondlandung nicht nur eine enorme technische
Leistung, sondern auch eine Machtdemonstration in Zeiten des Kalten
Krieges", sagt Karl-Heinz Lotze. Das Foto des blauen Planeten Erde,
aufgenommen von den Astronauten von Apollo 11, sei das wohl wichtigste
Ergebnis der Mondlandung, weil es die Verletzlichkeit unseres
Heimatplaneten und unsere Verantwortung für seine Bewahrung aufzeige.

Die Vorträge während der Tagung sind thematisch wieder breit gefächert: So
spricht Dr. Solmaz Adeli (Berlin) über "Flüssiges Wasser auf dem Mars",
Prof. Dr. Ernst Paunzen (Brno) hat das Thema "Galaktische Sternhaufen"
gewählt. Einen wissenschaftshistorischen Exkurs unternimmt Prof. Dr.
Jürgen Teichmann (München). Er spricht über "Von Keplers Weltharmonik und
seinem dritten Gesetz zur Physik des heliozentrischen Weltsystems - Welche
'Beweise' gab es für die Bewegung der Erde?".

Insgesamt, so Karl-Heinz Lotzes Fazit, wird die diesjährige Tagung durch
historische Jubiläen strukturiert. So erschien Johannes Keplers
"Weltharmonik" vor 400 Jahren. Vor 100 Jahren wurde erstmals Albert
Einsteins Voraussage von 1915 bestätigt, wonach die Lichtstrahlen am
Sonnenrand abgelenkt werden und vor 50 Jahren betrat Neil Armstrong als
erster Mensch den Mond. Ein weiteres Jubiläum, den 200. Geburtstag des
Periodensystems der Elemente, thematisiert Prof. Dr. Dietrich Lemke
(Heidelberg) in seinem zweiteiligen Vortrag über "Helium - beim Urknall
erschaffen, auf der Sonne gefunden". Den Abschluss der Tagung bildet ein
aufregendes Thema aus den letzten Wochen, nämlich die Frage, wie man ein
Schwarzes Loch fotografiert.

Das Rahmenprogramm der Tagung gestalten das Unternehmen Optical Vision
Ltd. aus Kempten und der Himmelsfotograf Gernot Meiser aus Saarlouis.
Getagt wird in den Rosensälen der Universität Jena (Fürstengraben 27).

Finanziell wird die Lehrerfortbildung Astronomie unterstützt durch die
Deutsche Physikalische Gesellschaft zusammen mit der
Wilhelm-und-Else-Heraeus-Stiftung Hanau, die Firma Optical Vision Ltd.
Kempten, den Erhard Friedrich Verlag Seelze und das Thüringer Institut
für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien (ThILLM) in Bad Berka.

Hinweis: In beschränktem Umfang stehen Plätze für interessierte Zuhörer
zur Verfügung. Bitte anmelden per E-Mail an:

kh.lotze[at]uni-jena.de.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/1908: Briefe gegen das Vergessen, Juni 2019


www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Briefe gegen das Vergessen - Aktion des Monats Juni 2019

- Griechenland - Zak Kostopoulos

- Ägypten - Malak al-Kashef

- Vietnam - Hồ Duy Hải



Täglich werden Menschen weltweit festgenommen, bedroht, gefoltert,
getötet. Weil sie ihre Meinung sagen, sich für die Menschenrechte in
ihrem Land einsetzen oder mit friedlichen Mitteln ihre Regierung
kritisieren. Gewaltlose politische Gefangene verschwinden oft für
Jahre hinter Gittern - ohne faires Gerichtsverfahren und unter
unterschiedlich schwierigen Haftbedingungen. Die Gefahr, dass sie
vergessen werden, ist groß. Darum brauchen sie unseren Schutz, unsere
Solidarität, unseren Einsatz!

Aus diesem Grund startet Amnesty International sogenannte "Briefe
gegen das Vergessen". Sie geben den Gefangenen Hoffnung und zeigen den
Verantwortlichen, dass die Gefangenen nicht in Vergessenheit geraten
sind. Die "Briefe gegen das Vergessen" wirken durch ihre enorme
Anzahl.

Wir brauchen Ihre Unterstützung. Gegen das Vergessen. Beteiligen Sie
sich an den Briefen gegen das Vergessen!

GRIECHENLAND

Zak Kostopoulos

Zak Kostopoulos (auch bekannt unter seinem Künstlernamen Zackie Oh)
setzte sich bis zu seinem Tod für die Rechte von LGBTI und
HIV-positiven Personen in Griechenland ein. Er starb am 21. September
2018 infolge eines gewaltsamen Übergriffs.

Videoaufnahmen zeigen, wie Zak Kostopoulos in einem Juwelierladen in
Athen brutal von zwei Männern zusammengeschlagen wurde. Außerdem ist
zu sehen, wie er anschließend gewaltsam von Angehörigen der Polizei
festgenommen wurde, als er bereits leblos am Boden lag. Ein Beamter
drückte Zak Kostopoulos sein Bein in den Nacken und ein zweiter
malträtierte ihn mit Tritten. Das forensische Gutachten kommt zu dem
Schluss, dass er an seinen zahlreichen Verletzungen gestorben ist.

Die strafrechtlichen Ermittlungen und Disziplinarverfahren waren
äußerst mangelhaft. Es wurde keine sorgfältige Beweisaufnahme
vorgenommen, der Tatort wurde nicht abgeriegelt, und die Angreifer
wurden nicht unmittelbar festgenommen. In den Medien wurde Zak
Kostopoulos als "Drogenabhängiger" dargestellt, der den Juwelierladen
ausrauben wollte.

Mittlerweile sind in Verbindung mit dem Tod von Zak Kostopoulos zwei
Zivilpersonen und vier Angehörige der Polizei der Körperverletzung mit
Todesfolge angeklagt worden. Seine Familie hat beantragt, diese
Anklage in Totschlag abzuändern. Im April erfuhr Amnesty
International, dass das strafrechtliche Ermittlungsverfahren
eingestellt wurde, obwohl es Bedenken bezüglich der Beweisaufnahme und
anderer Mängel gibt.

Bitte schreiben Sie bis zum 31. Juli 2019 höflich formulierte Briefe
an den griechischen Justizminister und fordern Sie ihn auf, dafür zu
sorgen, dass alle für den Tod von Zak Kostopoulos Verantwortlichen in
fairen Verfahren vor Gericht gestellt werden. In dem Prozess muss
untersucht werden, ob Hass, Diskriminierung oder anderweitige
Vorurteile als Motive zu werten sind.

Schreiben Sie in gutem Griechisch, Englisch oder auf Deutsch
an: 

Michalis Kalogirou

Ministry of Justice, Transparency and Human Rights

96 Mesogheion Avenue, 11527 Athens

GRIECHENLAND

Twitter: @ABZayed

E-Mail: grammateia@justice.gov.gr

Fax: 0030 - 210 7755835

(Anrede: Dear Minister / Sehr geehrter Herr Minister)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Hellenischen Republik

S. E. Herrn Theodoros Daskarolis

Kurfürstendamm 185, 10707 Berlin

Fax: 030 - 20 62 64 44

E-Mail: info@griechische-botschaft.de

(Standardbrief: 0,70 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Minister,

Zak Kostopoulos (auch bekannt unter seinem Künstlernamen Zackie Oh)
setzte sich bis zu seinem Tod für die Rechte von LGBTI und
HIV-positiven Personen in Griechenland ein. Er starb am 21. September
2018 infolge eines gewaltsamen Übergriffs.

Videoaufnahmen zeigen, wie Zak Kostopoulos in einem Juwelierladen in
Athen brutal von zwei Männern zusammengeschlagen wurde. Außerdem ist
zu sehen, wie er anschließend gewaltsam von Angehörigen der Polizei
festgenommen wurde, als er bereits leblos am Boden lag. Ein Beamter
drückte Zak Kostopoulos sein Bein in den Nacken und ein zweiter
malträtierte ihn mit Tritten. Das forensische Gutachten kommt zu dem
Schluss, dass er an seinen zahlreichen Verletzungen gestorben ist.

Die strafrechtlichen Ermittlungen und Disziplinarverfahren waren
äußerst mangelhaft. Es wurde keine sorgfältige Beweisaufnahme
vorgenommen, der Tatort wurde nicht abgeriegelt, und die Angreifer
wurden nicht unmittelbar festgenommen. In den Medien wurde Zak
Kostopoulos als "Drogenabhängiger" dargestellt, der den Juwelierladen
ausrauben wollte.

Hiermit fordere ich Sie auf, dafür zu sorgen, dass alle für den Tod
von Zak Kostopoulos Verantwortlichen in fairen Verfahren vor Gericht
gestellt werden. In dem Prozess muss untersucht werden, ob Hass,
Diskriminierung oder anderweitige Vorurteile als Motive zu werten
sind.

Mit freundlichen Grüßen


ÄGYPTEN

Malak al-Kashef

Malak al-Kashef ist eine ägyptische Menschenrechtlerin, die derzeit
willkürlich inhaftiert ist. Die 19-jährige Transfrau wird im
Tora-Gefängnis von Kairo, einem reinen Männergefängnis, in Einzelhaft
gehalten. Am 6. März 2019 verschleppten Angehörige des Geheimdienstes
Malak al-Kashef aus dem Haus ihrer Familie in Gizeh. Zuvor hatte die
Aktivistin nach einem Feuer im Kairoer Ramses-Bahnhof über die
Sozialen Medien zu Protesten aufgerufen. Am 2. April verlängerte die
Staatsanwaltschaft der Staatssicherheit ihre Haft ein zweites Mal um
weitere 15 Tage. Malak al-Kashef wird in dem Strafverfahren mit dem
Aktenzeichen 1739/2018 willkürlich beschuldigt, eine "terroristische
Organisation zu unterstützen" sowie "die Sozialen Medien für
Straftaten missbraucht zu haben".

Ihr Rechtsbeistand berichtete, dass sie am 10. März in einem
staatlichen Krankenhaus zu einer Analuntersuchung gezwungen worden
sei. Dort kam es auch zu weiteren sexualisierten Übergriffen durch das
medizinische Personal. Solche Übergriffe sind als Folter oder andere
Misshandlung zu werten und verstoßen gegen die
UN-Antifolterkonvention, den Internationalen Pakt über bürgerliche und
politische Rechte sowie die Afrikanische Menschen- und
Völkerrechtskonvention. Ägypten ist Vertragspartei aller drei
Verträge.

Bitte schreiben Sie bis zum 31. Juli 2019 höflich formulierte Briefe
an den Staatsanwalt und fordern Sie ihn auf, alle Anklagen gegen Malak
al-Kashef fallenzulassen und sie umgehend und bedingungslos
freizulassen, da sie eine gewaltlose politische Gefangene ist, die nur
aufgrund der friedlichen Wahrnehmung ihrer Rechte auf Meinungs- und
Versammlungsfreiheit in Haft ist. Bitten Sie zudem darum, dass Malak
al-Kashef bis zu ihrer Freilassung weder gefoltert noch anderweitig
misshandelt wird und ihre Haftbedingungen internationalen Standards
entsprechen. Appellieren Sie an ihn, dafür zu sorgen, dass die Praxis
der Analuntersuchungen umgehend eingestellt wird.

Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Nabil Sadek

Office of the Public Prosecutor

Dar alQada Al-Ali, Downtown Cairo

ÄGYPTEN

(Anrede: Dear Counsellor / Sehr geehrter Herr Staatsanwalt)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Arabischen Republik Ägypten

S. E. Herrn Badr Ahmed Mohamed Abdelatty

Stauffenbergstraße 6/7, 10785 Berlin

Fax: 030 - 477 10 49

E-Mail: embassy@egyptian-embassy.de

(Standardbrief: 0,70 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Staatsanwalt,

Malak al-Kashef ist eine ägyptische Menschenrechtlerin, die derzeit
willkürlich inhaftiert ist. Die 19-jährige Transfrau wird im
Tora-Gefängnis von Kairo, einem reinen Männergefängnis, in Einzelhaft
gehalten. Am 2. April verlängerte die Staatsanwaltschaft der
Staatssicherheit ihre Haft ein zweites Mal um weitere 15 Tage. Malak
al-Kashef wird in dem Strafverfahren mit dem Aktenzeichen 1739/2018
willkürlich beschuldigt, eine "terroristische Organisation zu
unterstützen" sowie "die Sozialen Medien für Straftaten missbraucht zu
haben". Ihr Rechtsbeistand berichtete, dass sie am 10. März in einem
staatlichen Krankenhaus zu einer Analuntersuchung gezwungen worden
sei. Dort kam es auch zu weiteren sexualisierten Übergriffen durch das
medizinische Personal. Solche Übergriffe sind als Folter oder andere
Misshandlung zu werten und verstoßen gegen die
UN-Antifolterkonvention, den Internationalen Pakt über bürgerliche und
politische Rechte sowie die Afrikanische Menschen- und
Völkerrechtskonvention. Ägypten ist Vertragspartei aller drei
Verträge.

Ich fordere Sie auf, alle Anklagen gegen Malak al-Kashef
fallenzulassen und sie umgehend und bedingungslos freizulassen, da sie
eine gewaltlose politische Gefangene ist, die nur aufgrund der
friedlichen Wahrnehmung ihrer Rechte auf Meinungs- und
Versammlungsfreiheit in Haft ist. Ich bitte Sie zudem darum, dafür zu
sorgen, dass Malak al-Kashef bis zu ihrer Freilassung weder gefoltert
noch anderweitig misshandelt wird und ihre Haftbedingungen
internationalen Standards entsprechen. Die Praxis der
Analuntersuchungen muss umgehend eingestellt werden.

Mit freundlichen Grüßen


VIETNAM

Hồ Duy Hải

Hồ Duy Hải wurde im März 2008 im Alter von 23 Jahren
festgenommen und neun Monate später vor dem Volksgericht in Long An
zum Tode verurteilt. Im April 2009 bestätigte das Berufungsgericht in
Ho-Chi-Minh-Stadt sowohl den Schuldspruch als auch sein Todesurteil.
Seither hat er keinen Zugang mehr zu seinen Rechtsbeiständen erhalten.
Ein 2012 eingelegtes Gnadengesuch wurde durch den damaligen
Präsidenten Trương Tấn Sang abgelehnt.

Berichten zufolge wurde Hồ Duy Hải durch Folter gezwungen, ein
"Geständnis" abzulegen. Sein Fall war zudem von weiteren
Unregelmäßigkeiten gekennzeichnet. Der Ausschuss für Rechtsfragen der
Nationalversammlung, der für die Klärung von Vorwürfen zu juristischem
Fehlverhalten zuständig ist, kam zu dem Schluss, dass sowohl das
erstinstanzliche als auch das Berufungsgericht schwere Verstöße gegen
die Verfahrensregeln begangen haben. Der Ausschuss fordert eine
Überprüfung des Falls von Hồ Duy Hải gemäß Paragraf 273 der
Strafprozessordnung.

Bitte schreiben Sie bis zum 31. Juli 2019 höflich formulierte Briefe
an den vietnamesischen Präsidenten und fordern Sie ihn auf, den
Schuldspruch und das Todesurteil gegen Hồ Duy Hải aufzuheben, da
sein Verfahren nicht den internationalen Standards entsprach.
Appellieren Sie zudem an ihn, unverzüglich ein Hinrichtungsmoratorium
zu verhängen mit dem Ziel, die Todesstrafe in Vietnam gänzlich
abzuschaffen.

Schreiben Sie in gutem Vietnamesisch, Englisch oder auf Deutsch
an: 

H. E Nguyễn Phú Trọng

2 Hùng Vương

Ba Đình, Hà Nội, VIETNAM

(Anrede: Your Excellency / Sehr geehrter Herr Präsident)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Sozialistischen Republik Vietnam

S. E. Herrn Nguyen Minh Vu

Elsenstraße 3, 12435 Berlin

Fax: 030 - 53 63 02 00

E-Mail: sqvnberlin@t-online.de

(Standardbrief: 0,70 EUR)


Dein Appell

Exzellenz,

ich möchte Sie heute auf den Fall von Ho Duy Hải aufmerksam
machen.

Der damals 23-Jährige wurde im März 2008 festgenommen und neun Monate
später vor dem Volksgericht in Long An zum Tode verurteilt.

Berichten zufolge wurde Ho Duy Hải durch Folter gezwungen, ein
"Geständnis" abzulegen. Sein Fall war zudem von weiteren
Unregelmäßigkeiten gekennzeichnet. Der Ausschuss für Rechtsfragen der
Nationalversammlung, der für die Klärung von Vorwürfen zu juristischem
Fehlverhalten zuständig ist, kam zu dem Schluss, dass sowohl das
erstinstanzliche als auch das Berufungsgericht schwere Verstöße gegen
die Verfahrensregeln begangen haben.

Ich bitte Sie hiermit, den Schuldspruch und das Todesurteil gegen Ho
Duy Hải aufzuheben, da sein Prozess nicht den internationalen
Standards für faire Verfahren entsprach. Bitte verhängen sie
unverzüglich ein Hinrichtungsmoratorium mit dem Ziel, die Todesstrafe
in Vietnam gänzlich abzuschaffen.

Mit freundlichen Grüßen

 * 

Quelle:

www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Herausgeber: amnesty international

Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V., 53108 Bonn

Telefon: 0228/98 37 30, E-Mail: info@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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NORDAMERIKA/125: US-Behörden schikanieren Anwälte, Journalisten und Aktivisten, die Geflüchteten helfen


Amnesty International - Pressemitteilung vom 2. Juli 2019

US-Behörden schikanieren Anwälte, Journalisten und Aktivisten, die
Geflüchteten helfen



Neuer Amnesty-Bericht dokumentiert, wie die US-Behörden Anwälte,
Journalisten und Aktivisten schikanieren und kriminalisieren, weil sie
Asylberatung anbieten und die Menschenrechtsverletzungen an der
US-mexikanischen Grenze dokumentieren und kritisieren.

BERLIN - "Die US-Regierung bedroht und kriminalisiert Menschenrechtler, die
sich an der US-mexikanischen Grenze für die Rechte von Geflüchteten
einsetzen. Dies dokumentiert der neue Amnesty-Bericht "Saving lives is not
a crime: Politically motivated legal harassment of migrant human rights
defenders by the USA". Seit 2018 missbrauchen die Behörden das nationale
Strafrecht und ihre Befugnisse, um gegen jene vorzugehen, die die massiven
Menschenrechtsverletzungen der US-Behörden an der Grenze dokumentieren und
kritisieren.

"Während die systematischen Verletzungen der Menschenrechte von Migranten,
Flüchtlingen und Asylsuchenden an der US-mexikanischen Grenze weiter
anhalten, gehen die Behörden nunmehr auch gezielt gegen Kritiker vor. Dazu
gehören Anwälte, die Rechtsberatung für Asylsuchende anbieten,
Journalisten, die über die anhaltenden Menschenrechtsverletzungen an der
Grenze berichten, und Aktivisten, die sich vor Ort für eine angemessene
humanitäre Unterstützung einsetzen", sagt Sumit Bhattacharyya, USA-Experte
bei Amnesty International in Deutschland. "Menschenrechtsverteidiger
berichteten Amnesty, dass die Behörden unter anderem die Grenzkontrollen
missbrauchen, um Menschen ohne richterlichen Beschluss zu durchsuchen. Die
Betroffenen müssen sich Leibesvisitationen unterziehen, werden zu ihren
finanziellen und beruflichen Kontakten verhört und müssen ihre
elektronischen Geräte abgeben, damit diese durchsucht werden können. Ziel
der Maßnahmen ist es offensichtlich, eine Anklage gegen sie zu
konstruieren." Verantwortlich sind vor allem das US-amerikanische
Heimatschutz- und das Justizministerium.

"Einigen Menschenrechtlern wurden Reisebeschränkungen auferlegt. In manchen
Fällen wurden Menschen unrechtmäßig verhaftet und sogar inhaftiert. Mit
ihrem Vorgehen verletzen die Behörden die Menschenrechte und verstoßen
sowohl gegen die US-Verfassung als auch gegen nationales und
internationales Recht", so Amnesty-Experte Bhattacharyya. "Amnesty
International fordert die US-Behörden dazu auf, den politisch motivierten
Missbrauch ihrer rechtlichen Befugnisse unverzüglich zu beenden. Anstatt
die Menschen zu verfolgen, die sich für ein Ende der
Menschenrechtsverletzungen einsetzen, sollten sie ihnen zuhören und die
menschenrechtliche Situation der Migranten und Asylsuchenden an der Grenze
verbessern."

 * 

Quelle:

Presesmitteilung vom 2. Juli 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ATTAC/1999: Attac-Sommerakademie - Das gute Leben für alle im Fokus


Attac Deutschland - Presseankündigung

Frankfurt am Main, 2. Juli 2019

Das gute Leben für alle im Fokus

Attac-Sommerakademie startet Ende Juli in Bochum


Mittwoch, 31. Juli, 19 Uhr (Anmeldung ab 15 Uhr), bis Sonntag
4. August, 13 Uhr

Erich-Kästner-Gesamtschule, Markstraße 189, Bochum



Wie kommen wir von einem Leben auf Kosten anderer zum guten Leben für alle?
Wem diese Frage auf den Nägeln brennt, findet bei der Sommerakademie von
Attac Deutschland viele Gelegenheiten zu lernen und zu diskutieren. In
diesem Jahr schlägt die zentrale Bildungsveranstaltung des
globalisierungskritischen Netzwerkes mitten im Ruhrgebiet ihre Zelte auf:
vom 31. Juli bis 4. August in der Erich-Kästner-Gesamtschule in Bochum.

In fast 100 Seminaren, Workshops und Foren können sich die Teilnehmenden in
sommerlich entspannter Atmosphäre mit der neoliberalen Globalisierung
auseinandersetzen, Alternativen kennenlernen und Lösungsstrategien für eine
solidarische Welt entwickeln. Im Mittelpunkt stehen dabei Ansätze für einen
sozialökologischen Umbau unserer Gesellschaft sowie die Themen Migration,
Rechtsruck, autoritäre Herrschaftsformen und Demokratie. Dazu kommen
Workshops, die politisches Handwerkszeug vermitteln. Auch das gemeinsame
Feiern kommt nicht zu kurz - ein vielseitiges kulturelles Programm mit
Konzerten, Kleinkunst und Ausstellungen bietet dafür den Rahmen.

Die Sommerakademie von Attac ist ein zentraler Treffpunkt der
globalisierungskritischen Bewegung und bietet eine gute Gelegenheit auch
für Neueinsteigerinnen und Neueinsteiger, Attac kennenzulernen und sich mit
den Themen und Argumenten des Netzwerkes vertraut zu machen. Erwartet
werden hunderte Attac-Aktive und Interessierte aus ganz Deutschland.

Die Attac-Sommerakademie findet statt in Kooperation mit der
Anne-Frank-Bildungsstätte, der Otto-Brenner- und der
Rosa-Luxemburg-Stiftung, dem Netzwerk Plurale Ökonomik, dem
Commons-Institut, dem I.L.A.-Kollektiv, der Initiative "Make Rojava Green
Again" sowie dem Bündnis für sexuelle Selbstbestimmung.

Die fünf Tage Sommerakademie kosten regulär 130 Euro einschließlich
Vollverpflegung und Kinderbetreuung. Tageskarten können an der Kasse
gekauft werden. Kostenfreie Schlafmöglichkeiten gibt es in einer Turnhalle
neben der Schule. Auf einer Rasenfläche hinter dem Schulgebäude kann
gezeltet werden.




Weitere Infos:

Attac-Sommerakademie (Anmeldung, Programm und Highlights):

www.attac.de/soak

Attac-Kampagne sozial-ökologische Verkehrswende:

www.attac.de/einfach-umsteigen

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/359: Schreckgespenst Enteignung! (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Schreckgespenst Enteignung!

Von Günter Buhlke, 1. Juli 2019



Im April dieses Jahres hat Kevin Kühnert in Deutschland große
Kapitaleigner und Politiker der Oberschichten sowie den deutschen
Michel in Unruhe versetzt. Alle Medien bestraften Kevin mit
böswilliger Schelte. Sie kochten das Thema Enteignung hoch und es
dauert an (Spiegel Nr. 25 vom 15. Juni 2019).

Das Gespenst geistert seit dem Erscheinen des "Manifests der
Kommunistischen Partei" 1848 bis heute durch Europa. Nun hat es sich
erneut öffentlich gemeldet. Die medialen Kanonen sind gegen links
gerichtet. Fakten beleuchten das Gespenst anders.

Im Verlauf der langen Zeit haben Wirtschafts- und
Politikwissenschaftler herausgefunden, dass nicht nur die linke Seite
der Gesellschaft Enteignungen für sinnvoll hält. Auch das deutsche
Grundgesetz lässt sie zu. Siehe Art. 14 (3) und Art. 15. Enteignungen
werden heutzutage von Teilen der oberen Schicht der Gesellschaft
toleriert und als legal betrachtet.

Beispiele: Den Aktionären der Deutschen Bank, des Bayerkonzerns, von
Volkswagen u.v.a. Unternehmen wird durch Fehlhandlungen der Vorstände,
die einen Aktienfall bewirken, Eigentum entzogen, ohne
Entschädigungen. Der großen Schicht der Rentner wird Eigentum
weggenommen durch eine gesetzliche Pflicht der Nachversteuerung ihrer
Rentenbezüge. Den gleichen Negativeffekt erleiden lt. DGB rund 1,8
Millionen Lohnabhängige des Niedriglohnsektors in Deutschland, die
keinen Tariflohn erhalten. Ostdeutsche erhalten bis zu 20 Prozent
niedrigere Löhne für die gleiche Arbeit ausgezahlt. Das haben
Abgeordnete der GROKO so gesetzlich festgelegt. Kein Wundern für
Proteste und für nicht erwartete Wahlergebnisse. Auch die
"Nullzinspolitik" der Sparkassen entzieht Eigentum bei Inflationsraten
um die zwei Prozent. Eine Minderung des Eigentumsanspruches findet im
Arbeitsprozess statt. Ein Teil des Zuwachses aus dem
Wertbildungsprozess wird einbehalten und er steht für den
Rekreationskreislauf der Arbeitnehmer nicht zur Verfügung.

Der politische Spuk der Enteignung ist traditionell gegen die linke
Seite der Gesellschaft gerichtet. So muss auch Kevin Kühnert leiden,
wenn er aktuell die Notlage der Wohnungsmieter bedenkt und die
Gewinnraten der Wohnungskonzerne im Blick hat. Kevins Sicht geht in
die Zukunft. Er sorgt sich um das Wohl der Abhängigen, die auf eine
gerechte Daseinsvorsorge in den Grundbereichen des Lebens angewiesen
ist. Das sind nicht nur Straßen und Bahnanlagen.
Daseinsvorsorgebereiche erfordern eine staatliche Verwaltung, die nach
Prinzipien der Gerechtigkeit und Menschenrechte arbeitet.

Die gleiche Zukunftssorge treibt auch Greta Thunberg um. Alle
Fortschritte im Bildungswesen, in der Forschung können in ein Chaos
enden, wenn die Natur kaputt geht. Es sind Gesetzeshandlungen der
Abgeordneten erforderlich, die von humanistischem Gedankengut getragen
werden. Egoismus ist ein Relikt der Vergangenheit. Im Mittelpunkt der
Zukunft sollten das humanistische Solidarprinzip und die Abkehr von
der Naturzerstörungen und Kriegen stehen.

Dass der Michel in allen Bundesländern Bedenken über Enteignungen hat,
könnte mit dem verlorenen Wissen um die Rolle des Eigentums und ihr
Zustandekommen zusammenhängen. Es wird in den Debatten über
Rechtmäßigkeiten zu oft übersehen, dass die Lohnabhängigen 84 Prozent
zum Steueraufkommen des Landes beitragen. Das sind
Umsatz/Mehrwertsteuer plus Soli, die Einkommenssteuer, die bei der
Lohnzahlung sofort einbehalten wird, und weitere (Energie,
Versicherung, Tabak etc.). Großkonzerne berichten in ihren Bilanzen,
dass sie keine Einkommens- (Gewinn)steuer zahlen. Sie informieren
nicht, dass sie Steuersparmodelle anwenden, zu versteuernde Werte im
Ausland parken (Stichwort Panama) oder aus dem Steuertopf nicht
gezahlte Beträge zurückholen (Cum-Cum).


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/358: Linda Moulhem Arous - Ein Poetry-Slam bis zum Ismus (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Linda Moulhem Arous - Ein Poetry-Slam bis zum Ismus

Von Linda Moulhem Arous für Neue Debatte [1], 24. Juni 2019



Mich stören viele Dinge an vielen Parteien, was mich an der AfD, FDP,
SPD und CDU stört, muss man denke ich nicht explizit erwähnen. Ich
kritisiere gerne auch mal meine Partei die LINKE. Aber nun zu den
Grünen.

Bitte lest euch den Text durch, bevor ihr euch das Video anschaut.

Das ist eine Partei, die vorgibt links zu sein, aber eigentlich das
komplette Gegenteil davon ist. Eine Partei, die vorgibt sich um
unseren Planeten zu kümmern, viele Forderungen hat, aber keine
Lösungsansätze. Eine Partei, die von uns allen verlangt umweltbewusst
zu sein, aber vergisst, dass die Problematik der Umwelt unmittelbar an
die soziale Frage geknüpft ist. Nicht jeder kann es sich leisten, grün
zu sein.

Es kann doch nicht wahr sein, dass eine Partei, bei der die Umwelt an
Nummer eins steht, kurz mal in der Regierung ist und für den ein oder
anderen katastrophalen Krieg stimmt. Man muss, glaube ich, nicht
erwähnen, was ein Krieg unserer Umwelt antut.

Ich würde mir wünschen, dass meine Generation hinterfragt, wen sie
dort eigentlich wählen. Ich möchte bei Weitem nicht die Linke
heroisieren, aber den Glauben aus der Welt schaffen, dass die Grünen
so toll und links sind; sie sind nämlich eher neoliberal und teilweise
voll auf Kriegskurs.

Sozialismus hin oder her: Die hegemonialen Strukturen in der Politik,
die unser Leben umgeben, funktionieren nicht, bringen nur den dort
oben etwas und sind eher schädlich für uns normale Bürger.

Das Video ist kein Rap, sondern es geht eher in Richtung Poetry-Slam
und soll kurz und knapp einige Menschen mobilisieren, sich etwas
intensiver mit Politik und Parteien auseinanderzusetzen.

 * 

Text zum Poetry-Slam

Ihr geht auf AfD Demos, anstatt die Fehler bei euch selbst zu
suchen, 

nennt euch links und sozialistisch, aber gebt den anderen nichts ab
von dem Kuchen!

Mein Motto ist ganz einfach Leute,

AfD is' Haram, deswegen fass' ich die Spasten nicht an,

wie ein Moslem Essen tagsüber am Ramadan!

Meine Meinung tangiert AKK peripher,

egal, sie ist so unnötig wie die Bundeswehr.

GroKo kann auch solo kandidieren,

aber ich kann ihre Politik in 4 Worten revidieren!

Sie wollen einen Stimmenanstieg, erhoffen sich einen Sieg,

einfach Bomben werfen für den Frieden im Kriegsgebiet!

Frei und liberal,

bei Twitter ganz viral,

voller Speisesaal,

doch die Armen scheiß egal!

Eine Mille hier, die andre dort,

Hauptsache gegen euch kein Wort!

Frag' doch mal im Balkan nach,

wie es nach dem Einsatz war.

Kosovo und Serbien bis heute noch versifft,

denn sie stimmten für einen Uranangriff!

Jede und jeder, der oder die, unseren Planeten liebt,

hält nichts von solch einer Politik!

Kein Krieg, dreh auf dieses Lied,

verbreite es auf Facebook, denn es reicht mit der Armut.

Kein Neoliberalismus, und auch sicherlich kein Faschismus,

der einzig wahre Ismus ist und bleibt der Sozialismus!

Text: Linda Moulhem Arous

Link zum Video:

https://www.facebook.com/100006928968474/videos/2291943887713221/


Anmerkung:

[1] https://neue-debatte.com/


Der Artikel/Das Interview "Linda Moulhem Arous - Ein Poetry-Slam
bis zum Ismus" wurde erstveröffentlicht im Meinungsmagazin Neue
Debatte:

https://neue-debatte.com/2019/06/24/linda-moulhem-arous-ein-poetry-slam-bis-zum-ismus/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AKTION/183: Büchel - Aktionsfestival für das Atomwaffenverbot, 5.-8.7.2019 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 2. Juli 2019

Büchel: Aktionsfestival für das Atomwaffenverbot



Am 7. Juli vor zwei Jahren wurde der Vertrag zum Verbot von Atomwaffen
bei den Vereinten Nationen verabschiedet. Bisher haben ihn bereits 23
Staaten ratifiziert und 70 unterschrieben.

Deutschland hält noch immer an der nuklearen Teilhabe fest und
akzeptiert die Stationierung von US-Atombomben in Büchel. Die
Bundesregierung plant sogar die Erneuerung der Trägersysteme für die
US-Atomwaffen in Deutschland.

Die US-Atombomben lagern in einer der schönsten Umgebung Deutschlands:
auf der Vulkaneifel in Rheinland-Pfalz. Im Rahmen der Aktionspräsenz
"20 Wochen gegen 20 Bomben" gestalten ICAN und IPPNW deshalb das
Aktionsfestival für ein Atomwaffenverbot. Mit Lagerfeuern, Workshops,
Theateraufführungen und Musik geht das einher. Den Höhepunkt hierbei
bildet der 7. Juli, an dem der zweite Jahrestag des Atomwaffenverbotes
gefeiert wird.

Politisch interessierte, kulturbegeisterte und feierfreudige Leute
kommen hier gleichermaßen auf ihre Kosten und verdeutlichen mit viel
Spaß und Engagement die politische Wichtigkeit des neuen Vertrages zum
Verbot von Atomwaffen.

Folgende Höhepunkte sind geplant:

6. Juli 2019 15:00-17:30 Uhr

Workshopnachmittag

7. Juli 2019 14:00 Uhr

Ökumenischer Gottesdienst mit Dr. Margot Käßmann

7. Juli 2019 15:00 Uhr

Performance Bombenballett

Das vollständige Programm gibt es hier:

https://buechel2019.nuclearban.de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSICHTEN/8688: Und morgen, den 03. Juli 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.07.2019 bis zum 04.07.2019 +++






[image: Jean-Luc 8688 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wolkenfelder hier und dort,

Jean-Luc hat doch das Gefühl,

Sonnenschein bleibt lange fort

bei dem Wettermixgewühl.
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GEWERKSCHAFT/019: Bsirske - Wer Menschenleben rettet, darf nicht kriminalisiert werden (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
2. Juli 2019

Bsirske: Wer Menschenleben rettet, darf nicht kriminalisiert werden



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) positioniert
sich klar gegen das Verhalten der italienischen Regierung und ihrer
Behörden, die die Festnahme der deutschen Kapitänin Carola Rackete
durchsetzten und ihr unter anderem Beihilfe zur illegalen
Einwanderung sowie eine Verletzung des Seerechts vorwerfen.

"Wer Menschenleben rettet, darf nicht kriminalisiert werden, erst
recht nicht in einem Land, das der Europäischen Union angehört", so
der Vorsitzende Frank Bsirske. Gemeinsam mit der Europäischen
Dachorganisation der Transportgewerkschaften ETF (European Transport
Workers' Federation) fordert ver.di die sofortige Freilassung von
Kapitänin Carola Rackete. Christine Behle, für die maritime
Wirtschaft zuständiges ver.di-Vorstandsmitglied, erwartet von der
Europäischen Union, dass sich alle Beteiligten verbindlich der
Verantwortung in der Flüchtlingsfrage stellen: "Die Hilfsprojekte
müssen sich stärker in die Herkunftsländer selbst fokussieren und
endlich umgesetzt werden; ausnahmslos alle der EU angehörigen Länder
müssen Flüchtende aufnehmen, und Seenotretter dürfen nicht weiter für
das Retten von Menschenleben bestraft werden!"

Rackete hatte mit 40 von ursprünglich 53 aus Seenot geretteten
Migranten an Bord im italienischen Hafen Lampedusa mit ihrem Schiff
angelegt. Zuvor hatte die italienische Regierung ein Verbot zum
Anlegen ausgesprochen. Ein Verbot entgegen der Vereinbarungen der
Genfer Flüchtlingskonvention.

Die völkerrechtrechtliche Verpflichtung zur Seenotrettung ist im
SOLAS-Übereinkommen (International Convention for Safety of Life at
Sea) geregelt. Sie ist Ausdruck von menschlichem Handeln zur Rettung
von Menschen in Seenot.

"Nach diesem Grundsatz handeln zivile Seenotretterinnen und
Seenotretter und haben sich der Rettung von Flüchtenden, insbesondere
im Mittelmeer verschrieben. So auch die Crew der "Sea-Watch 3",
geführt von der Kapitänin Carola Rackete, mit ihrem
Seenotrettungsschiff des gleichnamigen Vereins Sea-Watch e. V.", so
Bsirske.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.07.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/087: Neuerscheinung - Marx-Engels-Gesamtausgabe (MEGA). IV. Abt., Bd. 18 (idw)


Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften - 01.07.2019

Neuerscheinung: Marx-Engels-Gesamtausgabe (MEGA). IV. Abt., Bd. 18:

Karl Marx / Friedrich Engels: Exzerpte und Notizen. Februar 1864 bis
Oktober 1868



Der am 11. Juni erschienene Band IV/18 der Marx-Engels Gesamtausgabe
zeigt, dass Nachhaltigkeit, Globalisierung und industrielle Landwirtschaft
nicht nur Themen unserer Gegenwart sind, sondern bereits Bestandteile
philosophischer, politischer und ökonomischer Diskurse des 19.
Jahrhunderts waren. Es werden erstmals rund 800 Seiten mit Exzerptheften
von Karl Marx zur Agrarwissenschaft und zur politischen Ökonomie
veröffentlicht.

Die Exzerpte zeigen einen mit Naturwissenschaften und ökologischen Fragen
beschäftigten Marx und korrigieren so das Bild vom fortschrittsgläubigen
Denker mit einem rein funktionalistischen Natur- und
Ressourcenverständnis. Die Manuskripte wurden während der Abfassung des
ersten Bandes des "Kapital" und im Laufe der Vorbereitung und
Überarbeitung des zweiten und dritten Buchs des "Kapital" angefertigt. Der
Großteil der Exzerpte behandelt das Themenfeld Agrikultur: die Theorie der
Grundrente, Naturwissenschaften wie Agrikulturchemie, Geologie und
Botanik, das Problem der Bodenerschöpfung, die landwirtschaftlichen
Verhältnisse in Ländern wie Großbritannien, USA, Frankreich, Japan,
Russland, Irland und Indien sowie das Grundeigentum und die
Agrarverfassungen in vorkapitalistischen Gesellschaften.

Am Beginn dieser Studien stehen Marx' umfangreiche Auszüge aus Justus von
Liebigs "Agriculturchemie". Liebig reagierte hier auf das damals
voranschreitende, u.a. aus der landwirtschaftlichen Intensivierung
resultierende Problem der Bodenerschöpfung. Er trug dazu eine gründliche
Kritik des modernen landwirtschaftlichen Systems als "Raubwirthschaft"
vor, das nicht "nachhaltig" sei. Er warnt vor einem Zeitalter der
Hungersnöte, Rohstoffkriege und dem Zerfall der europäischen Zivilisation.

Ebenso intensiv wie die Debatten um die Liebig'sche Theorie der
Bodenerschöpfung verfolgte Marx andere Autoren und Studien, um Aspekte der
ökologischen Krise, wie beispielsweise auch die industrialisierte
Tierhaltung, zu untersuchen. Unter den rezipierten Autoren ragt der
Agrarwissenschaftler Carl Fraas hervor. Marx findet in Fraas' Schriften
eine ausführliche Erklärung eines innerhalb von Jahrhunderten durch
menschliche Tätigkeit herbeigeführten lokalen Klimawandels. Die
Zivilisation lässt "Wüsten hinter sich zurück", fasst Marx die Fraas'schen
Erkenntnisse zusammen.

Der neue MEGA-Band bietet nicht nur Einblicke in die "ökologischen"
Probleme und Debatten des 19. Jahrhunderts. In Bezug auf Marx kann
verfolgt werden, wie er die neuesten Erkenntnisse der "Klimatologie" und
Physiologie für seine gesellschaftskritischen Analysen nutzte. Marx
folgerte, dass es keine Rehabilitierung des "Stoffwechsels zwischen Mensch
und Natur" geben werde, solange alle stofflichen Aspekte nur eine
Nebensache des eigentlichen Produktionszweckes - der Vermehrung des
Kapitals - bleiben. Mit dem internationalen Warenhandel schreite der
Raubbau fort und werde, so Marx, "einen unheilbaren Riß" im Stoffwechsel
zwischen Menschen und Natur hervorbringen. Marx formulierte somit die
Gefahr der Erweiterung des Risses im natürlichen und gesellschaftlichen
Stoffwechsel infolge der Globalisierung. Dadurch werde eine nachhaltige
Produktion schlechthin unmöglich. Er sah die Rehabilitierung dieses
Stoffwechsels als eine Aufgabe an, die nur von sozialistischen
Gesellschaften zu lösen sei.

Im Zusammenhang mit weiteren in der MEGA erstmals veröffentlichten
Exzerpten zur Geologie (Bd. IV/26) und Chemie (Bd. IV/31) dokumentieren
die jetzt veröffentlichten Manuskripte die intensive Beschäftigung von
Marx mit den Naturwissenschaften; sie stellen damit zugleich neue Quellen
für die insbesondere in den USA in den letzten Jahren geführte
"Metabolismus"-Debatte zur Verfügung. Der Band wurde in
deutsch-japanischer Forschungskooperation in Berlin, Osaka und Tokyo
bearbeitet.


Weitere Informationen:

Marx-Engels-Gesamtausgabe (MEGA). IV. Abt., Bd. 18:

Karl Marx / Friedrich Engels: Exzerpte und Notizen. Februar 1864 bis
Oktober 1868, November 1869, März, April, Juni 1870, Dezember 1872.

Bearbeitet von Teinosuke Otani, Kohei Saito und Timm Graßmann.

Herausgegeben von der Internationalen Marx-Engels-Stiftung (IMES),
Amsterdam.

Berlin / Boston: De Gruyter Akademie Forschung 2019. 2 Bde. XVI, 1294
Seiten, 38 Abb.

189 Euro. ISBN 978-3-11-058369-4.

Inhaltsverzeichnis und Einführung sind abrufbar unter:

http://mega.bbaw.de/struktur/abteilung_iv

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution556

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften, 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/748: Münster - Führung "Der Historische Zwinger in der Nazi-Zeit" am 7.7.2019


Stadt Münster

Der Zwinger in der Nazi-Zeit



Münster (SMS) Am Sonntag, 7. Juli, steht der Zwinger an der Promenade
im Mittelpunkt einer Führung. Der Rundgang erläutert die Nutzung des
fast 500 Jahre alten Gebäudes zur Zeit des Nationalsozialismus. Ab
1939 wurde es zum Kulturheim der münsterschen Hitlerjugend, ab 1944
diente der Zwinger der Geheimen Staatspolizei als Gefängnis und
Hinrichtungsstätte. Das heutige Denkmal wurde im Kriegsherbst 1944 von
Bomben zerstört. 

Da die Führung mit einem Einführungsfilm beginnt,
treffen sich Interessierte um 11 Uhr im Foyer des Stadtmuseums (drei /
zwei Euro). Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Juli 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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INFOPOOL / GESELLSCHAFTEN / STIFTUNGEN





VW-STIFTUNG/020: Freiräume für neue Wege schaffen und Grenzen ausloten - Bilanz für 2018 (idw)


VolkswagenStiftung - 01.07.2019

Freiräume für neue Wege schaffen und Grenzen ausloten: VolkswagenStiftung
zieht Bilanz für 2018



Für wissenschaftliche Forschungsprojekte und Veranstaltungen hat die
VolkswagenStiftung im Jahr 2018 207,2 Mio. Euro bewilligt. Gegenüber 2017
bedeutet das ein Plus von 30,7 Prozent - und gleichzeitig die zweithöchste
Fördersumme der Stiftungsgeschichte. Der Fokus lag in der Allgemeinen
Förderung auf einer Neuausrichtung des Förderportfolios, um künftig
Forschenden bessere finanzielle und zeitliche Perspektiven zu bieten und
ihnen neue Wege sowie mehr Freiräumen zu eröffnen.

Die drei Förderinitiativen "Momentum - Förderung für Erstberufene",
"Künstliche Intelligenz - Ihre Auswirkungen auf die Gesellschaft von
morgen" sowie "Globale Herausforderungen - Integration unterschiedlicher
Perspektiven zu sozialer Ungleichheit" stehen exemplarisch für ein
Grundmotiv, das die VolkswagenStiftung im Jahr 2018 bei der Neuausrichtung
ihres Förderangebots verfolgt hat: Forscherinnen und Forschern wieder mehr
Raum zu geben, um grundlegend Neues und Unbekanntes zu explorieren, auch
in ungewöhnlichen Konstellationen der Zusammenarbeit. Hier sah die
Stiftung Handlungsbedarf, vermehrt als Impulsgeberin strukturell
ausgerichteter Maßnahmen zu wirken.

In der Initiative "Momentum - Förderung für Erstberufene" [1], deren erster
Stichtag in 2018 lag, können Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in
einer frühen Phase nach Antritt ihrer ersten Lebenszeitprofessur Mittel
zur inhaltlichen und strategischen Weiterentwicklung ihres Arbeitsgebietes
beantragen. Die hohe Antragszahl beweist, wie groß der Wunsch nach mehr
Freiräumen für neues Denken in Forschung und Lehre im Universitätsalltag
ist.

Die Erweiterung der eigenen Perspektive und Kompetenz durch
interdisziplinäre Kooperationen steht bei "Künstliche Intelligenz - Ihre
Auswirkungen auf die Gesellschaft von morgen" [2] im Fokus. Die Initiative,
in der 2018 erstmal Bewilligungen ausgesprochen wurden, fordert die
frühzeitige Zusammenarbeit der Technikwissenschaften mit Gesellschafts-
und/oder Geisteswissenschaften bei der Entwicklung von KI-Anwendungen ein -
vor dem Hintergrund des rasanten Innovationstempos und der Verantwortung
gegenüber der Gesellschaft.

Die gemeinsame Bearbeitung globaler Fragen in internationalen
Konstellationen ist das Ziel der Initiative "Globale Herausforderungen" [3], deren erster
Stichtag sich im Jahr 2018 dem Thema "Social Inequality" widmete. Neue
Ansätze durch die unterschiedlichen Blickwinkel von Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern aus "High Income Countries" und "Low and Middle
Income Countries" sollen in diesem Förderengagement an erster Stelle
stehen. Das Angebot wird von der Stiftung gemeinsam mit weiteren
europäischen Förderorganisationen getragen.

Insgesamt hat die VolkswagenStiftung 2018 ihre Verbindungen zu
europäischen und internationalen Förderpartnern verstärkt und weiter
ausgebaut. "Unser Förderportfolio ist nachhaltiger, kreativer und
kooperativer geworden. In einer Zeit, in der Nationalismus und Populismus
erstarken, ist es wichtiger denn je, dass auch wissenschaftsfördernde
Organisationen und Stiftungen grenzüberschreitend zusammenwirken und eine
starke Allianz bilden", erklärt Dr. Wilhelm Krull, Generalsekretär der
VolkswagenStiftung.

Aufgliederung der Gesamtbewilligungssumme (207,2 Mio. Euro) nach
verschiedenen Aspekten:

Bewilligungssummen nach Bereichen:

• Allgemeine Förderung: 70,8 Mio. Euro (Vorjahr: 81,3 Mio. Euro)

• Niedersächsisches Vorab : 133,1 Mio. Euro (Vorjahr: 73,6 Mio.
Euro)

• Stiftungseigene Projekte/Veranstaltungen: 3,3 Mio. Euro
(Vorjahr: 3,6 Mio. Euro)

Bewilligungen nach Fachgebieten in der "Allgemeinen Förderung":

• Geistes- und Gesellschaftswissenschaften: 34,4 Mio. Euro (48,7
% der Mittel) für 201 Vorhaben

• Biowissenschaften einschließlich Medizin: 19,6 Mio. Euro (27,7
% der Mittel) für 67 Vorhaben

• Naturwissenschaften und Mathematik: 13,2 Mio. Euro (18,6 % der
Mittel) für 69 Vorhaben

• Ingenieurwissenschaften: 1,8 Mio. Euro (2,5 % der Mittel) für
13 Vorhaben

• Fachgebietskombinationen: 1,8 Mio. Euro (2,5 % der Mittel) für
10 Vorhaben.

Insgesamt wurden im Berichtsjahr in der Allgemeinen Förderung 1.663
Anträge begutachtet; die Bewilligungsquote lag mit 360 Bewilligungen bei
21,7 %.

Entwicklung des Stiftungskapitals:

2018 beliefen sich die Erträge aus der Vermögensbewirtschaftung der
Stiftung auf 260,6 Mio. Euro. Davon wurden 10,7 Mio. Euro zur
Werterhaltung des Stiftungsvermögens als Rücklagen dem Kapital zugeführt.

Mit 3,2 Milliarden Euro Stiftungskapital und einem Anspruch auf die
Dividende von rund 30 Millionen VW-Aktien, die der VolkswagenStiftung aus
der Beteiligung des Landes Niedersachsen an der Volkswagen
Aktiengesellschaft zusteht, zählt die VolkswagenStiftung zu den größten
Stiftungen in Europa und ist die bei weitem größte private
wissenschaftsfördernde Stiftung in Deutschland.

Der vollständige Jahresbericht der VolkswagenStiftung ist hier einzusehen:
https://www.volkswagenstiftung.de/aktuelles-
presse/publikationen/jahresbericht-2018


INFORMATIONEN ZUR VOLKSWAGENSTIFTUNG:

Die VolkswagenStiftung ist eine eigenständige, gemeinnützige Stiftung
privaten Rechts mit Sitz in Hannover. Mit einem Fördervolumen von
insgesamt etwa 150 Millionen Euro pro Jahr ist sie die größte private
deutsche wissenschaftsfördernde Stiftung und eine der größten Stiftungen
hierzulande überhaupt. Ihre Mittel vergibt sie ausschließlich an
wissenschaftliche Einrichtungen. In den mehr als 50 Jahren ihres Bestehens
hat die VolkswagenStiftung rund 30.000 Projekte mit insgesamt mehr als 4,7
Milliarden Euro gefördert. Auch gemessen daran zählt sie zu den größten
gemeinnützigen Stiftungen privaten Rechts in Deutschland.

Weitere Informationen über die VolkswagenStiftung finden Sie unter

https://www.volkswagenstiftung.de/stiftung/wir-ueber-uns.

Anmerkungen:

[1] https://www.volkswagenstiftung.de/unsere-foerderung/unser-foerderangebot-im-ueberblick/momentum-f%C3%B6rderung-f%C3%BCr-erstberufene

[2] https://www.volkswagenstiftung.de/unsere-foerderung/unser-foerderangebot-im-ueberblick/k%C3%BCnstliche-intelligenz-%E2%94%80-ihre-auswirkungen-auf-die-gesellschaft-von-morgen

[3] https://www.volkswagenstiftung.de/unsere-foerderung/unser-foerderangebot-im-ueberblick/globale-herausforderungen-%E2%80%93-integration-unterschiedlicher-perspektiven-zu-sozialer-ungleichheit

Weitere Informationen unter:

https://www.volkswagenstiftung.de/aktuelles-presse/publikationen/jahresbericht-2018

- Der vollständige Jahresbericht der VolkswagenStiftung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution458

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

VolkswagenStiftung, 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





FERIEN/950: Kassel - Sommerferienprogramm in der Jugendbücherei ab 9.7.2019


Stadt Kassel

Sommerferienprogramm für Kinder in der Jugendbücherei



Die Vorlesepatinnen der Jugendbücherei lesen jeden Mittwochnachmittag
von 16.30 bis 17.30 Uhr lustige und spannende Geschichten vor.

Wie auch in den vergangenen Jahren gibt es eine lange Lesenacht für
Kinder von acht bis zehn Jahren. Am Dienstag, 9. Juli, um 19 Uhr geht
es los. Dann kann in der Jugendbücherei gelesen werden bis die Augen
zufallen. Die Lesenacht endet am nächsten Morgen mit einem gemeinsamen
Frühstück. Für diese Veranstaltung ist eine Anmeldung unter der
Telefonnummer 05 61/9 20 17 17 erforderlich.

Am Mittwoch, 17. Juli, findet von 16.30 bis 17.30 Uhr ein
mehrsprachiger Leseworkshop in Deutsch, Arabisch und Farsi für Kinder
ab drei Jahren in Zusammenarbeit mit piano e.V. statt.

Am Donnerstag, 25. Juli, können Kinder, Jugendliche und Erwachsene von
15 bis 17 Uhr gemeinsam mit dem Spiele-Autor Martin Ebel von "Kassel
Spielt e.V." Gesellschaftsspiele ausprobieren.

Am Mittwoch, 31. Juli, von 10 bis 12 Uhr, haben Kinder ab acht Jahren
die Möglichkeit, unter dem Motto "Ab geht die Post!" Briefe und
Postkarten zu schreiben und zu gestalten. Für diese Veranstaltung ist
eine Anmeldung unter der Telefonnummer 05 61/9 20 17 17 erforderlich.

Die Jugendbücherei ist während der gesamten hessischen Sommerferien
montags bis donnerstags von 13 bis 18 Uhr und freitags von 9 bis 18
Uhr geöffnet.


Weitere Informationen unter:

https://www.kassel.de/einrichtungen/stadtbibliothek/index.php

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 13. Juni 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/1876: Bielefeld - "Hühnerlulu" am 5. Juli 2019


Stadt Bielefeld

"Hühnerlulu" - Bücherspaß für Kinder



Bielefeld (bi). Die Stadtbibliothek am Neumarkt stellt am Freitag, 5.
Juli, um 16 Uhr das Buch "Hühnerlulu" in der Kinderbibliothek vor. Die
Veranstaltung in der Reihe "Kunterbunter Bücherspaß" mit Vorlesen,
Spielen und Basteln ist für Kinder von vier bis sechs Jahren geeignet.

Eintrittskarten sind für zwei Euro in der Kinderbibliothek oder unter
Telefon 0521 51-2457 erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





SPORT UND SPIEL/253: Mönchengladbach - "JUPP im Park", Spiel und Spaß Festival am 7. Juli 2019


Stadt Mönchengladbach

JUPP im Park: Spiel und Spaß Festival für Kinder und Jugendliche am
7. Juli am Geroweiher



Das Team der Abteilung Jugendpflege und Prävention der Stadt
Mönchengladbach lädt Kinder, Jugendliche und Familien herzlich ein,
das vielfältige Angebot der offenen Kinder- und Jugendarbeit in
Mönchengladbach kennenzulernen.

Das geht am Sonntag, 7. Juli von 13 bis 18 Uhr beim 3. JUPP im Park am
Geroweiher. Kinder- und Jugendzentren, Abenteuerspielplätze,
Jugendverbände und weitere Partner bieten ein vielseitiges und
spannendes Programm. Tanz, Musik, Natur erleben, Kunst, Spiel und
Bewegung; von allem ist etwas dabei. Das Virtual- Reality- Spiel
"Esc@p3 - spiel das Museum!", Schnupperrunden auf dem Geroweiher mit
dem Kanu und das Finale der Streetsoccer-League sind nur einige der
Highlights.

Alle Mitmach- Angebote sind kostenlos. Zu Essen und Trinken gibt es zu
familienfreundlichen Preisen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AKTION/948: Köln - Rundgang 2019 an der Kunsthochschule für Medien Köln, 10.-14.07.2019


Kunsthochschule für Medien Köln - 01.07.2019

Rundgang 2019 an der Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Vom 10. bis 14. Juli.

Mit Ausstellung, Filmprogramm, Lesungen, Performances, Konzerte




	Eröffnung: Mittwoch, 10. Juli, 18 Uhr, Aula, Filzengraben 2, 50676 Köln

	Begrüßung: Prof. Dr. Hans Ulrich Reck (Rektor) und Christian Sievers (Prorektor).

	Öffnungszeiten der Ausstellungen: Donnerstag bis Sonntag, 11. bis 14. Juli, 14 bis 20 Uhr

	Filmprogramm in der Aula: Donnerstag bis Sonntag, 14 Uhr, 16 Uhr, 18 Uhr, 20 Uhr

	Studienberatung: Donnerstag, Samstag, Sonntag, 14 bis 16.30 Uhr, Foyer Aula

	Infopoint: Foyer Aula, 14-20 Uhr, Filzengraben 2, 50676 Köln

	Eintritt frei



Der jährliche Rundgang der KHM bietet einen umfassenden Einblick in die
individuellen künstlerischen Schwerpunkte und inhaltlichen Interessen, die
die Studierenden der KHM im Rahmen ihres Studiums der Medialen Künste
verfolgen. Die Spannbreite reicht von künstlerischen Experimenten bis hin
zu den Abschlussarbeiten der Diplomand*innen. Zu sehen sind dieses Jahr
wieder mehr als 150 aktuelle Werke, darunter Mixed-Media-Installationen,
Sound- und Videoinstallationen, Fotoarbeiten, Klangobjekte, Performances,
Zeichnungen, Malerei. Wie gewohnt erstreckt sich der ausgedehnte
Ausstellungsparcours über Ateliers, Labore und Studios der KHM entlang des
Filzengrabens bis hin zu benachbarten Ausstellungsräumen, wie GLASMOOG
(KHM, Filzengraben 2a), Matjö (BBK, Mathiasstr. 15) oder der
Ausstellungshalle des Kunsthaus Rhenania (Rheinauhafen, Bayenstr. 28).

Live-Art und Performances gewinnen im künstlerischen Feld immer mehr an
Bedeutung, was sich auch in den künstlerischen Schwerpunkten der
Studierenden widerspiegelt. Entsprechend finden auch in diesem Jahr wieder
zahlreiche Live-Events statt, darunter "Lovely Music", ein temporärer Raum
für immersive Mehrkanalkompositionen, sich langsam verändernde drones und
Klangschichten aus field recordings; das audiovisuelle Performanceprogramm
"Shifting Layers", das sich Gesten des Übersetzens, Abtasten und Lesens
widmet, sowie das Rehearsed-Reading aus einem multivokalen Stück der
britischen Dramatikerin Sarah Kane (1971-1999) und weitere
Lecture-Performances.

otic. radio, die inzwischen seit mehr als drei Semestern bestehende
studentische Plattform für radiophone Kunst, wird den Rundgang begleiten
und verschiedene dieser Live-Veranstaltungen, wie Performances, Konzerte,
Lesungen, unter www.khm.de/oticradio übertragen - stay tuned, Teil des
Programms sind dabei auch Lesungen aus der neuen Ausgabe der Anthologie
"KURZE" des Schwerpunkts Literarisches Schreiben an der KHM - einer
frischen, neuen Stimme der Kölner Literaturszene, deren Interesse vor
allem den Kurzformen gilt: Gedichten, Kurzgeschichten und Essays.

Als Satellit eröffnet dieses Jahr zudem als Erweiterung des Rundgangs am
Samstag, 13. Juli 2019, um 19 Uhr, eine im Lehrgebiet Transmedialer Raum
erarbeitete externe Ausstellung "Praktiken der Annäherung / Practices of
Approximation" (bis 28.07.) in der Temporary Gallery (Mauritiuswall 35,
50676 Köln) - ein gemeinsames Projekt von Studierenden, mit der KHM
verbundenen Künstler*innen und Lehrenden, welche die gesellschaftliche
Konstruiertheit der Beziehungen zwischen den Spezies reflektiert und dabei
den Versuch unternimmt, die Perspektiven nicht menschlicher Akteur*innen
(wie z.B. Tiere oder Pflanzen) mitzudenken bzw. einzubeziehen.

Das Filmprogramm präsentiert an vier Tagen insgesamt 50 filmische Arbeiten
von Studierenden in der Aula der KHM, die in den letzten 12 Monaten im
Rahmen des Studiums entstanden sind. Es sind Spielfilme, Dokumentarfilme,
Animationen, Experimentalfilme und neue hybride Formen des filmischen
Erzählens in unterschiedlichen Längen, die gemischt in 14 Programmblöcken
in der Aula der KHM gezeigt werden. Darunter befinden sich 19 Diplomfilme,
die jeweils in den Abendprogrammen um 18 Uhr und 20 Uhr präsentiert
werden. Die Projekte aus dem Hauptstudium und Postgraduiertenstudium
werden in den Nachmittagsprogrammen um 14 Uhr und 16 Uhr gezeigt. Die
Filmemacher*innen sind anwesend und geben nach der Vorführung ihrer Filme
Einblick in die Konzeption und Realisierung ihrer Filme und Videoarbeiten.
Einige der Filme sind beim Rundgang zum ersten Mal auf der Leinwand zu
sehen; andere wiederum feierten ihre Premiere bereits auf internationalen
Festivals und wurden ausgezeichnet. Der Abschlussfilm "Oray" von Mehmet
Akif Büyükatalay wurde beispielsweise bei der Berlinale 2019 uraufgeführt,
mit dem Preis für den besten Erstlingsfilm 2019 ausgezeichnet und hatte im
Mai seinen deutschen Kinostart. Der Abschlussfilm von Beryl Magoko und
Jule Katinka Cramer "In Search ..." erhielt bei der Welturaufführung beim
Internationalen Leipziger Festival für Dokumentarfilm 2018 den
Publikumspreis und wurde zwischenzeitlich auf weiteren Festivals vom
Publikum oder den Jurys ausgezeichnet.

Außerdem findet im Rahmen des Rundgangs wieder die Diplomfeier statt: Rund
60 Diplomand*innen haben 2018/2019 erfolgreich ihr Studium der Medialen
Künste abgeschlossen. Zahlreiche ihrer Werke sind in der Ausstellung oder
im Filmprogramm zu sehen. Eine Publikation im Taschenbuchformat bietet -
neben ausführlichen Informationen zum Programm des Rundgangs - eine
Dokumentation aller aktuellen Diplomprojekte.

Vorschau auf den Rundgang: Scan me

Aktuell wirbt ein QR-Code, mit dem Smartphone Nutzer*innen AR-Projekte
erleben können, für den Rundgang an der KHM. Die AR-Projekte wurden von
Studierenden der KHM unter der Leitung von Jung Saeyun extra für den
Rundgang im Animationsstudio entwickelt. "Augmented Reality löst Grenzen
auf, den identifizierbaren Filter zwischen den Welten, und ermöglicht dem
Betrachter, zwischen den Realitäten (virtuell und real) zu wechseln. Wir
nutzen AR an der KHM, um analoge Kunst in digitale Erlebnisse zu
verwandeln", sagt Isabel Herguera, Professorin für Expanded Animation und
Leiterin des Animationsstudio der KHM.

Anleitung zu Scan me:


	QR-Code scannen und Artivive App installieren

	Artivive App starten und Smartphone auf den QR-Code des Rundgangplakats halten

	Sound einschalten




Weitere Informationen unter:

http://www.khm.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution161

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kunsthochschule für Medien Köln, 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DAS BLÄTTCHEN/1907: Wahlnachlese Polen


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 12 | 10. Juni 2019

Wahlnachlese Polen

von Jan Opal, Gniezno



In Polen waren die Wahlen zum Europäischen Parlament übersichtlicher - auf
lediglich sechs Wahllisten bewarben sich Kandidaten um die Gunst der
Wähler. Drei Gruppierungen waren gegen die geltende liberale Verfassung von
1997, drei verteidigten sie. In das Brüsseler Parlament schicken nunmehr
drei Listen ihre Abgeordneten, die anderen scheiterten an der
Fünfprozent-Hürde. 27 Abgeordnete darf das nationalkonservative
Regierungslager schicken, 25 entfallen auf die Verfassungsseite. Noch enger
erweist sich der Abstand, wenn die abgegebenen Stimmen derjenigen
verglichen werden, die in das Parlament einziehen, denn die Abgeordneten
der Nationalkonservativen erhielten bei 13,6 Millionen abgegebener
Wählerstimmen nur knapp 116.000 Stimmen mehr als diejenigen des
Verfassungslagers.

Erst wenn die abgegebenen Stimmen auf alle sechs Listen aufgeteilt werden,
ergibt sich ein größerer Abstand. Die Gegner der Verfassung hätten dann
einen rechnerischen Vorteil von immerhin 1,07 Millionen Stimmen mehr.
Bedenklich daran ist, dass eine deutliche Mehrheit der jüngeren Wähler hier
den fatalen Ausschlag gibt.

Rechts von den Nationalkonservativen gab es zwei konkurrierende Listen, die
zwar den Einzug ins EU-Parlament verfehlten, doch insgesamt 1,12 Millionen
Stimmen zusammenbrachten. Im Unterschied zu den Nationalkonservativen wird
die EU in diesen Gruppierungen bereits offener angegriffen, wird die
vergleichsweise zurückhaltende Rhetorik des Kaczyński-Lagers, in dem
regelmäßig ein das Polentum herausfordernder EU-Sozialismus beklagt wird,
bereits ins Extremistische gesteigert. Wie diese Kräfte nun nach der
Niederlage, die zusammengerechnet nicht einmal eine war, zu den
Parlamentswahlen im Herbst antreten werden, bleibt abzuwarten. Ein
einheitlicher rechtsnationalistischer Block hätte angesichts der
augenblicklichen Stimmung unter einem Großteil jüngerer Wählerschichten
größere Chancen, in den Sejm einzuziehen. Das Kaczyński-Lager wird das
aber wohl eher zu verhindern suchen.

Der Löwenanteil im Verfassungslager fiel auf die Europäische Koalition, die
22 Mandate eroberte. Davon werden in Brüssel 17 zu den Christdemokraten,
fünf zu den Sozialdemokraten gehen. Außerdem kam Robert Biedrońs
Frühlingspartei auf drei Sitze, die ebenfalls zu den Sozialdemokraten gehen
werden. Während die Europäische Koalition in etwa jenen Stimmenanteil von
38,47 Prozent der abgegebenen Stimmen holte, mit dem man rechnen konnte,
blieb Biedrońs Partei indes deutlich unter den eigenen Erwartungen.
Das Ergebnis von nur 6,06 Prozent darf auch als Warnung verstanden werden,
denn im Herbst dieses Jahres dürfte es viel schwerer werden, in das
Parlament einzuziehen. Es liegt auf der Hand, dass die Wahlkampfstrategen
der Nationalkonservativen bereits wieder mit der Möglichkeit spielen, dass
das linksliberale und linksgerichtete Spektrum trotz etlicher
zusammengerechneter Prozentpunkte doch wieder ohne Parlamentssitze bleibt.
Das würde die Chancen kräftig erhöhen, die nationalkonservative
Alleinregierung fortsetzen zu können. Den jetzt erreichten Wert von 45,38
Prozent der abgegebenen Wählerstimmen hatte seit 1990 noch nie eine
Gruppierung bei landesweiten Wahlen erreicht.

Insofern ist auch die Ankündigung der moderaten, wiewohl konservativen
Agrarier bedeutsam, nunmehr die Europäische Koalition verlassen zu wollen,
im Herbst also alleine anzutreten. Zwar suche man, so heißt es aus der
Parteizentrale, nach neuen Verbündeten, um sicher in das Parlament
einzuziehen, doch werde das Bündnis mit der großstädtischen Koalition
aufgegeben, weil der Linksschwenk dort zu heftig gewesen sei. Tatsächlich
wird es im Herbst in den ländlichen Räumen auch darum gehen, ob gegen den
sich dort abzeichnenden nationalkonservativen Siegeszug überhaupt noch ein
wirksames Kraut gewachsen ist. Würden die moderaten Agrarier in den Dörfern
östlich und westlich der Weichsel vollkommen unter die Räder kommen, wäre
das Rennen für Warschau entschieden.

Und die Europäische Koalition? Erst Ende des Monats wird sich abzeichnen,
was von dem breiten politischen Oppositionsbündnis bleiben wird. Das
Spektrum reicht nach dem Auszug der Agrarier immer noch von den
Konservativen über die Wirtschaftsliberalen bis hin zu linksliberalen,
frauenrechtlerischen Positionen. Die zusammenhaltende Klammer ist die
Gegnerschaft zur Kaczyński-Politik, doch schätzten selbst gutmeinende
Beobachter nach dem jüngsten Wahlgang ein, dass das für den Herbst nicht
mehr ausreichen dürfte, um die nationalkonservative Regierung abzulösen. Da
das Rennen in den Großstädten und in den ländlichen Räumen bereits
entschieden zu sein scheint, bleiben die wahltechnisch schwierigen Regionen
dazwischen - die kleinen und mittleren Städte - wohl von ausschlaggebender
Bedeutung. Wie zuletzt geht es auch dann wieder um die Wahl zwischen einem
im Grundsatz europäischen Polen oder um ein sich vor "Europa" gleichermaßen
fürchtendes wie schützendes abstrus gewordenes Polentum. Und das beste
Argument der Kaczyński-Partei, dass es auch mit dem sich
verteidigenden Polentum gut vorangehe, ist der zynische Verweis auf das
anhaltend hohe Wirtschaftswachstum, das in diesem Jahr an die fünf Prozent
des Bruttoinlandsprodukts herankommen wird.

 * 
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BASF baut 6000 Arbeitsplätze ab

Von Dietmar Gaisenkersting

2. Juli 2019



Der Chemie-Konzern BASF kündigte am Donnerstag letzter Woche an, 6000
Arbeitsplätze abzubauen, die Hälfte davon in Deutschland. Der Konzern
reagiert damit auf die Forderung der Finanzmärkte und Investoren,
angesichts wachsender Handelskriegsmaßnahmen die Personalkosten drastisch
zu reduzieren und die Profite zu erhöhen.

In einer Pressemitteilung schrieb der Konzern, die "organisatorische
Neuausrichtung" schaffe BASF "profitableres Wachstum". Die Verwaltung werde
verschlankt, Abläufe und Prozesse vereinfacht. Das Unternehmen, das
weltweit etwa 122.000 Beschäftigte hat, will dadurch "Einsparungen von 300
Millionen Euro" durchsetzen.

Das so genannte "Exzellenzprogramm" richtet sich direkt gegen die Arbeiter
und Angestellten und soll die Profite deutlich steigern. Durch die
Abschaffung von Synergien soll "ab Ende 2021 einen Ergebnisbeitrag von
jährlich 2 Milliarden Euro" erreicht werden. Unmittelbar nach Bekanntgabe
des Arbeitsplatzabbaus stieg der BASF-Aktienkurs deutlich an.

Der Großteil der Arbeitsplätze, die in Deutschland abgebaut werden sollen,
wird den Konzernsitz in Ludwigshafen treffen. Dort sind 40.000 Menschen
beschäftigt. BASF-Vorstandschef Martin Brudermüller will in allen Bereichen
- in der Produktion und Logistik sowie in Forschung und Entwicklung -
massive Einsparungen durchsetzen und BASF-Teilbereiche verkaufen.

Die Konzernleitung begründet ihr Vorgehen mit ersten Anzeichen einer
allgemeinen Konjunkturschwäche, Absatzrückgang in der Autoindustrie und
negativen Auswirkungen des Handelsstreits zwischen den großen 
BASF-Absatzmärkten USA und China. Sie nutzt diese Entwicklungen, um die
Ausbeutung drastisch zu verschärfen und eine maximale Gewinnsteigerung
durchzusetzen.

Im vergangenen Jahr lag der Unternehmensgewinn nach Steuern bei 4,7
Milliarden Euro. Aber die Anleger und Finanzoligarchen können den Hals
nicht voll genug kriegen. Sie erklärten, der Milliardengewinn läge 20
Prozent unter dem Durchschnitt der vergangenen Jahre und verlangten ein
radikales Kostensenkungsprogramm.

Im vergangenen Herbst kündigte dann der, seit etwa einem Jahr amtierende
Vorstandschef Martin Brudermüller einen deutlichen Personalabbau im Rahmen
eines umfassenden Konzernumbaus an. Aber den Aktionären genügte das nicht.
Sie verlangten auf der BASF-Hauptversammlung Anfang Mai den Personalabbau
auszuweiten und zu beschleunigen.

Die Frankfurter Allgemeine Zeitung berichtete, dass
Investorenvertreter auf der Hauptversammlung erklärten, der Konzern habe
"ein Wachstums- und Profitabilitätsproblem", das umgehend behoben werden
müsse. Die FAZ kommentierte das mit der Feststellung, das sei "ein
Warnschuss, der nicht überhört werden sollte".

Der Rivale Bayer zeige, was aktivistische Investoren erreichen können. Dort
hatte letzte Woche der berüchtigte amerikanische Hedgefonds Elliott
bekanntgegeben, er sei nun mit etwa 2 Prozent an Bayer beteiligt. Der vom
US-Milliardär Paul Singer geführte Hedgefonds müsse "nur mit dem Gedanken
einer Zerschlagung spielen und schon legt die Aktie zu", schreibt die FAZ.
Den jetzt angekündigten Arbeitsplatzabbau bei BASF sieht die Zeitung als
"Flucht nach vorn".

Dieses Vorgehen ist kein Einzelfall. In den letzten Monaten hat der
Branchenkonkurrent Bayer [1] den Abbau von 4500 Arbeitsplätzen angekündigt,
Thyssenkrupp [2] will 6000, Siemens [3] 2700 abbauen.

Eine Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) vom vergangenen Herbst
gelangt zum Schluss, dass eine übereilte Umstellung der Produktion auf
Elektromobilität in der deutschen Autoindustrie 600.000 Arbeitsplätze
gefährden und einen Großteil der Zulieferer, zu denen auch die
Chemieindustrie gehört, ruinieren würde. Letzte Woche hatte Ford [4] den
Abbau von 12.000 Arbeitsplätzen in Europa bekannt gegeben. General Motors
hat 14.000, Volkswagen 7000, Jaguar 4500 und Tesla 3000 Entlassungen
angekündigt.

Doch den Aktionären gehen die angekündigten Maßnahmen nicht weit genug. Die
Zeitschrift Capital rechnet in einem Artikel vor, dass der Abbau von
6.000 Arbeitsplätzen bei BASF bei weitem nicht ausreiche. BASF-Chef
Brudermüller hat bereits signalisiert, dass er sich noch viele
weiterführende Maßnahmen vorstellen kann, um "Synergien zu heben,
Schnittstellen zu reduzieren und mehr Flexibilität und Kreativität zu
erreichen".

So soll ein zentrales Element der neuen Unternehmensstruktur ein "Corporate
Center" sein, in dem knapp 1000 Spezialisten alle Konzernbereiche
analysieren und den Vorstand in seinen Entscheidungen beraten sollen.
Parallel dazu soll eine Einheit namens "Global Business Services"
eingerichtet werden, die alle Unternehmensbereiche noch stärker als bisher
auf die Finanzinteressen der Anleger ausrichtet.

Als erster Schritt, um die Anleger zu beruhigen, hat Brudermüller auf der
Hauptversammlung im Mai die spürbare Erhöhung der Dividende versprochen.
Der Konzern teilte mit, dass er zu seiner "anspruchsvollen
Dividendenpolitik, die Dividende jährlich zu steigern" stehe, und dieses
Jahr 2,9 Milliarden Euro an seine Aktionäre auszahlt.

Die wichtigste Unterstützung erhält der BASF-Vorstand von der Gewerkschaft.
Die IG BCE und der Betriebsrat sind bereit, das Sparprogramm mitzutragen
und gegenüber den Beschäftigen zu rechtfertigen. Sie verlangen lediglich,
dass sie in alle Entscheidungen frühzeitig mit eingebunden werden.

Der Betriebsratschef und stellvertretende BASF-Aufsichtsratsvorsitzende
Sinischa Horvat kündigte an, er werde gemeinsam mit seinen
Betriebsratskollegen sofort Verhandlungen mit dem Vorstand beginnen, um
eine "Fortführung der bestehenden Standortvereinbarung" zu erreichen. Er
betonte, dass die aktuelle Betriebsvereinbarung betriebsbedingte
Kündigungen bis Ende 2020 ausschließe. Doch jeder weiß, dass die
Formulierung "Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen" das Codewort ist,
um dem Arbeitsplatzabbau zuzustimmen.

Auch die IG BCE im Bezirk Ludwigshafen sprach sofort von einer
"unternehmerischen Entscheidung", soll heißen: eine Entscheidung, die nicht
zu beanstanden ist und die in partnerschaftlicher Zusammenarbeit von
Gewerkschaft und Betriebsrat mit der Unternehmensleitung umgesetzt wird.

Unterstützung erhält der BASF auch von den Parteien im Bundestag. Das
machte Kerstin Andreae, die wirtschaftspolitische Sprecherin der Grünen im
Bundestag, deutlich. Sie nannte Vorstandschef Brudermüller vor gut einem
Monat ein "Vorbild für andere Manager". Daher sei er auch seit mehreren
Monaten Mitglied im wirtschaftspolitischen Beirat der Partei. "An
Brudermüller ist ungewöhnlich, mit welcher Verve er sich für den
Klimaschutz einsetzt", so Andreae, "auch wenn er, wie jeder Konzernchef,
getrieben ist von den Renditeansprüchen der Aktionäre".


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/04/13/baye-a13.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/05/13/thys-m13.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2019/06/24/siem-j24.html

[4] https://www.wsws.org/de/articles/2019/06/29/ford-j29.html
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Vom Umgang mit Überstunden

Was machen die Gewerkschaften mit dem Urteil des EuGH zur
Arbeitszeitprotokollierung?

von Rolf Geffken



Im Jahre 2018 blieben etwa 600 Mio. Überstunden von abhängig
Beschäftigten in diesem Land unbezahlt. Das wären selbst bei
Zugrundelegung eines Lohns von nur 15 Euro eine Vergütung von 6 Mrd.
Euro, die die Unternehmer den Arbeitern und Angestellten dieses Landes
vorenthalten oder "gestohlen" haben.

Dabei gibt es grundsätzlich auch in Deutschland Grenzen. Da ist vor
allem das Arbeitszeitgesetz von 1994, das inzwischen einige
Gewerkschafter deswegen für verteidigenswert erachten, weil einige
Unternehmer und bürgerlichen Politiker es noch mehr verschlechtern
wollen. Sie fordern demzufolge: "Hände weg vom Arbeitszeitgesetz!"

Doch es war dieses Gesetz aus der Ära der Kanzlerschaft Helmut Kohls,
das das Tor zur sog. "Arbeitszeitflexibilität" ganz weit aufstieß und
mit seiner 60-Stunden-Woche bei nachträglichem Zeitausgleich erstmals
auch den 8-Stunden-Tag bedrohte. Seitdem haben wir
"Arbeitszeitkonten". Eine ganze Generation von Beschäftigten hat sich
so sehr an diesen Begriff und dieses Phänomen gewöhnt, dass sie nichts
anderes mehr kennt.

Die große Mehrzahl der Betriebe, die Arbeitszeitkonten praktizieren,
machen dies mit Hilfe von Tarifverträgen, denen Gewerkschaften ihre
Zustimmung erteilten, und mit Hilfe von Betriebsräten, die ebenfalls
oft gar nichts anderes mehr kennen. Parallel dazu haben die
Gewerkschaften sogar massenhaft von ihrem Recht Gebrauch gemacht,
unterhalb des Gesetzesstandards den Ausgleichszeitraum für
Arbeitsstunden noch zu verlängern - und zwar auf bis zu einem Jahr.

Daneben haben wir eine Rechtsprechung, die die Durchsetzung von
Überstundenvergütung von unzumutbaren Voraussetzungen abhängig macht:
Beschäftigte müssen genauestens darlegen und beweisen, wann
Überstunden angefallen sind. Zwar muss der Unternehmer beweisen,
welche Arbeiten dem Beschäftigten zugewiesen wurden, aber der wiederum
muss darlegen und beweisen, dass alle Überstunden auf Anordnung, mit
Billigung oder mindestens mit Duldung durch den Unternehmer geleistet
wurden. Daran scheitert sehr oft die Vergütung der Überstunden und
Klagen darauf werden dann abgewiesen.

Man fragt sich unwillkürlich: Warum eigentlich? Es gibt doch auch im
Arbeitszeitgesetz einen sog. Arbeitszeitnachweis, den der Arbeitgeber
führen muss. Richtig. Doch dieser erfasst nur die über die
"werktägliche Arbeitszeit hinausgehende" Arbeitszeit und nicht die
tägliche Arbeitszeit selbst, einschließlich der Ruhepausen und
Ruhezeiten. Hinzu kommt, dass dieser Arbeitszeitnachweis nur eine
öffentlich-rechtliche Verpflichtung des Arbeitgebers gegenüber dem
Staat ist und nicht gegenüber dem einzelnen Beschäftigten. Der
Arbeitgeber kann zwar bei Verstoß mit einem Bußgeld belegt werden,
aber Auswirkungen auf die Rechte des Beschäftigten, etwa durch eine
Beweiserleichterung, hat es nicht.


Das Urteil des EuGH ist fortschrittlicher

So heißt es in einem Urteil des Landesarbeitsgerichts
Schleswig-Holstein aus dem Jahre 2011 dazu: "Der Arbeitgeber ist
grundsätzlich nicht dazu verpflichtet, dem Arbeitnehmer Auskünfte zu
erteilen, damit dieser Ansprüche durchsetzen kann."

Und nun platzt in diese verheerend ungerechte Realität das Urteil des
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 14.5.2019, in welchem dieser von
den nationalen Gesetzgebern verlangt, künftig die gesamte Arbeitszeit
in einem "objektiven, verlässlichen und zugänglichen System" zu messen
und zu protokollieren. Interessant ist die Begründung des EuGH, auf
die man beim Bundesarbeitsgericht noch die nächsten hundert Jahre
hätte warten können: Nur so könne gewährleistet werden, dass die
Mindestruhezeiten und die Obergrenze für die wöchentliche Arbeitszeit
den Arbeitnehmern auch "tatsächlich" zugutekomme. Doch was macht man
nun mit diesem Urteil?

Dieses Urteil wurde von spanischen Gewerkschaften erstritten und von
spanischen Gerichten durch einen Vorlagebeschluss an den EuGH möglich
gemacht. Nicht durch deutsche Gewerkschaften oder Gerichte. Das war
kein Zufall, denn auf der Ebene der EU spiegeln sich eben auch andere
Kräfteverhältnisse wider, als sie in Deutschland herrschen: aktivere
Gewerkschaften, z.B. in Spanien, Frankreich, Italien, Belgien und
Portugal, als in Deutschland und eine wesentlich
"arbeitnehmerfreundlichere" Rechtsprechung als in Deutschland.

Das Urteil muss in Deutschland erst noch durch ein Gesetz des
Bundestags umgesetzt werden. Diese Umsetzung wird kein "Geschenk" mehr
sein, sondern muss erkämpft werden. Die Umsetzung von EU-Richtlinien
und Entscheidungen des EuGH hat auch in Deutschland oft sehr lange
gedauert. Allein bei der Gleichbehandlung von Frauen und Männern
dauerte es gut 40 Jahre, bis das EU-Recht einigermaßen fehlerfrei
umgesetzt wurde.

Das geltende Arbeitszeitgesetz ist ein Beispiel für eine solch
katastrophal fehlerhafte Umsetzung. Das Gesetz sollte ursprünglich der
Umsetzung der EU-Arbeitszeitrichtlinie dienen und der Umsetzung des
Urteils des EuGH zum Nachtarbeitsverbot. Dabei stand der
Gesundheitsschutz im Vordergrund. Heute wissen wir, dass die
Ansammlung von Arbeitszeitvolumina nichts mit Gesundheitsschutz zu tun
hat. Maßgebend ist nicht der "Ausgleich" von Arbeitszeiten auf einem
"Konto", denn die menschliche Natur hat keine "Konten". Vielmehr ist
gerade die "starre" und "inflexible" Arbeitszeit die für den Menschen
gesündeste.

Es wird zentral darauf ankommen, ob die Gewerkschaften nun wieder
Gebrauch machen von dem ihnen gewährten "Recht", von Mindeststandards
nach unten abzuweichen, oder ob sie die Steilvorlage des EuGH nutzen
und nun das maximal Mögliche für die Beschäftigten herausholen: Klare
Berechenbarkeit der Arbeitszeiten, ggf. Abschaffung von
Arbeitszeitkonten, völlige Transparenz von Arbeitszeitprotokollen,
Verbot jeder Nichtvergütung von Überstunden, massive
Beweiserleichterungen im Falle von Vergütungsklagen, ja ggf. und im
Ergebnis eine Reduzierung von Überstunden überhaupt.
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Die Zeit der Frauen* ist wertvoll!

von Sabine Hunziker



Die Zeit der Frauen* ist mehr wert, so lautet der Konsens am
13. SGB-Frauen*kongress im Januar 2018. Nicht nur eine der Weichen für
den Frauenstreik 2019 wurde hier gelegt, sondern auch Problempunkte
der Frau* im Spannungsfeld zwischen Markt und Familie analysiert.
Rückschau und Ausblick.


Es wäre falsch zu sagen, dass die Initiative für den
Frauen*streik vom Schweizerischen Gewerkschaftsbund ausging. Doch am
13. SGB-Frauenkongress 2018 wurden für Streikaktionen zu diesem Thema
Weichen gestellt. Im Dossier, dass anlässlich des Kongresses gedruckt
wurde, findet sich eine genaue Analyse der Problematik rund um die
verzögerte Gleichstellung zwischen Frau* und Mann*. Allerdings wird
hier vor allem der Bereich Arbeit beleuchtet und Aspekte der
systematischen Benachteiligung von Menschen in ihren Lebenssituationen
werden weitgehend ausgeklammert. Wertvoll sind aber die Darstellungen
zum Verfassungsgrundsatz "gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit" für
Männer* und Frauen* und ihre Folgen in der Praxis hier in der Schweiz.
Organisationen wie Gewerkschaften stellen konkrete Forderungen und
bringen damit Prozesse der Veränderung in Gang.

Seit 38 Jahren ist in der Schweiz "gleicher Lohn für gleichwertige
Arbeit" für Frauen* und Männer* in der Verfassung verankert. Ohne dass
Berufsanforderung oder Ausbildung dies erklären können, verdienen
Frauen* im Schnitt immer noch gut sieben Prozent weniger als Männer.
Auf das ganze Jahr gerechnet, macht diese Lohneinbusse Milliarden
Franken aus, die in Form von Lohndiskriminierung Frauen* betreffen. Im
Dossier des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes zum SGB-Frauenkongress
mit dem Titel "Unsere Zeit ist mehr wert!" finden sich zu dieser
"Nicht-Umsetzung" des Verfassungsartikels eine Reihe von Auflistungen
von Forderungen mit dazugehörigen Erklärungen.


Massnahmenkatalog

"Es scheint, als wäre die Zeit der Frauen weniger wert als die Zeit
der Männer", so beginnt die Einleitung der Publikation. Der Arbeit von
Frauen* wird gesellschaftlich und wirtschaftlich weniger Wert
zugestanden. Frauen* arbeiten mehr unbezahlt als Männer* und wenn sie
gegen Bezahlung arbeiten, verdienen sie viel weniger als Männer*. Dies
hat Folgen für ihre finanzielle Sicherheit bereits während dem
Erwerbs- und Arbeitsleben wie auch im Pensionsalter. Neben der
unbezahlten Care-Arbeit, die Wirtschaft wie Gesellschaft am Laufen
hält, sind Frauen* in Teilzeit-Pensen tätig, in denen oft schlechte
Arbeitsbedingungen vorherrschen und die sich im Niedriglohnbereich
befinden. Typische Frauen*berufe müssen aufgewertet werden,
Mindestlöhne in allen Branchen durchgesetzt, unbezahlte (Care-)Arbeit
als Arbeitserfahrung anerkannt und Lohngleichheit sofort durchgesetzt
werden.

Doch das ist noch nicht alles. Damit Frauen* nicht ungewollt in die
"Teilzeitfalle" kommen, müssen die Kantone Infrastrukturen verbessern.
Bezahlte Elternzeit scheint hierzulande noch unmöglich zu sein und es
fehlt an Kinderbetreuung und Tagesschulen. Der Arbeitskampf richtet
sich auch gegen sog. "Arbeitgeber*innen", welche die Arbeit immer mehr
flexibilisieren wollen und so unsichere Arbeitsverhältnisse schaffen.
In diesem Fall sind vor allem auch Mütter in einer schwierigen
Situation da sie sich aufgrund von Verpflichtungen gegenüber der
Familie flexible Arbeit in Form von unterschiedlichen Arbeits- oder
fix vorgegebenen Urlaubszeiten nicht leisten können. Befristete
Arbeitsverträge, Arbeit im Stundenlohn oder auf Abruf in
Tieflohnbranchen generieren ungesunde und prekäre Arbeitsverhältnisse.


Nulltoleranz gegenüber Sexismus und sexueller Belästigung

Frauen* sind Manövriermasse und billige Arbeitskräfte zugleich und
aufgrund ihrer Situation den sog. Arbeitgeber*innen oft ausgeliefert.
Hier sind steuerfinanzierte Kinderbetreuung, Arbeitsplatzgarantie
sowie das Recht auf vorübergehende Reduktion der Arbeitszeit aufgrund
Betreuungspflichten, das Recht auf Weiterbildung und damit verbundenen
Aufstiegschancen oder Anerkennung ausserberuflicher Qualifikationen
wichtig. Zudem sind leider auch heute Sexismus und sexuelle
Belästigung am Arbeitsplatz nicht verschwunden. Unter #meToo haben
viele Frauen* ihre Erlebnisse öffentlich gemacht. Damit wurde
sichtbar, was eigentlich schon lange bekannt war: Ein grosser Teil
aller Frauen* hat bereits Belästigung erfahren oder sexuelle Gewalt
erlebt. Noch immer ist es schwer für Arbeitende, sexuelle Belästigung
und alltäglichen Sexismus anzuzeigen, die am Arbeitsplatz stattfinden.
Unternehmen sind häufig undemokratische und autoritäre Welten, wo das
Gesetz der Angst und des Schweigens herrscht. Hier müssen
Gewerkschaften besser hinschauen und zu diesem Bereich Unternehmen in
die Pflicht nehmen und Belästigung aktiv bekämpfen. Sogenannte
"Arbeitgeber*innen" sind verpflichtet, die Gesundheit aller
Mitarbeitenden zu schützen. Dazu gehört auch, einen gewaltfreien und
belästigungsfreien Arbeitsplatz zu schaffen. Einerseits muss das
Führungspersonal diese Kultur aktiv vorleben und andererseits das
Personal aktiv dazu geschult und sensibilisiert werden. Es braucht im
Betrieb Ansprechpersonen, die bei Fragen kontaktiert werden können.
Zwar verbietet das heutige Gleichstellungsgesetz Belästigung, doch
seine Bestimmungen sind ungenügend und zugleich werden sie schlecht
angewendet.


Grosse Mobilisierung für die Gleichstellung

Am 14. Juni 1981 wurde per Volksabstimmung der Grundsatz "Gleicher
Lohn für gleichwertige Arbeit" in die Verfassung geschrieben. Zehn
Jahre später war der Artikel noch nicht befriedigend umgesetzt. So
folgte am 14. Juni 1991 der Frauenstreik, wo Frauen* einen Streiktag
durchführten, um unter anderem Lohngleichheit und Umverteilung der
Arbeit zu fordern. Unerwartet gross war hier die Mobilisierung, so
dass Druck entstand. 1995 wurde das Gleichstellungsgesetz angenommen.
Weil aber die Verantwortung, die Lohndiskriminierung geltend zu
machen, bei den Lohnempfänger*innen liegt, hat sich nur wenig
verändert. Denn Arbeitgeber*innen haben scheinbar keine Verpflichtung,
Lohngleichheit umzusetzen. So liegt auch Jahre später der
durchschnittliche Lohn der Frauen* unter dem der Männer*. Zusätzlich
erhalten Frauen* weniger Rente als Männer*.

Am SGB-Frauenkongress wurde der Beschluss gefällt, für die
Respektierung des Verfassungsgesetzes zu kämpfen. Es wird zu einem
neuen Frauen*streik kommen, der am 14. Juni 2019 zusammen mit
Arbeiter*innen stattfindet. Der Streik wird sich u.a. auf alle Formen
der bezahlten und unbezahlten Arbeit beziehen, auf Arbeitsteilung, auf
Sexismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. Mit einer Resolution
fordert der SGB-Frauenkongress das Parlament auf, den Willen des
Stimmvolkes zu respektieren und Lohngleichheit durchzusetzen. Unter
anderem muss der Bund die Einhaltung des Gleichstellungsgesetzes
überprüfen und laufend kontrollieren. Unternehmen, die ihre Löhne
nicht korrekt analysieren oder Frauen* bei Löhnen diskriminieren,
sollen sanktioniert werden.

 * 
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GEWERKSCHAFT/227: Tarifrunde öffentlich-rechtlicher Rundfunk (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
2. Juli 2019

Tarifrunde öffentlich-rechtlicher Rundfunk: ver.di fordert Bewegung
von den Sendern



Berlin - Eine "spürbare Bewegung" in den Tarifverhandlungen für die rund
30.000 fest Angestellten und die rund 18.500 arbeitnehmerähnlichen
Freien im öffentlich-rechtlichen Rundfunk fordert der
stellvertretende Vorsitzende der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), Frank Werneke. In dieser Woche
gehen die Verhandlungen beim Bayerischen Rundfunk (BR), beim
Saarländischen Rundfunk (SR) und beim Südwestrundfunk (SWR) in die
nächste Runde: "Für die Beschäftigten der Sender der ARD, des ZDF und
des Deutschlandradios (DLR) stehen die Zeichen auf Eskalation. In den
ersten Verhandlungen lagen die Anstalten mit ihren Angeboten noch
unterhalb der Inflation. Das ist vollkommen inakzeptabel. Der
öffentliche Dienst der Länder hat die notwendige Vorlage für die
Gehaltsentwicklung bei den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
geliefert. Eine Abkoppelung der Tariflohnentwicklung für unsere
Mitglieder bei den Landesrundfunkanstalten, dem ZDF und dem
DLR-Sender, die ebenfalls von den Bundesländern beauftragt sind, von
den Abschlüssen mit der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL),
werden wir nicht akzeptieren ", erklärte Werneke.

Mitte Juni hat es beim NDR bereits erste Streiks gegeben, die auch
Programmausfälle zur Folge hatten.

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk und seine Beschäftigten leisteten
einen unverzichtbaren Beitrag zur Demokratie in einer Zeit, in der
der öffentliche Diskurs wegen der Dominanz der digitalen Plattformen
immer mehr verrohe, so Werneke weiter. "Die Beschäftigten von ARD,
ZDF und Deutschlandradio setzen Leuchttürme seriöser Information,
Analyse und Meinung in das weite Meer der durchs Internet
schwappenden Hasstiraden und Falschnachrichten. Dafür erwarten sie
zurecht angemessene Bedingungen, und zwar orientiert am öffentlichen
Dienst."

Für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der Länder hatte
ver.di mit den Arbeitgebern im März 2019 eine Anhebung der Gehälter
im Gesamtvolumen von acht Prozent, mindestens von 240 Euro pro Monat,
vereinbart. Darüber hinaus soll eine Aufwertung der Einstiegsgehälter
(Stufe 1 der Entgelttabelle) in allen Entgeltgruppen die Arbeit für
Neueinsteiger attraktiver machen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.07.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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HÖRSPIEL/1954: WDR 3 - "Frag die Angst" von Barbi Markovic, 4.7.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

EY, JUGO!

Frag die Angst

Von Barbi Markovic

Technische Realisation: Benedikt Bitzenhofer und Barbara Göbel

Regie: Susanne Krings

Dramaturgie: Gerrit Booms

Produktion: WDR 2019

Donnerstag, 4. Juli 2019, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3



Die Einladung zum Klassentreffen bringt alte Erinnerungen hoch: Wie
war dieser Sommer, vor 20 Jahren, als immer wieder Bomben auf Belgrad
fielen?

Am 24. März 1999 steht eine junge Frau im 12. Stock ihres Wohnhauses,
als die Sirenen aufheulen. Tagelang wurde die Wahrscheinlichkeit von
Luftangriffen in den Medien diskutiert, jetzt sind sie plötzlich da.
Was machen - als 19-Jährige, die sich moralisch überlegen fühlt und
"Serbien" schon lange nur noch als Schimpfwort benutzt? Die
Nachbarinnen stürzen hysterisch die Treppen hinunter und schreien um
sich. Der Fernseher beruhigt: "Die Kriminellen des NATO-Paktes können
nichts ausrichten". Dann bebt plötzlich das Haus. Aber zu den
Nachbarinnen in den Keller? Niemals!

Barbi Markovic ist die junge Frau aus dem 12. Stock. Sie stellt
Tagebucheinträge aus der Zeit der Bombardierung Belgrads neben
staatliche Medienberichte und überlieferte Geschichten aus dem Leben
vor Ort. So entsteht eine feine Analyse der Sprache einer schlechten
Zeit, voll von Entrücktheiten und Gewalt - damit wir für die nächsten
schlechten Zeiten üben können. Oder damit wir endlich verstehen.


Besetzung

ICH / Erzählerin: Yohanna Schwertfeger

Milica: Camilla Renschke

Zeitung: Philipp Schepmann

Lela: Lou Zöllkau

Viber: Mareike Hein

1999 steigt die NATO in den Kosovokrieg ein. Eine humanitäre
Intervention? Jugoslawien zerfällt, doch die Konflikte bleiben. Auch
20 Jahre danach. Vom 30. Juni bis 6. Juli untersucht das WDR 3
Hörspiel die Kerben, die der Krieg hinterlassen hat - und die Aussicht
für die Balkanregion und Europa.

Das Hörspiel steht bis 4. Juli 2020 zum Download zur Verfügung.

Redaktion: Isabel Platthaus

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14. Juni 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100
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Internet: www.wdr.de
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MELDUNG/1921: Deutschlandfunk - Salzburger Stier 2019. Die Schweizer Preisträgerin Patti Basler, 3.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Salzburger Stier 2019

Die Schweizer Preisträgerin Patti Basler

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 3. Juli 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Patti Basler ist Bühnenpoetin, Autorin und Kabarettistin. Vor allem
aber ist sie die schnellste satirische Protokollantin des Abendlandes.
Wortspiele sind ihr Colt. Auf der Bühne, in ihren Programmen und
Moderationen, registriert, kommentiert und persifliert sie die
Unzulänglichkeit der Menschheit; wenn nicht sogar der Männer! Weil sie
die sprachlichen und politischen Widersprüche unserer Zeit zuverlässig
und mit fauststarker Direktheit auf den Punkt bringt, hat die
Schweizer Jury Patti Basler zur Gewinnerin des Salzburger Stiers 2019
erkoren. Am 11. Mai nahm sie den sogenannten Radio-Oscar der
öffentlich-rechtlichen Sender aus Deutschland, Österreich und der
Schweiz im Kurhaus in Meran entgegen und zeigte Highlights aus ihren
Programmen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1920: Neue Podcast-Folgen "WDR 5 Utopia" mit Christine Westermann und Jean-Philippe Kindler, ab 4.7.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 30. Juni 2019

Neue Podcast-Folgen "WDR 5 Utopia"

Christine Westermann und Jean-Philippe Kindler denken groß



Neue Orte, neue Themen und neue Gesichter: Ab dem 4. Juli suchen
Moderatorin Christine Westermann (70) und Poetry-Slammer Jean-Philippe
Kindler (22) im Podcast "WDR 5 Utopia" nach Ideen für eine bessere
Welt. WDR 5 schickt das ungleiche Duo in jeder Folge an einen
unbekannten Ort, gibt den beiden dort ein Thema und den Auftrag:
Entwickelt eine Utopie - und zwar gemeinsam. Welche kreativen Lösungen
finden sie?

In der ersten Folge verschlägt es die beiden in den Zoo - zwischen
Patchwork-Tierfamilien sprechen sie darüber, was Familie wirklich
ausmacht und was sich ändern muss. Im Casino geht's ums Geld machen,
Geld haben und Geld verteilen: Welche Regeln braucht unsere
Gesellschaft? Und gestorben wird zum Schluss: Im Hospiz stellen sie
sich ihren Ängsten und sehen am Ende doch das Gute.


Der Podcast "WDR 5 Utopia"

Zwei Generationen, ein Auftrag: Der Podcast "WDR 5 Utopia" sucht nach
Ideen für eine bessere Welt. Dabei sprechen zwei völlig
unterschiedliche Menschen über große Themen und überlegen, wie wir als
Gesellschaft besser zusammenleben können. Den Aufschlag machten in den
ersten fünf Folgen Polit-Influencerin Sophie Passmann (25) und
Radio-Philosoph Jürgen Wiebicke (57). Nun übernimmt Autor und
Poetry-Slammer Jean-Philippe Kindler gemeinsam mit Moderatorin
Christine Westermann. Nur das Setting bleibt gleich: Kein Drehbuch,
kein Spickzettel und viel Raum für große Ideen!


Die neuen Utopisten

Christine Westermann wird auf der Straße erkannt - vor allem, weil die
Fans sie als "Zimmer frei"-Moderatorin lieben. Sie ist aber auch
Autorin und spricht über Bücher: Bei WDR 5, im Literarischen Quartett
und natürlich bei Utopia. Christine Westermann will nicht Recht haben,
sondern verstehen, sagt sie. Außerdem ist sie entwaffnend ehrlich und
hat keine Angst vor großen Gefühlen und leisen Zwischentönen.

Jean-Philippe Kindler will raus aus seiner "links-versifften
Filterblase", in die er als Poetry-Slammer geraten ist. Was er nicht
will: als Vertreter der Jugend an sich gelten. Der Autor und
Kabarettist beschäftigt sich stundenlang mit Nachdenken, ist laut
Christine aber trotzdem ein Herzmensch.

Redaktion: Patrick Fina, Lucas Kreling, Lisa Schöffel

Sendehinweis: Alle Folgen "WDR 5 Utopia" gibt es ab 4. Juli unter
utopia.wdr5.de, in der ARD Audiothek und dort, wo es Podcasts gibt.

"WDR 5 Utopia: Was macht Familie aus? Ein Besuch im Zoo"

Jean-Philippe Kindler und Christine Westermann machen einen
Familienausflug in den Zoo. Sie beobachten egoistische Gorillas und
landen bei One-Night-Stands, Geschlechterrollen und Modern Family.

utopia.wdr5.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30. Juni 2019
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MUSIK/2930: Deutschlandfunk - Der Pianist Wilhelm Backhaus (1884-1969), 4.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Natürlichkeit und Menschlichkeit

Der Pianist Wilhelm Backhaus (1884-1969)

Von Christoph Vratz

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 4. Juli 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Zweifellos zählt Wilhelm Backhaus zu den bedeutenden Pianisten des 20.
Jahrhunderts. Backhaus, der sich vor allem als Beethoven-Interpret
einen Namen gemacht hat, verfügte stets über einen warmen, tragenden
Ton, ohne Härte oder gar Brutalität. In Leipzig geboren und
ausgebildet, galt Backhaus schon in jungen Jahren als Vertreter der
sogenannten deutschen Klaviertradition, was am ehesten an seinem
Repertoire gelegen haben dürfte. Er widmete sich neben Beethoven vor
allem der Musik von Johannes Brahms, den er noch als Kind persönlich
kennen gelernt hatte. Zu seinem Ruf als Ausnahmepianist hat sicher
auch die Tatsache beigetragen, dass er bereits sehr früh damit begann,
sein Spiel aufzuzeichnen, zunächst mithilfe von Klavierrollen, später
auf einer Reihe von Schallplatten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2929: Deutschlandfunk Kultur - Werke von Johannes Brahms, 3.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Werke von Johannes Brahms

Rundfunkchor Berlin

Elsie Bedleem, Harfe

Antonio Adriani, Horn

Deutsches Symphonie-Orchestr Berlin

Leitung: Gijs Leenaars

Deutschlandfunk Kultur/Sony 2018

Chormusik

Mittwoch, 3. Juli 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das vielfältige Chorschaffen von Johannes Brahms liegt dem
Chefdirigenten des Rundfunkchors Berlin, Gijs Leenaars, am Herzen. Und
so hat er für die neue Aufnahme, die in Zusammenarbeit mit dem
Deutschen Symphonie-Orchester entstanden ist, ein Repertoire aus
Chorsinfonik und A-cappella-Werken ausgewählt. Er schätzt besonders
die Wandlungsfähigkeit des Rundfunkchors Berlin, denn, so Gijs
Leenaars: "Diese sehr unterschiedlichen Anforderungen sind tatsächlich
völlig verschiedene 'Sportarten'." Wir stellen die neue CD im Gespräch
mit Gijs Leenaars vor.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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TALK/1659: BR-KLASSIK - Sind Film und Filmmusik ein untrennbares Gesamtkunstwerk? 4.7.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 28. Mai 2019

THEMA MUSIK LIVE

Musik und Film

Mitwirkende:

Dietrich Brüggemann (Filmemacher)

Ulrike Haage (Komponistin)

Enjott Schneider (Komponist)

Donnerstag, 4. Juli 2019, 20.00 Uhr, BR-KLASSIK



In der zweiten Ausgabe dieses Jahres ist die Sende- und
Veranstaltungsreihe THEMA MUSIK LIVE am Donnerstag, 4. Juli 2019, zu
Gast in der Versicherungskammer Kulturstiftung in München-Giesing.
Sind Film und Filmmusik ein untrennbares Gesamtkunstwerk? Kann man
künstlerisch so frei sein, gleichzeitig sogenannte klassische Musik
und vermarktbare Soundtracks zu komponieren? Diesen Fragen stellt sich
eine hochkarätige Diskussionsrunde. Veranstaltungsbeginn ist um 20.00
Uhr, BR-KLASSIK/Hörfunk überträgt live.

Seit vor 100 Jahren der erste Tonfilm geschaffen wurde, sind Filme
ohne Filmmusik im Grunde nicht mehr vorstellbar. Soundtracks sind ein
massentaugliches Phänomen, das auch Menschen, die sich sonst weniger
für symphonische Musik interessieren, in die Konzertsäle lockt. Manche
Film-Scores sind im kollektiven Gedächtnis mit Landschaften und
Ereignissen verbunden - man denke nur an Westernmusik oder Soundtracks
zu Liebesgeschichten und Thrillern. "Der Film sagt, was ist und die
Musik, wie es ist", lautet eine cineastische Faustregel.

Aber stimmt das? Sind Film und Musik wirklich ein so untrennbares
Gesamtkunstwerk? Und wenn dem so ist, sind Filmkomponistinnen und -
komponisten dann nur Dienstleister? Was hieße das für ihr
künstlerisches Selbstverständnis? Kann künstlerische Freiheit so weit
gehen, klassische Musik zu komponieren und gleichzeitig Soundtracks zu
schreiben, die sich leicht vermarkten lassen?

Darüber diskutieren der "Tatort"-Regisseur und Blogger Dietrich
Brüggemann, die Musikerin und Komponistin Ulrike Haage und der
Komponist und emeritierte Filmmusikprofessor Enjott Schneider.

Live-Übertragung

BR-KLASSIK überträgt die Veranstaltung am Donnerstag, 4. Juli 2019
live im Radio ab 20.05 Uhr.

Eine Kooperation von BR-KLASSIK mit der Versicherungskammer
Kulturstiftung und in Assoziation mit dem FILMFEST MÜNCHEN.

Mitglieder der Münchner Symphoniker spielen Musik von Nino Rota, Henry
Mancini, Enjott Schneider und Ulrike Haage.

Weitere Informationen: www.br-klassik.de/thema-musik-live

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 28. Mai 2019
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UROLOGIE/342: Studie - Operation bei Blasenschwäche auch bei älteren Patientinnen größtenteils erfolgreich (Thieme)


Thieme Verlag - FZMedNews - 27. Juni 2019

Auch ältere Patientinnen profitieren von OP bei Blasenschwäche



fzm, Stuttgart, Juni 2019 - Liegt bei älteren Frauen eine
behandlungswürdige Senkung am Beckenboden oder eine Blasenschwäche
vor, wird ihnen oft von einer Operation abgeraten. Eine Studie in der
Fachzeitschrift "Geburtshilfe und Frauenheilkunde" (Georg Thieme
Verlag, Stuttgart. 2019) zeigt jedoch, dass entsprechende Eingriffe
auch bei über 70-Jährigen größtenteils erfolgreich sind.

Eine von acht Frauen erleidet im Verlauf ihres Lebens eine
behandlungswürdige Senkung am Beckenboden (Deszensus genitalis). Des
Weiteren entwickelt jede siebte Frau eine therapiewürdige
Blasenschwäche in Form einer Belastungsinkontinenz. Letzteres
bezeichnet den Urinverlust bei Druckerhöhung im Bauchraum, etwa beim
Husten oder Heben schwerer Lasten. Der Schließmuskelapparat der
Betroffenen ist geschwächt. Prinzipiell können beide Krankheitsbilder
unabhängig voneinander auftreten. Eine Senkung kann eine
Harninkontinenz jedoch begünstigen oder verstärken. Das Risiko für
eine Belastungsinkontinenz und/oder einen Deszensus nimmt mit dem
Alter zu, weil die Stabilität der Beckenbodenmuskulatur nachlässt.

Inkontinenz ist häufig Ursache für die Einweisung in ein Heim

Das mindert die Lebensqualität der Betroffenen erheblich und kann
weitreichende Folgen haben: "In Deutschland stellt die Harninkontinenz
nach der Immobilität die zweitwichtigste Ursache für eine häusliche
Krankenpflege dar; bis zu 50 Prozent der Einweisungen in Altenheime
sind direkt oder indirekt durch Inkontinenz verursacht", berichtet der
Gynäkologe Dr. Ralf Joukhadar vom Universitätsklinikum Würzburg.

Beeinflusst das Alter den OP-Erfolg?

Mittlerweile gibt es verschiedene operative Verfahren, die bei einem
Deszensus oder einer Belastungsinkontinenz durchgeführt werden können.
Weil bislang jedoch nicht eindeutig geklärt ist, inwiefern das Alter
der Patientinnen den Erfolg des Eingriffs beeinflusst, würden ältere
Frauen bisher weniger oft operiert als jüngere, so Joukhadar. Um eine
mögliche Korrelation von Patientenalter und OP-Erfolg aufzuzeigen,
wertete der Gynäkologe entsprechende Krankenakten der Universität
Homburg/Saar aus, wo er bis 2015 als Leiter der Urogynäkologie tätig
war.

An der Klinik unterzogen sich zwischen Juli 2012 und Ende Dezember
2014 insgesamt 407 Frauen einer Operation. 129 von ihnen waren über 70
Jahre* alt. Während sich die unter 70-jährigen Patientinnen häufiger
mit einer Belastungsinkontinenz vorstellten, lag bei den älteren
mehrheitlich eine Senkung der Genitalorgane oder des Beckenbodens vor.
Bei einer Blasenschwäche legten die behandelnden Ärzte unabhängig vom
Patientenalter meistens ein Vaginalband zur Stabilisierung der
Harnröhre ein. Die Erfolgsquote lag bei älteren Frauen bei rund 84
Prozent und bei jüngeren Frauen bei fast 93 Prozent.

Im Falle eines Deszensus unterschieden sich die OP-Verfahren in den
beiden Altersgruppen. Bei Frauen unter 70 Jahren entschieden sich die
Ärzte eher für eine laparoskopische Sakropexie: Unter Vollnarkose
verbinden die Chirurgen mittels Bauchspieglung den sich senkenden
Anteil (Gebärmutter, Scheide, Blase) unter Anwendung eines
Netzstreifens (Gewebsersatz) mit dem Kreuzbein. Bei älteren Frauen
wurde die Korrektur häufiger vaginal durchgeführt. In manchen Fällen
legten die Ärzte ein Netz im Bereich der Scheide ein. Dieser Eingriff
ist durch örtliche Betäubung der Rückenmarksnerven möglich und kann
somit älteren Patientinnen die Vollnarkose ersparen.

Eingriffe auch jenseits der 70 größtenteils erfolgreich

Dr. Joukhadar gibt die Erfolgsquote der Deszensus-Operation bei Frauen
über 70 Jahren mit rund 84 Prozent an. Unter den jüngeren Patientinnen
waren die Eingriffe bei gut 93 Prozent der Frauen erfolgreich. Das
Gelingen der Operation wurde durch einen Funktionstest am
Entlassungstag sowie drei bis sechs Monate danach beurteilt.

Angesichts der positiven Ergebnisse plädiert Dr. Joukhadar dafür,
weniger zurückhaltend zu sein als bisher, wenn es darum geht, eine
Operation bei älteren Patientinnen durchzuführen. Sofern es der
Allgemeinzustand erlaubt, sollten Patientinnen nicht allein aufgrund
eines höheren Alters ausgeschlossen werden. Sie profitierten ebenso
wie jüngere von den beschriebenen Eingriffen, ist der Gynäkologe
überzeugt.

* Die Wahl der Altersgrenze von 70 Jahren zur Unterteilung in jüngere
und ältere Patientinnen basiert auf der in Deutschland gültigen
Definition geriatrischer Patienten.

R. Joukhadar et al.:

Einfluss des Patientenalters auf das Outcome vaginaler und
laparoskopischer
Eingriffe in der Urogynäkologie

Geburtshilfe und Frauenheilkunde 2019; eFirst erschienen am 22.5.2019

 * 

Quelle:

FZMedNews - 27. Juni 2019

Thieme Verlagsgruppe

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Rüdigerstraße 14, 70469 Stuttgart

Telefon: 0711-8931-319, Fax: 0711-8931-167

Internet: www.thieme.de/presseservice/fzmednews/
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BILDUNG/1161: Für Studierende der Medizin - Digitaler Blick ins menschliche Herz (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 28.06.2019

Für Studierende der Medizin: Digitaler Blick ins menschliche Herz



Bald werden angehende Medizin-Studierende in Bonn noch plastischer als
bisher die Funktionsweise des menschlichen Körpers erlernen, als dies in
der Vergangenheit möglich war. Digitale Lehrmethoden sollen realistische
Einblicke in Organe eröffnen und Zusammenhänge aufzeigen, die bislang vor
allem schematisch vermittelt wurden. Die Medizinische Fakultät der
Universität Bonn ergänzt dazu ihre Lehrangebote in den Fächern Human- und
Zahnmedizin um neue digitale Ansätze. Dazu hat die Fakultät jetzt einen
Kooperationsvertrag mit der Bonner Firma Anima Res GmbH geschlossen, die
auf medizinische 3D-Animationen und Augmented Reality-, Mixed Reality- und
Virtual Reality-Anwendungen spezialisiert ist.

Prof. Dr. Bernd Weber, Prodekan für Studium und Lehre der Medizinischen
Fakultät, und Pablo und Rodrigo Olmos, Geschäftsführer und Inhaber von
Anima Res, unterzeichneten jetzt eine schriftliche
Kooperationsvereinbarung. Im Rahmen der Kooperation soll die medizinische
Ausbildung an der Universität Bonn weiterentwickelt werden. Gemeinsam
wollen die Partner didaktisch sinnvoll einsetzbare Lerneinheiten
entwickeln und validieren, sowie sich um die Drittmittelförderung von
Forschungs- und Entwicklungsprojekten sowie von Ausbildungsmaßnahmen
bemühen. Gemeinsame wissenschaftliche Publikationen sind ebenso geplant
wie die Veröffentlichung von Software im Bereich der medizinischen Lehre.

Auch in der Medizin wächst die Bedeutung der Digitalisierung in
Lernmethoden und Lerninhalten stetig an. Studiendekan Prof. Weber betont:
"Durch neue Technologien ist es möglich, komplexe dreidimensionale
Zusammenhänge viel besser zu visualisieren und durch interaktive Elemente
Lernerfolge zu steigern." Mit Anima Res habe die Fakultät einen der
weltweit innovativsten Partner im Bereich der medizinischen Visualisierung
gewinnen können. Starten soll die Zusammenarbeit im Bereich der
Cardio- und Neurophysiologie, um dort komplexe Phänomene, wie die
Erregungsausbreitung im Herzen, für die Studierenden anschaulicher zu
machen. Prof. Weber weiter: "Unser Ziel ist es, immer mehr
studienbegleitende eLearning-Ansätze sinnvoll zur Verfügung zu stellen und
in unseren Studiengängen nutzbar zu machen."

Für Pablo Olmos bietet die Kooperation mit der Universität Bonn neue
Chancen in der Weiterentwicklung der Dienstleistungen seines Unternehmens:
"Unser Ziel ist es, die medizinische Ausbildung mit den disruptiven
Möglichkeiten von Augmented Reality faszinierend und zugänglich zu machen
- auch für fachliche Laien und Patienten."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 28.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ETHIK/1296: Organspende-Debatte - klare Ablehnung der Widerspruchsregelung gefordert (Ärzte für das Leben)


Ärzte für das Leben e.V. (ÄfdL) - 28. Juni 2019

Organspende-Debatte

Widerspruchsregelung: Ärzte für das Leben e.V. fordern klare Ablehnung



Münster - In einem Brief vom 24.06.19 appellieren Ärzte für das Leben
e.V. (ÄfdL) eindringlich an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages
einen Gesetzentwurf zur Einführung der Widerspruchsregelung bei
Organspende abzulehnen. Hintergrund ist die Erste Lesung im Plenum am
26.06.19 zu zwei Gesetzentwürfen für eine Neuregelung der Organspende.

Die Widerspruchsregelung beruhe auf einer Umkehrung der
"Erklärungslast". "Während bisher bei hirntoten Patienten Organe nur
dann entnommen werden dürfen, wenn eine Einwilligung des Patienten
vorliegt, soll nach dem vorgeschlagenen Gesetz jeder als potentieller
Organspender gelten, es sei denn, man hat seinen Widerspruch zur
Organspende in ein zentrales Register eintragen lassen oder auf andere
Weise schriftlich dokumentiert", heißt es in dem Brief.

Die Organisation "Ärzte für das Leben" verstehe sehr gut, warum die
Organtransplantation als wichtiges Element der Behandlung
schwerstkranker Patienten angesehen werde. Eine Verpflanzung des
Herzens, der Leber oder der Lunge sei oft lebensrettend. Bei
Dialysepatienten führe der Empfang einer Niere meist zu einer ganz
erheblichen Verbesserung der Gesundheit und der Lebensqualität.
"Dennoch lehnen wir die Widerspruchsregelung entschieden ab."

Hierzu nennen die Organspende-Kritiker vier Punkte zu den Gründen
für diesen scheinbaren Widerspruch.

Erstens resultiere die Krise der Transplantationsmedizin primär aus
Vertrauensverlust und Organisationsversagen, nicht aus einer fehlenden
Bereitschaft zur Organspende. "In den letzten Jahren wurden wiederholt
Unregelmäßigkeiten bei der Organzuteilung aus verschiedenen Zentren
gemeldet. Auch wurden grundsätzliche Bedenken bezüglich des
Hirntodkonzepts (die Vorstellung, dass der Hirntod mit dem Tod des
ganzen Menschen gleichzusetzen ist) nicht ernst genommen und
diskutiert, sondern schlichtweg geleugnet", so der Ärzteverein. Beides
habe dazu geführt, dass das Vertrauen vieler Bürger in die
Transplantationsmedizin deutlich abgenommen habe. Schwierigkeiten bei
der Organisation der Organentnahme hätten ebenso die Spenderzahlen
reduziert.

Zweitens zeige die Erfahrung aus anderen Ländern, dass die Einführung
der Widerspruchsregelung nicht automatisch zu einer Erhöhung der
Spenderorgane führt. Sie verweisen dabei auf die Erfahrungen in
anderen Ländern.

"In Schweden und Singapur hat die Widerspruchsregelung die Spenderzahl
nicht verändert, während in Brasilien, Bulgarien, Dänemark,
Frankreich, Lettland, Luxemburg und Wales die Organspenderate nach
Etablierung einer Widerspruchslösung sogar gesunken ist.

Selbst in Spanien, das oft als Erfolgsgeschichte präsentiert wird, hat
sich die Spenderate nach Einführung der Widerspruchslösung sechs Jahre
lang nicht verändert. Experten gehen davon aus, dass die Zunahme der
Spenderate, die danach in Spanien beobachtet wurde, nicht auf die
Widerspruchslösung, sondern in erster Linie auf eine Verbesserung der
Transplantationsinfrastruktur zurückzuführen war", heißt es in dem
Brief.

Bevor man zum radikalen Systemwechsel greift, sollte man die
existierenden Strukturen der Transplantationsmedizin verbessern. Denn
erst in Februar dieses Jahres wurde das "Gesetz zur Verbesserung der
Zusammenarbeit und der Strukturen bei der Organspende" vom Bundestag
als Reaktion auf die offensichtlichen Mängel in diesem Bereich
verabschiedet.

"Wäre es nicht klüger, erst die Auswirkungen dieses Gesetzes
abzuwarten, bevor man mit der Widerspruchsregelung einen radikalen
Systemwechsel anstrebt? Der Deutsche Bundestag hat erst vor wenigen
Jahren beschlossen: "Niemand kann verpflichtet werden, eine Erklärung
zur Organ- und Gewebespende abzugeben" (§ 2 Abs. 2a TPG). Hier
eine Kehrtwende zu vollziehen, entspräche nicht dem
"Ultima-ratio-Prinzip", dem alles staatliche Handeln verpflichtet
ist", heißt es weiter.

Viertens sind die Würde des Menschen und die ethischen Grundsätze
ärztlichen Handelns auch und insbesondere in den Grenzbereichen
menschlichen Lebens zu wahren, stellen Ärzte für das Leben e.V. klar.

"Jeder Mensch hat ein Recht auf körperliche Unversehrtheit, das im
ärztlichen Prinzip "primum nihil nocere" ("zuerst keinen Schaden
anrichten") seinen Widerhall findet. Dies ist auch der Grund, warum
ein ärztlicher Eingriff ohne Einwilligung des Patienten als
Körperverletzung gilt. Dieses Recht auf Unversehrtheit gilt auch und
gerade bei schwerstkranken und sterbenden Patienten", so die
Ärzteorganisation.

"Was ist aber bei einem sterbenden Patienten, der als Organspender in
Betracht kommt? Es ist eine medizinische Tatsache, dass Organe eines
toten Menschen, also einer Leiche, nach Transplantation in einen
anderen Menschen keine Funktion aufweisen. Sie sind genauso tot wie
der Mensch, dem sie entnommen wurden. Transplantierte Organe
funktionieren nur dann, wenn sie "lebendfrisch" (so der Fachbegriff)
entnommen wurden. Aber für lebendige Menschen gilt das Prinzip der
Unversehrtheit - man darf ihnen keine Organe entnehmen, erst recht
nicht, wenn diese Entnahme zu ihrem sicheren Tod führen würde", heißt
es weiter.

Dieses Dilemma versucht man durch das Hirntodkonzept zu lösen. Es
wurde etwa acht Monate nach der ersten Herztransplantation Mitte 1968
von einem Komitee an der Harvard Medical School in den USA erfunden.
In den fünfzig Jahren, die seitdem vergangen sind, seien die Bedenken
bezüglich des Hirntodkriteriums keineswegs ausgeräumt. Auch der
Deutsche Ethikrat sei in dieser Frage gespalten, wobei nach
ÄfdL-Auffassung die Haltung der Mitglieder des Rats, die den Hirntod
als Tod des Menschen ablehnen, überzeugender sei.

"Das Sterben ist eine ganz sensible Phase des Lebens. Jeder wünscht
einen friedlichen Tod, für sich und seine Nächsten, im Idealfall im
Kreis der Familie und vertrauter Personen. Bei der Organspende ist
dies ausgeschlossen. Der Sterbeort ist in jedem Fall der
Operationssaal, nachdem der Sterbende seit etlichen Stunden oder Tagen
intensiver Behandlung auf die Organentnahme "vorbereitet" wurde.
Hierzu gehört die Gabe von Medikamenten zur Muskelentspannung und
gelegentlich auch Schmerzmittel. Der Patient stirbt isoliert, oft in
einer fremden Stadt, nicht im Frieden sondern in einem Gewirr von
Schläuchen und Apparaten", verdeutlichen Ärzte für das Leben das
Problem.

"Als Ärzte verstehen wir sehr gut die Argumentation für die
Organspende. Deren Umstände sind aber nicht gleichgültig. Eine echte
Zustimmung ist nicht das gleiche wie ein fehlender Widerspruch. Wir
als Ärzte, Sie als Politiker, die Gesellschaft als Ganzes muss sich
klar werden auf welcher Grundlage Organtransplantationen möglich sein
sollen." Die Erfahrung zeigt: "Verlorenes Vertrauen gewinnt man durch
Umsicht, Verlässlichkeit und Ehrlichkeit zurück, keinesfalls aber
durch noch so gut gemeinte Nötigung oder Zwang."

"In diesem Sinne bitten wir Sie zu verstehen, warum wir die
Widerspruchsregelung ablehnen und appellieren an Sie, diesem
Gesetzesvorschlag nicht zuzustimmen. Das bedeutet keine
Vernachlässigung der Transplantationsmedizin, da ein alternativer
Gesetzentwurf, der einige der oben skizzierten Probleme
berücksichtigt, ebenfalls zur Abstimmung vorliegt", erklärte Prof. Dr.
Paul Cullen, erster Vorsitzender der "Ärzte für das Leben e.V."
abschließend.


Über Ärzte für das Leben e.V.

Der Verein "Ärzte für das Leben" fordert eine uneingeschränkte Kultur
des Lebens in der medizinischen Praxis und Forschung auf der Grundlage
der hippokratischen Tradition. Er finanziert sich ausschließlich über
die Beiträge seiner Mitglieder sowie durch Spenden. Mehr unter 

www.aerzte-fuer-das-leben.de

 * 

Quelle:

Ärzte für das Leben e.V.

Pressemitteilung vom 28. Juni 2019

Sudentenstr. 15, 87616 Marktoberdorf

Telefon: 68342 / 74 22

Internet: www.aerzte-fuer-das-leben.de
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ETHIK/1295: Nichtinvasive molekulargenetische Bluttests - Selektion von Menschen mit Down-Syndrom (ALfA LebensForum)


ALfA LebensForum Nr. 130 - 2. Quartal 2019

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

Eugenik auf Rezept

von Stefan Rehder



Mit der Aufnahme molekulargenetischer Bluttests in den
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen könnte die Selektion
von Menschen mit Down-Syndrom eine neue Qualität erreichen. Und das
nur, weil der Deutsche Bundestag der Meinung zu sein scheint, wer
einmal »A« gesagt habe, müsse auch »B« sagen. Nur: So ist es nicht.
Lebensrechtler fordern seit Langem, nur solche Diagnosen zu bezahlen,
für die es auch Therapien gibt.


Von vielen war sie mit Spannung erwartet worden: Die im Sommer
vergangenen Jahres von mehr als 100 Abgeordneten geforderte und im
Herbst für das Frühjahr angekündigte »Orientierungsdebatte« zu den
umstrittenen nichtinvasiven Gentests. Am Donnerstag, dem 11. April,
war es dann so weit. Ganze zwei Stunden lang debattierte der Deutsche
Bundestag das Für und Wider der nichtinvasiven molekulargenetischen
Tests (NIPTs), mit denen im Blut von Schwangeren nach einer Trisomie
des ungeborenen Kindes gefahndet werden kann. Es hätte eine
Sternstunde des Parlaments sein können. Doch es kam anders.

Wenige Tage zuvor hatte die FDP-Bundestagsfraktion mit einem über den
Kurznachrichtendienst Twitter verbreiteten Tweet einen sogenannten
Shitstorm ausgelöst. »#Trisomie 21-Tests müssen allen #Frauen zur
Verfügung stehen. Wir fordern, dass die Tests zur #Kassenleistung
werden. Jede #Schwangere muss selbst & diskriminierungsfrei darüber
entscheiden können, ob & welche Untersuchungen sie durchführen lässt &
wie sie mit dem Ergebnis umgeht«, twitterte die Bundestagsfraktion der
Liberalen. Unter dem Text war das Bild eines Kindes mit Down-Syndrom
zu sehen, das von seiner Mutter im Arm gehalten wird. »Ich kann es gar
nicht glauben, dass dieser FDP-Post echt sein soll«, schrieb
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner (CDU). Das Bild mit dem
Kind suggeriere, bei einem Trisomie-21-Test wäre es vielleicht nicht
auf der Welt.

Die Christdemokraten für das Leben (CDL) bezeichneten den Tweet als
»eiskalt und menschenverachtend«. Die FDP scheue nicht davor zurück,
mit dem Bild eines Kleinkinds mit Down-Syndrom »für die Finanzierung
einer Selektionsmethode« zu werben, die »gerade dazu führt, dass viele
dieser Kinder nicht geboren werden«, erklärte der stellvertretende
CDL-Bundesvorsitzende Hubert Hüppe. Das sei »an Zynismus nicht zu
überbieten«.

Selbst aus der FDP gab es Kritik. So schrieb etwa Birgit Bergmann, die
für die FDP in der Bremischen Bürgerschaft sitzt, auf Facebook: »Hier
ist für mich eindeutig eine Linie überschritten, als Liberale, als
Christ, als Mensch.« Und weiter: »Wie fühlen sich Menschen, die oder
deren Angehörige und Freunde selbst von Trisomie 21 betroffen sind?
Sie müssen Text und Bild in Kombination als massive Entwertung und
Ablehnung empfinden. Mir wird ganz schlecht, wenn ich an jemanden aus
meiner Bekanntschaft denke ...«

Die FDP-Bundestagsfraktion entschuldigte sich anschließend für den
Tweet und löschte diesen: »Wir haben das Posting entfernt. Für uns ist
die Perspektive eines Kindes mit Trisomie 21 nichts Negatives. Diesen
missverständlichen Eindruck konnte man aber offenbar gewinnen - daher
die Löschung und Entschuldigung!«, schrieb die FDP in einem neuen
Tweet.

In der Bundestagsdebatte, die auch von Menschen mit Down-Syndrom von
der Zuschauertribüne aus verfolgt wurde, ergriffen dann insgesamt 38
Redner das Wort. Die zwischen den Fraktionen vereinbarte Redezeit
betrug drei Minuten. Wer mehr benötigte, dem drehte
Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble kurzerhand das Mikrofon ab. Nur
die behindertenpolitische Sprecherin der Grünen, Corinna Rüfer, selbst
Mutter eines Kindes mit Down-Syndrom und eines der Opfer von Schäubles
rigorosem Durchgreifen, sowie im weiteren Verlauf der Debatte auch die
AfD-Abgeordnete Beatrix von Storch nahmen sich die Zeit, auch eigens
die Gäste zu begrüßen, bei denen das 21. Chromosom dreimal, statt wie
üblich zweimal, vorkommt.

Dass ihr Recht auf Leben durch die seit 2012 erhältlichen Bluttests
massiv bedroht wird, schien nicht jeder der Redner wahrhaben zu
wollen. Im Gegenteil: Viele der Abgeordneten sprachen sich für eine
Aufnahme der Tests in den Leistungskatalog der gesetzlichen
Krankenkassen aus, wie sie auch der Gemeinsame Bundesausschuss der
Ärzte, Krankenhäuser und Krankenkassen (G-BA) unlängst vorgeschlagen
hatte. Der Grund: Schon jetzt würden invasive Alternativen wie die
Fruchtwasseruntersuchung (Amniozentese) von den Kassen bezahlt.

Bei der Fruchtwasseruntersuchung durchsticht der Arzt etwa ab der 13.
Schwangerschaftswoche unter Ultraschallansicht mit einer dünnen
Hohlnadel die Bauchdecke der Schwangeren, dringt bis in die
Fruchtblase vor und entnimmt dort zwischen 10 und 15 ml des
Fruchtwassers. Weil im »Badewasser« des ungeborenen Kindes auch Zellen
treiben, die es bereits abgestoßen hat, lassen sich diese im Labor
vermehren und anschließend einer DNA- oder auch einer
Chromosomenanalyse unterziehen. Deren Ergebnisse erlauben es Ärzten
wiederum, Aussagen über die Wahrscheinlichkeit genetischer
Fehlbildungen zu treffen. Die Aussagekraft solcher
Fruchtwasseruntersuchungen ist jedoch beschränkt, weil frühe Embryonen
selbst abnorme Zellen absondern können und daher - wenn auch nur bis
zu einem gewissen Grad - die Fähigkeit der Selbstheilung besitzen. Was
auch erklärt, warum in einigen Fällen Eltern, die sich trotz einer
diagnostizierten Trisomie für eine Geburt und gegen eine Abtreibung
entschieden, völlig gesunde Kinder zur Welt bringen.

Damit nicht genug, bergen invasive Diagnostiken auch noch andere
Risiken. Selbst bei hinreichend geübten Medizinern kann der Einsatz
der Nadel zu einem gefährlichen Verlust von Fruchtwasser führen oder
den Embryo verletzen. Vor allem dann, wenn sich das Kind unerwartet
bewegt. Auch kann die Gebärmutter bei dem Verfahren beschädigt werden
und eine Infektion hervorrufen. Alles Komplikationen, die mitunter
gravierende Folgen nach sich ziehen. Statistisch betrachtet endet jede
100. Fruchtwasseruntersuchung mit einer Fehlgeburt.

Seit dem Jahr 2012 können Trisomien wie das Down-Syndrom auch auf eine
andere Weise diagnostiziert werden. Damals brachte die in Konstanz
ansässige Biotech-Schmiede LifeCodexx mit dem PraenaTest den ersten
nichtinvasiven pränataldiagnostischen Bluttest in Deutschland auf den
Markt. Der hierzulande bislang als »individuelle Gesundheitsleistung«
(IGeL) erhältliche und daher von gesetzlich Versicherten selbst zu
zahlende Test macht sich eine weitere Quelle zunutze, die Aufschluss
über die Beschaffenheit des Erbgutes des Kindes zu geben verspricht:
das Blut der Mutter.

Anfang Texteinschub

INFO 


Der PraenaTest


2012 brachte die Firma LifeCodexx, mit Firmensitz in Konstanz am
Bodensee, mit dem PraenaTest den ersten nichtinvasiven
pränataldiagnostischen Test in Deutschland auf den Markt. Der bislang
nur als »individuelle Gesundheitsleistung« (IGeL) erhältliche und von
gesetzlich Versicherten daher selbst zu zahlende Test fahndet im Blut
der Schwangeren nach genetischen Auffälligkeiten des Kindes. Der Test
basiert auf einer Entdeckung des Mediziners Dennis Lo von der
Universität Hongkong. In einer Mitte Januar 2011 im »British Medical
Journal« publizierten Studie berichteten Lo und seine Co-Autoren, dass
sie das Verfahren an 753 Frauen getestet hätten. Sämtliche Frauen
seien unter die Gruppe der sogenannten Risikoschwangeren gefallen.
Dabei soll der Test alle 86 Embryonen, die Träger des Down-Syndroms
waren, zweifelsfrei erkannt haben. Das Bundesforschungsministerium
förderte die Entwicklung des Tests mit Steuergeldern in Höhe von
230.000 Euro.

Ende Texteinschub

Bereits in der zehnten Woche, wenn der Embryo knapp sechs Zentimeter
misst und schon einige Gramm auf die Waage bringt, flutet er den
mütterlichen Blutkreislauf mit Fragmenten seines Erbguts.
Superrechner, die heute überall zur Sequenzierung des Genoms
eingesetzt werden, können dann aus diesen DNA-Schnipseln den
kompletten genetischen Code des Kindes errechnen.

Was für die Mütter risikofrei ist, mutiert für das Kind in der Praxis
zu einem rasiermesserscharfen Selektionsinstrument. Nicht nur, weil
Schätzungen zufolge ohnehin mehr als 90 Prozent der Kinder, bei denen
das Down-Syndrom diagnostiziert wird, abgetrieben werden. Sondern
auch, weil der Test zu einem Zeitpunkt der Schwangerschaft zum Einsatz
kommt, zu dem die Mutter aufgrund der hormonellen Umstellung ihres
Organismus in der Schwangerschaft noch keine feste Bindung zu dem Kind
aufbauen kann.

Man könne Frauen, die sich den Test nicht leisten könnten, nicht die
»gefährlichere Amniozentese zumuten« und ihnen den »besseren Test
vorenthalten«, meinte etwa der SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauterbach.
Was Lauterbach, selbst Arzt, jedoch verschwieg: Fällt der Test positiv
aus, wird zur Überprüfung des Testergebnisses ohnehin eine
Amniozentese durchgeführt.

Wie Lauterbach wollten auch die Patientenbeauftragte der
Bundesregierung, Claudia Schmidtke, und der Vorsitzende des
Gesundheitsausschusses Erwin Rüddel (beide CDU), in der Frage, ob die
Krankenkassen künftig die Kosten für den Test übernehmen sollen,
dennoch vornehmlich eine »soziale« sehen. Auch solle, wie Rüddel
erklärte, die Kosten übernahme nur bei sogenannten Risikoschwangeren
erfolgen. Was Rüddel nicht sagte: Als »Risikoschwangerschaft« gelten
Schwangerschaften, bei denen Schwangere zwei von mittlerweile 52
Risikofaktoren aufweisen. Dazu zählen chronische Erkrankungen genauso
wie Übergewicht oder Heuschnupfen. Ferner: Schwangere, die jünger als
18 und älter als 35 Jahre alt sind, gelten per se als
Risikoschwangere. Die Folge: Obwohl in Deutschland rund 97 Prozent
aller Kinder gesund auf die Welt kommen, bekommen rund 80 Prozent
ihrer Mütter den Vermerk »Risikoschwangerschaft« in den Mutterpass
eingetragen. Mit anderen Worten: Würden die Gentests, die auf Namen
wie »Praena-Test«, »Harmony-Test« oder »Panorama-Test« hören, in den
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen aufgenommen, erwürben
vier von fünf Schwangeren einen Anspruch auf diese Leistung.

Eine Reihe von Abgeordneten berichtete zwar - wie etwa der
CDU-Bundestagsabgeordnete Michael Brand (Fulda) - von beglückenden
Begegnungen mit Menschen mit Down-Syndrom, hoben hervor, dass das
Down-Syndrom weder eine Krankheit noch therapierbar sei, und forderten
eine inklusivere Gesellschaft - doch die daraus resultierenden
Konsequenzen wollte niemand ziehen. Keiner der Redner hatte den Mut zu
fordern, von der Allgemeinheit künftig nur noch solche
Diagnoseverfahren finanzieren zu lassen, mit denen auch nach
therapierbaren Krankheiten gefahndet werden kann. Eine Forderung, die
Lebensrechtler seit Jahren erheben.

Darüber hinaus gefährden die Bluttests auch das Leben von Kindern ohne
chromosomale Besonderheiten. Der Grund hier: Kein molekulargenetischer
Test vermag die Merkmalsträger zu 100 Prozent korrekt von solchen zu
unterscheiden, die dieses Merkmal nicht tragen. Alle haben eine
Falsch-positiv-Rate und weisen daher fälschlicherweise Kinder als
Träger eines Merkmals aus, das sie in Wirklichkeit gar nicht besitzen.

In seiner Stellungnahme »Die Zukunft der genetischen Diagnostik - von
der Forschung in die klinische Anwendung« hat der Deutsche Ethikrat
dies im April 2013 thematisiert und in einer Modellrechnung anhand der
Falsch-positiv-Rate des PraenaTests, die damals mit 0,3 Prozent
angegeben wurde, auch exemplifiziert. Ergebnis: Würden sich 30.000
Frauen, die aufgrund ihres Alters ein erhöhtes Risiko besäßen, ein
Kind mit Down-Syndrom zu gebären, alle dem Bluttest unterziehen, dann
würde dieser neben 300 tatsächlich Betroffenen (das Risiko liegt bei 1
: 30.000) von den Übrigen zusätzlich auch 89 Kinder falsch positiv auf
das Down-Syndrom testen (0,3 Prozent von 29.700), die dieses Merkmal
gar nicht besitzen. »Von insgesamt 389 Testergebnissen, die auf eine
Trisomie 21 hindeuten, wären in diesem Beispiel fast ein Viertel
falsch«, schreibt der Rat in seiner Stellungnahme. Schlimmer noch:
Würden gar alle Schwangeren den Test in Anspruch nehmen, sei aufgrund
des geringeren durchschnittlichen Risikos damit zu rechnen, »dass
circa zwei Drittel der Trisomie-21-Diagnosen falsch positiv und nur
ein Drittel korrekt wären«.

Der G-BA hatte am 22. März einen Beschlussentwurf für die Änderung der
Mutterschafts-Richtlinien vorgestellt und das Stellungnahmeverfahren
eröffnet. 13 wissenschaftliche Fachgesellschaften, die
Bundesärztekammer, der Deutsche Ethikrat, die Hersteller von
Medizinprodukten, die Gendiagnostik-Kommission sowie zwei
Hebammenverbände seien nun aufgefordert, die vorgesehenen Änderungen
der Mutterschafts-Richtlinien fachlich zu prüfen, teilte der G-BA in
einer Pressemitteilung mit. Die Mutterschafts-Richtlinien regeln unter
anderem, welche medizinischen Leistungen während der ärztlichen
Betreuung von Schwangeren von den gesetzlichen Krankenkassen bezahlt
werden. Bei der geplanten Änderung geht es um die Frage, ob
nichtinvasive Gentests auf Trisomien wie das Down-Syndrom (Trisomie
21) in den Leistungskatalog der Kassen aufgenommen werden sollen. »Wir
rechnen mit dezidierten und sehr unterschiedlichen Stellungnahmen«,
zitiert das Online-Portal des »Deutschen Ärzteblatts« den
GBA-Vorsitzenden Josef Hecken.

Im August 2016 hatte der G-BA ein sogenanntes
Methodenbewertungsverfahren auf den Weg gebracht. »Angesichts der
Risiken invasiver Untersuchungen sowie der belegten hohen Testgüte der
geprüften NIPT-Verfahren sieht der GBA im Ergebnis der
Studienauswertungen eine Anerkennung der NIPT als im Einzelfall
mögliche Leistung im Rahmen der Schwangerenbetreuung als medizinisch
begründet an«, erklärte Hecken.

Als Leistung der gesetzlichen Krankenkassen sollen NIPT laut G-BA nur
bei besonderen Risiken oder zur Abklärung von Auffälligkeiten im
Einzelfall infrage kommen. Ein ausschließlich statistisch begründetes
Risiko für eine Trisomie - beispielsweise aufgrund des Alters der
Schwangeren - ist demnach nicht ausreichend, um den Test zulasten der
Solidargemeinschaft der Versicherten in Anspruch nehmen zu können.

Wie Hecken betonte, gehe es »um die Anwendung des Tests bei
Schwangerschaften mit besonderen Risiken«. Damit sollen die aktuell
verfügbaren Testverfahren - das seien Eingriffe, die mit großen
Risiken für das ungeborene Kind verbunden seien - so weit wie möglich
ersetzt werden. »Es geht nicht etwa um eine Reihenuntersuchung aller
Schwangeren.« Das sei in der Vergangenheit von Kritikern immer wieder
falsch dargestellt worden.

Das überzeugt nicht jeden. Schwere Geschütze fuhren etwa der Präsident
des Berufsverbandes Deutscher Humangenetiker (BVDH), Nicolai
Kohlschmidt, und der Präsident des Berufsverbandes niedergelassener
Pränatalmediziner (BVNP), Alexander Scharf, auf. In einer gemeinsamen
Pressemitteilung erklärten sie am 14. April, BVDH und BVNP sähen in
dem Beschlussentwurf des G-BA »erhebliche inhaltliche Mängel« und
forderten »eine nachhaltige Überarbeitung«.

Dabei kritisieren die Verbände vor allem die unbestimmte »Definition
des Anwendungsbereiches« des Tests. Laut den Tragenden Gründen zum
Beschluss lasse sich keine »Risikoschwelle, mit der eine weitergehende
diagnostische Klärung geboten erscheint, prospektiv festlegen«.
Derzeit würde NIPT »hauptsächlich zur Erkennung häufiger
Chromosomenstörungen insbesondere bei Schwangeren im Alter von über 35
Jahren eingesetzt, mithin also als Screening-Untersuchung«. Sollte der
Test nur zur Abklärung auffälliger Ultraschall-Befunde dienen, wäre
die Indikation verfehlt. Denn zur Abklärung von Fehlbildungen und
Anomalien sei eine hinreichende genetische Diagnostik nur durch eine
invasive Diagnostik, meist eine Fruchtwasserentnahme, möglich.
Aufgrund der nicht objektivierbaren Indikationskriterien sei zu
erwarten, »dass der Test entgegen der Verlautbarung doch zum Screening
auf Trisomien der Chromosomen 13 (Pätau-Syndrom), 18 (Edwards-Syndrom)
und 21 (Down-Syndrom), ohne Vorhandensein besonderer
Verdachtskriterien, eingesetzt« werde. Befürchtungen zahlreicher
Behindertenverbände »einer Selektion von Menschen mit
Verschiedenheiten« würden durch diese Unbestimmtheit »gefördert und
nicht entkräftet«.

Man darf also gespannt sein, wie das Stellungnahmeverfahren ausgeht.
Die endgültige Entscheidung des G-BA wird für den Sommer erwartet. Die
Orientierungsdebatte des Deutschen Bundestags dürfte den G-BA dagegen
nur wenig beeindruckt haben.


IM PORTRAIT 

Stefan Rehder M. A. 

Der Autor, geboren 1967, ist Redaktionsleiter von »LebensForum« und
»Sonderkorrespondent Bioethik« der überregionalen, katholischen
Zeitung »Die Tagespost« sowie Leiter der Rehder Medienagentur. Er
studierte Philosophie, Geschichte und Germanistik an der Universität
Köln und der Ludwig-Maximilians-Universität München. Der Journalist
und Publizist hat mehrere bioethische Sachbücher verfasst, zuletzt
»Grauzone Hirntod - Organspende verantworten«. Stefan Rehder ist
verheiratet und Vater von drei Kindern.
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MELDUNG/1017: Bayernweit erste Abteilung für Krankenhaushygiene und Infektiologie am UKR gegründet (UKR)


Universitätsklinikum Regensburg - 27. Juni 2019

Bayernweit erste Abteilung für Krankenhaushygiene und Infektiologie am UKR gegründet



Das Universitätsklinikum Regensburg (UKR) beschreitet mit der Gründung
der Abteilung für Krankenhaushygiene und Infektiologie neue Wege in
Forschung, Lehre und Patientenversorgung. Ziel ist es, Keimen,
Infektionen und Antibiotikaresistenzen noch mehr auf die Spur zu
kommen und somit die Patienten- und Mitarbeitersicherheit weiter zu
verbessern.

Forschung, Lehre und medizinische Versorgung gehen am UKR Hand in
Hand. Ein Stillstand ist ausgeschlossen. Um dem Anspruch als
medizinischer Maximalversorger für Ostbayern weiterhin gerecht zu
werden und eine optimale Patientenversorgung zu garantieren, arbeiten
engagierte Menschen täglich daran, das medizinische Know-how zu
erweitern.

Dies gilt auch für die zum 1. Juli 2019 neu gegründete Abteilung für
Krankenhaushygiene und Infektiologie am UKR. Durch die strukturelle
Aufwertung der beiden Fachbereiche kann nun noch effizienter an
Prävention, Behandlung und Erforschung von Infektionen gearbeitet
werden. Die so gewonnenen Erkenntnisse fließen aktiv in die Ausbildung
von Studierenden, die Anleitung des Klinikpersonals und in die
tägliche Patientenversorgung mit ein. "Die Abteilungsgründung bietet
uns neue Möglichkeiten, durch die wir unser Wissen noch besser
miteinander verknüpfen und es natürlich auch in die praktische
Anwendung bringen wollen", kommentiert Professor Dr. Wulf Schneider,
Leiter der neuen Abteilung. Gerade in Zeiten, in denen multiresistente
Keime und eine zunehmende Wirkungslosigkeit von Antibiotika immer
wieder in den Fokus der Öffentlichkeit gelangen, ist die Gründung der
Abteilung für Krankenhaushygiene und Infektiologie ein starkes
Zeichen, dass das UKR sein Goldstatus für Krankenhaushygiene nicht von
ungefähr erhalten hat. "Mit unserer Arbeit wollen wir dazu beitragen,
dass wir diesen sehr hohen Standard halten und weiter steigern", so
Professor Schneider weiter.

Neues Labor für molekulare Epidemiologie

Eine Kernaufgabe für die bayernweit erste kombinierte Abteilung für
Krankenhaushygiene und Infektiologie ist die infektiologische
Prävention. Hier sehen die Mediziner einen reizvollen Ansatz, die
Herkunft und die Verbreitung von im Krankenhaus auftretenden
Infektionen (nosokomiale Infektionen), Keimen und
Antibiotikaresistenzen weiter zu erforschen. Um ein bestmögliches
Ergebnis zu generieren, wird die Abteilung für Krankenhaushygiene und
Infektiologie mit einem hochspezialisierten Labor für molekulare
Epidemiologie ausgestattet. "Mit Hilfe dieses Labors möchten wir
herausfinden, wie und wo verschiedene Keime vorkommen und über welche
Wege sie übertragen werden. Dazu wollen wir unter anderem die Genome,
also die Erbgüter, aller multiresistenten Keime bestimmen. Durch diese
Charakterisierung können wir zum Beispiel herleiten, ob die Keime im
Krankenhaus übertragen wurden oder von außen ins Krankenhaus
eingebracht werden", erklärt Professor Schneider, der bislang am
Institut für Mikrobiologie und Hygiene am UKR angesiedelt war. "Diese
Erkenntnis soll dabei helfen, die Verbreitung vor allem von
multiresistenten Keimen zu verstehen und durch effektive Maßnahmen zu
verhindern." Neben der Entschlüsselung und Typisierung dieser Erreger,
treibt der Mediziner weiterhin die Erforschung antimikrobiell
beschichteter Oberflächen voran, die dabei helfen sollen, die
Erregerlast in der direkten Patientenumgebung zu reduzieren. "Hier
sind wir schon jetzt auf einem sehr guten Weg, aber durch die neuen
personellen und finanziellen Möglichkeiten, welche die
Abteilungsgründung mit sich bringt, können wir noch einiges bewegen."

Hygiene noch mehr in den Fokus der Ausbildung und in den Klinikalltag rücken

Wichtig ist Professor Schneider, Inhaber der ersten Professur für
Krankenhaushygiene in ganz Bayern, zudem die Aus- und Weiterbildung
des medizinischen Nachwuchses sowie der bereits etablierten Ärzte und
Pflegekräfte. "Für den Alltag auf den Stationen ist es essentiell,
dass wir unser Personal regelmäßig schulen, um ihnen die nötige
Sicherheit im Umgang mit Hygienefragen zu geben." Man müsse den
Angestellten zudem die Unsicherheit im Umgang mit an Krankenhauskeimen
erkrankten Patienten nehmen. "Meistens reichen schon einfachste
Hygienemaßnahmen aus, um die Verbreitung von Keimen zu stoppen und
somit die Patienten- und Mitarbeitersicherheit zu stärken", so
Professor Schneider weiter. Gerade an einem Haus wie dem UKR, an dem
schwerstkranke Patienten und Unfallopfer sowie immunsuppressive
Patienten, etwa nach einer Transplantation, betreut werden, ist
maximale Hygiene ein absolutes Muss. "Wir wollen dabei jedoch nicht
mit erhobenem Zeigefinger in die Arbeit auf den Stationen eingreifen,
sondern die Mitarbeiter während ihres Tagesablaufs beratend begleiten
und so eine patienten- und mitarbeitergerechte Umsetzbarkeit für
Krankenhaushygiene schaffen", ergänzt Professor Schneider. Neben der
konsequenten Handhygiene bedeutet das auch, dass Flächen und
Oberflächen möglichst keimfrei gehalten werden müssen.

Was für die aktiven Mediziner und Pflegekräfte gilt, das gilt
natürlich insbesondere auch für den medizinischen Nachwuchs. Professor
Schneider plädiert dafür, dass sich Studierende der Humanmedizin schon
zu Beginn des Studiums mit dem Thema Krankenhaushygiene
auseinandersetzen sollen. "Der sensible, hygienische Umgang mit
Patienten muss den angehenden Medizinern von Anfang an in Fleisch und
Blut übergehen. Das minimiert mögliche Fehler und erhöht die
Sicherheit vor Ansteckung für Patienten wie Personal gleichermaßen."
Von den Ergebnissen der Forschung als auch von der klinikhygienischen
Ausbildung sowie von der Expertise der Mitarbeiter der Abteilung
profitiert nicht nur das Universitätsklinikum Regensburg. Insgesamt
betreut die Krankenhaushygiene am UKR regulär zehn externe
Gesundheitseinrichtungen in Ostbayern in allen wesentlichen
Hygiene-Aspekten.

Sinnvoller und angemessener Einsatz von Antibiotika

Während Professor Schneider seine Schwerpunkte auf die Forschung, die
Ausbildung und die Aufklärung gelegt hat, ist Professor Dr. Bernd
Salzberger, der sich innerhalb der Abteilung für den Bereich
Infektiologie verantwortlich zeigt, neben seiner Forschungsarbeit,
verstärkt in die aktive Patientenbehandlung involviert und tritt auf
den Plan, wenn sich ein Patient mit einem Erreger angesteckt hat. Der
bisherige Leiter der Stabsstelle Infektiologie am UKR ist ein
ausgewiesener Experte auf dem Gebiet der Viruserkrankungen
(insbesondere beim HI-Virus), Haut- und Weichteilinfektionen sowie
Knochen- und Gelenkinfektionen. In seiner forscherischen Arbeit widmet
sich Professor Salzberger sehr stark dem
Antibiotic-Stewardship-Programm (ABS). "Durch dieses Programm wollen
wir einen sinnvolleren und angemessenen Einsatz von Antibiotika in
Krankenhäusern erreichen und somit die Rate von Antibiotikaresistenzen
verringern", so der Infektiologe. Ziel des ABS-Programms ist es,
Patienten bestmöglich antiinfektiv zu behandeln und somit seine
Wirksamkeit und Nebenwirkungen zu optimieren.

Mit Gründung der Abteilung für Krankenhaushygiene und Infektiologie
arbeitet das UKR zukünftig noch intensiver an der Erforschung von
Keimen, Infektionen und Antibiotikaresistenzen, um die gewonnenen
Ergebnisse dann zum Wohl von Patienten und Mitarbeitern einsetzen zu
können.

 * 
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Universitätsklinikum Regensburg

Pressemitteilung vom 27. Juni 2019

Franz-Josef-Strauß-Allee 11, 93053 Regensburg

E-Mail: presse@ukr.de

Telefon: 0941 944-4200

Internet: http://www.ukr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





FORSCHUNG/092: Patienten-Nachsorge auf dem Prüfstand (idw)


Technische Universität Berlin - 27.06.2019

TU Berlin: Patienten-Nachsorge auf dem Prüfstand

Betreuungslücken nach stationärer Behandlung schließen



Während man im Krankenhaus nahezu stündlich nach seinem Befinden gefragt
und regelmäßig der Blutdruck gemessen wird, sind Patienten, sobald sie
entlassen werden, auf sich allein gestellt. "Wie stark sind Ihre
Schmerzen?" oder "Fühlen Sie sich ängstlich oder deprimiert?" sind
alltägliche Fragen im Rahmen der Visite während eines stationären
Aufenthaltes. "Nach der Entlassung findet aber keine standardisierte
Beurteilung der Behandlungsqualität und des Heilungsverlaufs mehr statt",
erklärt Dr. Christoph Pross, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Fachgebiet
von Prof. Dr. Reinhard Busse, Management im Gesundheitswesen an der TU
Berlin. "Die Lücke in der Qualitätskontrolle zwischen dem stationären
Bereich und dem ambulanten ist riesig. Messungen der stationären
Behandlungsqualität allein zeigen eine besorgniserregende Spannbreite im
Ergebnis von Eingriffen - mit erheblichen Folgen für die Patienten und
negativen ökonomischen Auswirkungen für das deutsche Gesundheitssystem."

Mit dem im April gestarteten Kooperationsprojekt PROMoting Quality soll
jetzt untersucht werden, wie die stationäre Akut- und ambulante
Nachbehandlung stärker an den qualitativen Ergebnissen für den Patienten
ausgerichtet werden kann. Finanziert wird das vierjährige, mit 3,5
Millionen Euro geförderte Projekt vom Innovationsfonds des Gemeinsamen
Bundesausschuss. Unter Federführung der TU Berlin beteiligen sich neun
Klinken mit einem Schwerpunkt in der Endoprothetik aus ganz Deutschland,
die Krankenkassen BARMER und der BKK-Dachverband, das Digital Health
Unternehmen Heartbeat Medical und das aQua Institut an dem
Forschungsprojekt. "Die teilnehmenden Kliniken zeigen ein großes Interesse
daran, ihre Behandlungen noch mehr an den Bedürfnissen der Patienten
auszurichten und stärker erfolgsorientiert zu arbeiten. Damit nehmen sie
eine führende Rolle in der Diskussion um die Qualität deutscher Kliniken
ein", so Christoph Pross, Co-Leiter des Projektes am Fachgebiet Management
im Gesundheitswesen. Ab Oktober 2019 werden zwei Jahre lang rund 10 000
Patient*innen deutschlandweit an einem online-Verfahren zur Messung der
Behandlungsqualität nach einem stationären Aufenthalt teilnehmen.

"Wir teilen die Patientinnen und Patienten, die einen geplanten Hüft- oder
Kniegelenksersatz bekommen haben, randomisiert in eine Interventions- und
eine Kontrollgruppe. Die Kontrollgruppe wird während der stationären
Behandlung und ein Jahr nach der Behandlung einen detaillierten Fragebogen
mit Hilfe einer App ausfüllen. Die Interventionsgruppe wird den
identischen Fragebogen ebenfalls während der stationären Behandlung und
dann im Abstand von einem, drei, sechs und zwölf Monaten ausfüllen",
erklärt Laura Oschmann, Projektmanagerin des Vorhabens und
wissenschaftliche Mitarbeiterin am Fachgebiet Management im
Gesundheitswesen. Die Fragebögen folgen dabei standardisierten
Messparametern. Ermittelt wird unter anderem der Grad der Schmerzen, die
Beweglichkeit, der psychische Zustand, Vorerkrankungen,
Betreuungsmöglichkeiten, klinische Ergebnisse und vieles mehr. Aber auch
statistisch relevante Daten wie zum Beispiel, welche Behandlungsmethoden
eingesetzt wurden, wie lange der Klinikaufenthalt gedauert hat, wie viele
Schmerzmittel verabreicht wurden oder ab wann Patient*innen wieder
aufstehen konnten. Die Ergebnisse werden digital an speziell geschulte
Mitarbeiter*innen der Kliniken übermittelt. "Unser Ziel ist es, die
Software so zu programmieren, dass die Klinikmitarbeiter*innen bei
bestimmten kritischen Gesundheitszuständen automatisch eine Warnung
erhalten. So wollen wir dafür sorgen, dass die Patientinnen oder Patienten
bei Problemen rechtzeitig aufgefordert werden, ihren niedergelassenen
Facharzt aufzusuchen", konkretisiert PD Dr. Alexander Geissler, Co-Leiter
des Projektes und Leiter des Bereichs stationäre Versorgung am Fachgebiet
Management im Gesundheitswesen.

Mit Hilfe der App soll nicht nur die Betreuungslücke zwischen stationärer
und ambulanter Behandlung geschlossen und so der Behandlungserfolg durch
das rechtzeitige Einleiten von unterstützenden Maßnahmen gesteigert
werden. Parallel erwarten die Wissenschaftler, dass sich diese digitale
Betreuung auch positiv auf die Kosten auswirkt, da mögliche
Nachbehandlungen rechtzeitig eingeleitet werden können.
"Darüber hinaus ermöglichen uns die so gewonnenen Daten viele neue
Erkenntnisse über den Erfolg, die Qualität und die Patientenorientierung
der verwendeten Behandlungsmethoden", so Reinhard Busse, der seit Jahren
die Umgestaltung der deutschen Versorgungslandschaft hin zu einer stärker
konzentrierten, leistungsorientierten Versorgung fordert. "Wir sehen das
Projekt als einen Vorreiter für eine qualitativ hochwertige stationäre
Versorgung, die sich primär an tatsächlichen Ergebnissen für die Patienten
orientiert."


Beteiligte Projekt-Partner:

Kliniken:

Charité - Universitätsmedizin Berlin

Orthopädische Klinik der Medizinischen Hochschule Hannover im Diakovere

Annastift

Helios ENDO-Klinik Hamburg

VAMED Ostseeklinik Damp

RoMed Klinik Prien am Chiemsee

Sana Kliniken Sommerfeld

Schön Klinik Hamburg Eilbek

Schön Klinik Neustadt

Krankenkassen:

BARMER

BKK Dachverband

Software/IT-Partner:

Heartbeat Medical

Evaluation:

aQua - Institut für angewandte Qualitätsförderung und Forschung im Gesundheitswesen

Link zur Projektseite: 

https://www.mig.tu-berlin.de/menue/research/aktuelle_projekte/promoting_quality

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin - 27.06.2019
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INSTITUTION/105: Gesundheitsförderung sozial Benachteiligter (DGE)


Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. - 28. Juni 2019

Gesundheitsförderung sozial Benachteiligter

DGE wird Mitglied im Kooperationsverbund Gesundheitliche Chancengleichheit



Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung e. V. (DGE) tritt zum 1. Juli
2019 dem Kooperationsverbund Gesundheitliche Chancengleichheit bei.
Als neue Partnerin möchte die DGE zu einer erfolgreichen
Gesundheitsförderung für sozial Benachteiligte beitragen. "Unser Ziel
ist es, die Aufklärung, Beratung und Angebote zur vollwertigen
Ernährung voranzubringen, deren Qualität zu sichern und dadurch die
Gesundheit der Bevölkerung nachhaltig zu fördern. Daher passt die neue
Mitgliedschaft sehr gut zu unserem Auftrag", erklärt
DGE-Geschäftsführerin Dr. Kiran Virmani. "Unser Portfolio umfasst
zahlreiche zum Kooperationsverbund passende Maßnahmen und Medien für
Verbraucher, Fachkräfte und Multiplikatoren. Damit tragen wir dazu
bei, wissenschaftlich basierte Ernährungsinformationen an die
entsprechenden Zielgruppen der Bevölkerung zu transportieren und die
Kompetenzentwicklung der Menschen zu fördern."

So gibt es die 10 Regeln der DGE für gesundheitsförderndes Essen und
Trinken beispielsweise auch in Leichter Sprache sowie auf Türkisch.
Zur Beratung von türkischsprachigen Personen mit Diabetes mellitus Typ
2 erarbeitet die DGE derzeit spezielle Materialien. Ein bewährtes
Instrument zur Förderung der Verhältnisprävention sind die
DGE-Qualitätsstandards. Sie umzusetzen trägt dazu bei, dass Menschen
in den Lebenswelten Kita, Schule, Betriebe, Senioreneinrichtungen
sowie Krankenhaus und Rehakliniken Zugang zu einer
gesundheitsfördernden Verpflegung erhalten. "Wir freuen uns daher,
unser Wissen nun auch in den Kooperationsverbund einzubringen und
dieses Netzwerk zu stärken", sagt Virmani.

Hintergrund: Die Gesundheit von Bevölkerungsgruppen mit niedrigem
sozioökonomischem Status ist laut der Gesundheits- und Sozialberichte
von Bund und Ländern schlechter und ihre Lebenserwartung kürzer als
von sozioökonomisch Bessergestellten. Insbesondere Migranten sowie
Kinder aus benachteiligten Familien haben vielfältige
Gesundheitsprobleme. Beispielsweise sind Kinder und Jugendliche aus
sozial benachteiligten Familien häufiger von Adipositas betroffen, wie
die "Studie zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in
Deutschland" (KiGGS) zeigte. Auch bei Kindern mit beidseitigem
Migrationshintergrund gibt es eine höhere Übergewichtsrate als bei
Kindern ohne Migrationshintergrund.

Der Kooperationsverbund setzt sich für eine Verminderung der sozialen
Ungleichheit von Gesundheitschancen ein. Er vernetzt dazu Akteure und
entwickelt koordinierte Problemlösungsstrategien. Ziel ist es, die
soziallagenbezogene Gesundheitsförderung in der (fach-)öffentlichen
Wahrnehmung wie in der praktischen Umsetzung zu fördern und
weiterzuentwickeln.


Links

www.gesundheitliche-chancengleichheit.de

Den Pressetext finden Sie unter:

www.dge.de/presse/pm/gesundheitsfoerderung-sozial-benachteiligter/

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. (DGE)

DGE-Presseinfo 11/2019, 28. Juni 2019

Godesberger Allee 18, 53175 Bonn

Telefon: +49 228 / 3776-600, Telefax: +49 228 / 3776-800

Internet: www.dge.de
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DEMENZ/451: Umzug ins Pflegeheim - Broschüre hilft bei der Entscheidung (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 28. Juni 2019

Umzug ins Pflegeheim: Broschüre der Deutschen Alzheimer Gesellschaft hilft bei der Entscheidung



Berlin, 28. Juni 2019. Menschen mit einer Demenzdiagnose können oft noch
lange zu Hause leben, wenn sie Unterstützung durch Angehörige, Freunde,
Nachbarn sowie professionelle Pflege- und Betreuungsangebote haben. Wenn
die Krankheit jedoch fortschreitet oder wenn ein erhöhter körperlicher
Pflegebedarf hinzukommt, stellt sich häufig irgendwann die Frage nach
Alternativen zum Leben zu Hause. Der Ratgeber "Umzug ins Pflegeheim"
der Deutschen Alzheimer Gesellschaft (DAlzG) gibt Hilfestellungen für
diese Entscheidung.

Katrin S. besucht ihre alten Eltern und findet beide in einem desolaten
Zustand vor: Der demenzerkrankte Vater vergisst nun auch, rechtzeitig die
Toilette aufzusuchen, die Mutter ist verzweifelt und mit der Situation
völlig überfordert. Dies ist nur eine beispielhafte Geschichte, die
zeigt, wie Angehörige durch die Pflege an ihre Grenzen gelangen können.
Mit der Broschüre möchte die DAlzG Mut machen, rechtzeitig über
Alternativen nachzudenken, bevor die Pflegesituation daheim zur
Überforderung wird. Die Broschüre bietet einen Überblick zu
verschiedenen Wohnformen bei Demenz und Pflegebedürftigkeit sowie
Hinweise zu rechtlichen Fragen und zur Finanzierung. Ebenso gibt es
Hilfestellungen für die Suche und Auswahl des passenden Pflegeheims,
Tipps zur Vorbereitung des Umzugs und Informationen über Zuständigkeiten
und Tagesabläufe in Pflegeeinrichtungen.

"Die meisten Menschen wollen so lange wie möglich zu Hause leben",
sagt Sabine Jansen, Geschäftsführerin der DAlzG. "Viele haben auch
Angst vor einem Umzug ins Pflegeheim, weil sie im Bekanntenkreis und aus
den Medien immer wieder von negativen Erfahrungen hören. Doch es gibt
auch gute Pflegeeinrichtungen, die sich zum Teil auf die Zielgruppe der
Menschen mit Demenz spezialisiert haben. Wichtig ist es, sich frühzeitig
mit diesem Thema auseinanderzusetzen, sich Heime anzusehen und
Alternativen zu überlegen, damit man nicht plötzlich unvorbereitet vor
einer solchen Entscheidung steht."


Die Broschüre "Umzug ins Pflegeheim. Entscheidungshilfen für
Angehörige von Menschen mit Demenz"; 2. Auflage 2019, 88 Seiten, ist
für 4 Euro im Online-Shop der Deutschen Alzheimer Gesellschaft

(Link: https://www.deutsche-alzheimer.de/index.php?id=58)
erhältlich.

 * 

Hintergrund:

In Deutschland leben heute etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60 Prozent davon haben eine Demenz vom
Typ Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3
Millionen steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz 

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres
Leben mit Demenz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und
ihre Familien. Sie informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung
und ist ein unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und
Forschung. In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie
das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus
Forschung und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130
Alzheimer-Gesellschaften unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort.
Gegenüber der Politik vertritt sie die Interessen der Betroffenen und
ihrer Angehörigen.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 28. Juni 2019

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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DEMENZ/450: Kommunizieren (un)möglich? (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 2/2019

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Kommunizieren (un)möglich? 

von Kerstin Simon



"Kommunizieren unmöglich" - so erklingt es öfter in Gesprächen von
Außenstehenden, wenn über Demenzkranke gesprochen wird. Und auch
Familienangehörige oder Partner von Menschen mit Demenz erleben im
Laufe der Krankheit die Kommunikation als etwas, worüber es gut tut,
sich unter "seinesgleichen" auszutauschen.

Die "vertraute" Kommunikation mit Aussagesätzen, Fragen und dazu
passenden Antworten können demenziell erkrankte Menschen irgendwann
nicht mehr führen. Besonders der Wechsel der Gesprächspartner in einer
Unterhaltung gelingt häufig nur noch schwer. Die Kommunikation
verläuft "einseitig" und kann für aufmerksame Begleiter zumindest
verblüffend, wenn nicht sogar zunächst leicht beängstigend sein.

Demenz verändert Wahrnehmung und Sprache

Wenn Angehörige um solche Veränderungen wissen, kann ihnen der Umgang
mit ungewöhnlichen Situationen leichter fallen. Damit geht es sowohl
den Angehörigen als auch den Erkrankten besser. Gerade ein Mensch, der
sich seines "Geistes" unsicher geworden ist und der nicht mehr wie
früher bewusst auf "kesse Sprüche" seinerseits vertrauen kann, freut
sich umso mehr über gelungene Momente der Verständigung mit seinen
nahen Angehörigen, zu denen er beitragen kann.

Die Veränderung im Wahrnehmungs- und damit auch im
Kommunikationsverhalten von Menschen mit Demenz geschieht allmählich
und sehr individuell und ist abhängig von Vorgeschichte und
Krankheitsverlauf. Hier zeigt sich ganz besonders deutlich, dass die
Art, wie ein Mensch mit seiner Umwelt in Verbindung tritt, eine immer
ganz eigene und persönliche ist. In jedem Fall wird die Art und Weise
der Kommunikation durch die Persönlichkeit geprägt. Eine Einschränkung
hier kann als besonders schmerzlicher Verlust für die Angehörigen
empfunden werden. Meine eigenen Erfahrungen mit meiner Mutter wie
diejenigen der Angehörigen in meinen Gruppen und Seminaren bestätigen
das.

Die Antworten "stimmen" nicht mehr

Das Kurzzeitgedächtnis, das dafür zuständig ist, neue Informationen
aufzunehmen und für den Abruf verfügbar zu machen, baut viel schneller
ab als das Langzeitgedächtnis - sehr zum Leidwesen der Demenzkranken,
aber auch von Angehörigen, die immer wieder überraschende Situationen
erleben. Da ist zum Beispiel die fürsorgliche Ehefrau, deren Mann
mittlerweile in einer Pflegeeinrichtung lebt. Auf ihre Frage "Hast Du
schon gegessen?" vernimmt sie mit Erstaunen ein "Nein" - in bestem
Wissen, dass das so sei! An die Mahlzeit im Speiseraum, an der er
bereits kurz zuvor teilgenommen hatte, hat ihr Mann keine Erinnerung
mehr. Und genau in dieser, "Wahrheit", die für den Demenzkranken gilt,
liegt für die Angehörigen das Problem: Sie bekommen eine Antwort, die
"nicht stimmt"! Wie können sie damit umgehen?

"Du bist ok so!"

Durch Kommunikation treten wir in Kontakt mit anderen Menschen und
wünschen uns eine positive Rückmeldung, ein Verstehen. Also ist es
wichtig, dass wir unseren Angehörigen so etwas wie "Du bist ok so"
oder "Ich finde dich in Ordnung so" signalisieren. Eine mögliche
Antwort der Ehefrau im oben beschriebenen Beispiel wäre: "Wir können
uns später um das Essen kümmern. Die Sonne scheint so schön, hast du
Lust, dass ich dich in den Garten schiebe?" Die Angst, dass ihre Worte
nicht verstanden werden, ist überflüssig: Bedeutungen SPÜREN in
unterschiedlichen Ausprägungen kann jeder Demenzkranke auch im weit
fortgeschrittenen Stadium!

Unterstreichen Sie Ihre Worte durch Gesten und Mimik.



Wir leben und erleben uns auch durch unser Erzählen sowie durch
Reaktionen unseres Gegenübers. Menschen mit Demenz haben dieses
"Erzählen" umso nötiger, da das Kurzzeitgedächtnis immer weniger
funktioniert - demzufolge gibt es immer wieder die "Notwendigkeit",
von sich zu erzählen. Die meisten Demenzkranken schildern also Dinge,
die sie tatsächlich einmal getan haben oder auch gerne getan hätten -
in der Aussage ist dies oft nicht zu unterscheiden.

Eine neue Kompetenz entwickeln

Angehörige stehen vor der Aufgabe, eine neue "Kompetenz" zu
entwickeln, die des verstehenden Zuhörens und der
Einfühlungsfähigkeit. "Sich einfühlen" heißt dann mit Blick auf
Kommunikation: Ich betrachte die Welt aus der Position meines
Gegenübers - und nicht aus meiner! Damit ist schon einmal eine
gemeinsame Sicht gewährleistet, ich gehe nicht mit meinen Maßstäben an
das, was der oder die andere sagt. In diesem Falle heißt verstehen
nicht "gut finden" oder "wahr finden", sondern die Botschaft: Ich
verstehe, was du sagen willst oder meinst. Und genau um dieses
"Verstehen" geht es in der Kommunikation - übrigens nicht nur im
Umgang mit Menschen mit Demenz.

Menschen mit Demenz können auf ihre Geistesfähigkeiten nicht mehr
zurückgreifen und sind dadurch selbst unglaublich verunsichert, sie
brauchen dieses "Verstehen" als Zeichen noch mehr. Angehörige lernen
dabei das Verstehen neu und können so zu "Brückenbauern" im Umgang mit
Menschen mit Demenz werden. Diese Aussicht kann Mut machen: Ein
Lächeln, ein Händedruck, ein Wort oder ein Zucken der Mundwinkel
reichen als Signal oft schon aus und das schöne Gefühl gegenseitigen
Verstehens wird möglich.


Kerstin Simon ist Dipl.-Neurobiologin, Gesundheitsberaterin,
Shiatsu-Therapeutin, Empathische Kommunikation; Trainerin für
Achtsamkeit, Resilienz u. Persönlichkeitsentwicklung

Kontakt: 

E-Mail: kerstin.simon@kommunikationswege.com

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 2/19, S. 4 - 5

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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DIABETES/2066: Unterversorgung bei Kindern mit Diabetes - Bedarf an wohnortnaher stationärer Versorgung steigt (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 27.06.2019

Diabetologen warnen vor Unterversorgung bei Kindern mit Diabetes: Bedarf
an wohnortnaher stationärer Versorgung steigt



Seit 25 Jahren steigt in Deutschland die Neuerkrankungsrate an Diabetes
mellitus Typ 1 bei Kindern und Jugendlichen jährlich um etwa vier Prozent.
Keine andere Erkrankung im Kindesalter entwickelt sich so dynamisch. Um
den gleichen Prozentsatz steigt der Bedarf an ambulanter und stationärer
Versorgung für diese Patientinnen und Patienten. Doch viele
diabetologische Abteilungen sind unterfinanziert und ortsnahe Kliniken
können aus personellen und Kostengründen keine stationäre Betreuung
gewährleisten, mahnt die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG).

Die Neuerkrankungsrate bei Diabetes Typ 1 hat sich in den letzten 20
Jahren mehr als verdoppelt. "Wir gehen aufgrund der Entwicklung derzeit
davon aus, dass eine weitere Verdoppelung in den kommenden zwei Dekaden
stattfinden wird", prognostiziert Professor Dr. med. Andreas Neu,
Vizepräsident der Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG).
Die jungen Patienten benötigen für eine nachhaltige Diabetestherapie neben
der kontinuierlichen, flächendeckenden ambulanten Versorgung die
Möglichkeit einer altersgerechten stationären Diabetesbetreuung. Während
des Klinikaufenthalts erhalten sie und ihre Eltern komprimiert
Informationen über die Insulintherapie, Bewegung, Ernährung und Prävention
von Akut- und Langzeitkomplikationen. Außerdem lernen sie den Umgang mit
der Erkrankung in Schule, Beruf und Freizeit. "Zwar ist die stationäre
Versorgung für alle Beteiligten meist aufwändiger und kostenintensiver als
eine ausschließlich ambulante Behandlung, die selbstverständlich
unverzichtbar für die Dauerbetreuung ist. Dennoch ist die stationäre
Behandlung ein wichtiger Bestandteil der Langzeitbetreuung von
Heranwachsenden", so Neu, Oberarzt an der Klinik für Kinder- und
Jugendmedizin am Universitätsklinikum Tübingen.

Insbesondere zum Erkrankungsbeginn, bei Komplikationen wie
Stoffwechselentgleisungen oder bei unerklärlichen Blutzuckerschwankungen
hat die stationäre Behandlung einen Schwerpunkt. Junge Patientinnen und
Patienten haben häufiger mit einer chronisch schlechten
Blutzuckereinstellung zu kämpfen. Hierfür sind neben hormonellen
Schwankungen - vor allem in der Teenagerzeit - auch psychosoziale Faktoren
verantwortlich wie beispielsweise Belastungsreaktionen oder
Anpassungsstörungen, Konflikte mit der Erkrankung und Therapie,
Essstörungen oder auch eine problematische Eltern-Kind-Interaktion. "Diese
vielschichtigen Probleme lassen sich im stationären Rahmen durch ein
multiprofessionelles Team gut erörtern und in vielen Fällen auch lösen",
betont Neu.

Zudem steigt durch die Technologisierung in der Diabetologie der
Schulungsbedarf erheblich: Mehr als zwei Drittel aller Kinder und
Jugendlichen werden mit einer Insulinpumpe therapiert. Über die Hälfte
aller Diabetespatienten nutzen CGM-Systeme (kontinuierliche
Glukosemessung). "Um diese Systeme sicher anzuwenden ist eine umfassende
Anleitung notwendig, die eine spezialisierte stationäre Einrichtung mit
einer entsprechenden Schulung bieten kann", erklärt Neu.

Doch während immer mehr Kinder und Jugendliche an Diabetes erkranken und
gleichzeitig die technischen Fortschritte mit hohem Schulungsbedarf
zunehmen, droht eine Verschlechterung der stationären Versorgung. "Die
Gesundheitspolitik verortet den Diabetes zunehmend primär in der
ambulanten Medizin", so Dr. Ralph Ziegler, Facharzt für Kinder- und
Jugendmedizin in einer diabetologischen Schwerpunktpraxis für Kinder und
Jugendliche aus Münster. "Doch im Sinne einer ganzheitlichen und
erfolgreichen Behandlung sollten die Patientinnen und Patienten ohne
Einschränkungen vom Zusammenspiel ambulanter und stationärer Befähigungen
und Möglichkeiten profitieren können." Eine kompetente und sichere
Behandlung und Schulung bei Manifestation oder Entgleisungen könne im
ambulanten Sektor der Kinderdiabetologie zurzeit nicht sichergestellt
werden - ob im niedergelassenen Bereich oder in den Ambulanzen der
Kliniken, mahnt Ziegler. Daher müssten stationäre Diabetesabteilungen an
Kinderkliniken weiterhin gesundheitspolitische Unterstützung erfahren.

"Erschwerend kommt hinzu, dass die Diabetologie im DRG-System nicht
hinreichend abgebildet und vergütet ist. Immer mehr stationäre
Diabetesabteilungen müssen aus Kostengründen schließen", führt DDG
Präsidentin Professor Dr. med. Monika Kellerer aus. Zudem habe sich die
Zahl an klinischen Lehrstühlen für Diabetologie und Endokrinologie an den
deutschen Universitäten drastisch reduziert. Heute gebe es nur noch etwa
acht klinische Lehrstühle an den insgesamt 33 Medizinischen Fakultäten in
Deutschland. "In Anbetracht der jährlich über 3 000 Neuerkrankungen bei
Kindern und Jugendlichen und der prognostizierten drastischen Zunahme der
Diabeteserkrankungen insgesamt auf bis zu 12 Millionen in den nächsten
Jahrzehnten ist dies alarmierend", so die Ärztliche Direktorin des
Zentrums für Innere Medizin I am Marienhospital in Stuttgart.

Die DDG fordert daher ein Umdenken in der Gesundheitspolitik. "Diabetes
ist keine rein ambulant therapierbare Erkrankung. Auch im stationären
Bereich müssten klinische Diabetesabteilungen nicht nur erhalten, sondern
in Anbetracht der prognostizierten Diabeteszahlen sogar weiter ausgebaut
werden", fordert Kellerer. Dies treffe gleichermaßen auf die Kinder- und
Jugend-Diabetologie sowie die Erwachsenen-Diabetologie zu.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Diabetes Gesellschaft - 27.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1184: Dramatische Versorgungslücke bei Patienten mit Herzrhythmusstörungen und Synkope (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 28.06.2019

Dramatische Versorgungslücke bei Patienten mit Herzrhythmusstörungen und Synkope




	Jeder zweite Mensch erleidet im Laufe seines Lebens eine Synkope, also eine kurze Ohnmacht, deren Ursache nicht selten Herzrhythmusstörungen sind.

	Europäische Leitlinien empfehlen zur sicheren und raschen Diagnostik implantierbare Ereignisrekorder.

	Diese Ereignisrekorder können derzeit bei gesetzlich versicherten Patienten nicht leitliniengerecht angewendet werden, da sie nicht erstattet werden.

	Bei etwa einem Drittel aller Schlaganfälle wird zunächst keine Grunderkrankung festgestellt. Auch hier können implantierbare Ereignisrekorder bei der Suche helfen, damit rasch eine wirksame Therapie eingeleitet werden kann.




Düsseldorf, 28.06.2019 - Synkopen sind ein häufig auftretendes Problem. In
dem meisten Fällen handelt es sich um sogenannte Reflexsynkopen oder
vasovagale Synkopen, die meistharmlos sind. "Davon abzugrenzen - und das
macht die Diagnostik kompliziert - sind Synkopen, die durch kardiale
Erkrankungen entstehen, allen voran durch bradykarde oder tachykarde
Rhythmusstörungen", sagt Prof. Dr. Wolfgang von Scheidt, der federführende
Autor des deutschen Kommentars zu der europäischen Leitlinie Diagnostik
und Management von Synkopen. "Die Ursachen können für den Patienten
lebensgefährlich sein. Die Synkope von heute kann der plötzliche Herztod
von morgen sein."

Ereignisrekoder sind für eine effektive Diagnostik von Synkopen unerlässlich

Patienten, bei denen die Ursache für ihre wiederkehrenden Ohnmachten in
einer Störung des Herzrhythmus vermutet wird, erhalten ein Langzeit-EKG,
um die Rhythmusstörung identifizieren und wirkungsvoll behandeln zu
können. Da ein Langzeit-EKG aber nur bei 4 % der Patienten ein Ergebnis
erfasst, empfiehlt die Leitlinie, es nur bei Patienten anzuwenden, die
häufiger als einmal pro Woche eine Synkope erleiden. Dies ist allerdings
nur bei dem geringsten Teil der Betroffenen der Fall. Das international
etablierte diagnostische Verfahren zum Nachweis der bei Synkopen
zugrundeliegenden Rhythmusstörungen ist der implantierbare
Ereignisrekorder. Es handelt sich hierbei um einen kleinen Chip, der
innerhalb weniger Minuten unter die Haut implantiert werden kann und über
drei Jahre hinweg den Herzrhythmus aufzeichnet. "Sollte also Wochen oder
Monate nach der Implantation die nächste Ohnmacht auftreten, kann der
Ereignisrekorder ausgelesen werden und offenbart den Herzrhythmus zum
Zeitpunkt der Synkope", erklärt von Scheidt.

Ereignisrekorder finden Vorhofflimmern deutlich öfter

Ein weiteres wichtiges Anwendungsgebiet des Ereignisrekorders ist der
kryptogene Schlaganfall. Bei rund einem Drittel der Schlaganfall-Patienten
wird keine Grundkrankheit entdeckt, die erklären könnte, warum es zum
Schlaganfall gekommen ist. In diesen Fällen spricht man von kryptogenen
Schlaganfällen. Schon 2014 zeigte eine große Studie, dass bei einem
weitaus größeren Teil der Patienten mit kryptogenem Schlaganfall ein
gelegentliches anfallsartiges Vorhofflimmern (paroxsysmales
Vorhofflimmern) auftritt, als man zuvor angenommen hatte. Während die
herkömmlichen Diagnoseverfahren EKG und Langzeit-EKG innerhalb von 12
Monaten nur bei 2 % der Patienten Vorhofflimmer-Episoden aufdecken
konnten, wurden mit dem implantierten Ereignisrekorder im gleichen
Zeitraum bei 12,4 % der Patienten Vorhofflimmern mit einer Länge von mehr
als 30 Sekunden gefunden. Bei der Herzrhythmusstörung Vorhofflimmern kommt
es zu schnellen, chaotischen Kontraktionen der Vorhöfe des Herzens,
wodurch sich die Strömung des Blutes im Herzen verändert. Es können sich
Gerinnsel bilden, die in das Gehirn geschwemmt werden und dort einen
Schlaganfall verursachen. Eine frühzeitige Erkennung von Vorhofflimmern
mit Ereignisrekordern erlaubt das rechtzeitige Einleiten einer
Antikoagulantientherapie und so das Verhindern von Schlaganfällen.

Mangelnde Vergütung von Implantation und Nachsorge führt zu Unterversorgung

Obwohl der klinische Nutzen der Detektion von selten und unregelmäßig
auftretenden Herzrhythmusstörungen mit implantierten Ereignisrekordern
durch zahlreiche Studien und Metaanalysen belegt ist, besteht in
Deutschland bezüglich der Versorgung mit den Rekordern eine von ärztlicher
und Patientenseite unerträgliche Situation, wie die DGK in einer
Stellungnahme (https://doi.org/10.1007/s12181-018-0297-7) erörtert.
"Leider wird die Implantation eines Ereignisrekorders bisher von den
Krankenkassen als letzter Schritt in der Diagnostik angesehen, obwohl man
schon sehr schnell an dem Scheideweg in der Diagnostik angekommen ist, in
der er gewinnbringend eingesetzt werden kann", stellt von Scheidt
hinsichtlich der Abklärung von Synkopen fest. "In der Realität muss, damit
die Implantation vergütet wird, eine lange Diagnostikkaskade vorweggehen,
die bei weiten Teilen dieser Patienten unnötig ist, beispielsweise
neurologische Untersuchungen. Eine ambulante Implantation wird derzeit
sogar überhaupt nicht vergütet, obwohl der Eingriff ambulant sehr gut und
gefahrlos durchgeführt werden kann." Er resümiert: "Die Vorgaben der
Krankenkassen widersprechen der Leitlinienempfehlung." Prof. Dr. Thomas
Deneke, Sprecher der Arbeitsgruppe Rhythmologie der DGK, bestätigt: "Es
wird in der Synkopendiagnostik sehr viel Geld für Maßnahmen ausgegeben,
die unnütz sind. Dieses Geld sollte man eher in die Versorgung mit
Ereignisrekordern stecken."

Doch nicht nur die Vergütung der Implantation ist unzureichend. "Die
Nachsorge können wir derzeit überhaupt nicht abrechnen", so Deneke. "Die
Ereignisrekorder müssen idealerweise telemedizinisch nachgesorgt werden.
Ich sehe mir im Schnitt am Tag 200-300 zum Teil auch fehldetektierte
Episoden von etwa 50 Patienten an, nach dem Wochenende auch mal von 150
Patienten." Die mangelnde Vergütungssituation sowohl von Implantation als
auch von Nachbetreuung führt allerdings häufig dazu, dass die
Ereignisrekorder gar nicht erst eingesetzt werden können.

Durch die genannten Sachverhalte besteht in Deutschland eine
Unterversorgung von Patienten mit Herzrhythmusstörungen und Synkopen, wie
es in der Stellungnahme der DGK heißt. Eine leitliniengerechte
Diagnosestellung und Initiierung von zum Teil lebenswichtigen Therapien
ist daher in vielen Fällen nicht möglich und erhöht das Risiko der
Patienten, Folgeerkrankungen zu erleiden oder zu versterben. "Die
Implantation und Nachsorge von Ereignisrekordern muss dringend vergütet
werden, sowohl stationär als auch ambulant. Und zwar möglichst
unkompliziert", fordert Deneke. Von Scheidt fügt hinzu: "Die Krankenkassen
müssen ihre Haltung zu implantierbaren Ereignisrekordern unserer Meinung
nach dringend überdenken!"


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org/presse

http://www.leitlinien.dgk.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 28.06.2019
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MELDUNG/169: Blutkrebsforschung durch innovative Zellmodelle verbessern (idw)


Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und Zellkulturen GmbH - 28.06.2019

Blutkrebsforschung durch innovative Zellmodelle verbessern

Wissenschaftler des Leibniz-Instituts DSMZ stellen international 100
Zelllinien für die Leukämie-Lymphom-Forschung zur Verfügung



(Braunschweig - 28. Juni 2019): Wissenschaftler vom Leibniz-Institut
DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und Zellkulturen haben ein Sortiment
von 100 herausragend charakterisierten Krebs-Zelllinien, inklusive
T-Zell-, B-Zell- und myeloischer Malignome, zusammengestellt, das die
Entwicklung von gezielten Krebstherapien für die "Personalisierte Medizin"
unterstützt. Wie das Team um den Biologen Dr. Hilmar Quentmeier aus der
von Prof. Dr. med. Hans G. Drexler geleiteten Abteilung für Menschliche
und Tierische Zelllinienkulturen der DSMZ in seiner Publikation in der
renommierten wissenschaftlichen Fachzeitschrift Scientific Reports
berichtet, umfasst das sogenannte LL-100 Panel insgesamt 22
Tumor-Entitäten von menschlichen Leukämien und Lymphomen. "Das Besondere am
LL-100 Panel ist, dass alle Krebs-Zelllinien eindeutig authentifiziert und
dem richtigen Gewebe zugeordnet wurden. Hinzu kommt, dass von allen 100
Krebs-Zelllinien neben Sequenzinformationen auch andere Metadaten
vorliegen, die Krebsforschern weltweit frei zugänglich sind", betont Dr.
Quentmeier die Einzigartigkeit des LL-100 Panels des Leibniz-Instituts
DSMZ.

Seit vielen Jahren werden immortalisierte Zelllinien als Modellsysteme für
die Krebsforschung eingesetzt. Zelllinien-Modelle wurden für die
Grundlagenforschung und Medikamentenentwicklung genutzt, deckten bisher
aber nicht das gesamte Spektrum der Leukämie und der Lymphome ab. Das neue
LL-100 Panel steht Wissenschaftlern über das Leibniz-Institut DSMZ
(www.dsmz.de) zur Verfügung. Der Forschungsschwerpunkt der Abteilung
Menschliche und Tierische Zelllinien an der DSMZ liegt bei der Nutzung von
Zelllinien in der Hämatologie, der Erforschung der Ursachen von
Krebserkrankungen und der Weiterentwicklung der Zellkulturtechnik. Doktor
Hilmar Quentmeier leitet die Arbeitsgruppe Immunologie und forscht seit
vielen Jahren unter anderem an der genetischen Heterogenität von Tumoren.

Originalpublikation

The LL-100 panel: 100 cell lines for blood cancer studies. Quentmeier H,
Pommerenke C, Dirks WG, Eberth S, Koeppel M, MacLeod RAF, Nagel S, Steube
K, Uphoff CC, Drexler HG. Sci Rep. 2019 Jun 3;9(1):8218. 

doi: 10.1038/s41598-019-44491

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution969
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und Zellkulturen GmbH - 28.06.2019
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PFLEGE/777: Studie - Pflegekräfte können die Hoffnung alter Menschen stärken (idw)


Universität Trier - 28.06.2019

Pflegekräfte können die Hoffnung alter Menschen stärken

Eine Studie der Universität Trier zeigt, wie Pflegekräfte Menschen bis in
die letzte Lebensphase hinein Kraft geben können. Ein Schulungskonzept
soll folgen.



Hoffnung erweist sich gerade bei älteren Menschen als eine wertvolle
Ressource und Kraftquelle. In vorhergehenden Studien wurde ein positiver
Zusammenhang zwischen der persönlichen Hoffnung und der empfundenen
Lebensqualität nachgewiesen. Doch inwieweit lässt sich dieser Zusammenhang
beeinflussen? Dieser Frage ist ein Forschungsteam an der Universität Trier
unter Leitung von Professorin Dr. Margit Haas nachgegangen. Ziel ihrer
Studie "HoPe - Konzept der Hoffnung in der Pflege alter Menschen" war es,
die Ausprägung der Hoffnung bei alten Menschen zu untersuchen und
Pflegekräfte zu befähigen, Hoffnungskonstrukte positiv zu beeinflussen.

In der Studie wurden 307 pflegebedürftige Menschen ab 65 Jahren in der
Region Trier sowohl in der eigenen häuslichen Umgebung als auch in
Einrichtungen der Langzeitpflege zu ihrem Hoffnungskonzept befragt. Die
Trierer Forscher stellten grundlegend fest, dass Hoffnung unabhängig vom
Alter und vom gesundheitlichen Status beziehungsweise Versorgungsbedarf
ist und auch noch am Lebensende präsent bleibt. Elementare Quellen für
Hoffnung sind für ältere Menschen positive Beziehungen zu
Familienangehörigen und zu anderen Menschen, Spiritualität sowie positive
und aufbauende Erinnerungen.

Die Bedeutung der positiven Beziehungen zu Menschen im nahen Umfeld
eröffnet Pflegenden die Möglichkeit, den individuellen Hoffnungsprozess zu
unterstützen. Hoffnung muss dabei aus der Sicht der betroffenen Menschen
erfasst und eingeschätzt werden. Dazu sind Pflegende durch ihre oft enge
und vertrauensvolle Beziehung zu alten Menschen und deren Angehörigen in
der Lage.

Aufbauend auf der Erkenntnis, dass Hoffnung eine wertvolle Ressource in
schwierigen Zeiten ist, die durch positive Beziehungen und Erinnerungen
gefördert werden kann, entstand das studentische Projekt
"Hoffnungsspaziergang". Dabei begleiten Studierende des Dualen
Studiengangs "Pflegewissenschaft Klinische Pflege" ältere Menschen in
Pflegeeinrichtungen entlang einer von den Studierenden erstellten
Fotogalerie. Die von ihnen ausgewählten hoffnungsfroh stimmenden Bilder -
von Urlaubsmotiven bis zum Ultraschallbild eines Embryos - erwecken bei
den älteren Menschen Erinnerungen und regen zum Dialog an.

In einem Anschlussprojekt von Professorin Dr. Margit Haas sollen für
Pflegende und Angehörige Schulungskonzepte für die Versorgung alter
Menschen entwickelt und umgesetzt werden. Ein Netzwerk aus Betroffenen,
Akteuren im Gesundheitswesen und ehrenamtlich Tätigen will dafür die
notwendige Basis schaffen.

Das Projekt "HoPe - Konzept der Hoffnung in der Pflege alter Menschen"
wurde von der Nikolaus-Koch-Stiftung gefördert. Dem Forschungsteam
gehörten an: Prof. Dr. Margit Haas (Projektleiterin), Dr. Iris Schneider
(Projektkoordinatorin), Ines Kopp (wissenschaftliche Hilfskraft), Alina
Schäfer und Marie Walter (studentische Hilfskräfte).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution103
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Universität Trier - 28.06.2019
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ENTWICKLUNG/1454: Künstliche DNA kann Freisetzung von Wirkstoffen aus Medikamenten steuern (idw)


Technische Universität München - 28.06.2019

Künstliche DNA kann Freisetzung von Wirkstoffen aus Medikamenten steuern



Ein Medikament mit drei Wirkstoffen, die nacheinander zu festgelegten
Zeitpunkten abgegeben werden - bislang nur eine Zukunftsvision, der ein
Team der Technischen Universität München (TUM) jetzt aber ein gutes Stück
nähergekommen ist. Durch eine Kombination aus Hydrogelen und künstlicher
DNA lassen sich Nanopartikel unter körperähnlichen Bedingungen
kontrolliert nacheinander freisetzen.

Immer mehr Menschen werden mit mehreren verschiedenen Medikamenten
behandelt. Oftmals müssen sie die Mittel in festen Zeitabständen anwenden,
was den Alltag kompliziert macht und die Gefahr in sich birgt, dass
einzelne davon vergessen werden.

Oliver Lieleg, Professor für Biomechanik und Mitglied der Munich School of
BioEngineering an der TUM, und Doktorandin Ceren Kimna haben nun ein
Verfahren entwickelt, das Grundlage von Präparaten werden könnte, die
verschiedene Wirkstoffe enthalten und diese im Körper absolut zuverlässig
in einer vorgegebenen Reihenfolge und zu festgelegten Zeitpunkten abgeben.
"So könnte zum Beispiel eine Salbe, die auf eine Operationswunde
aufgetragen wird, Schmerzmittel, Entzündungshemmer und abschwellend
wirkende Mittel nacheinander freisetzen", erklärt Oliver Lieleg.

Ein Wirkstoff nach dem anderen

"Salben oder Cremes, die ihre Wirkstoffe verzögert abgeben, sind nicht an
sich neu", ergänzt Oliver Lieleg. In heute verwendeten Präparaten könne
allerdings nicht garantiert werden, dass nicht zeitweise mehrere
Wirkstoffe gleichzeitig in den Organismus gelangen.

Um das Prinzip hinter ihrer Idee zu testen, verwendeten Oliver Lieleg und
Ceren Kimna nanometergroße Partikel aus Silber, Eisenoxid und Gold, die in
einem Hydrogel - einer speziellen geleeartigen Substanz - eingebettet
waren. Mit einem spektroskopischen Verfahren verfolgten sie den Austritt
der Partikel aus dem Gel. Die Partikel waren dabei so gewählt, dass sie
sich in dem Gel ähnlich bewegen wie echte Wirkstoffträger, aber deutlich
einfacher und günstiger herzustellen sind.

Die besondere Zutat, die die Nanopartikel steuert, ist künstliche DNA. DNA
ist in der Natur zunächst Träger der Erbinformation. Forschende nutzen
aber zunehmend die Tatsache, dass sich sehr genau bestimmen lässt, wie und
wie stark sich DNA-Stücke miteinander verbinden, um daraus beispielsweise
nanometergroße Maschinen zu bauen.

Die DNA-Kaskade: Zuerst zusammenhalten und im richtigen Augenblick loslassen

Die Silberpartikel sollten als erste abgegeben werden. Im Ausgangzustand
verbinden spezielle von Lieleg und Kimna am Computer entworfene DNA-Stücke
die Partikel miteinander. Der so entstandene Teilchen-Cluster ist so groß,
dass er sich in dem Hydrogel nicht bewegen kann. Wird aber Kochsalzlösung
hinzugefügt, lösen sich die Partikel von der DNA, werden beweglich und
wandern zur Geloberfläche. "Da die Kochsalzlösung ungefähr denselben
Salzgehalt hat wie der menschliche Körper, konnten wir so simulieren, dass
die Wirkstoffe erst bei Anwendung des Präparats frei werden", erläutert
Ceren Kimna.

Das DNA-Geflecht, in dem die Eisenoxidpartikel eingebunden sind, wird
durch zwei Arten von DNA gebildet: Stücke der DNA der einen Art sind mit
einem Ende an den Eisenoxidpartikeln angeheftet, die andere DNA verbindet
deren lose Enden. Diese Verbünde werden durch die Kochsalzlösung nicht
beeinträchtigt. Die Eisenoxid-Partikel können nur freigesetzt werden,
nachdem das erste Cluster sich aufgelöst hat. Dabei werden nämlich nicht
nur Silber-Nanopartikel frei, sondern auch DNA. Diese verdrängt die
"Verbindungs-DNA" des zweiten Clusters, bildet aber selbst keine
Verbindungen, so dass sich die Eisenoxidpartikel voneinander trennen. Auch
hier werden DNA-Stücke frei, die wiederum zum "Schlüssel" für die dritte
DNA-Nanopartikel-Verbindung werden.

"Salben sind durch ihre Konsistenz für unseren Hydrogel-basierten Ansatz
die naheliegendste Anwendung. Das Prinzip könnte in Zukunft aber auch in
Tabletten zum Einsatz kommen die im Körper mehrere Wirkstoffe nacheinander
abgeben," erklärt Lieleg.


Mehr Informationen:

Prof. Lieleg forscht an der Munich School of BioEngineering (MSB). Dieses
interdisziplinäre Forschungszentrum der TUM ist europaweit die thematisch
umfassendste universitäre Einrichtung für das Schnittfeld von Medizin,
Ingenieur- und Naturwissenschaften.

https://www.mw.tum.de/bme

Professur für Biomechanik

https://www.bioengineering.tum.de

Munich School of Bioengineering (engl.)


Originalpublikation:

Ceren Kimna, Oliver Lieleg, Engineering an orchestrated release avalanche
from hydrogels using DNA-nanotechnology, Journal of Controlled Release,
Volume 304, 28 June 2019, Pages 19-28

DOI: 10.1016/j.jconrel.2019.04.028

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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LABEL/5105: Warner Music Klassik News - 1. Juli 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 1. Juli 2019



The British Line von Teldec erstmals in einer Box

Die Briten und ihr ganz eigener Stil sind aus der Klassikwelt nicht
wegzudenken. Einer ihrer charismatischsten Botschafter ist der
Dirigent Sir Andrew Davis, von 1989 bis 2000 Chef des BBC Symphony
Orchestra. Ihm widmete das Teldec-Label ab 1991 die Serie The British
Line, die nun zum ersten Mal gesammelt in einer 16-CD-Box
wiederaufersteht - als britische Edition ersten Ranges. Ergänzt wird
sie mit einem Bonus-Live-Album: Last Night of the Proms - The 100th
Season.

VÖ: 12. Juli 2019, 16 CDs 0190295453954


Der Klangperfektionist auf Vinyl: Karajans Neunte und
Sibelius-Werke zum 30. Todestag

1989 starb mit Herbert von Karajan nicht nur ein Jahrhundertdirigent,
sondern auch eine Persönlichkeit, die wie keine andere die
Verbreitung der klassischen Musik gefördert hat. Als
Klangperfektionist setzte er sich für moderne Aufnahmetechniken ein,
vielen galt er als "der" Klassik-Maestro schlechthin. Zum 30.
Todestag veröffentlicht Warner zwei seiner bedeutendsten Aufnahmen
auf Vinyl: Beethoven Neunte aus dem Jahre 1955 im Stereo-Remastering
und Orchesterwerke von Jean Sibelius, die zwischen 1976 und 1981 mit
den Berliner Philharmonikern entstanden.

VÖ: 5. Juli 2019

Beethoven 2 LPs: 0190295424428, Sibelius 2 LPs: 0190295424312


EuroArts 

Yannick Nézet-Séguin bündelt in seinen Interpretationen und Konzerten
Subtilität, Energie und Kraft. Seine intensive Musikalität und seine
ansteckende Begeisterung haben ihn bei den besten Orchestern der Welt
überaus beliebt gemacht.

Die Dokumentation von Christiaan van Schermbeek enthält sehr
persönliche Begegnungen mit dem charismatischen Dirigenten.

Inkl. Konzert: Im Zentrum der Konzertaufzeichnung mit dem Rotterdam
Philharmonic Orchestra von Schostakowitschs Vierter Sinfonie steht
die intensive Kommunikation zwischen Dirigent und Orchester.

VÖ: 5. Juli 2019, 2 DVDs 880242558282

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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NACHLESE/037: 50 Jahre später ... Sly & the Family Stone - Stand! (SB)




There is a blue one

Who can't accept the green one

For living with a fat one

Trying to be a skinny one

Different strokes

For different folks

Sly & Family Stone - Everyday People

Für den einflußreichen, in der Musikszene der US-amerikanischen Westküste fest
verankerten Journalisten Joel Selvin gibt es zwei Sorten schwarzer Musik - vor
Sly Stone und nach Sly Stone. Im Haus einer tiefgläubigen Familie in Texas
aufgewachsen beherrschte Sylvester Stewart bereits im Alter von 11 Jahren den
Umgang mit Keyboards, Gitarre, Bass und Schlagzeug. Sylvester und seine nicht
minder musikalisch begabten Geschwister Freddie, Rose und Vaetta traten nach dem
Umzug der Familie nach Kalifornien in der lokalen Pfingstlergemeinde mit Gospel
Music als The Stewart Four auf und veröffentlichten 1952 sogar eine Single mit
religösen Liedern.

Nachdem Sly und Freddie 1966 jeweils eine eigene Band gegründet hatten,
vereinigten sich die beiden Formationen zu Sly & the Family Stone. Die
Geschwister übernahmen verschiedene Gesangsparts und teilten andere Aufgaben
unter sich auf. Freddie spielte Gitarre, Sly diverse Keyboards, Rose saß am
Piano und Vaetta leitete den dreistimmigen Backgroundchor, zu dem Mary McCreary
und Elva Mouton hinzustießen. Larry Graham, der für die Entwicklung der
Slapping-Technik in Funk und Rock, bei der am Bass perkussive Elemente simuliert
und mit zugleich gespielten Melodielinien kombiniert werden,
hauptverantwortliche Musiker, der Drummer Gregg Errico, die Trompeterin Cynthia
Robinson und der Saxophonist Jerry Martini komplettierten die Band.

Stand! war das vierte Album, in dem die Band Soul, Funk und Rock zu einem höchst
attraktiven, nicht nur das schwarze Amerika ansprechenden Soundhybrid vereinte. 
Tatsächlich waren Sly & the Family Stone die erste nennenswerte Gruppierung der
progressiven US-Musikkultur, in der schwarze und weiße MusikerInnen
gleichberechtigt spielten und auftraten. Zwar trat der Multinstrumentalist Sly
Stone, der auch die meisten Songs verfaßte, als Wortführer auf und hatte
sicherlich eine dominante Position inne, wie die späteren Kämpfe um den Kurs der
Band und ihr dadurch eingeleitetes Ende zeigten. Bis dahin jedoch legten Sly &
the Family Stone einige stilprägende Alben vor, die als gelungene Verschmelzung
von schwarzer und weißer Popmusik heute zu den herausragenden Werken der
US-Musikkultur gezählt werden.

Stand! verschaffte der Band den kommerziellen Durchbruch und damit auch den
Auftritt bei dem Woodstock Music & Art Fair. Er fand um 3.30 Uhr am frühen
Morgen des 17. August 1969 statt und gilt vielen Zeitzeugen als herausragender
Auftritt unter den vielen ohnehin spektakulären Bühnenshows. Das Album war nicht
nur wegen dem treibenden R'n'B-Groove und seiner rockigen Härte ein erster
kreativer Höhepunkt der Band. Auch die auf leicht verständliche Weise
artikulierte Sozialkritik kam an, war der Rassismus für nichtweiße
US-BürgerInnen doch ein Alltagsproblem und ist es bis heute. Different strokes
for different folks, so verwendet im Song Everyday People, dem ersten großen
Charts-Hit der Band, hat sich zum stehenden Begriff für Diversität entwickelt. 
Zuerst belegt bei dem Boxer Muhammed Ali, der damit erklärte, daß er für
verschiedene Gegner verschiedene Schlagvarianten im Angebot hatte, wurde die
Redensart in den USA so populär, daß sie 1972 in einer Anzeige von VW Verwendung
fand. Mit Different Volks for different folk wurde dafür geworben, sich entweder
einen Käfer oder einen Bully zuzulegen.

Der nur über wenige Zeilen verfügende, wie eine gesprochene Kampfansage
vorgetragene Titel Don't Call Me Nigger, Whitey hat im Hip Hop, der Sly & and
the Family Stone viel zu verdanken hat, die Zeiten überdauert. Im gleichen Jahr
noch erschien der Titel Thank You (Falettinme Be Mice Elf Agin) als Single, die
später lediglich auf einem Greatest Hits-Album auftaucht. Im Text wird auf
mehrere Songs von Stand! Bezug genommen, die sich mit der weißen Unterdrückung
schwarzer US-BürgerInnen auseinandersetzen, und der Faden subversiven, in
poetischen Metaphern vorgetragenen Protestes weitergesponnen. Der bittere
Beiklang von Zeilen wie Dyin' young is hard to take, Sellin' out is harder
zeigt, daß die Stimmung eher verzweifelter und zugleich unversöhnlicher wird. 
Ende der 1960er Jahre ist mit den Händen zu greifen, daß die Verwirklichung der
Hoffnung auf Befreiung weit mehr bedarf als guter Gefühle, wie sie die Woodstock
Nation zelebrierte.

Das Album Stand! steht auf Platz 118 der von der Musikzeitschrift Rolling Stone
geführten Liste der 500 größten Alben aller Zeiten. Es wurde 2015 von der
Library of Congress als kulturell, historisch und ästhetisch signifikantes Werk
eingestuft und archiviert. Der Einfluß Sly Stones auf Ikonen wie Miles Davis und
Michael Jackson ist bekannt, Samples seiner Hits finden sich in zahlreichen Hip
Hop-Titeln, und kein geringerer als der Bassist Bootsy Collins, seinerseits mit
dem Musikkollektiv Parliament-Funkadelic einer der bekanntesten Exponenten des
Funk, bezeichnete Sly Stone als den talentiertesten und aufregendsten Musiker,
dem er je begegnet sei. Im August 2015 trat er als Überraschungsgast in einem
Theater auf, ansonsten haben sich seine Spuren irgendwo in Los Angeles
verloren, wo er laut einem Bericht des Jahres 2011 in einem Campmobil leben
soll. 

2. Juli 2019
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AKTION/2772: Havixbeck - "Performusik" in der Wasserburg Hülshoff am 7.7.2019


Kreis Borken

"Performusik" in der Wasserburg Hülshoff in Havixbeck

Brassomir Blechbläserquintett gestaltet nächstes Konzert von

"Trompetenbaum & Geigenfeige" am Sonntag, 7. Juli, um 16 Uhr



Münsterland/Havixbeck. Musikalisch abwechslungsreich und mit
schauspielerischer Finesse gestaltet das Brassomir Blechbläserquintett
das nächste Konzert von "Trompetenbaum & Geigenfeige - Musik in Gärten
und Parks im Münsterland". Die Reihe bringt die fünf jungen Musiker am
Sonntag, 7. Juli, auf das Anwesen rund um die Wasserburg Hülshoff in
Havixbeck. Das musikalische Programm beginnt um 16 Uhr. Anschließend,
gegen 17.30 Uhr, wird eine Führung durch den Garten der Burg Hülshoff
angeboten.

Das Brassomir Blechbläserquintett bilden Jan Breer (Horn), Justus
Jansen (Posaune), Leonard Kutsch (Bassposaune), Malte Linder
(Trompete) und Jan Stopka (Trompete). Die fünf Musiker lernten sich im
Kinderorchester NRW kennen, bewarben sich als Quintett 2017 bei
"Jugend musiziert" und belegten beim Bundeswettbewerb direkt den
ersten Platz. Beim Konzert in Havixbeck erzählen sie eine selbst
entworfene Geschichte von einer Seereise nach New York. Dabei spielen
sie einige Szenen und begleiten ihr Schauspiel mit passender Musik. In
der Exzellenz-Förderung des Kammermusikzentrums NRW haben sie dieses
neue Format, die "Performusik", bereits erprobt.

Inmitten einer grünen Parklandschaft erhebt sich die Wasserburg
Hülshoff in Havixbeck, die Kulisse für das nächste Konzert von
"Trompetenbaum & Geigenfeige". Seit 1417 ist sie Stammsitz der
Freiherren Droste zu Hülshoff. Zudem ist sie Geburtshaus der Dichterin
Annette von Droste-Hülshoff, die sich ebenso wie ihr Vater für ihre
gärtnerische Leidenschaft Nischen im Park von Hülshoff geschaffen
hatte. Diese gilt es bei einem geführten Rundgang zu entdecken.

"Trompetenbaum & Geigenfeige" ist ein gemeinsames Projekt der vier
Münsterlandkreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf. Die
Kulturabteilung des Kreises Borken übernimmt gemeinsam mit Münsterland
e. V. die Organisation. Das Land NRW unterstützt "Trompetenbaum und
Geigenfeige" aus Mitteln des Förderprogramms "Regionale
Kulturpolitik". Das Konzert in Rekken findet in Zusammenarbeit mit
der Burg Hülshoff in Havixbeck, der

Annette-von-Droste-zu-Hülshoff-Stiftung Havixbeck und dem Center for
Literature Burg Hülshoff statt.

Karten für das Konzert am Sonntag, 7. Juli, gibt es an der Tageskasse
ab 15 Uhr. Der Eintritt kostet zehn Euro. Ermäßigungen gibt es für
Schüler, Auszubildende und Studenten. Kartenbestellungen sind zudem
beim Münsterland e. V. - Tourismus-Center unter der kostenfreien
Service-Hotline 0800-9392919 (montags bis freitags von 9 bis 17 Uhr)
möglich. Dort gibt es auch weitere Informationen. Das Programm der
Musikreihe ist darüber hinaus im Internet unter
www.trompetenbaum-geigenfeige.eu zu finden. Infos gibt es am
Veranstaltungstag unter Tel.: 0172/7234577.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Juli 2019
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10223: Ahaus - Werke von Carl Philipp Emanuel Bach, Edvard Grieg, Joseph Haydn am 7.7.19


Kreis Borken

"Sommer - Schlösser - Virtuosen - Klassik im Westmünsterland":

"Gute alte Zeit" im Fürstensaal von Schloss Ahaus

Deutsche Kammerakademie Neuss am Rhein und Paul Böhme (Cello)
gestalten Konzert am 7. Juli



Kreis Borken/Ahaus. Am Sonntag, 7. Juli, steht die Deutsche
Kammerakademie Neuss am Rhein (dkn) bereits zum vierten Mal in der
diesjährigen Saison von "Sommer - Schlösser - Virtuosen - Klassik im
Westmünsterland" auf der Bühne. Das vorletzte Konzert der Reihe wird
das Orchester unter der Leitung von Marc Coppey gemeinsam mit dem
Cellisten Paul Böhme im Fürstensaal von Schloss Ahaus gestalten. Unter
dem Motto "Gute alte Zeit" dürfen sich Musikfreundinnen und
Musikfreunde um 17 Uhr auf Werke von Carl Philipp Emanuel Bach, Edvard
Grieg, Joseph Haydn und Anton von Webern freuen.

Paul Böhme erhielt seinen ersten Cello-Unterricht mit vier Jahren.
2012 wurde er Jungstudent an der Robert Schumann Musikhochschule in
Düsseldorf. Er gewann bereits nationale und internationale
Musikwettbewerbe. Böhme tritt als Solist mit verschiedenen Orchestern
auf und arbeitet zudem regelmäßig mit der Pianistin Joanna Przybylska
zusammen. Paul Böhme ist Stipendiat der Werner Richard - Dr. Carl
Dörken Stiftung.

Der Cellist und Dirigent Johannes Goritzki gründete 1978 die Deutsche
Kammerakademie Neuss am Rhein (dkn). Sie gestaltete bereits zahlreiche
Konzerte im In- und Ausland und brachte inzwischen mehr als vierzig CD-
Produktionen heraus. Tourneen nach Südamerika, Spanien, Finnland und
Polen sind Teil der jüngsten Orchestergeschichte. Die Stadt Neuss
fördert durch die dkn junge hochbegabte Musikerinnen und Musiker.
Diese bekommen so die Möglichkeit, mit international erfahrenen
Dirigenten, Solisten und Stimmführern zu arbeiten und sich intensiv
fortzubilden. Die dkn ist als "Orchester in Residence" in diesem Jahr
bei allen Konzerten der Reihe "Sommer - Schlösser - Virtuosen" dabei.

Dirigent Marc Coppey wurde in Straßburg geboren. Er studierte am
Konservatorium von Paris und in den USA. Er ist unter anderem
Preisträger des Internationalen Bachwettbewerbs Leipzig und gastierte
bereits auf zahlreichen namhaften Festivals sowie in großen
Konzertsälen weltweit. Coppey unterrichtet an der Musikhochschule
Paris und ist musikalischer Leiter des Kammermusikfestivals "Les
Musicales" in Colmar.

Veranstalter der Konzertreihe ist der Kreis Borken. Das Konzert in
Ahaus wird in Zusammenarbeit mit den Schlosskonzerten Ahaus
durchgeführt. Möglich gemacht wird die Reihe, die 2019 bereits zum 17.
Mal durchgeführt wird, durch das großzügige Engagement der Werner
Richard - Dr. Carl Dörken-Stiftung aus Herdecke, der die Pflege des
Kulturlebens in Westfalen ein besonderes Anliegen ist. Zudem
unterstützen die Sparkasse Westmünsterland sowie die Hilde und Bodo
Crone-Stiftung aus Gronau die Konzertreihe.

Das Programmfaltblatt liegt in allen Filialen der Sparkasse
Westmünsterland, in den Rathäusern und Tourismusinformationen im Kreis
Borken und im Kreishaus Borken aus. Zum Download steht es im Internet
bereit unter www.kreis-borken.de/sommerkonzerte.

Der Eintritt beträgt für Erwachsene 15 Euro, Schüler, Studenten und
Auszubildende zahlen 10 Euro. Karten-Reservierungen sind in der
Kulturabteilung des Kreises Borken im kult Westmünsterland in Vreden,
Kirchplatz 14, unter Tel. 02564/9899-111 oder per E-Mail an
sommerkonzerte@kreis-borken.de möglich.

Der letzte Termin der Reihe "Sommer - Schlösser - Virtuosen - Klassik
im Westmünsterland":

Sonntag, 14. Juli, dkn unter Leitung von Marc Coppey gemeinsam mit
Armin Khihel (Klarinette) im Rittersaal Jugendburg Gemen. In
Zusammenarbeit mit der Jugendburg Gemen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9112: Aus aller Welt - 02.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Italiens Ministerpräsident kündigt Sparmaßnahmen an

Italiens Regierungschef Giuseppe Conte hat eine geringere
Neuverschuldung in Aussicht gestellt. Das italienische
Haushaltsdefizit werde in diesem Jahr 2,04 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) nicht überschreiten, teilte Conte in
Brüssel mit. Zuvor hatte das Kabinett in Rom beschlossen, die
geplanten Ausgaben für das Bürgereinkommen und eine Rentenreform
einzufrieren. Mit den Maßnahmen will Italien ein drohendes
EU-Defizitverfahren abwenden. Die italienische Staatsverschuldung ist
auf 132 Prozent der Wirtschaftsleistung angestiegen. In der Eurozone
sind laut Maastricht-Vertrag maximal 60 Prozent erlaubt.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9112: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizei in NRW bekommt vorerst keine Elektroschockpistolen

Vor einem Jahr kündigte Nordrhein-Westfalens Innenminister Herbert
Reul den Kauf von Elektroschockpistolen für die Polizei an. In dieser
Woche mußte der CDU-Politiker die Einführung der umstrittenen Waffe
auf unbestimmte Zeit verschieben - angeblich wegen knapper
Haushaltsmittel. Nach Informationen der Rheinischen Post waren in den
vergangenen acht Monaten drei Menschen nach Einsätzen eines
sogenannten Tasers in Nürnberg, Pirmasens und Frankfurt am Mai
gestorben.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9109: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Tote bei Angriffen in Mali und Niger

Im afrikanischen Krisenstaat Mali sind bei Angriffen auf die Dörfer
Bidi, Sankoro und Saran mehr als 30 Menschen getötet worden. Das
berichtete die Nachrichtenagentur AFP. Weitere elf Menschen starben
durch die Explosion eines Sprengsatzes nahe der Stadt Koro an der
Grenze zu Burkina Faso. Im Westen des Niger unweit der Grenze zu Mali
griffen mutmaßliche Islamisten ein Militärcamp an und töteten 16
Soldaten. In den westafrikanischen Sahel-Staaten Mali, Niger und
Burkina Faso sind mehrere dschihadistische Gruppen aktiv.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9111: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kritik der CDU an Bremer Grünen

Die CDU ist als stärkste politische Kraft aus der Bürgerschaftswahl
in Bremen hervorgegangen. Daß die Christdemokraten weiterhin auf der
Oppositionsbank sitzen, haben sie den Grünen zu verdanken, die eine
rot-grün-rote Koalition einem Jamaika-Bündnis mit FDP und CDU
vorzogen. CDU-Generalsekretär Paul Ziemiak kritisierte die
Entscheidung der Grünen für eine Allianz mit SPD und Linken, weil
dadurch ein Politikwechsel in der Hansestadt verhindert worden sei.
Auch der Bremer CDU-Vorsitzende, Carsten Meyer-Heder, kann in dem
neuen Koalitionsvertrag keinen politischen Aufbruch erkennen, sondern
nur ein weiter so mit linker Beteiligung. Auf der Suche nach einem
Nachfolger für Bürgermeister Carsten Sieling, der als Konsequenz aus
dem schlechten SPD-Wahlergebnis seinen Posten räumen will, gilt
inzwischen Fraktionschef Andreas Bovenschulte als aussichtsreichster
Kandidat.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9109: Tragisches und Kurioses - 02.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Tote und Überschwemmungen nach Starkregen in Indien

Heftige Regenfälle haben im Westen Indiens zu schweren Schäden und
Toten geführt. In der Millionenstadt Mumbai kamen 21 Menschen ums
Leben, als die Wassermassen die Wände eines Wohnhauses zum Einsturz
brachten. Weitere 69 Menschen wurden nach Angaben des
Katastrophenschutzes verletzt. Nach Informationen der Zeitung "The
Indian Express" starben sechs Menschen ebenfalls bei einem
Mauereinsturz im 150 Kilometer von Mumbai entfernten Pune. Mindestens
15 weitere Menschen werden noch unter den Trümmern vermutet. In
Mumbai fiel laut Wetterdienst innerhalb eines Tages soviel Regen wie
seit zehn Jahren nicht mehr.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8194: Aus Forschung und Technik - 02.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Deutsch-französischer Rover soll einen Marsmond erforschen

Die japanische Raumfahrtbehörde JAXA plant eine Mission auf einem der
beiden bislang unerforschten Marsmonde Phobos oder Deimos. Dabei soll
auch ein mit diversen Meßapparaten ausgerüsteter
deutsch-französischer Rover zum Einsatz kommen. Das Deutsche Zentrum
für Luft- und Raumfahrt (DLR) wird das Gehäuse des Gefährts und
einige wissenschaftliche Instrumente entwickeln, die französische
Raumfahrtagentur CNES unter anderem Kamerasysteme zur räumlichen
Orientierung und Erkundung auf der Oberfläche und das zentrale
Service-Modul des Rovers beisteuern. Der Start der Mission Martian
Moons eXploration (MMX) ist derzeit für 2024 geplant ist. Nach der
Landung wird der Forschungsroboter dann gemeinsam von DLR und CNES
betrieben. Die Rückführung von Proben der Monde zur Erde soll laut
DLR-Angaben im Jahr 2029 erfolgen.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8208: Aus aller Welt - 02.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Paris stellt Forderungen zum Freihandelsvertrag von EU und Mercosur

Die Regierung Frankreichs ist bisher nicht bereit, das
Freihandelsabkommen der EU mit dem südamerikanischen Staatenbund
Mercosur vom vergangenen Freitag zu ratifizieren. Umweltminister
François de Rugy fordert zuvor von der brasilianischen
Regierung, daß sie ihren Verpflichtungen im Kampf gegen die
Abholzungen im Amazonas-Gebiet nachkommt. Das berichtete die
Regierungssprecherin Sibeth Ndiaye am Dienstag beim französischen
Sender BFM TV. Demnach fordern französische Rinderzüchter und
Zuckerrübenbauern Härtefallregelungen, wonach Importe aus Südamerika
eingestellt werden, wenn sich diese negativ für die französischen
Produzenten auswirken.

Die brasilianische Zeitung O Globo berichtete aktuell, im Juni seien
in Brasilien mit gut 760 Quadratkilometern 60 Prozent mehr Regenwald
abgeholzt worden als im Juni des Vorjahres. In den ersten sechs
Monaten dieses Jahres seien insgesamt 2300 Quadratkilometer
vernichtet worden. Das sei der höchste Wert in drei Jahren.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8166: Medizin und Gesundheitswesen - 02.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Gefährliche Versorgungslücke bei Herzrhythmusstörungen

Deutschlands Kardiologen schlagen Alarm. Bei der Versorgung von
Patienten mit Herzrhythmusstörungen und Synkope besteht eine
dramatische Versorgungslücke. Der Grund: Obgleich die Europäischen
Leitlinien eine rasche Diagnostik der Erkrankung und die Implantation
sogenannter Ereignisrekorder empfehlen, werde dieser Eingriff von den
gesetzlichen Krankenkassen hierzulande derzeit nicht finanziert. Das
erhöht nach Ansicht der Deutschen Gesellschaft für Kardiologie (DGK)
das Risiko von Folgeerkrankungen und Todesfällen. Wie das Deutsche
Ärzteblatt weiter berichtet, fordert die DGK daher die Krankenkassen
eindringlich auf, ihre Einstellung zu diesem Thema überdenken.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8196: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Erste Erkenntnisse zur NS-Vergangenheit der Bundesanwaltschaft

In Karlsruhe sind am Dienstag erste Ergebnisse der Studie
veröffentlicht worden, die der Generalbundesanwalt Peter Frank zur
NS-Vergangenheit der Bundesanwaltschaft in Auftrag gegeben hatte. Den
Forschern wurde uneingeschränkter Zugang zu allen wichtigen
Unterlagen wie etwa Personalakten gewährt. Die Aufarbeitung wird
voraussichtlich bis Ende des Jahres dauern. Die interdisziplinäre
Arbeitsgruppe wird von dem Juristen Safferling und dem Historiker
Friedrich Kießling geleitet. Die ARD berichteten, für den
Untersuchungszeitraum bis 1974 sei jeder zweite überprüfte
Mitarbeiter der Behörde Mitglied der NSDAP gewesen. Im Jahr 1953 traf
das auf 22 der 28 Mitarbeiter des höheren Dienstes zu. Begonnen hatte
die Bundesstaatsanwaltschaft mit drei ehemaligen NSDAP-Mitgliedern
und zwei früheren Staatsanwälte im nationalsozialistischen
Justizdienst.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8119: Sprache, Kunst und Medium - 02.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Sotheby's versteigert Mondlandungs-Videos

Zum 50. Jahrestag der Mondlandung kommen in New York unter anderem
Original-Videoaufnahmen des geschichtsträchtigen Ereignisses beim
Auktionshaus Sotheby's unter den Hammer. Die drei Bänder, auf denen 2
Stunden und 24 Minuten lang zu sehen ist, wie Neil Armstrong und Buzz
Aldrin als erste Menschen den Mond betreten, könnten nach Einschätzung
eines Unternehmenssprechers bei der Versteigerung am 20. Juli bis zu 2
Mio. Dollar einbringen.

Laut ARD Tagesschau seien die Aufnahmen von Nasa-Angehörigen während
der Mondlandung am 20. Juli 1969 gedreht worden. Angeblich wurden die
Bänder seitdem nur dreimal abgespielt. Allerdings entstanden diese
nicht auf dem Erdtrabanten, sondern im Kontrollzentrum in Texas.
Deshalb soll es sich angeblich um die schärfsten und am wenigsten
technisch veränderte Bilder in diesem Zusammenhang handeln.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8185: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Milizen überfallen Militär-Camp in Niger

Im westafrikanischen Staat Niger haben am Montag nach Angaben
örtlicher Behörden Dschihadisten aus dem Nachbarland Mali ein
Militärlager in der Nähe der Grenzstadt Inatès überfallen und
mindestens 18 Soldaten getötet. Vier Soldaten wurden später vermißt.
Bei dem Angriff waren zuerst zwei Autobomben zur Explosion gebracht
worden. Dann erfolgte ein Vorstoß der Milizen auf Motorrädern.
Nigerisches Militär schlug den Angriff mit amerikanischer und
französischer Luftunterstützung zurück. Mehrere "Terroristen" seien
"neutralisiert" worden, heißt es.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8199: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Berlin berät über Normalisierung der Beziehungen zu Venezuela

Die Beauftragte des Auswärtigen Amtes für Lateinamerika und die
Karibik, Marian Schuegraf, hat mit dem stellvertretenden Außenminister
Venezuelas, Yván Gil, am Montag in Berlin über eine Beilegung der
diplomatischen Krise beider Länder gesprochen. Gil bot an, daß der
deutsche Botschafter Daniel Kriener nach Caracas zurückkehren könnte.
Dieser war von der Regierung Venezuelas Anfang März zur unerwünschten
Person erklärt worden, nachdem er an der Seite des Aufrührers Juan
Guaidó öffentlich aufgetreten war, als dieser nach einem gerichtlich
verbotenen Auslandsaufenthalt in die venezolanische Hauptstadt
zurückkehrte. Die deutsche Bundesregierung hat Guaidó in einem
wahrscheinlich völkerrechtswidrigen Akt als Präsidenten Venezuelas
anerkannt. Aus dem venezolanischen Außenministerium verlautete, man
habe sich bei dem bilateralen Treffen am Montag auf eine
Normalisierung der Beziehungen verständigt. Die Bundesregierung habe
der Rückkehr Krieners zugestimmt. Beim Berliner Außenamt hieß es, man
werde sich in den kommenden Tagen über die nächsten Schritte beraten.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8169: Tragisches und Kurioses - 02.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Erschreckend viele Badeunfälle im Juni in Polen und Litauen

Die ungewöhnliche Hitze im Juni hat auch in Polen und Litauen viele
Menschen in die Badeanstalten und an die Strände gelockt. Das
polnische Krisenzentrum nannte jetzt jedoch zusammen mit dem Nachbarn
für den vergangenen Monat mit 145 Ertrunkenen den Preis.

Wie die ARD Tagesschau berichtete, soll es sich bei den meisten Opfern
um Männer und Jugendliche handeln. Als Hauptursache wurden zuviel
Alkohol und Leichtsinn genannt.

Allein am Sonntag ertranken demnach in Polen zehn Menschen, insgesamt
waren es im vergangenen Juni 113 Todesopfer. In Litauen ertranken
Rettungskräften zufolge 32 Menschen, die höchste Zahl seit fünf
Jahren.

Für Deutschland mit seinen doppelt so vielen Einwohnern wurden
regional auch viele Badeunfälle gemeldet, aber keine Gesamtzahlen
genannt.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8197: Arbeit, Soziales und Familie - 02.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Pilotabschluß im Einzelhandel von NRW

Die Gewerkschaft Verdi und der Handelsverband NRW haben sich auf
einen Tarifvertrag für den nordrhein-westfälischen Einzelhandel
verständigt. Demnach soll Verkäuferinnen und Verkäufer ab Juli 2019
drei Prozent mehr bezahlt werden. In den höheren Entgeltgruppen
erhalten alle Beschäftigten eine Pauschale von 77,50 Euro. Mit Mai
kommenden Jahres werden alle Gehälter um weitere 1,8 Prozent
angehoben. Die Ausbildungsvergütung wird überproportional
aufgestockt. Die Laufzeit des Tarifvertrages beträgt zwei Jahre. Im
Einzelhandel von NRW sind 487.000 Menschen
sozialversicherungspflichtig und 205.000 geringfügig beschäftigt.
Verdis Flächenvertrag gilt jedoch nur für vier von zehn
Beschäftigten. Laut Hans-Böckler-Stiftung sind 77 Prozent der
Unternehmen der Branche nicht tarifgebunden. Verdi zufolge
orientieren sich viele dennoch an dem Pilotabschluß.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8177: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Waldbrand in Mecklenburg-Vorpommern nicht unter Kontrolle

Im Ostdeutschland wartet man sehnsüchtig auf Regen. Viele Fachleute
gehen davon aus, daß ohne ihn der gewaltige Waldbrand auf dem
ehemaligen Truppenübungsplatz in der Nähe von Lübtheen nicht gelöscht
werden kann. Schon jetzt gilt er als der größte in der Geschichte
Mecklenburg-Vorpommerns. Wie afp meldete, hatte es selbst zu
DDR-Zeiten keinen Brand von ähnlichem Ausmaß gegeben. Das Problem:
Wegen der im Boden lagernden Munition müssen Einsatzkräfte einen
Abstand von einem Kilometer zum Brand halten. Das gilt ebenso für
Löschfahrzeuge wie für Löschflugzeuge. Daher hat die Sicherung der
umliegenden Ortschaften derzeit Priorität vor der Brandbekämpfung.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8185: Märkte und Finanzen - 02.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Fairtrade kommt bei den ärmsten Landarbeitern in Afrika kaum an

Der Konsum von Produkten, die nachweislich eines Siegels fair
gehandelt wurden und deswegen etwas teurer als Produkte aus unfairem
Handel sind, kommt nicht unbedingt allen bei der Produktion in Afrika
eingesetzten Landarbeitern zugute. Das ergab eine Untersuchung der
Universität Göttingen, die im Fachmagazin "Nature Sustainability"
unter dem Titel "Effects of Fairtrade on the livelihoods of poor
rural workers" (Auswirkungen fairen Handels auf den Lebensunterhalt
armer Landarbeiter) veröffentlicht wurde. Demnach profitieren wohl
die Angestellten lokaler Genossenschaften von Fairtrade, aber oft
nicht die Arbeiter von Kleinbauern. Diese gehören häufig zu den
Ärmsten der Armen im ländlichen Raum, berichtete der leitende Autor
der Studie, der Göttinger Agrarökonom Martin Qaim. Diese große
Bevölkerungsgruppe werde von den Entwicklungsorganisationen oft
übersehen. Für die Studie waren Angaben zu 1000 Kakaobauern und
Landarbeitern aus 50 verschiedenen Genossenschaften in der
Elfenbeinküste ausgewertet worden. Das Fairtrade-Siegel für deutsche
Produkte vergibt der gemeinnützige Verein TransFair. Dessen Angaben
zufolge haben Verbraucher in Deutschland 2018 für Fairtrade-Produkte
rund 1,6 Milliarden Euro ausgegeben.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8200: Aus Forschung und Technik - 02.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Schon wieder kommen Asteroiden der Erde gefährlich nahe

Die Erde fliegt auf ihrer Bahn um die Sonne mit einer Geschwindigkeit
von knapp 30 Kilometern pro Sekunde durchs Weltall. Das sind ca.
108.000 Kilometer pro Stunde. Dabei rasen an ihr immer wieder
Himmelskörper vorbei, denen man besser nicht begegnet. Schließlich
könnte die Kollision mit diesen Brocken massive Schäden auf der Erde
anrichten, die bis zur Auslöschung allen Lebens reichen würden. 
Angesichts dessen beobachtet unter anderen die US-amerikanische 
Raumfahrtbehörde NASA alle Himmelskörper, die unserem Planeten 
gefährlich nah kommen. Auf der Webseite listet das "Center for Near 
Earth Object Studies" die Brocken, deren Flugbahn der Erde sehr nahe 
kommen. Als erdnah definiert die NASA eine Entfernung von weniger als 
3,84 Millionen Kilometer, also dem zehnfachen Mondabstand. Das scheint 
viel zu sein, wenn man seine alltäglich zurückgelegten Strecken auf 
dem Planeten zur Grundlage nimmt, doch in astronomischen Maßstäben 
sind das alles fast Treffer. Und sie sind nicht selten: So rauschten 
am 24. Juni laut news.de der Asteroid 2010 NY65 und vier Tage später 
der Asteroid 2008 KV2 knapp an der Erde vorbei. Beide hatten einen 
Durchmesser von 130 bis 300 Metern. Sie waren also echte Giganten, die 
bei einer Kollision großen Schaden angerichtet hätten. Zum Vergleich: 
2013 explodierte ein etwa 20 Meter großer Meteoriten über der 
russischen Millionenstadt Tscheljabinsk. Gut 7000 Gebäude wurden 
beschädigt und etwa 1500 Menschen verletzt. Berechnungen ergaben, daß 
die Explosion die zerstörerische Kraft von 30 bis 40 
Hiroshima-Atombomben hatte.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/319: Naturkundemuseum Berlin sucht Mikrometeoritensammler (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 01.07.2019

Naturkundemuseum Berlin sucht Mikrometeoritensammler



Das Museum für Naturkunde Berlin und die Freie Universität Berlin starten
erstmalig eine Mitmach-Aktion zur Erforschung von Mikrometeoriten.
Berliner Bürgerinnen und Bürger sind eingeladen, sich an der Suche nach
den außerirdischen Partikeln zu beteiligen und können sich bis zum 14.
Juli 2019 bewerben. Das Projekt startet am 30. Juli 2019.

Mikrometeorite sind meist nur 0,2 bis 0,3 Millimeter groß. Jeden Tag
fallen mehrere Tonnen dieser kosmischen Staubkörner auf die Erde - auch
auf Berliner Dächer. Forschende vom Museum für Naturkunde Berlin und der
Freien Universität Berlin möchten die mikroskopisch kleinen Mikrometeorite
mit aktiver Hilfe von Berliner Bürgerinnen und Bürgern erforschen. Im
Citizen Science Projekt "Mikrometeorite - Der kosmische Schatz Berliner
Dächer" soll die experimentelle Zusammenarbeit nun erstmals getestet
werden.

An der ersten Aktion am 30. Juli 2019 können zehn Interessierte
teilnehmen. Nach einer kurzen Einführung sollen Mitwirkende mithilfe von
Stereomikroskopen mögliche Mikrometeorite aus Proben des gesammelten
Materials heraussuchen. Das betreuende Team unterstützt mit der
Überprüfung der Funde. Nicht eindeutig erkennbare Partikel werden an einem
zweiten Termin unter dem Elektronenmikroskop genauer analysiert.
"Wir zählen auf die engagierte Mithilfe von Interessierten, denn die Suche
ist aufwändig", sagt Lutz Hecht, Projektleiter vom Museum für Naturkunde
Berlin. Eine Erfolgsgarantie kann nicht gegeben werden, aber alle
Beteiligten erhalten ein Zertifikat für Ihre Mitarbeit am Projekt und -
bei erfolgreicher Suche - ein Bild der selbst entdeckten Mikrometeorite.
In ersten Tests wurde das Forscherteam bereits über 60mal fündig. "Die
Suche lohnt", sagt Hecht. Die Ausbeute soll Grundlage weiterführender
wissenschaftlicher Untersuchungen zum Eintrag kosmischen Materials auf die
Erde sein.

Anmeldung zur Mitmachaktion:

Die Anmeldung erfolgt per e-Mail mit dem Betreff: "Teilnahme am 30. Juli"
an folgende Adresse:

Mikrometeorite@mfn.berlin

Der vollständige Namen und die Postleitzahl des Wohnortes müssen angegeben
werden. Auch Schulkinder in Begleitung eines Erziehungsberechtigten können
sich beteiligen.

Die Mitmachaktion soll für Zwecke der Öffentlichkeitsarbeit
(Internetseiten oder Pressemitteilungen) fotografisch dokumentiert werden.
Die Zustimmung zur Verwendung von Fotografien in denen die Beteiligten
erkennbar sind, wird vorausgesetzt und muss am Tag der Mitmachaktion durch
eigene Unterschrift oder die Unterschrift beider Erziehungs- oder
Sorgeberechtigten bestätigt werden.

Alle Daten, die Sie bei Ihrer Anmeldung angeben, werden ohne Ihre
gesonderte Zustimmung und nur zu Zwecken der Organisation der
Mitmachaktion verwendet und nicht an Dritte weitergegeben.

Auswahl der Teilnehmer

Die Möglichkeit zur Anmeldung endet am 14. Juli 2019 um 20 Uhr. Die ersten
Anmeldungen werden bevorzugt, wobei berücksichtigt wird, dass Bürgerinnen
und Bürger aus möglichst vielen Bezirken Berlins teilnehmen können. Drei
Tage nach Ende der Anmeldefrist erhalten die Teilnehmenden eine Einladung
per E-Mail.


Wichtiger Hinweis:

Die Sammelaktionen auf den Berliner Dächern ist genehmigungsbedürftig und
nur unter ausreichenden Sicherheitsvorkehrungen durchzuführen. Außerdem
können durch unsachgemäßes Vorgehen wissenschaftlich interessante Proben
zerstört werden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1323

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Museum für Naturkunde -

Leibniz-Institut für Evolutions- und Biodiversitätsforschung, 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/318: 69. Lindauer Nobelpreisträgertagung eröffnet (idw)


Kuratorium für die Tagungen der Nobelpreisträger in Lindau e.V. - 30.06.2019

69. Lindauer Nobelpreisträgertagung eröffnet: Wissenschaftler aus 89
Ländern treffen auf 39 Nobelpreisträger



Der wissenschaftliche Nachwuchs stand im Fokus der feierlichen Eröffnung
der 69. Lindauer Nobelpreisträgertagung an diesem Sonntag in der
Inselhalle Lindau. Die Redner appellierten an die junge Generation der
Wissenschaftler, die gesellschaftliche Entwicklung aktiv mitzugestalten.
Eine Rekordzahl von 89 Nationen ist in diesem Jahr auf der Lindauer Tagung
vertreten, 580 Nachwuchswissenschaftler kommen bis zum 5. Juli mit 39
Nobelpreisträgern zusammen. Das Programm widmet sich turnusgemäß der
Physik. Entsprechend dem aktuellen Physiknobelpreis 2018 bildet die
Laserphysik ein Kernthema. Weitere Themen sind Dunkle Materie und
Gravitationswellen, die 2016 erstmals nachgewiesen werden konnten.

Die Gastgeberin Bettina Gräfin Bernadotte, Präsidentin des Kuratoriums für
die Tagungen der Nobelpreisträger in Lindau, griff in ihrer Begrüßung
einen Aufruf der Nobelpreisträgerin Elizabeth Blackburn von 2018 auf, in
der diese in Lindau für eine globale, nachhaltige und offene Wissenschaft
plädiert hatte: "Gemeinsam mit Liz Blackburn haben wir einen Entwurf für
eine 'Lindau Declaration' erarbeitet. Teilen Sie Ihre Visionen mit uns und
wirken Sie mit!", wandte sich Gräfin Bernadotte an die anwesenden
Wissenschaftler. Die Lindauer Tagung sei als Dialog- und Austauschforum
genau dazu prädestiniert.

Bis Freitag, den 5. Juli haben die teilnehmenden Nobelpreisträger und
Nachwuchswissenschaftler am Bodensee ausgiebig Gelegenheit zum intensiven
Austausch miteinander. Verschiedene Programmformate wie Agora Talks,
Laureate Lunches und Science Walks fördern den persönlichen Dialog.

Die Bundesministerin für Bildung und Forschung Anja Karliczek hob die
Bedeutung der Lindauer Nobelpreisträgertagungen hervor: "Sie sind ein
internationales und in der Welt einzigartiges Forum der Begegnung von
Forschenden aus aller Herren Länder. Deshalb erfreuen sie sich zunehmender
Beachtung im In- und Ausland. In Lindau werden nicht nur wichtige Brücken
zwischen verschiedenen Nationen und Kulturen gebaut, sondern hier
entstehen auch Netzwerke über Generationen hinweg. Wo sonst können sich
junge Wissenschaftler so direkt mit Nobelpreisträgern austauschen? Das
bietet nur Lindau." Das Bundesministerium für Bildung und Forschung zählt
zu den größten Förderern der Lindauer Tagungen.

Nobelpreisträger Brian Schmidt aus Australien ermutigte in einer
Grundsatzrede die jungen Wissenschaftler, sich stärker bei
gesellschaftlichen Herausforderungen einzubringen: "Es gibt wahrhaftig
viele Probleme da draußen. Wir Wissenschaftler sind es, die sich damit
konfrontieren müssen. Lasst uns darüber diskutieren!"
Den Auftakt des wissenschaftlichen Programms am Montag, 1. Juli bildet die
Vorlesung der Physikerin Donna Strickland, die im vergangenen Jahr als
erst dritte Frau den Nobelpreis für Physik erhalten hat.

Auch ihr Co-Laureat von 2018, Gérard Mourou, kommt nach Lindau. Er ist
einer von insgesamt zehn Nobelpreisträgern, die zum ersten Mal an der
Tagung teilnehmen. Die jemenitische Friedensnobelpreisträgerin von 2011,
Tawakkol Karman, ergänzt das Feld der Naturwissenschaftler. Sie wird am
Abschlusstag auf der Insel Mainau über ihre Erfahrungen als
Menschrechtsaktivistin berichten.

Alle 39 teilnehmenden Nobelpreisträger werden am Donnerstag, 4. Juli bei
einer Feierstunde die Gelegenheit haben, ihren Namen auf dem neuen
Lindauer Nobelpreisträger-Steg zu entdecken. Er ehrt die knapp 400
Laureaten, die seit der Gründung 1951 an einer Lindauer Tagung
teilgenommen haben, und wird im Beisein des Bayerischen Staatsministers
für Wissenschaft und Kunst Bernd Sibler eröffnet.
Das Gastland der diesjährigen Tagung ist Südafrika, das sich am
Internationalen Tag - traditionell der Montag der Tagungswoche - als
Forschungsnation präsentieren wird.


Weitere Informationen unter:

http://www.lindau-nobel.org

http://mediatheque.lindau-nobel.org

http://lindau-nobel.org/blog

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1115

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kuratorium für die Tagungen der Nobelpreisträger in Lindau e.V., 30.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1611: Erste Resultate des neuen Alphatrap-Experiments (idw)


Max-Planck-Institut für Kernphysik - 28.06.2019

Erste Resultate des neuen Alphatrap-Experiments



Physiker des Max-Planck-Instituts für Kernphysik in Heidelberg berichten
über das erste Ergebnis des neuen Alphatrap-Experiments. Sie haben den
g-Faktor eines gebundenen Elektrons in hochgeladenen (borartigen)
Argon-Ionen mit einer unerreichten Genauigkeit von 9 Dezimalstellen
gemessen. Im Vergleich zu einer neuen hochpräzisen quantenelektrodynamischen
Berechnung fanden sie eine hervorragende Übereinstimmung bis auf 7
Dezimalstellen. Dies ebnet den Weg für empfindliche Tests der QED in starken
Feldern, so z. B. die präzise Messung der Feinstrukturkonstanten α sowie den
Nachweis möglicher Signaturen neuer Physik. [Physical Review Letters, 27.
Juni 2019]




[image: Foto: © MPIK]

Abb. 1: Alphatrap: Links der supraleitende Magnet, rechts die darin
eingebaute Ionenfalle.

Foto: © MPIK



Die Quantenelektrodynamik (QED) beschreibt die Wechselwirkung von
geladenen Teilchen mit elektromagnetischen Feldern und ist die am besten
getestete physikalische Theorie. Sie liefert äußerst exakte Vorhersagen
für physikalische Messgrößen und bisher wurde in keiner Messung eine
Abweichung davon gezeigt. Dennoch ist es von fundamentalem Interesse,
mögliche Grenzen der Gültigkeit der QED zu finden - dies wäre ein Weg zu
neuer Physik. Ein guter Zugang dafür ist ein hochpräziser Test unter
extremen Bedingungen, d. h. bei extrem hohen Feldstärken.

Physiker der Abteilung von Klaus Blaum am Heidelberger Max-Planck-Institut
für Kernphysik haben hierzu die magnetischen Eigenschaften von
hochgeladenen Argon-Ionen in der neuen Ionenfalle Alphatrap mit hoher
Präzision vermessen. Das untersuchte borartige Argon ist dreizehnfach
geladen, und hat - wie das Element Bor - fünf Elektronen, aber eine
deutlich höhere Kernladung von 18 Elementarladungen (statt 5 für Bor). Das
elektrische Feld des Atomkerns, dem das äußerste Elektron ausgesetzt ist,
ist dadurch im Vergleich zu Bor etwa um einen Faktor 900 erhöht.

Messgröße ist die Magnetisierung des Elektrons, die durch den so genannten
g-Faktor bestimmt wird. Hierzu tragen im betrachteten Beispiel sowohl der
innere Drehimpuls (Spin) als auch die Bahnbewegung des Elektrons um den
Atomkern (Bahndrehimpuls) bei. Der g-Faktor als Verhältnis des
magnetischen Moments des Elektrons zu seinem Gesamt-Drehimpuls ist ein Maß
für die Stärke der magnetischen Wechselwirkung und kann mittels der QED
sehr genau berechnet wie auch im Experiment mit vergleichbarer Genauigkeit
bestimmt werden. Der Vergleich von Theorie und Experiment stellt daher
einen empfindlichen Test der QED für gebundene Elektronen dar.

Für die Messung an einzelnen hochgeladenen Argon-Ionen kam erstmals die
doppelte Penning-Ionenfalle Alphatrap zum Einsatz. Die Ionen werden durch
ein starkes äußeres Magnetfeld auf eine Kreisbahn (Zyklotronbewegung) um
die Fallenachse gezwungen. Die ringförmigen Elektroden können auf
verschiedene elektrische Spannungen gelegt werden und so das Ion an einem
Entweichen entlang der Fallenachse hindern wie auch entlang dieser in
gewünschter Weise transportieren. Im Präzisionsfalle genannten Teil wird
die Zyklotronfrequenz zerstörungsfrei mit extrem hoher Genauigkeit
gemessen. Gleichzeitig werden Mikrowellen eingestrahlt, die bei geeigneter
Frequenz den Spin des Elektrons samt seiner Bewegung umklappen kann -
stellt man sich das Elektron als einen winzigen Kreisel vor, so stellt
sich dieser dabei auf den Kopf.




[image: Grafik: © MPIK]

Abb. 2: Schemazeichnung zur QED in Ar13+: Das magnetische Moment des
äußersten Elektrons (blauer Pfeil) in Wechselwirkung mit dem Kern und
mit sich selbst.

Grafik: © MPIK



Diese so-genanten "Spin-Flips" treten in Resonanz mit der
Mikrowellenfrequenz am häufigsten auf. Um solche Quantensprünge
nachzuweisen, wird das Ion in die dafür entwickelte Analysfalle
transportiert wo man die Ausrichtung des Spins anhand einer präzisen
Frequenzmessung feststellen kann. Mit dieser Methode gelang dank der hohen
Präzision und Stabilität des gesamten Aufbaus, den g-Faktor auf 9 Stellen
genau zu bestimmen.

Zum Vergleich wurde in der Theorie-Abteilung von Christoph Keitel am MPIK
und in einer weiteren Gruppe um Dmitry Glazov von der St. Petersburg
Universität der g-Faktor für borartiges Argon neu berechnet, wobei neben
QED-Beiträgen auch die Wechselwirkung mit den übrigen vier Elektronen und
der Rückstoß des Atomkerns Berücksichtigung fanden. Es wurde eine
Genauigkeit von sieben Stellen erreicht und der theoretische Wert stimmt
auf diesem Niveau hervorragend mit dem experimentellen Resultat überein.
Es handelt sich um einen der präzisesten Tests von QED-Beiträgen von
Mehrelektronensystemen in starken Feldern und bereitet den Weg für
zukünftige Messungen mit Alphatrap. Hierzu zählt auch die hochpräzise
Bestimmung der von Arnold Sommerfeld eingeführte Feinstrukturkonstante α,
welche als fundamentale Naturkonstante in der QED die Stärke der die
Stärke der elektrischen und magnetischen Kräfte bestimmt.


Originalpublikation:

The g-factor of Boronlike Argon 40Ar13+

I. Arapoglou, A. Egl, M. Höcker, T. Sailer, B. Tu, A. Weigel, R. Wolf, H.
Cakir, V. A. Yerokhin, N. S. Oreshkina, V. A. Agababaev, A. V. Volotka, D.
V. Zinenko, D. A. Glazov, Z. Harman, C. H. Keitel, S. Sturm, and K.
Blaum

Phys. Rev. Lett. 122, 253001

DOI: 10.1103/PhysRevLett.122.253001

Weitere Informationen unter:

https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.122.253001

- Originalpublikation

https://www.mpi-hd.mpg.de/blaum/index.de.html

- Abteilung "Gespeicherte und gekühlte Ionen" am MPIK

https://www.mpi-hd.mpg.de/keitel/

- Abteilung "Theoretische Quantendynamik und Quantenelektrodynamik" am
MPIK (engl.)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SICHERHEIT/969: Die Hardliner auf beiden Seiten reiben sich die Hände


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. Juli 2019

Die Hardliner auf beiden Seiten reiben sich die Hände



Zum Überschreiten der im Nuklearabkommen mit dem Iran überstiegenen
Grenze für angereichertes Uran erklärt Katja Keul, Sprecherin für
Abrüstungspolitik:

Der Iran hat heute erstmals die Obergrenze seiner Uranvorräte
überschritten. Dies ist eine weitere bedrohliche Eskalation, die auch
eine Folge des Scheiterns der Europäischen Union und der
Bundesregierung beim Schutz der eigenen Unternehmen vor den Folgen der
Sanktionen der USA ist.

Set einem Jahr haben die moderaten Kräfte im Iran auf die Einhaltung
der europäischen Ankündigungen gewartet. Viel zu spät wurden die
Arbeiten an dem Alternativen Zahlungssystem INSTEX begonnen, es ist
immer noch nicht funktionsfähig.

Inzwischen haben die iranischen Hardliner und Kritiker des Abkommens
die Oberhand gewonnen und die Zwischenfälle im Golf von Oman zeigen,
dass die Lage zunehmend außer Kontrolle gerät. Jetzt kommt es darauf
an, dass sich die Europäer nicht spalten lassen und weiterhin
gemeinsam für eine Eindämmung der Kriegsgefahr eintreten.

Die Bundesregierung darf hier kein Zaungast sein, sondern muss ihr
gesamtes politisches Gewicht in die Waagschale werfen.

Ein Krieg zwischen den USA und dem Iran wäre von keiner Seite zu
gewinnen und eine Katastrophe - nicht nur für den Nahen und Mittleren
Osten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





WIRTSCHAFT/2875: Baulandkommission - Bundesregierung ist jetzt am Zug


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Juli 2019

Baulandkommission: Bundesregierung ist jetzt am Zug!



Zu den Ergebnissen und Empfehlungen der Baulandkommission erklären
Chris Kühn, Sprecher für Bau- und Wohnungspolitik, und Daniela Wagner,
Sprecherin für Stadtentwicklung:

Die Kommission zeigt auf, wie dringend notwendig es ist, die Kommunen
in der Bodenpolitik zu unterstützen. Das ist ein wichtiger Impuls. Es
ist gut, wenn die Expertinnen und Experten jetzt den Kommunen den
Rücken stärken und explizit die Erleichterung von Baulandgeboten
empfehlen. Vor Ort kann dies genau das richtige Instrument sein, um
Bewegung in den spekulativen Bau-Stillstand zu bringen. Ebenso wird
mit der Verlängerung des kommunalen Vorkaufsrechtes ein wichtiger
Punkt genannt, der aktive Grundstückspolitik zugunsten des Gemeinwohls
erst ermöglicht. Nun müssen die Ergebnisse der Baulandkommission zügig
umgesetzt werden.

Wo Licht ist, ist aber leider auch Schatten: Die Empfehlung für die
Ausweitung des Paragraphen 13b im Baugesetzbuch läuft dem Prinzip
"Innen- vor Außenentwicklung" zuwider. Die ungebremste Zersiedelung
unserer Städte und Gemeinden ist nicht nur baupolitisch, sondern auch
ökologisch grundfalsch. Wir erwarten von der Bundesregierung nun
umgehend die gründliche Evaluation dieses Paragraphen, die uns
versprochen wurde, aber immer noch nicht vorliegt. Wir Grüne wollen
verantwortliches Bauen mit einer aktiven und gestaltenden
Liegenschafts- und Bodenpolitik verbinden. Der Bund muss seine
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) zu einem Gemeinnützigen
Bundesbodenfonds (GBF) weiterentwickeln. Außerdem brauchen wir eine
Neue Wohngemeinnützigkeit, um dauerhaft bezahlbaren Wohnraum zu
schaffen. Unsere Vorschläge dazu liegen auf dem Tisch.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





MILITÄR/667: Im Dienst für Deutschland gestorben


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 1. Juli 2019

Im Dienst für Deutschland gestorben



Zum Absturz des Bundeswehrhubschraubers und zum Tod eines Soldaten im
Kosovo können Sie den verteidigungspolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Henning Otte, mit
folgenden Worten zitieren:

"Nach dem Absturz von zwei Eurofightern am vergangenen Montag ist es
heute erneut zu tragischen Ereignissen bei der Bundeswehr gekommen.
Am Nachmittag ist ein Hubschrauber des Typs EC-135 in der Nähe von
Hameln in Südniedersachsen verunglückt. Dabei kam eine Pilotin ums
Leben, ein weiterer Pilot wurde schwer verletzt.

Aus dem Bundeswehreinsatz im Kosovo erreichte uns heute Morgen die
traurige Nachricht vom Tod eines Soldaten. Unsere Gedanken sind bei
den Familien, Freunden und Kameraden der verstorbenen Soldaten. Sie
haben ihr Leben im Dienst für Deutschland gelassen. Ihnen gilt unsere
höchste Anerkennung. Dem verletzten Soldaten wünschen wir alles Gute
für seine vollständige Genesung."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





WIRTSCHAFT/2843: Wir wollen mehr Bauland mobilisieren


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. Juli 2019

Wir wollen mehr Bauland mobilisieren



Zu den am heutigen Dienstag vorgestellten Ergebnissen der
Expertenkommission "Nachhaltige Baulandmobilisierung und
Bodenpolitik" können Sie den für Bauen und Wohnen zuständigen
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Die Baulandkommission hat nach intensiven Beratungen substantielle
Vorschläge an Bund, Länder und Kommunen gemacht, wie mehr Bauland für
den Wohnungsbau zur Verfügung gestellt werden kann. Mit diesem
vielseitigen Strauß an Maßnahmen haben wir eine Grundlage, um am Ende
mehr bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. So wird es schrittweise
gelingen, den Druck aus angespannten Wohnungsmärkten zu nehmen. Wir
werden jetzt zügig die erforderlichen Schritte einleiten, um diese
Maßnahmen auch umzusetzen. Für den Bund heißt das vor allem das
Gesetzgebungsverfahren zur Änderung der Baurechtsvorschriften
voranzubringen. Damit können wir auch den Kommunen an einigen Stellen
mehr Spielraum ermöglichen. Auch die Länder und Kommunen sind
ihrerseits gefragt, die sie betreffenden Maßnahmen in Angriff zu
nehmen. Ganz konkret geht es vor allem um die Ausweisung von mehr
Bauland, das wir dringend benötigen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1881: Regime-Change-Politik in Venezuela beenden und Normalisierung der Beziehungen vorantreiben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Juli 2019

Regime-Change-Politik in Venezuela beenden und Normalisierung der Beziehungen vorantreiben



"Ich begrüße die Wiederaufnahme des diplomatischen Austauschs zwischen
der Bundesregierung und der Regierung von Venezuela und die damit
verbundene Rückkehr des deutschen Botschafters nach Caracas", erklärt
Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE,
anlässlich des gestrigen Treffens der Beauftragten des Auswärtigen
Amtes für Lateinamerika und die Karibik, Marian Schuegraf, mit dem
stellvertretenden Außenminister von Venezuela, Yván Gil. Hänsel
weiter:

"Dies ist eine längst überfällige Maßnahme und sollte endlich auch die
Rücknahme der Anerkennung des selbsternannten Interimspräsidenten Juan
Guaidó zur Folge haben. Die Regime-Change-Versuche und Sanktionen der
US-Administration haben nur zu einer Verschärfung der politischen und
wirtschaftlichen Krise in Venezuela beigetragen und die
Lebensbedingungen der Bevölkerung verschlechtert. Die Bundesregierung
sollte nun aktiv die Normalisierung der Beziehungen zu Venezuela
vorantreiben und sich als glaubhafter Vermittler für eine Lösung des
politischen Konflikts in Venezuela einsetzen, statt weiterhin die
Eskalationspolitik der USA zu unterstützen. Die von der
Bundesregierung beschlossenen Hilfsgelder für Venezuela dürfen nun
nicht länger zurückgehalten werden, sondern müssen endlich in
Zusammenarbeit mit den internationalen Hilfsorganisationen bei der
venezolanischen Bevölkerung ankommen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5058: Die Geschichte des Kalten Krieges umfassend aufarbeiten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Juli 2019

Die Geschichte des Kalten Krieges umfassend aufarbeiten



"Es ist gut, dass nun endlich auch die Bundesanwaltschaft ihre braune
Vergangenheit aufarbeitet. Dass dies Jahrzehnte zu spät kommt, ist
allerdings ebenso offensichtlich. Was sich in den ersten Ergebnissen
zeigt, bestätigt eine Erkenntnis, die nicht gerade neu ist: Zentrale
bundesdeutsche Institutionen, darunter insbesondere die Justiz, waren
ab 1949 von alten Nazis durchsetzt und offensichtlich auch vielfach
geprägt. Der Feind stand stets links. Gerade in der massiven
Kommunistenverfolgung und der Spiegelaffäre werden dieser
Traditionsstrang und sein verheerender, bis heute nachwirkender,
gesellschaftspolitischer Einfluss deutlich. Ich hoffe, dass die
Studienergebnisse einen Beitrag dazu leisten, dass sich die
Bundesanwaltschaft, gerade in Zeiten einer wachsenden
rechtsterroristischen Bedrohung, ihre Arbeit auch in der jüngeren
Vergangenheit selbstkritischer anguckt. Eine Schlussfolgerung aus all
den Ergebnissen der zahlreichen Einzelstudien zu Ministerien und
Behörden der letzten Jahre muss jetzt sein, diese in einen
Gesamtzusammenhang zu stellen. Wir brauchen endlich eine umfassende
Aufarbeitung der Geschichte des Kalten Krieges in beiden deutschen
Staaten", erklärt Jan Korte, Erster Parlamentarischer Geschäftsführer
der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der Vorstellung erster
Studienergebnisse zur NS-Vergangenheit der Bundesanwaltschaft. Korte
weiter:

"Vor dem Hintergrund der zurecht akribischen Aufarbeitung der 
DDR-Geschichte ist es an der Zeit, das Wechselverhältnis beider deutscher
Staaten genauer in den Blick zu nehmen und zu versuchen, die
Geschichte des Kalten Krieges in seinen Kernländern - Bundesrepublik
und DDR - darzustellen. Hier kann und sollte die Politik wichtige
Anstöße geben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2638: Wohnungspolitik - DIE LINKE macht den Unterschied


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Juli 2019

Wohnungspolitik: DIE LINKE macht den Unterschied



Zur Ablehnung von Mietendeckeln durch Hamburgs ersten Bürgermeisters
Tscheschner sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Die Äußerung des Hamburger Bürgermeisters zeigt, dass es Die Linke
ist, die den Unterschied macht. Die Koalitionen in Berlin und Bremen
setzen auf öffentlichen Wohnungsbau. Rot-Grün in Hamburg verscherbelt
Bauland und hofft auf Investoren. Es ist klar: Wer ein entschlossenes
Vorgehen im Interesse der Mehrheit statt der Profite Weniger möchte,
der muss auf Die Linke setzen. Auf machen statt hoffen. Während sich
Tscheschner um Investoren sorgt, kümmert sich Die Linke um die
Mieterinnen und Mieter.

Alle Argumente gegen Mietendeckel basieren darauf, dass
Stadtentwicklung von Investoren und Miethaien gemacht wird, die aus
den öffentlichen Kassen nur richtig angefüttert werden müssen. Linke
Politik holt die Verantwortung für die Stadtentwicklung zurück in die
Hände der gewählten Vertreterinnen und Vertreter. Öffentliche Gelder
sollen in öffentliche Projekte fließen, deren Ertrag der Allgemeinheit
zugute kommt.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Juli 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





WIRTSCHAFT/2170: Spekulation mit Grund und Boden durch soziale Bodenpolitik beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Juli 2019

Spekulation mit Grund und Boden durch soziale Bodenpolitik beenden



"Die Empfehlungen der Baulandkommission sind mehr als enttäuschend.
Das Herumdoktern an den Symptomen wird die Spekulation mit
Grundstücken und die dadurch steigenden Mieten und Baupreise nicht in
den Griff bekommen. Wir brauchen dringend eine
Rekommunalisierungsstrategie mit dem Ziel, dass mindestens 30 Prozent
der Flächen den Kommunen gehören, einen Verkaufstopp öffentlicher
Grundstücke an Private, einen Bodenpreisdeckel und die Abschöpfung
leistungsloser Gewinne", erklärt Caren Lay, stellvertretende
Vorsitzende und Sprecherin für Mieten-, Bau- und Wohnungspolitik der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich der Vorstellung des Abschlussberichts
der Baulandkommission. Lay weiter:

"Eine Erleichterung des Baugebots und eine Verlängerung des kommunalen
Vorkaufsrechts sind die einzig zählbaren Empfehlungen, die die
Kommission vorlegt. Das ist ein Armutszeugnis angesichts der
schwindelerregenden Bodenpreise, die massiv zu explodierenden Bau- und
Mietpreisen beitragen. Die Parteien der GroKo sollten sich einmal an
die Debatten der 1970er Jahre erinnern. Damals lagen Vorschläge für
eine soziale Bodenpolitik auf dem Tisch. Diese sollten aufgegriffen
werden, um die Bodenfrage als Schlüssel für bezahlbare Mieten zu
lösen.

Die Vorschläge der Kommission sind in keinem Fall ausreichend, um die
Spekulationen am Bodenmarkt zu beenden. Dazu braucht es weitergehende
Maßnahmen. Der Verkauf von Grundstücken an Private muss aufhören.
Vielmehr sollten Grundstücke im Rahmen des Erbbaurechts vergeben
werden. Ein weiterer Schlüssel ist die Bodenbevorratung. Alle Städte
sollten darauf hinarbeiten, dass ihnen 30 Prozent der kommunalen
Fläche gehören. Dazu muss der Bund Bodenfonds auflegen und die
Kommunen finanziell unterstützen. Es muss ganz klar sein: Grund und
Boden gehören in öffentliche Hand, das ist der Schlüssel für eine
soziale Bodenpolitik.

Die Fraktion DIE LINKE hat in der letzten Sitzungswoche einen '10-
Punkte-Plan' für eine soziale Bodenpolitik beschlossen. Damit wäre der
dringend notwendige Neustart in der Bodenpolitik möglich, nicht aber
mit den zahnlosen Empfehlungen der Baulandkommission."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8605: Heute im Bundestag Nr. 748 - 02.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 748

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. Juli 2019, Redaktionsschluss: 15.10 Uhr

1. Beobachtung von Musikgruppen

2. EU-Prioritäten bei Strafverfolgung

3. Politisch rechts motivierte Kriminalität

4. Linke thematisiert Suche nach U.A.

5. Grenzüberschreitende Kriminalität

6. Agenda 2030 als Maßstab

7. FDP-Fraktion fragt nach Ökobilanz



1. Beobachtung von Musikgruppen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
wissen, ob die Veranstaltung "Wir sind mehr" am 3. September 2018 in
Chemnitz vom Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) beobachtet worden
ist. Auch erkundigt sich die Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/11021) unter anderem danach, ob die Musikgruppen "K.I.Z." und
"Feine Sahne Fischfilet" vom BfV beobachtet werden beziehungsweise
wurden.

 * 

2. EU-Prioritäten bei Strafverfolgung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte erfahren, welche
Prioritäten die Europäische Union bei der Kooperation im Rahmen der
Strafverfolgung aus Sicht der Bundesregierung zukünftig setzen sollte.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11038) unter
anderem danach, in welchen Bereichen "die Kooperation zwischen
Polizei-, Zoll-, Grenz-, Migration- und Asylbehörden auf europäischer
Ebene sowie zwischen den Mitgliedstaaten" aus Sicht der
Bundesregierung gestärkt werden sollte.

 * 

3. Politisch rechts motivierte Kriminalität

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Fälle politisch rechts motivierter
Kriminalität im Mai dieses Jahres erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/11063). Auch fragt sie darin unter
anderem, wie viele Tatverdächtige im Zusammenhang mit diesen Fällen
ermittelt wurden.

 * 

4. Linke thematisiert Suche nach U.A.

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Die Suche nach dem Rechtsterroristen U. A." lautet
der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11080). Wie
die Fraktion darin schreibt, meldeten Medien im März und April 2019,
"dass die Suche nach dem Rechtsterroristen U. A. eingestellt wurde".
A. gehöre zu den "wichtigsten Personen des deutschen
Rechtsterrorismus". "Der überzeugte Antikommunist und Antisemit beging
seit den 1950er Jahren immer wieder schwere Straftaten, konnte sich
immer wieder durch Flucht der Strafverfolgung entziehen und unter
Nutzung falscher Identitäten untertauchen", heißt es in der Vorlage
weiter.

Wissen will die Fraktion, welche Maßnahmen deutsche Behörden nach
Kenntnis der Bundesregierung seit 1981 unternommen haben, um den
Aufenthaltsort von U. A. in Erfahrung zu bringen. Auch erkundigt sie
sich unter anderem danach, welche Kenntnis die Bundesregierung "über
die Umstände der Flucht von U. A. 1981 in die Deutsche Demokratische
Republik" hat.

 * 

5. Grenzüberschreitende Kriminalität

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Bekämpfung grenzüberschreitender Kriminalität
in der Bundespolizeidirektion Pirna" thematisiert die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/11134). Darin erkundigt sie sich danach, wie
viele Fälle grenzüberschreitender Kriminalität in den Jahren 2015,
2016, 2017 und 2018 sowie zum Stichtag 31. Mai 2019 im
Verantwortungsbereich der Bundespolizeidirektion Pirna festgestellt
wurden. Auch will sie unter anderem wissen, wie viele dieser Fälle
durch gemeinsame Einsatzmaßnahmen von Bundes- und Landespolizei
aufgeklärt werden konnten.

 * 

6. Agenda 2030 als Maßstab

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert von der
Bundesregierung eine Weiterentwicklung der Deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie, deren Ergänzung um weitere Indikatoren sowie
eine entsprechende finanzielle Unterlegung der Maßnahmen. In einem
Antrag (19/11149) kritisiert die Fraktion, dass die Bundesregierung
ihrem im Koalitionsvertrag verankerten Anspruch, die Agenda 2030 zum
Maßstab des Regierungshandelns zu machen, nicht gerecht werde.
Vielmehr untergrabe die Kolition dieses Ziel etwa durch eine verfehlte
Klimapolitik sowie Rüstungsexporte in Krisengebiete. Zudem nehme
Deutschland in Kauf, "dass unser Export und Konsum andernorts zu
Armut, Zukunftslosigkeit und Raubbau an der Natur führen", schreiben
die Grünen. Weiterhin habe ein Expertengremium der Bundesregierung ein
"durchwachsenes Zeugnis" hinsichtlich der Umsetzung der Agenda 2030
ausgestellt, führt die Fraktion im Antrag aus.

Konkret fordert die Fraktion die Bundesregierung beispielsweise dazu
auf, alle Ressorts verbindliche Umsetzungs- beziehungsweise
Aufholpläne für die Nachhaltigkeitsziele (SDG) der Agenda 2030
vorlegen zu lassen. Der Bundeshaushalt soll dem Antrag zufolge
ebenfalls auf die SDG ausgerichtet werden, indem etwa umweltschädliche
Subventionen abgebaut und eine "ambitionierte CO2-Bepreisung"
eingeführt werden. Auf EU-Ebene soll sich die Bundesregierung für eine
"kohärente Strategie für nachhaltige Entwicklung" einsetzen, indem die
SDG als "übergreifende strategische Ziele für die EU und ihre
Mitgliedstaaten" verankert werden.

 * 

7. FDP-Fraktion fragt nach Ökobilanz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die "ökobilanzielle Bewertung von Tragetaschen"
thematisiert die FDP-Fraktion einer Kleinen Anfrage (19/11141). Von
der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem wissen, auf welche
Grundlagen und Kriterien Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD)
ihre Aussage gestützt hat, "wonach sich Einweg-Plastiktüten als
überflüssig erwiesen haben, weil es gute Alternativen gebe".

 * 
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BUNDESTAG/8604: Heute im Bundestag Nr. 747 - 02.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 747

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. Juli 2019, Redaktionsschluss: 13.41 Uhr

1. Staatliche Mobilfunkgesellschaft

2. Ziel der Konzertierten Aktion Mobilität

3. Verlagerung von Flügen auf die Bahn

4. Stromerzeugung bei der Deutschen Bahn

5. Einflussnahme auf Gesetzgebung erfragt

6. Tarifvertrag für die Autobahn GmbH

7. Antiterror- und Rechtsextremismus-Datei



1. Staatliche Mobilfunkgesellschaft

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) "Die Entscheidung der Bundesregierung über den
Aufbau und möglichen Aufgabenbereich einer staatlichen
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft (MIG) ist noch nicht erfolgt." So
heißt es in der Antwort (19/10892) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/10480). Die Gesamtstrategie Mobilfunk, welche derzeit
ressortübergreifend erarbeitet werde und neben einer Lagebeschreibung
konkrete Maßnahmen zur Realisierung einer flächendeckenden
Mobilfunkversorgung beinhalten soll, werde Basis der Entscheidung über
eine MIG sein, schreibt die Bundesregierung.

Weiter heißt es in der Vorlage, im Rahmen des Mobilfunkgipfels 2018
hätten die Mobilfunknetzbetreiber weitreichende Zusagen gemacht. Bis
2020 seien 99 Prozent der Haushalte bundesweit und bis 2021 99 Prozent
der Haushalte in jedem Bundesland mit 4G zu versorgen. Im Gegenzug
werde der Bund nach Abschluss der Versteigerung mit den Netzbetreibern
über eine Ratenzahlung für die Erlöse der laufenden 5G-Frequenzvergabe
verhandeln. Da diese Zusage für jeden Mobilfunknetzbetreiber
individuell gelte, werde die Zahl der versorgten Haushalte durch
mindestens einen Netzbetreiber über 99 Prozent liegen. "Durch die
Maßnahmen der Gesamtstrategie sollen verbleibende Versorgungslücken
geschlossen werden", heißt es in der Antwort.

 * 

2. Ziel der Konzertierten Aktion Mobilität

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Ziel der "Konzertierten Aktion Mobilität" ist laut
Bundesregierung "ein Austausch mit Vertretern der Automobilindustrie
und weiteren Experten zur Stärkung des Produktions- und
Innovationsstandortes Deutschland". Das geht aus der Antwort der
Regierung (19/11025) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/10473) hervor. In der Antwort heißt es weiter, der
Mobilitätssektor befinde sich auf Grund einer Vielzahl von
Entwicklungen in einer Umbruchphase. Die Unternehmen der Automobil-
und Zulieferindustrie leisteten einen wichtigen Beitrag zur
Beschäftigung und zum wirtschaftlichen Wohlstand Deutschlands und ihre
Beschäftigten seien von diesem Wandel intensiv betroffen. "Vor diesem
Hintergrund will die Bundesregierung Herausforderungen und Chancen
sowie Handlungsoptionen und -erfordernisse mit Vertretern der
betroffenen Unternehmen und weiteren Experten erörtern." Dabei werde
es bei einem ersten Gespräch um technologische Herausforderungen,
Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit und die Auswirkungen auf
Arbeitswelt und Beschäftigung im Automobilsektor gehen, heißt es in
der Vorlage.

 * 

3. Verlagerung von Flügen auf die Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche gesetzgeberischen, organisatorischen und
baulichen Maßnahmen die Bundesregierung plant, um eine Verlagerung von
Kurz- und Mittelstreckenflügen auf die Bahn zu ermöglichen und zu
begünstigen, möchte die Fraktion Die Linke wissen. In einer Kleinen
Anfrage (19/10607) erkundigen sich die Abgeordneten konkret, ob die
Bundesregierung einen Anschluss des Flughafens München als
zweitgrößten Flughafen in Deutschland an das Fernbahnnetz "für
sinnvoll und wünschenswert" hält.

 * 

4. Stromerzeugung bei der Deutschen Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob die Deutsche Bahn AG (DB AG) plant, die
Stromerzeugung durch Erneuerbare-Energien-Anlagen auf ihren
Grundstücksflächen zukünftig auszubauen, möchte die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/10847) von der
Bundesregierung erfahren. Die Abgeordneten wollen zudem wissen, welche
Stromleistung aus erneuerbaren Energien durch bereits bestehende
Anlagen auf Grundstücksflächen der Deutschen Bahn derzeit erzeugt wird
und welcher Anteil des Jahresstrombedarfs der Bahn im Schienenverkehr
Deutschland damit abgedeckt werden kann.

 * 

5. Einflussnahme auf Gesetzgebung erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2370 vom 14. Dezember 2016 zur
Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und weiterer
straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften", interessiert die Fraktion
Die Linke. In einer Kleinen Anfrage (19/10882) schreiben die
Abgeordneten, die Mitglieder des Bundestages wüssten wenig Konkretes
über die Erkenntnisquellen des oben genannten Entwurfes, die
gegebenenfalls durch externe Dritte im Prozess der Erstellung des
Gesetzentwurfs eingeführt wurden und auf denen die konkreten
Regelungsvorschläge gegebenenfalls beruhten. Der Bundestag habe jedoch
ein gewichtiges Interesse daran, die Übernahme beziehungsweise
positive Berücksichtigung der Vorschläge oder Stellungnahmen externer
Dritter in dem Gesetzentwurf zu kennen.

Zu der Bewertung eines konkreten Regelungsvorschlages gehöre
schließlich auch die Kenntnis, welchen spezifischen Interessen und
Zielen er dient, heißt es in der Vorlage. Nur so könne umfassend
ermessen werden, "ob das Regelungsziel geteilt wird und ob die
Regelung dafür unter Berücksichtigung aller vorliegenden Informationen
geeignet, erforderlich und angemessen ist".

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung unter anderem gefragt,
welche Stellungnahmen oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt
des oben genannten Gesetzesvorhabens bei ihr eingegangen sind. Wissen
will die Linksfraktion auch, welcher Regelungsvorschlag mit welchem
konkreten Vorschlag welches externen Drittens, der im Rahmen der so
genannten Verbändebeteiligung nach Paragraf 47 Absatz 3 der
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) eingegangen
ist, identisch ist.

 * 

6. Tarifvertrag für die Autobahn GmbH

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob die Infrastrukturgesellschaft für Autobahnen und
andere Bundesfernstraßen (IGA) ab dem 1. Januar 2021 in vollem Umfang
in der Lage sein wird, die Planungen für den Fernstraßenbau in allen
Bundesländern zu übernehmen, so wie es in Paragraf 5 Absatz 1 des
Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes (InfrGG) vorgesehen ist,
möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen von der Bundesregierung
wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/10831) erkundigen sich die
Abgeordneten außerdem, wann die Verhandlungen für einen Tarifvertrag
für die Autobahn GmbH und für einen Einführungs- und Überleitungstarif
mit einem Tarifvertragsabschluss beendet werden sollen.

 * 

7. Antiterror- und Rechtsextremismus-Datei

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Für die Nachrichtendienste und Polizeibehörden von
Bund und Ländern sind laut Bundesregierung im vergangenen Jahr
insgesamt 6.015 Personen in der Antiterrordatei (ATD) und 3.650 in der
Rechtsextremismus-Datei (RED) neu aufgenommen worden. Wie aus der
Antwort der Bundesregierung (19/11031) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/10726) ferner hervorgeht, betrugen die entsprechenden
Zahlen im laufenden Jahr (Stichtag 12. Juni 2019) 385 bei der ATD und
329 bei der RED.

Die Zahl der Informationsabrufe zu in der ATD erfassten Personen ging
den Angaben zufolge von insgesamt 79.062 im Jahr 2017 auf insgesamt
54.925 im Jahr 2018 zurück und die Zahl der Informationsabrufe zu in
der RED erfassten Personen von 11.704 auf 6.372. Im laufenden Jahr lag
sie laut Vorlage bis zum genannten Stichtag bei 9.221 bei der ATD und
2.225 bei der RED.

Der Antwort zufolge ist das Nutzungsverhalten der Behörden in Bezug
auf den gemeinsamen Datenbestand seit einigen Jahren rückläufig. Unter
anderem sei die Zusammenarbeit von Polizeien und Nachrichtendiensten
"in gefestigten direkten Zusammenarbeitslinien mittlerweile deutlich
intensiver etabliert". Weiter schreibt die Bundesregierung, sie habe
vor diesem Hintergrund Überlegungen zur Weiterentwicklung von ATD und
RED aufgenommen. Dieser Prozess dauere weiterhin an.

 * 
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BUNDESTAG/8603: Heute im Bundestag Nr. 746 - 02.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 746

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. Juli 2019, Redaktionsschluss: 12.54 Uhr

1. LNG/CNF Tankstellen im Saarland

2. Internetbasierte Fahrzeugzulassung

3. Nachfragen zu Plug-in-Hybridfahrzeugen

4. Digitale Verkehrsinfrastruktur in Sachsen

5. Neubau der Cäcilienbrücke in Oldenburg

6. Europäisches Zugsicherungssystem



1. LNG/CNF Tankstellen im Saarland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es bislang
keine LNG-Tankstellen (Flüssigerdgas) im Saarland. Hingegen gebe es
nach Angaben der Initiative "Zukunft Erdgas" im Saarland elf
CNG-Tankstellen (komprimiertes Erdgas), teilt die Regierung in ihrer
Antwort (19/10802) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10182)
mit.

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
fördere seit dem Förderprogramm "Elektromobilität vor Ort", das im
Jahr 2015 in Kraft getreten sei, den Saarpfalz-Kreis, die Kreisstadt
Merzig und die Stadt St. Ingbert, heißt es in der Vorlage weiter.
Dabei erhielten der Saarpfalz-Kreis und die Kreisstadt Merzig jeweils
die Förderung für die Erstellung eines Elektromobilitätskonzeptes. Die
Stadt St. Ingbert erhalte Förderung für ein Elektromobilitätskonzept
sowie die Beschaffung von Elektrofahrzeugen. Insgesamt beliefen sich
die Fördermittel den Angaben zufolge auf 165.467 Euro.

 * 

2. Internetbasierte Fahrzeugzulassung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Seit Januar 2015 wurden nach Angaben der
Bundesregierung 76.896 internetbasierte Anträge zur
Außerbetriebsetzung von Kraftfahrzeugen über Onlineportale der
zuständigen Zulassungsbehörde durchgeführt. Das geht aus der Antwort
der Regierung (19/10893) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/10502) hervor. Anträge auf Wiederzulassung könnten seit 1. Oktober
2017 in den Fällen internetbasiert gestellt werden, in denen die
Wiederzulassung auf denselben Halter im selben Zulassungsbezirk mit
dem bei der Außerbetriebsetzung reservierten Kennzeichen erfolgen
soll, heißt es in der Vorlage weiter. In 211 Fällen sei dies erfolgt.

Im Rahmen des Projekts "internetbasierte Fahrzeugzulassung" (i-Kfz)
regle das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur
(BMVI) seit 2013 stufenweise die Digitalisierung der wichtigsten
Geschäftsvorfälle des Fahrzeugzulassungswesens, schreibt die
Regierung. In der aktuellen Stufe 3 werde ab 1. Oktober 2019
bundesweit die internetbasierte Abwicklung aller
Standardzulassungsvorgänge für Privatpersonen ermöglicht. Dabei werde
erstmals für einzelne Verfahren die vollautomatisierte
Antragsbearbeitung bis hin zur Entscheidung per automatisierten
Verwaltungsakt vorgesehen und bei der Umschreibung auf einen neuen
Halter die sofortige Inbetriebnahme möglich.

 * 

3. Nachfragen zu Plug-in-Hybridfahrzeugen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für Bestand, Testverfahren und Förderung von
Plug-in-Hybridfahrzeugen interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/10846) wollen die Abgeordneten
von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie sich die in den
vergangenen zehn Jahren neu zugelassenen Plug-in-Hybrid-Pkw sowie die
in den vergangenen zehn Jahren insgesamt neu zugelassenen Pkw jeweils
auf gewerbliche und private Halter verteilen. Gefragt wird auch, auf
welche Weise die Bundesregierung sicherstellt, "dass
Plug-in-Hybrid-Pkw möglichst elektrisch gefahren werden".

 * 

4. Digitale Verkehrsinfrastruktur in Sachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Digitale Verkehrsinfrastruktur im Freistaat
Sachsen thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/10894). Darin wird die Bundesregierung unter
anderem gefragt, an wie vielen Streckenkilometern des
Schienenverkehrsnetzes im Freistaat Sachsen der Mobilfunkstandard
LTE/4G verfügbar ist.

 * 

5. Neubau der Cäcilienbrücke in Oldenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Neubau der Cäcilienbrücke in Oldenburg
interessiert sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/10463). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, ob es zutrifft, dass die Behelfsbrücke für
Fußgängerinnen und Fußgänger sowie den Radverkehr frühestens Anfang
2020 fertiggestellt wird. Gefragt wird auch, bis wann der Neubau der
Cäcilienbrücke abgeschlossen sein soll.

 * 

6. Europäisches Zugsicherungssystem

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Ausrüstung der deutschen Infrastruktur und von
rollendem Material mit dem Europäischen Zugsicherungssystem ERTMS
(European Rail Traffic Management System)" interessiert die
FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/10796) erkundigen sich die
Abgeordneten bei der Bundesregierung, welchen Einfluss der "Megatrend
Digitalisierung" ihrer Einschätzung nach auf den Schienenverkehr in
Deutschland und Europa hat. Gefragt wird auch, welche Bedeutung die
Regierung dem ERTMS zumisst.

 * 
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BUNDESTAG/8602: Heute im Bundestag Nr. 745 - 02.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 745

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. Juli 2019, Redaktionsschluss: 11.34 Uhr

1. Forschung zu innovativen Güterwagen

2. Keine Messung der Luftqualität geplant

3. FDP fragt nach sicheren Lkw-Parkplätzen

4. Straßengüterverkehr in Sachsen

5. FDP fragt nach Studien des BMVI

6. Einheitliche Schleusenstandards

7. Grüne fragen nach fahrerloser U-Bahn



1. Forschung zu innovativen Güterwagen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Ergebnis des Auftragsforschungsprojektes
"Innovativer Güterwagen" des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) zeigt nach Angaben der Bundesregierung,
"dass es für alle vier untersuchten Wagengattungen
(Containertragwagen, Kesselwagen, sechsachsiger Flachwagen,
Autotransportwagen) möglich ist, neue und innovative Wagen zu
entwickeln und zu bauen". Das geht aus der Antwort der Regierung
(19/11024) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/10533) hervor. Diese Wagen seien unter Einsatz zukunftsweisender
Komponenten und Technologien leiser, energieeffizienter und dabei
insgesamt wirtschaftlicher als aktuelle Bestandswagen. Ziel des BMVI
sei es gewesen, dass die positiven Ergebnisse des Projektes zur
Lärmreduzierung, zur Erhöhung der Energieeffizienz und der
Wirtschaftlichkeit "vom Sektor genutzt werden". Daher seien alle
Berichte öffentlich verfügbar. Ob die innovativen Güterwagen oder
einzelne innovativen Komponenten Eingang in den Markt finden, obliege
aber der Entscheidung der Unternehmen. Die DB Cargo AG habe laut
Presseinformationen bereits 300 der neuen Wagen bestellt. Auch die VTG
AG nehme laut Presseberichten die neu entwickelten Wagentypen in das
reguläre Vermietungsangebot auf, schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Keine Messung der Luftqualität geplant

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Messungen der Luftqualität im Tiefbahnhof Stuttgart
21 sind nach Angaben der Bundesregierung nicht geplant. Das geht aus
der Antwort der Regierung (19/11047) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/10606) hervor. Die in der 39.
Bundes-Immissionsschutzverordnung (BImSchV) aufgeführten
Luftqualitätsgrenzwerte würden sich wie in Paragraf 1 Nummer 20 39.
BImSchV dargelegt, auf "die Luft", welche im Sinne der Verordnung als
"Außenluft in der Troposphäre" definiert ist, beziehen. Bahnhöfe und
andere in sich geschlossene Verkehrsstationen würden somit nicht dem
Beurteilungsregime der 39. Verordnung für die Außenluft unterfallen,
heißt es in der Antwort. Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) könne im Rahmen
seiner Eisenbahnaufsicht aber nur die Einhaltung von vorliegenden
rechtlichen Verpflichtungen gegenüber den Unternehmen einfordern.

 * 

3. FDP fragt nach sicheren Lkw-Parkplätzen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für sichere Lkw-Parkplätze in Deutschland
interessiert sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/10810). Wissen wollen die Liberalen unter anderem, welche
Maßnahmen die Bundesregierung konkret plant, "um den Bau neuer
Lkw-Parkplätze gemäß dem EU-Standard zu ermöglichen".

 * 

4. Straßengüterverkehr in Sachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Entwicklung des Straßengüterverkehrs auf
Bundesfernstraßen im Freistaat Sachsen erkundigt sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/10839). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie
sich die Anteile des Straßengüterverkehrs, Eisenbahngüterverkehrs,
Binnenschiffgüterverkehrs und Luftfrachtverkehrs am
Güterverkehrsaufkommen im Freistaat Sachsen seit 2009 entwickelt
haben.

 * 

5. FDP fragt nach Studien des BMVI

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Studien des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/10922). Die Bundesregierung wird unter anderem
gefragt, mit welchen Studien, Sachverständigengutachten, Evaluationen,
Begleitforschungen, demoskopischen Untersuchungen, Metastudien und
ähnlichem das BMVI und dessen Ressortforschung sowie sonstige
nachgeordnete Behörden seit Oktober 2013 welche Institutionen, zu
welchem Gegenstand, welcher Laufzeit und welchem Budget beauftragt
haben.

 * 

6. Einheitliche Schleusenstandards

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Einführung einheitlicher Schleusenstandards
und den Folgen für den Ausbau der Moselschleusen erkundigt sich die
FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/10798) wollen die
Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen, welches
Gremium im Bundesverkehrsministerium (BMVI) beziehungsweise in der
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) wann die einheitlichen
Schleusenstandards an den deutschen Binnenwasserstraßen festgelegt
hat.

 * 

7. Grüne fragen nach fahrerloser U-Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für das Projekt Rubin zur fahrerlosen Steuerung der
U-Bahn-Linien U2 und U3 in Nürnberg interessiert sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/10907). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie
hoch der Anteil der Förderung des Bundes aus GVFG-Mitteln
(Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz) für den Neubau der U-Bahnstrecke
3 und die Nachrüstung der U-Bahnstrecke 2 in Nürnberg war.

 * 
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BUNDESTAG/8601: Heute im Bundestag Nr. 744 - 02.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 744

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. Juli 2019, Redaktionsschluss: 10.32 Uhr

1. Verkehrsstationen in Brandenburg

2. Keine Angaben zu Bauzeiten von Schleusen

3. Einschränkungen bei Fahrgastrechten

4. Verzögerte Waggonflottenmodernisierung

5. Abruf der Fördermittel für Breitbandausbau

6. Wettbewerb beim Deutschlandtakt



1. Verkehrsstationen in Brandenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer ergänzenden Antwort (19/10901) zu einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/8757) teilt die Bundesregierung
mit, dass etwa 90 Prozent der Verkehrsstationen in Brandenburg über
einen barrierefreien Zugang verfügen. Außerdem werden in der Antwort
die 196 Verkehrsstationen, die seit 1994 modernisiert wurden,
aufgeführt. Ebenfalls aufgelistet werden die 225 ehemaligen
Bahnhofsempfangsgebäude im Land Brandenburg, die seit der zweiten
Stufe der Bahnreform im Jahr 1999 verkauft wurden.

 * 

2. Keine Angaben zu Bauzeiten von Schleusen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) An den 315 Schleusenanlagen in der Zuständigkeit der
Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) befinden sich derzeit
nach Angaben der Bundesregierung 474 Schleusenkammern in Betrieb. Das
geht aus der Antwort der Regierung (19/10998) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/10493) hervor. 41 Schleusenkammern seien in den
letzten 30 Jahren in Betrieb genommen worden, heißt es in der Antwort.
Eine Statistik oder bundesweite Aufstellung der geplanten
beziehungsweise tatsächlichen Bauzeiten bei Schleusenanlagen der
letzten 30 Jahre liegt der Bundesregierung nach eigenen Angaben nicht
vor.

 * 

3. Einschränkungen bei Fahrgastrechten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Einschränkungen bei der Entschädigungspflicht
von Bahnunternehmen erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/10963) an die Bundesregierung. Die Liberalen verweisen auf
Medienberichte, wonach die vom Europäischen Parlament in Aussicht
gestellten stärkeren Rechte für Fahrgäste der Bahn seitens des
EU-Ministerrates in Frage gestellt würden. Laut diesem sollen der
Vorlage zufolge Bahnunternehmen weitergehend von
Entschädigungspflichten ausgenommen und Verspätungszeiträume für
Erstattungen nicht verbraucherfreundlicher bemessen, sondern auf dem
aktuellen Niveau belassen werden. Gleichzeitig sollen Bahnunternehmen
auch dann keine Entschädigung zahlen müssen, wenn die Verspätung "ganz
allgemein durch 'Dritte' verursacht" wird.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, ob ihr das angesprochene interne
Papier des EU-Ministerrates bekannt ist und wie sie beurteilt, dass
Fahrgastrechte für Bahnreisende restriktiver ausfallen sollen als noch
im November 2018 von den Abgeordneten des EU-Parlamentes angedacht
war. Wissen wollen die Parlamentarier auch, ob nach Einschätzung der
Bundesregierung weitere Maßnahmen zur Stärkung der Fahrgastrechte im
Eisenbahnverkehr notwendig sind.

 * 

4. Verzögerte Waggonflottenmodernisierung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Medienberichte über Verzögerungen bei der
Modernisierung der Waggonflotte der Regionalbahnstrecke München -
Nürnberg greift die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10951)
an die Bundesregierung auf. Gefragt wird unter anderem, wie der
Zeitplan für die Lieferungen der Züge, deren Testphase und Zulassung,
den Vorlaufbetrieb sowie den Linienbetrieb aussieht. Wissen wollen die
Abgeordneten auch, wie sich die Bundesregierung die derzeitigen
Verzögerungen von fast drei Jahren erklärt.

 * 

5. Abruf der Fördermittel für Breitbandausbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Abruf der Fördermittel aus dem
Bundesförderprogramm Breitbandausbau interessiert sich die
FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/10942) wollen die
Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele
Gewerbegebiete bisher im Rahmen des Bundesförderprogramms
Breitbandausbau an das Gigabit-Netz angeschlossen wurden. Gefragt wird
auch, welche Maßnahmen die Bundesregierung plant, um den
Antragsprozess für Breitbandfördermittel zu beschleunigen.

 * 

6. Wettbewerb beim Deutschlandtakt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Berücksichtigung der Wettbewerbsneutralität bei der
Einführung eines Deutschlandtaktes" lautet der Titel einer Kleine
Anfrage (19/10945) der FDP-Fraktion. Darin erkundigen sich die
Liberalen bei der Bundesregierung, wer die Grundkonzeption für den
Deutschlandtakt erarbeitet und wie die wettbewerbliche Neutralität bei
der Konzeptentwicklung sichergestellt ist.

In der Anfrage schreiben die Abgeordneten, ein integrierter
Systemfahrplan im Schienenpersonenfernverkehr müsse Wettbewerb
zwischen verschiedenen Anbietern uneingeschränkt zulassen. Bis heute
sei jedoch nicht klar, "wie ein politisch vorgegebener und
koordinierter Deutschlandtakt mit der freien und eigenwirtschaftlichen
Gestaltung von Fahrplänen durch die DB Fernverkehr und die anderen
Privatbahnen vereinbart werden soll".

 * 
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BUNDESTAG/8600: Heute im Bundestag Nr. 743 - 02.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 743

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. Juli 2019, Redaktionsschluss: 10.04 Uhr

1. AfD für Abschaffung der Luftverkehrsteuer

2. Innovationsschub für autonomes Fahren

3. Linke fordert Baustopp bei Stuttgart 21

4. Mobilfunk an Bahnstrecken in Brandenburg

5. Netzabdeckung an Straßen in Brandenburg

6. Gleichstellung im Spitzensport thematisiert



1. AfD für Abschaffung der Luftverkehrsteuer

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die AfD-Fraktion fordert, die Luftverkehrsteuer
(LuftVSt) bis spätestens 31. Dezember 2020 abzuschaffen. In einem dazu
vorgelegten Antrag (19/11130) schreiben die Abgeordneten, andere
europäische Staaten wie die Niederlande und Irland hätten die
Luftverkehrsteuer bereits abgeschafft. Die Steuer treffe einen
deutschen Wirtschaftszweig, "der die für die Exportnation Deutschland
wichtige Verknüpfung mit der Welt sicherstellt und einen hohen
volkswirtschaftlichen Zusatznutzen erbringt". Die Luftverkehrsteuer
stelle einen einseitigen Wettbewerbsnachteil für deutsche
Luftfahrtunternehmen dar, die die Hauptlast dieser Steuer erbracht
hätten und sei ein Standortnachteil für deutsche Flughäfen. Die
ohnehin wirtschaftlich benachteiligten verkehrsfernen Regionen mit dem
dort überwiegenden Kurzstreckenluftverkehr seien aufgrund der anteilig
hohen Steuersätze und der Doppelbelastung im Inlandverkehr
"überproportional von der Luftverkehrsteuer betroffen", was die
metropolfernen Regionen zusätzlich benachteilige, schreibt die
AfD-Fraktion.

 * 

2. Innovationsschub für autonomes Fahren

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Einen Innovationsschub für das autonome Fahren in
Deutschland fordert die FDP-Fraktion. In einen Antrag (19/11118)
verlangen die Abgeordneten von der Bundesregierung, für das breite und
serienmäßige Inverkehrbringen automatisierter und fahrerloser
Fahrzeuge und eine Marktzutrittserlaubnis auf eine Neuregelung der
technischen Anforderungen in den Typgenehmigungsvorschriften der UN,
EU und für Deutschland in der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung
(StVZO) hinzuwirken. Außerdem solle sich die Regierung für die
Neujustierung des Straßenverkehrsrechtes einsetzen und neben den
Verhaltensregeln, die für menschliche Fahrer gelten, entsprechende
Regelungen für die maschinellen und automatisierten
Steuerungsfunktionen automatisierter Fahrzeuge auf nationaler Ebene im
Straßenverkehrsgesetz (StVG) und der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO)
ändern oder einführen. Die aktuell geltenden Regelungen im
Produkthaftungsrecht und Produktsicherungsrecht müssten zudem für das
autonome Fahren angepasst werden.

Für die Investitions- und Rechtssicherheit brauche die Wirtschaft die
notwendigen gesetzlichen Rahmenbedingungen, schreibt die FDP-Fraktion.
Auf dieser Grundlage könnten die hierzulande ansässigen Unternehmen
der Automobilindustrie und die Wissenschaft die gewünschte
Vorreiterrolle in Europa und der Welt einnehmen und gleichzeitig die
Wertschöpfung dabei im eigenen Land halten und Investitionen nach
Deutschland holen.

 * 

3. Linke fordert Baustopp bei Stuttgart 21

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Die Linke verlangt einen umgehenden
Baustopp beim Bahnhofsprojekt Stuttgart 21. In einem Antrag (19/11235)
fordern die Abgeordneten die Bundesregierung auf, darauf hinzuwirken,
"dass dieses Moratorium solange aufrechterhalten wird, bis belegt ist,
dass Stuttgart 21 die im Koalitionsvertrag geforderte Verdoppelung der
Fahrgastkapazitäten leistet, dass der Intergrale Taktfahrplan
("Deutschlandtakt") gefahren werden kann, dass mit Stuttgart 21 keine
Überflutungen bei Starkregenereignissen zu befürchten sind und dass
eine Klima- beziehungsweise Umweltverträglichkeitsbilanz für alle
weiteren Baumaßnahmen beschlossen ist und positiv ausfällt,
insbesondere unter dem Aspekt des Artenschutzes und der Vermeidung von
Bodenversiegelungen".

Ernsthaft geprüft werden müsse das Projekt "Umstieg 21", also ein
"Ausstieg aus Stuttgart 21". Dabei gehe es um eine Beibehaltung und
Modernisierung des bestehenden Kopfbahnhofs und eine größtmögliche
Nutzung der bisherigen Stuttgart 21 -Bauarbeiten für einen optimierten
Kopfbahnhof.

Das Projekt Stuttgart 21 (S21) sei mit einer Halbierung der Bahngleise
verbunden, heißt es in dem Antrag. Bei Umsetzung des Projektes sei ein
Deutschlandtakt-Fahrplan in Stuttgart unmöglich, urteilt die
Linksfraktion. Die Ziele des geplanten Klimaschutzgesetzes seien damit
im Bereich Schiene in der gesamten Region des Südwestens nicht
verwirklichbar.

Die für das Projekt Stuttgart 21 veranschlagten Kosten hätten sich
zudem kontinuierlich und in dramatischer Weise erhöht, und drohten
sich weiter zu erhöhen. Gleichzeitig verschiebe sich der Termin der in
Aussicht gestellten Inbetriebnahme. "Es spricht viel dafür, dass es zu
immer neuen Bauverzögerungen kommt", heißt es in dem Antrag. Stuttgart
21 stelle damit in dreifacher Weise einen Negativrekord dar: Es werde
das teuerste Infrastrukturprojekt in Deutschland und das Projekt mit
der längsten Bauzeit. "Und es wird - in diesem Aspekt in scharfem
Kontrast zur Elbphilharmonie und zum Hauptstadtflughafen BER - das
einzige Großprojekt vergleichbarer Art sein, das trotz der gewaltigen
Kosten und trotz der zwei Jahrzehnte Bauzeit eine bestehende Kapazität
reduziert statt sie zu erweitern", schreibt die Linksfraktion.

Ein Ausstieg aus Stuttgart 21 - beziehungsweise als Mindestmaßnahme
der Erhalt der bestehenden oberirdischen Gleisanlagen und die
Halbierung der Zahl der unterirdisch zu verlegenden neuen Gleise - sei
für die Deutsche Bahn AG (DB AG) erstens betriebwirtschaftlich
sinnvoll, "denn dies begrenzt die Verluste". Es sei zweitens
verkehrspolitisch geboten, um die drastische Reduktion der Kapazität
des Schienenknotens Stuttgart zu verhindern und um den Zielen der
Bundesregierung nach einer Verdopplung des Schienenverkehrs gerecht zu
werden. "Und es ist, drittens, juristisch möglich", urteilt die
Linksfraktion.

 * 

4. Mobilfunk an Bahnstrecken in Brandenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die digitale Verkehrsinfrastruktur im Land
Brandenburg thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/10957). Darin wird die Bundesregierung unter
anderem gefragt, an wie vielen Streckenkilometern des
Schienenverkehrsnetzes in Brandenburg der Mobilfunkstandard LTE/4G
verfügbar ist.

 * 

5. Netzabdeckung an Straßen in Brandenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die digitale Bundesfernstraßen-Infrastruktur im Land
Brandenburg thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/10958). Darin wird die Bundesregierung unter
anderem gefragt, an wie vielen Streckenkilometern des
Bundesfernstraßenverkehrsnetzes in Brandenburg der Mobilfunkstandard
LTE/4G verfügbar ist und welche Häfen und Hafenanlagen an
Bundeswasserstraßen im Land Brandenburg derzeit mit 100 Mbit/s, 3G und
LTE/4G ausgestattet sind.

 * 

6. Gleichstellung im Spitzensport thematisiert

Sport/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Gleichstellung und Diversität im Spitzensport"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/11008).
Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
wie sich das Verhältnis zwischen Frauen und Männern in
Sportförderstellen bei Bundeswehr, Zoll oder Polizei in den vergangen
zwei Jahrzehnten verändert hat. Gefragt wird auch, ob im Olympiakader,
im paralympischen Kader oder in einem der Perspektivkader auch
Menschen trainieren, "die sich nicht in ein binäres
Geschlechterverhältnis einordnen lassen".

 * 
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BUNDESTAG/8599: Heute im Bundestag Nr. 742 - 02.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 742

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. Juli 2019, Redaktionsschluss: 08.35 Uhr

1. Brexit und Warenkreditversicherungen

2. Batterieforschung in Deutschland

3. Standards für Produkthaftung im Internet

4. Digitale Souveränität Deutschlands

5. Folgen der Datenschutz-Grundverordnung



1. Brexit und Warenkreditversicherungen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Für die Warenkreditversicherungen und
Bonitätsüberprüfungen britischer Firmen nach dem Brexit interessiert
sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10953). Die
Abgeordneten befürchten, dass Unternehmen mit britischer
Muttergesellschaft zukünftig nicht mehr versichert sein könnten. Die
Bundesregierung soll einschätzen in wie weit der drohende Brexit
Bonitätseinschätzungen und Warenkreditversicherungen treffen werde und
ob weitere Versicherunglücken bestehen.

 * 

2. Batterieforschung in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Um die Technologien zur Herstellung und Produktion
von neuartigen "post-Lithium-Batterien" geht es in einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/10954). Die Abgeordneten wollen erfahren,
welche Maßnahmen die Bundesregierung unternimmt, um im Feld dieser
"Schlüsseltechnologie" zu China und den USA aufzuschließen.

 * 

3. Standards für Produkthaftung im Internet

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) "Produkthaftung und Marktüberwachung im
internationalen Online-Handel" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage
der FDP-Fraktion (19/10948). Wie die Fraktion darin schreibt, wachse
der Internethandel mit außereuropäischen Anbietern stetig, was zu
unfairen Wettbewerbsbedingungen führe. Problematisch sei, dass
sogenannte Fulfillment-Center, die den Handel in Europa abwickeln,
nicht als Händler oder Importeure behandelt werden. Gleichzeitig sei
es für außereuropäische Anbieter einfach, sich der Produkthaftung zu
entziehen, sodass viele Produkte nicht der erwarteten Qualität
entsprechen.

Wissen will die Fraktion unter anderem, welche Strafen entsprechende
Anbieter treffen können und welche Maßnahmen die Bundesregierung
ergreife, um faire Wettbewerbsbedingungen im internationalen
Onlinehandel herzustellen.

 * 

4. Digitale Souveränität Deutschlands

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die digitale Souveränität Deutschlands thematisiert
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10952). Darin erkundigen
sie sich, wie die Bundesregierung die auf dem IT-Gipfel 2015 und dem
Digital-Gipfel 2018 ausgearbeiteten Papiere zur digitalen
Eigenständigkeit umsetzen wolle.

 * 

5. Folgen der Datenschutz-Grundverordnung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/11037)
zu den Auswirkungen der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) auf kleine
und mittlere Unternehmen gestellt. Sie will wissen, welche Kosten dem
Mittelstand und Handwerk bei der Umstellung auf die DSGVO entstanden
sind. Ebenso interessieren sich die FDP-Abgeordneten für die
betrieblichen Datenschutzbeauftragten. Hierzu fragen sie unter
anderem, ob die Bundesregierung beabsichtigt eine Zertifizierung der
Beauftragten einzuführen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1883: Kanzlerin Merkel zum Treffen des Europäischen Rates in Brüssel, 01.07.2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Brüssel - Montag, 1. Juli 2019

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel zum Treffen des Europäischen
Rates



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, Sie werden es schon gehört haben, wir
haben uns auf morgen um elf Uhr vertagt. Wir haben ausführlich diskutiert.
Das kann man, glaube ich, nicht bestreiten.

Ich hatte gestern schon gesagt, dass es länger dauern wird. Dass es so
lange dauert und wir uns noch einmal zusammensetzen müssen, das wusste ich
auch noch nicht.

Es ist so, dass wir viele Enden zusammenbringen müssen. Wir wollen
natürlich ein hohes Maß an Konsens erreichen. Wir wollen, dass diejenigen,
die als Spitzenkandidaten angetreten sind, auch in der zukünftigen
Kombination und Verantwortlichkeit eine Rolle spielen. Und dieses 
Enden-Zusammenbringen das dauert eine Weile. Gut Ding will Weile haben. Wir
müssen natürlich auch immer im Auge haben: Findet das, was wir vorschlagen,
eine Mehrheit im Parlament.

Heute waren wir noch so weit, sodass wir deshalb gesagt haben, wir vertagen
uns.

Und für mich bleibt weiterhin wichtig, dass die Spitzenkandidaten in dieser
oder jener Form auch in Zukunft Verantwortung tragen sollten. Ich glaube
auch nach wie vor, dass das die Voraussetzung ist, um im Parlament eine
Mehrheit zu finden.

Ja, das war es im Grunde, was wir die vielen Stunden betrieben haben. Sie
können sich vorstellen, bei 28 Mitgliedsstaaten mit ganz unterschiedlichen
Vorstellungen gibt es auch viele Möglichkeiten. Wir haben über keine der
Möglichkeiten abgestimmt, weil erkennbar war, dass auch keine dieser
Möglichkeiten eine Mehrheit gefunden hätte.

Und man muss auch überlegen, ob man große Länder, große Mitgliedsstaaten
einfach überstimmt. Auch das ist eine Verantwortung im Rat, denn wir müssen
ja weitere fünf Jahre und wollen weitere fünf Jahre miteinander
zusammenarbeiten.

Ich glaube, wenn wir etwas geschlafen haben, dass wir dann willens sind,
uns wieder an den Kompromiss zu machen, zumal wir gerne ein Ergebnis
abliefern würden, bevor der Präsident des Europäischen Parlamentes gewählt
wird. Und nach jetzigem Zeitplan ist das Mittwoch. Und insofern ist die
Zeit endlich bis dahin.

Ich glaube, dass es kompliziert ist. Aber ich hoffe nach wie vor bei gutem
Willen, dass es auch machbar ist.

Frage Gellinek: Es gab ja so eine Art Aufstand der Regierungschefs der
Europäischen Volkspartei gegen den Kompromiss von Osaka. Haben Sie die Lage
in der EVP falsch eingeschätzt? Oder ist da nicht genug konsultiert,
beraten, telefoniert worden? Hat Herr Tusk seinen Job nicht richtig
gemacht? Also, warum ist es jetzt so eine Hängepartie aus Ihrer Sicht?

Antwort: Also erstens gibt es keinen Kompromiss von Osaka. Sondern es gibt
Ergebnisse einer Besprechung des Parteivorsitzenden der Europäischen
Volkspartei mit dem Spitzenkandidaten der Europäischen Volkspartei, mir und
den beiden Parteivorsitzenden von CDU und CSU. Und genau diese Ergebnisse
habe ich in Osaka vertreten, und andere haben sie woanders vertreten -
offensichtlich nicht so ausreichend genug, dass es darüber einen Konsens
gab.

Das ist aber nicht der einzige Grund, warum es heute zu keiner Einigung
gekommen ist. Sondern ein weiterer Grund ist, dass wir eben auch
Mitgliedsstaaten haben, große Mitgliedsstaaten, die in keiner Richtung mit
den heute vorliegenden Vorschlägen leben konnten.

Und man muss sich natürlich schon fragen, wenn man jetzt in Zukunft, sagen
wir mal, 440 Millionen Einwohner hat, ob man 100 Millionen, obwohl es
formal noch machbar ist, einfach überstimmt oder ob man sich einfach etwas
mehr Zeit nimmt und versucht, auch mit diesen Ländern einen gemeinsamen Weg
zu gehen.

Ich glaube, die Botschaft ist vielleicht auch gut jetzt in Richtung des
Parlaments, denn der Lissaboner Vertrag gibt uns natürlich eine sehr
spannungsgeladene Aufgabe. Weder können wir und wollen wir den Willen des
Parlamentes ignorieren. Noch kann das Parlament den Willen des Rates
ignorieren. Und ich hoffe, dass dieser Versuch des guten Miteinanders auch
zwischen den beiden Institutionen gelingt.

Frage Berschens: Die EVP hat die Europawahl gewonnen, zwar nicht grandios,
aber sie hat sie gewonnen, deshalb fragt man sich jetzt natürlich schon in
der EVP, warum ein Sozialdemokrat den wichtigsten Spitzenposten der EU
bekommen soll. ... Warum soll denn Frans Timmermans trotz aller Bedenken
Kommissionspräsident werden, da er in Osteuropa schwer vermittelbar ist?

Antwort: Naja nun, dass wir kein Ergebnis gefunden haben, hängt ja auch
damit zusammen, dass es darüber noch keine Einigkeit gab. Dennoch haben die
Sozialisten Frans Timmermans als Spitzenkandidaten gewählt. Und es gibt ja
in der Frage, wer ist nun eigentlich der berechtigte Spitzenkandidat für
das Amt des Kommissionspräsidenten zwei Möglichkeiten der Sichtweise. Man
kann sagen, es ist einfach die stärkste Kraft. Aber wir haben in der
deutschen Geschichte von Regierungsbildungen auch schon die Tatsache
gehabt, dass die CDU 48 Prozent hatte, die SPD 44 und mit den Liberalen
zusammengegangen ist und über 50 Prozent dann einfach versammelt hat. Und
da konnte die CDU/CSU damals auch nicht sagen, wir sind aber die stärkste
Kraft, und deshalb stellen wir den Bundeskanzler.

Das heißt also, wie Sie das betrachten, ob Sie es mehr im Sinne von
Koalitionsbildung im Parlament betrachten, oder ob Sie es mehr als das
Einzelereignis, wer ist die stärkste Kraft, betrachten, das hängt sehr von
der Betrachtungsweise ab.

Und mir ist ja viel vorgeworfen worden, dass ich nicht immer ein glühender
Verfechter des Spitzenkandidatenkonzepts gewesen bin. Das hängt auch damit
zusammen, dass ich all diese Konstellationen ein bisschen vorausgesehen
haben. Solange das zwei Parteien waren und die miteinander eine Mehrheit
hatten, war die Sache relativ einfach. Wenn es drei oder vier Partner
werden, dann ist die Frage nicht definiert, wer nun eigentlich das Recht
auf den Kommissionspräsidenten hat. Und es müssen halt beide Institutionen
zu einer gemeinsamen Lösung kommen.

Frage Rinke: Was ist für Sie ein großes Land? Ist damit Frankreich gemeint
oder Polen, das ist ja ein kleiner Unterschied? Würden Sie sagen, dass Ziel
auf jeden Fall sein sollte, eine Einstimmigkeit zu erreichen, oder wären
Sie bereit, andere Länder auch zu überstimmen, wenn das für eine Lösung
notwendig sein sollte?

Antwort: Also für mich ist wichtig, dass wir jetzt nicht bei 65,01 Prozent
ankommen bei der Bevölkerungsmehrheit. Das fände ich etwas karg. Und
deshalb ist sicherlich zu beachten, dass wir sowieso kleine und große
Länder zum Beispiel in der Visegrád-Gruppe haben. Aber nun gegen die
gesamte Gruppe zu stimmen und dann vielleicht noch gegen ein Land wie
Italien, das ist echt schwierig.
Genauso wenig wie ich haben möchte, dass man einfach gegen Deutschland
stimmt und sich darum gar nicht kümmert. Also es beruht ja alles ein
bisschen auf Gegenseitigkeit. Und insofern kann man das jetzt nicht genau
spezifizieren. Aber mit 21 Stimmen und 65,01 Prozent der Bevölkerung fände
ich das kein zufriedenstellendes Ergebnis. Ob wir Einstimmigkeit erreichen,
das weiß ich nicht, das hatten wir beim letzten Mal auch nicht. Und
insofern kann ich das nicht voraussagen.

Aber man sollte sich schon Mühe geben, bevor man dann abstimmt, dass daraus
nicht über Jahre hinaus jetzt unüberbrückbare Spannungen werden, die sich
dann an vielen Stellen zeigen würden. Ich meine, wir haben den Austritt
Großbritanniens vor uns und viele andere wichtige Fragen. Und wir müssen da
schon miteinander pfleglich umgehen.

Frage Preiß: Zwei Fragen... Sie haben jetzt so lange diskutiert, und morgen
um elf geht's weiter. Es gab fundamentale Widerstände offenbar, die selbst
in so einer Nachtschlacht nicht ausgeräumt werden konnten, was soll bis
morgen um elf da anders werden? ...und ist Ihnen als Regierungschefs klar,
was das für ein schlechtes Bild in der Öffentlichkeit abgibt?

BK'in Merkel: Ja, trotzdem ist Politik der Versuch, das Mögliche zu
realisieren. Und das dauert manchmal. Wenn wir aber jetzt übers Knie
irgendwas brechen würden, was halt gar nicht möglich war, und anschließend
fünf Jahre mit unüberwindbaren Spannungen im Europäischen Rat leben, da
wird man uns fragen: Warum hattet ihr nicht noch mal einen Tag Zeit, und
konntet einmal zwischendurch schlafen und noch mal gucken, ob es vielleicht
noch einen neuen Blickwinkel gibt.

Also heute findet man das ziemlich schlecht, das glaube ich schon, und
damit müssen wir leben. Darüber haben wir auch viel gesprochen, dass wir
eigentlich zu einem Ergebnis verpflichtet sind. Aber es muss auch ein
Kompromiss gefunden werden, bei dem zum Schluss die Vorteile die Nachteile
überwiegen. Und wenn das heute nicht geht, dann wird das vor der Geschichte
egal sein, ob es noch einen Tag länger gedauert hat oder nicht. Davon bin
ich zutiefst überzeugt.

Nachfrage (unverständlich)

BK'in Merkel: Ja, wenn wir wüssten, was sich bis morgen ändern soll, dann
hätten wir ja heute weitermachen können. Also wir denken einfach, dass wir
mal eine Pause brauchen und dann vielleicht neue Einsichten haben.

Nachfrage (unverständlich)

BK'in Merkel: Ja, unentwegt gab es Forderungen: Die geographische
Ausgewogenheit, Geschlechterausgewogenheit. Ich meine, wir haben formal
über eine Position zu entscheiden, nur eine einzige. Nämlich den Vorschlag
an das Parlament für den Kommissionspräsidenten. Wissend, dass im Parlament
damit auch verschiedene weitere Folgerungen verbunden sind. Aber es gibt
Länder, die sagen, ich mache das, diese Entscheidung nur, wenn ich auch
weiß, was dann für den hohen Repräsentanten das bedeutet und für den
Ratspräsidenten. Und da gab es sehr, sehr viele Vorschläge. Aber die haben
eben alle noch nicht so zusammengepasst, dass man sagen kann, das ist eine
Mehrheit.

Also wir freuen uns alle auf ein Wiedersehen. Also ich freue mich
jedenfalls.

Montag, 1. Juli 2019

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1882: Regierungspressekonferenz vom 1. Juli 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 1. Juli 2019

Regierungspressekonferenz vom 1. Juli 2019

Themen: Festnahme der "Sea-Watch"-Kapitänin Rackete, Presseberichte
über die Flucht der jordanischen Prinzessin Haya bint al-Hussein nach
Deutschland, Akkreditierung des venezolanischen Schattenbotschafters in
Deutschland, Berichte über Folter und Ermordung eines Soldaten in
Venezuela, Forschungsfabrik für Batteriezellen, Verfassungsschutzbericht,
Manipulationen an Abgasanlagen von Pkw, Referentenentwurf
Faire-Kassenwahl-Gesetz, INSTEX, Waldbrand in
Mecklenburg-Vorpommern


Sprecher: SRSin Fietz, Wickert (BMZ), Adebahr (AA), Grünewälder
(BMI), Fähnrich (BMVg), Scharlack (BMBF), Buser (BMVI), Malachowski (BMJV),
Berve-Schucht (BMG), Eichler (BMWi)



Vors. Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Fietz sowie die
Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Wie schätzt die Bundesregierung die Festnahme
der "Sea-Watch"-Kapitänin ein? - Das ist die erste Frage.

Die zweite Frage ist: Unterstützt die Bundesregierung auf EU-Ebene die
Lösung durch einen humanitären Korridor? Die "FAZ" hat heute in ihrer
Kolumne darüber berichtet.

SRSin Fietz: Lassen Sie mich bitte ganz grundsätzlich sagen: Wir verfolgen
die gesamte Situation sehr aufmerksam. Ich kann den Entscheidungen der
italienischen Justiz selbstverständlich hier nicht vorgreifen. Unsere
Vertretung in Italien steht aber in Kontakt sowohl mit der festgenommenen
Kapitänin Frau Rackete der Organisation Sea-Watch als auch mit den
italienischen Behörden. Es gab dazu in Brüssel auch einen Austausch
zwischen der deutschen und der italienischen Delegation.

Die Bundesregierung wendet sich ganz grundsätzlich gegen jegliche
Kriminalisierung der Seenotretter. Wenn es konkrete Vorwürfe der
italienischen Behörden gibt, müssen sie auf rechtsstaatlichem Wege und so
schnell wie möglich geklärt werden.

Was die betroffenen Menschen auf dem Schiff angeht, so hat Deutschland
deutlich gemacht, dass wir auch in diesem Fall zur Aufnahme einer
bestimmten Anzahl bereit sind. Das erwarten wir auch von den anderen
europäischen Partnern. Aktuell wie in der Vergangenheit gilt, dass die
Bundesregierung bereit ist, sich solidarisch an einer europäischen Lösung
zu beteiligen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Ministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung. Minister Müller hat sich gestern ja sehr
stark dafür eingesetzt, dass es nun ein Signal aus Brüssel geben müsse.
Haben Sie dazu schon Rückmeldungen, wie das aussehen kann? Wird es seitens
der Bundesregierung, namentlich Ihres Hauses, Initiativen für ein solches
Signal geben, und was kann dabei herauskommen?

Wickert: Minister Müller fordert, dass man zu einer einheitlichen und
europäischen Flüchtlingspolitik kommt, weil dieses Problem immer wieder
hochkommt und es noch immer keine Lösung gibt. Wie genau die gestaltet ist,
da muss man noch schauen, mit was für einem Schlüssel verteilt oder wie
überhaupt aufgenommen werden soll. Konkreteres kann ich dazu leider nicht
sagen.

Zusatzfrage: Gibt es - das war ja auch die Frage - bereits Signale von
anderen Institutionen, Personen, Regierungen aus Brüssel?

Wickert: Da ist mir jetzt noch nichts bekannt.

Zusatzfrage: Ich habe eine zweite Frage an Frau Fietz: Begrüßt die
Bundesregierung die zivilgesellschaftliche Unterstützung, die jetzt der
Kapitänin zuteilwird? Es ist ja innerhalb kürzester Zeit, ich glaube, über
eine Million Euro gesammelt worden. Stimmt das mit Ihrer generellen Aussage
überein, dass Seenotretter nicht kriminalisiert werden dürfen? Also:
Begrüßen Sie die zivilgesellschaftliche Solidarität?

SRSin Fietz: Wir beobachten das und sehen das natürlich auch als einen
wertvollen Beitrag der Zivilgesellschaft, sich in dieser Position hinter
die Seenotretter zu stellen. Wir können nur sagen: Das humanitäre
Engagement für die Rettung von Menschenleben auf See verdient auf jeden
Fall Respekt. Klar ist allerdings auch, dass dieses Engagement in Einklang
mit geltendem Recht stehen muss.

Generell appelliert die Bundesregierung an alle Seenotretter, sich nicht
selbst in Gefahr zu bringen und dem falschen Eindruck entgegenzutreten,
dass eine Rettung stets gewährleistet werden kann. Sonst werden am Ende nur
noch mehr Menschen die lebensgefährliche Überfahrt wagen. Nutznießer sind
in diesem Fall natürlich in erster Linie kriminelle Schleuser.

Frage: Frau Fietz, ich höre die Kritik in Ihren Worten. Ich höre auch aus
dem politischen Raum viel Empörung und Entrüstung und dann logischerweise
sicherlich auch die Forderung, dass nach diesen Äußerungen Taten folgen
müssen. Mir ist nicht ganz klar, wie vonseiten der Bundesregierung die
Taten aussehen.

SRSin Fietz: Es bleibt auf jeden Fall dabei, dass wir in Europa zu einem
geregelten und transparenten Verfahren kommen wollen. Bei der Ausschiffung
von Geretteten gilt das auf jeden Fall. Deutschland hat bereits in der
Vergangenheit auf eine derartige Lösung hingearbeitet und wird weiter an
dieser Lösung arbeiten.

Zusatzfrage: Das hören wir ja jetzt schon seit vielen Monaten. Trotzdem
kommt es in regelmäßigen Abständen zu diesem würdelosen Gezerre um
menschliche Schicksale. Wenn die Bundesregierung eine solidarische Position
vertritt, was spricht denn eigentlich dagegen, Frau Fietz oder auch Frau
Adebahr, zu sagen, dass die Flüchtlinge, die von deutschen
Nichtregierungsorganisationen aufgenommen werden, von Deutschland
aufgenommen werden?

SRSin Fietz: Die Migrationspolitik ist eine gesamteuropäische Aufgabe.
Deshalb gehört es auch in diesem Fall dazu, dass eine Lösung auf
gesamteuropäischer Ebene gefunden werden muss. Trotzdem arbeitet die
Bundesregierung wirklich intensiv und schon seit Langem daran, und das wird
weiterhin der Fall sein.

Zusatzfrage: Aber es muss doch eine Handlungsalternative geben, wenn das,
was Sie gerade eben gesagt haben, nicht zustande kommt?

Adebahr: Wir haben uns jetzt das neunte Mal, glaube ich, an diesem 
Ad-hoc-Mechanismus beteiligt. Wir sind uns unserer Verantwortung da sehr bewusst.
Wir werden das natürlich weiter tun, wenn es weitere Fälle geben sollte,
was nicht auszuschließen ist und was natürlich nicht schön ist.

Wir sind seit Monaten immer wieder im Gespräch, auch in Brüssel, um zu
versuchen, dort einen Verteilmechanismus, eine Lösung zu befördern. Diese
Diskussionen sind nicht einfach. Wir brauchen da die Solidarität aller 
EU-Mitgliedstaaten, natürlich auch der Mittelmeeranrainer. Wir dürfen die
Südländer mit dem Problem nicht allein lassen. Aber wir brauchen eine
grundsätzliche Solidarität.

Vielleicht kann auch das BMI aus seiner Sicht noch etwas zu diesem Thema
sagen.

Was wir im konkreten Fall jetzt tun - um dies einmal auszuführen -, ist:
Unser Botschafter hängt in Rom am Telefon und telefoniert mit dem
italienischen Außenministerium. Außenminister Maas hat gerade in einer
Pressekonferenz mit dem dänischen Außenminister in Tegel gesagt, dass er
mit seinem Außenministerkollegen telefonieren wird. Wir sind schon das
ganze Wochenende über sehr aktiv auf der Linie, die Sie auch vom
Außenminister am Wochenende gesehen haben.

Ich weiß nicht, ob das BMI sonst noch einen Beitrag hat.

Grünewälder: Vielen Dank. - Ich kann nur das wiederholen, was wir schon
seit Monaten hier sagen - das hat der Bundesinnenminister gestern auch noch
einmal betont -: Wir sind nicht zufrieden mit der Situation, wie sie jetzt
ist, und dringen auf eine europäische Lösung. Es ist die Aufgabe der
EU-Kommission, sich darum zu kümmern, dass wir einen temporären Mechanismus
für eine schnelle und zuverlässige Ausschiffung von in Seenot geratenen
Menschen etablieren, damit man nicht jedes Mal von vorne anfängt, wenn
wieder ein Schiff Geflüchtete aufgenommen hat. Nachhaltiger ist eine Reform
des europäischen Asylsystems, was dahintersteckt. Hier brauchen wir eine
langfristige Lösung. Es ist auch die Aufgabe der EU-Kommission, sich darum
zu kümmern.

Frage: Ich möchte Frau Adebahr etwas fragen - Sie haben gerade schon
gesagt, dass Sie telefonieren -: Sie können natürlich nichts über die
Gespräche sagen. Aber wie versucht Deutschland, da Druck auch auf die
italienische Regierung auszuüben, oder versuchen Sie, Druck auszuüben auf
eine Freilassung oder auf was genau hin?

Herr Grünewälder, Sie haben gerade gesagt, das BMI sei nicht zufrieden und
es müsse eine europäische Lösung geben. Ist es denkbar, eine "Koalition der
Willigen" jetzt nicht nur im konkreten Fall, nicht jeweils nur als
Ad-hoc-Reaktion zu installieren, sondern da etwas Längerfristiges
aufzubauen?

Adebahr: Wir haben am Wochenende sofort eine konsularische Betreuung
angeboten, sowohl der Crew als auch Frau Rackete. Ich glaube, die hat sie
bisher nicht in Anspruch genommen. Wir sind am Telefon. Natürlich kann ich
dem nicht vorgreifen.

Ich habe den genauen Wortlaut des Außenministers jetzt nicht gehört. Ich
denke, er hat in Tegel so etwas wie gesagt wie, dass eine Kriminalisierung
für uns nicht nachvollziehbar ist. Natürlich: Wenn die italienischen
Behörden da hineinschauen wollen, dann sollen sie das tun. Das muss schnell
und rechtsstaatlich geschehen. Wenn am Ende dort keine Freilassung steht,
dann würde das vielleicht auch irritierend sein. Aber da verweise ich Sie
auf den genauen Wortlaut. So hat er das gerade in Tegel gesagt. Das ist
natürlich auch ein Inhalt, den er öffentlich sagt und den wir auch in den
Gesprächen transportieren.

Frage: Ich habe eine Nachfrage an Frau Fietz. Sie haben gesagt, den Vorwurf
der Kriminalisierung lehnen Sie eigentlich ab. Sie sagen aber zugleich, Sie
appellieren an Seenotretter, sich nicht selbst in Gefahr zu bringen. Heißt
das übersetzt, solange die gesamteuropäische Lösung nicht gefunden ist,
würden Sie vonseiten der Bundesregierung davon abraten, solche
Seenotrettungsaktionen im Mittelmeer zu starten?

Die andere Frage richtet sich an das Verteidigungsministerium. Es gibt
Berichte, dass die letzten Soldaten der Operation Sophia aus Rom abgezogen
werden. Stimmt das, und ist das jetzt von deutscher Seite das Ende der
deutschen Beteiligung an dieser Mission?

SRSin Fietz: Ich kann da im Grunde genommen nur noch einmal auf unsere
Grundsatzposition verweisen, dass auf See natürlich jeder die Pflicht hat,
Menschen aus Seenot zu retten, und dass dieses Engagement auf jeden Fall
Respekt verdient. Aber klar ist natürlich auch, dass dies im Einklang mit
geltendem Recht stehen muss, dass die Betroffenen sich nicht selber in
Gefahr begeben dürfen und dass man durch diese Aktionen nicht darauf
hinwirkt, dass Seenotrettung als selbstverständlich angesehen wird und dies
mehr Menschen veranlasst, diese lebensgefährliche Überfahrt zu wagen.

Zusatzfrage: Wenn Sie das so betonen, haben Sie denn auch Zweifel, dass
das, was die Seenotrettungsorganisationen tun, im Einklang mit geltendem
Recht stehen könnte?

SRSin Fietz: Ich kann dem, was ich jetzt dazu gesagt habe, nichts
hinzufügen.

Fähnrich: Wir haben hier schon häufig über die Hintergründe, über den
Kernauftrag der Operation Sophia gesprochen. Wir haben darüber geredet,
warum wir die Schiffe nicht mehr an der Operation beteiligen. Ja, es ist
richtig: Das Mandat der Operation Sophia ist zum 30. Juni dieses Jahres
ausgelaufen. Es wurde nicht weiter verlängert. Die Gründe dafür kennen Sie -
 die wurden auch heute noch einmal genannt -, nämlich dass über die
Ausschiffungsregeln diskutiert beziehungsweise in Europa verhandelt werden
muss. Sofern die Voraussetzungen für eine vollständige Umsetzung dieses
Kernauftrags im Rahmen der Operation Sophia wieder gegeben und nötig sind,
wird die Bundesregierung zeitgerecht entscheiden und prüfen, ob eine
erneute Beteiligung Deutschlands möglich ist.

Zu Ihrer Frage nach dem Personal: Wir hatten dort nicht mehr viel Personal,
sondern nur noch in dem Hauptquartier in Rom, das die Operation leitet,
zwischen fünf und zehn Personen. Die haben ihre Tätigkeiten zum Ende des
Monats eingestellt und sind auf dem Weg.

Vors. Mayntz: Über Ihre zweite Frage, Frau Höhne, bin ich vorhin
hinweggaloppiert. Vielleicht rufen Sie sie noch einmal kurz in Erinnerung.

Zusatzfrage: Portugal, Deutschland und Frankreich haben jetzt ad hoc
reagiert. Ich wollte vom BMI oder vom AA wissen, ob es nicht möglich ist,
eine längerfristige Installation zu schaffen, indem man sagt: "Diese Länder
sind eigentlich immer bereit aufzunehmen. Wir wollen das jetzt
institutionalisieren."

Grünewälder: Deutschland steht zusammen mit Frankreich immer an der Spitze
der Mitgliedstaaten, die bereit sind, Flüchtlinge aufzunehmen und dazu
beizutragen, dass die Schiffe in Häfen im Mittelmeer anlanden können. Das
ist aber davon unabhängig, dass wir trotzdem sagen: Es braucht eine
europäische Lösung. Es kann sein, dass sich an diesem Ad-hoc-Mechanismus
nur bestimmte Staaten beteiligen. Die Lösung kann so und so aussehen. Es
bleibt trotzdem so, dass es eine europäische Lösung sein muss. Das ist uns
sehr wichtig, weil das eine europäische Aufgabe ist. Das ist eine
europäische Außengrenze. Die EU-Kommission ist hier in der Verantwortung,
eine Lösung zu finden.

Adebahr: Bei der Ad-hoc-Lösung, die wir sehen, hat sich in relativer
Regelmäßigkeit eine ähnliche Gruppe von Staaten gefunden. Wie der Kollege
gesagt hat, dringen wir in den Beratungen in Brüssel darauf, dass es eine
europäische Lösung gibt und dass die Mitgliedstaaten, die dazu bereit sind,
Verantwortung zu übernehmen, das auch tun können. Diese Beratungen sind
nicht ganz einfach.

Frage: Ich habe eine Frage an das Entwicklungshilfeministerium. Herr Müller
hat gesagt, er sieht, dass Frau Rackete in einer absoluten Notlage
gehandelt hat, und fordert die europäischen Institutionen auf, sich für
ihre Freilassung einzusetzen. Von welcher Rechtsgrundlage geht der Minister
da aus, und was erwartet er auch von den EU-Institutionen?

Wickert: Der Minister denkt, dass die Kapitänin für die Menschenrechte
eingetreten ist und dass sie in diesem Fall in einer Notlage gehandelt hat.
Deswegen fordert er im Prinzip, dass man sie wieder auf freien Fuß setzt.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Adebahr, und zwar konkret zu dem
Ad-hoc-Mechanismus. Sea-Watch hat ja den Vorwurf erhoben, dass sich die EU
als Institution, aber auch die Mitgliedsländer zwei Wochen lang nicht
gerührt hätten, es keine Antwort gegeben habe. Mich würde interessieren:
Wie lange dauert es denn, bis man sich in diesem konkreten Fall zu einer
Koalition der Willigen zusammenfindet? Wann ist tatsächlich das Angebot von
Deutschland, Luxemburg, Portugal und Frankreich ausgesprochen worden? Gab
es eine Reaktion von Sea-Watch? Wenn ja, wie sah die aus?

Adebahr: Ich glaube, unsere Abstimmung in der Bundesregierung funktioniert
da gut und geht auch sehr schnell. Es braucht aber auch immer erst einmal
einen Hafen, bevor man sich als Mitgliedstaaten zusammenfinden kann und
sagt: Wir nehmen die dort von Bord Gehenden auf und verteilen die.

Ich möchte jetzt an dieser Stelle nicht in die Details einsteigen, wer was
wann wie mit der Brüsseler Kommission bespricht. Die Kommission ist da
schon sehr aktiv und leitet und führt die Gespräche, wie sie es auch tun
soll. Am Ende haben wir uns bis jetzt in neun Fällen zu einer Gruppe
zusammengefunden, die eine Lösung für das jeweilige Schiff und den
jeweiligen Fall gefunden hat.

Grünewälder: Ich kann für das BMI noch ergänzen, dass wir sehr
zuversichtlich sind, dass eine Lösung für diesen konkreten Fall unmittelbar
bevorsteht und dass dies jetzt sehr schnell gehen kann.

Frage: Ich habe eine Lernfrage an das Verteidigungsministerium: Herr
Fähnrich, ist es juristisch und politisch möglich, Einheiten der
Bundesmarine, entweder als Single Player oder beispielsweise in Kooperation
mit einem anderen Mittelmeeranrainer, in das Mittelmeer zu schicken, die
dann gegebenenfalls auch eine Seenotrettung betreiben würden, und zwar
jenseits der Operation Sophia, Sophia II oder wie auch immer? Ist es
möglich, dass Marineeinheiten in das Mittelmeer fahren und dort
Schiffbrüchige aufnehmen, wenn sie auf welche treffen?

Fähnrich: Wenn Sie in die Historie der Operation Sophia schauen, werden Sie
feststellen, dass aus einer deutschen Operation, einer deutschen
Hilfeleistung am Anfang - ich weiß nicht, welches Jahr es genau war; ich
glaube, 2015 - eine europäische geworden ist. Damals waren es aber noch
andere Voraussetzungen hinsichtlich der Massen an Menschen, die den Weg aus
Afrika nach Europa gesucht beziehungsweise leider auch genommen haben.
Damals hat man Hilfe angeboten, die durch Italien auch angenommen wurde.

Zusatzfrage: Das beantwortet aber nicht die Frage, ob es ad hoc möglich
ist, dass die Führung der Bundesmarine - das ist gegebenenfalls die
Verteidigungsministerin - entscheidet, Einheiten in das Mittelmeer zu
schicken, die dann möglicherweise im Verbund mit Franzosen, Portugiesen -
mit wem auch immer - oder im Zweifelsfall auch als Single Player
Schiffbrüchige retten.

Fähnrich: Das ist keine rechtliche Frage. Wir haben hier schon öfter
gesagt, dass jeder, der mit einem Schiff - oder mit was auch immer - zur
See fährt und eine Person in Not auf dem Wasser auffindet, die Pflicht hat,
diejenige oder denjenigen aus dem Wasser zu retten. Das ist ein Fakt, der
unumstößlich ist. Das ist eine Seemannspflicht, die jedem obliegt, der auf
den Weltmeeren und den Ozeanen fährt.

Der Punkt ist aber - jetzt kommen wir zu dem Ursprung zurück -: Es bedarf
auch einer Regelung der Ausschiffung der an Bord genommenen Menschen. Dazu
bedarf es einer Lösung innerhalb Europas.

Das heißt, Ihre rechtliche Frage ist keine rechtliche Frage im eigentlichen
Sinne; denn jedes Schiff kann und muss Menschen in Seenot retten. Aber die
Frage ist: Was passiert mit den Menschen danach?

Zusatzfrage: Es ist zumindest rechtlich möglich, dass Einheiten der
Bundesmarine etwa in das Mittelmeer fahren und gegebenenfalls dann in einem
französischen Hafen - Frankreich hat ja auch Mittelmeerzugang - anlegen?

Fähnrich: Das sind jetzt zwei Spekulationen auf einmal. Aber Fakt ist:
Egal, wo ein deutsches, französisches, indisches Schiff einen Menschen
aufnimmt, ist danach zu klären, in welchen Hafen, und zwar in welchen
sicheren Hafen, die Menschen dann gebracht werden können.

Frage: Ich wollte noch fragen, ob das als Eskalation von Salvini gesehen
wurde? Denn wenn ich es richtig verstanden habe, war ja klar, dass die
Menschen von anderen Staaten aufgenommen werden würden. Dennoch hat er
nicht erlaubt, dass das Schiff anlegt. Inwieweit ist die Bundesregierung da
möglicherweise brüskiert worden?

SRSin Fietz: Ich sagte ja eingangs, dass es auch in Brüssel schon Kontakte
und Gespräche der Delegationen dazu gegeben hat. Man versucht, da
tatsächlich auf allen Kanälen miteinander im Gespräch zu bleiben und eine
Lösung für dieses Problem zu finden. Es ist sehr dienlich, miteinander zu
reden. Das wird im Moment in Brüssel getan. Das wurde auch schon am
Wochenende auf verschiedenen Kanälen getan. Das Entscheidende ist, dass am
Ende eine Lösung dasteht.

Frage: Frau Adebahr, wenn Sie bitte noch einmal versuchen, mir das Ganze zu
erklären. Sie sagen, die Gruppe, die sich am Ende dann bereit erklärt,
diese Menschen aufzunehmen, ähnele sich in diesen Ad-hoc-Fällen ohnehin.
Wenn es in dieser Gruppe Länder mit einem Mittelmeerzugang gibt, warum
einigt man sich in der Gruppe nicht, während zeitgleich über eine
europäische Lösung verhandelt wird, aus humanitären Gründen gleich einen
Hafen zu bestimmen, der diese Menschen aufnehmen wird?

Adebahr: Ich habe schon gesagt, dass unser Ziel ist, entweder eine stabile
Ad-hoc-Lösung oder eine europäische Lösung zu finden. Das ist jetzt in den
Gesprächen nicht ganz leicht.

Ich weiß nicht, ob der Kollege aus dem BMI ergänzen möchte.

Grünewälder: Nein. Es ist alles gesagt worden, was dazu zu sagen ist.

Frage: Frau Adebahr, können Sie bestätigen, dass die jordanische Prinzessin
Haya bint al-Hussein mit ihren Kindern mithilfe eines deutschen Diplomaten
aus den Vereinigten Arabischen Emiraten geflohen ist und in Deutschland
Asyl beantragt hat?

Adebahr: Nein, diese Berichte kann ich nicht bestätigen. Uns liegen zu
diesem in der Presse berichteten Sachverhalt keine Informationen vor.

Bezüglich der Frage eines möglichen Asylantrags würde ich an den Kollegen
aus dem BMI verweisen.

Grünewälder: Gerne. - Auch uns liegen dazu keine Informationen vor.

Frage: Frau Adebahr, Otto Gebauer hat einen Tweet mit einem
Bestätigungsschreiben vom AA vom 24. Juni veröffentlicht, in dem er als
persönlicher Vertreter des selbst ernannten Interimspräsidenten Juan Guaidó
anerkannt wurde. Meine Frage dazu ist: Ist es üblich, dass das AA solche
Bestätigungsschreiben für persönliche Vertreter von irgendwelchen selbst
ernannten Präsidenten, Gesandten - wie auch immer - verschickt? Wie steht
diese Bestätigung im Einklang mit dem Wiener Abkommen für diplomatische
Beziehungen zwischen Ländern?

Adebahr: Ich kenne den Tweet jetzt nicht und habe auch das Schreiben nicht
vor Augen. Venezuela ist eine Sondersituation, und zwar dergestalt, dass
wir den Abgesandten des selbst ernannten Übergangspräsidenten, Herrn
Guaidó, hier als solchen in dieser Funktion wahrnehmen.

Zu der völkerrechtlich bestehenden Beziehung zu Venezuela, auch zu
notwendigen Kontakten, die wir mit der bisherigen Regierung noch haben, die
im Moment nicht politischer Art sind, haben wir hier oft ausgeführt, auch
zu der rechtlichen Situation. Darauf würde ich verweisen.

Zusatzfrage: Verstehe ich das richtig, dass diese Bestätigung ein
Einzelfall ist, oder gibt es auch andere Fälle?

Adebahr: Ich kann keine weltweite Vergleichbarkeit darstellen oder aus dem
Hut zaubern. Venezuela ist in dieser Konstellation natürlich ein besonderer
Fall. Wir haben hier oft darüber gesprochen. Unsere diplomatische
Zusammenarbeit mit dem jeweiligen Land orientiert sich an den
Gegebenheiten. In Venezuela haben wir nun einmal diese Situation.

Frage: Zu Venezuela: Hat die Bundesregierung eigene Erkenntnisse über
angebliche Folterungen, die das Regime Maduro gegenüber einem Soldaten, der
des Putsches verdächtigt wurde, vorgenommen haben soll?

Adebahr: Sie meinen den Korvettenkapitän?

Zusatz: Ja.

Adebahr: Wir verurteilen den Tod des Korvettenkapitäns Rafael Acosta
Arevalo, der am 29. Juni - das war vor zwei Tagen - im Gewahrsam der
venezolanischen Sicherheitskräfte starb. Wir rufen dringend dazu auf,
jegliche Eskalation in dieser angespannten Situation zu vermeiden. Unser
Mitgefühl gilt der Familie von Rafael Acosta. Wir fordern, dass die
Umstände seines Todes schnell und gründlich im Rahmen einer unabhängigen
Untersuchung geklärt werden.

Wir sehen auch, dass der Tod von Acosta eine weitere Belastung bei einem
sich möglicherweise abzeichnenden Dialogprozess innerhalb der
Konfliktparteien in Venezuela ist. Ich weiß nicht, ob Sie es gesehen haben:
Mögliche geplante Gespräche wurden jetzt am Wochenende abgesagt. Es ist von
der einen Dialogseite erst einmal nachvollziehbar, dass das so passiert
ist; denn dieser Vorfall ist schon etwas, was nicht dazu geeignet ist, die
Situation zu entspannen und eine Gesprächsatmosphäre herzustellen.

Zusatzfrage: Haben Sie Hinweise darauf, dass es weitere Vorfälle in diesem
Zusammenhang gibt? Bislang sind das nur eine Behauptung und ein Vorwurf,
aber das ist noch nicht nachgewiesen.

Adebahr: Ich kann Ihnen heute von nichts anderem berichten. Auf diesen Fall
wollten aber auch wir eingehen.

Frage: Ich habe eine Frage zur Standortvergabe für die Forschungsfabrik für
Batteriezellen. Diese Frage richtet sich an das Forschungsministerium, aber
auch an das Wirtschaftsministerium. Es gab auch viel Kritik an der
Entscheidung, dass der Standort nach Münster vergeben werden soll,
natürlich vor allem von den unterlegenen Bewerbern. Ich wollte fragen, ob
Sie noch ein bisschen darstellen könnten, wie der Auswahlprozess gelaufen
ist, ob es da auch Einigkeit zwischen Ihren Häusern gibt, also Forschungs-
und Wirtschaftsministerium, und ob auch die gesamte Bundesregierung hinter
dieser Standortwahl steht.

Scharlack: Die Genese dieser Entscheidung ist wie folgt: Es gab vor ca.
anderthalb Jahren die Beobachtung, dass in Deutschland im Rahmen des
Aufholprozesses, der notwendig ist, um in der Batterieherstellung zur
Weltspitze zu kommen, die Errichtung einer sogenannten
Batterieforschungsfabrik notwendig ist. Daraufhin sind sechs
Kompetenzzentren, die wir in Deutschland haben, von unserem Haus gebeten
worden, sich an einem Wettbewerb zu beteiligen. Darunter waren die
Standorte Münster, Ulm, Itzehoe, Salzgitter, Augsburg und München. Diese
haben sich an dem Wettbewerb beteiligt. Die Fraunhofer-Gesellschaft hat
dann in einem weiteren Schritt die Konzepte bewertet, die da erarbeitet
worden sind.

Dann kam eine Gründungskommission ins Spiel, weil wir der Auffassung waren,
dass diese Konzepte auch noch einmal von der Batterie-Community, wenn man
sie so nennen darf, bewertet werden sollen. Dabei war nie geplant - das
betone ich -, dass diese Gründungskommission einen abschließenden Vorschlag
vorlegt. Entsprechende Berichte gab es in der vergangenen Woche; diese
Berichte sind unzutreffend. In der Gründungskommission wurde letzten Endes
auch kein Vorschlag abschließend favorisiert, sondern die einzelnen
Konzepte wurden bewertet und die Vor- und Nachteile der einzelnen Konzepte
innerhalb dieser Community diskutiert.

Parallel zu diesem Prozess wurden die Konsultationen auch mit dem
Wirtschaftsministerium intensiviert. Da klar war, dass der Standort
Münster, der sich in der Nähe des Wahlkreises der Ministerin befindet, in
Rede war, war es unserem Haus wichtig, die Entscheidung sozusagen zu
verbreitern. Nachdem in der vergangenen Woche die Gründungskommission noch
einmal die Vor- und Nachteile der einzelnen Standorte bewertet hatte,
schälte sich ein Kreis von einigen Standorten heraus. Es war dann letzten
Endes notwendig, eine abschließende Entscheidung zu treffen. Diese
Entscheidung wurde dann einvernehmlich von den Häusern getroffen, wobei
klar ist, dass letzten Endes die Entscheidung allerdings von unserem Haus
zu treffen war, weil wir auch das Haus sind, das letzten Endes die Mittel
ausreichen muss.

Die Ministerin hat sich bei diesem Prozess wegen der Sensibilität der Frage
im Zusammenhang mit ihrem Wahlkreis - es ist natürlich klar, dass uns das
von Anfang an bewusst war - herausgehalten. Die Entscheidung ist dann
letzten Endes bei uns im Haus auf der Fachebene getroffen worden. Die
Ministerin hat sie Donnerstagabend zur Kenntnis genommen, sie dann
allerdings am Freitag, weil das eine wesentliche Entscheidung für den
Wirtschaftsstandort Deutschland ist, nach außen verkündet. Sie hat in der
Pressekonferenz dann allerdings den Entscheidungsmechanismus vollumfänglich
dargelegt.

So viel vielleicht von meiner Seite.

Vors. Mayntz: Das Wirtschaftsministerium war auch gefragt.

Eichler: Dem habe ich nichts hinzuzufügen, das hat der Kollege sehr
umfassend beschrieben. Wie er auch gesagt hat: Die Förderentscheidung lag
beim BMBF.

Zusatzfrage: Vielleicht können Sie aber ergänzen, ob es
Kompensationsmöglichkeiten für die unterlegengen Standorte gibt?

Eichler: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Scharlack: Vielleicht kann ich dazu noch etwas sagen. Es geht ja nicht
allein um die Entscheidung für eine Batterieforschungsfabrik. Das Ganze ist
eingebettet in ein größeres Konzept. Wenn Sie erlauben, Herr Vorsitzender,
würde ich das noch einmal kurz einordnen.

Vors. Mayntz: Bitte.

Scharlack: Die Speicherung von Energie in jeder Form ist wirklich eine
Zukunftsfrage. Wir sehen das ja bei der Automobilwirtschaft - E-Mobile -,
wir sehen das allerdings zum Beispiel auch bei der Energieerzeugung durch
erneuerbare Energien. Wir stehen überall vor der Frage, wie wir am besten
Energie speichern können.

Insofern ist das natürlich ein Punkt, in dem Deutschland, wenn es jetzt
seinen Standard halten will - und der Wettbewerb gerade in diesem Sektor
ist in der Welt enorm scharf - - - Man kann sagen: Deutschland ist
zumindest im Bereich der Herstellung im Augenblick sicherlich nicht
Weltspitze. Da gilt es aber, einen Aufholprozess zu starten, und diesen
Aufholprozess hat die Bundesregierung gestartet. Wir sind daran als
Wirtschaftsministerium durch verschiedene Forschungsprojekte beteiligt, die
wir schon über die vergangenen Jahre immer wieder unterstützt haben, und
die Bundesregierung kümmert sich dann um die Stärkung der Unternehmen, der
Hersteller selbst.

Im Rahmen dieses Aufholprozesses ist zum Beispiel bei der
Batterieforschungsfabrik ein Dachkonzept entworfen worden. Das bedeutet,
nachdem die Entscheidung für diese Batterieforschungsfabrik des Konsortiums
unter Führung von Professor Winter und Professor Kampker aus Aachen
getroffen worden ist, wird dadurch letzten Endes nicht nur der Standort
Münster gestärkt werden; vielmehr werden auch die anderen Kompetenzzentren,
die, wenn Sie so wollen, unterlegen waren, gestärkt werden. Entsprechende
Gespräche werden in dieser Woche aufgenommen beziehungsweise sind schon
aufgenommen worden. Man will zum Beispiel in Ulm die dort vorhandenen
Anlagen zur Batterieforschung weiter ausbauen und digitalisieren; bei den
anderen Standorten sind andere Maßnahmen denkbar. Die Gespräche laufen. Es
ist also ein Dachkonzept, und am Ende soll der gesamte deutsche
Batterieforschungsstandort auf eine höhere Stufe gestellt werden.

Frage: Herr Grünewälder, der Minister hat hier ja letzte Woche den
Verfassungsschutzbericht vorgestellt. Auf meine Frage zu tschetschenischen
Gefährdern hat er in einem Zwischensatz ganz kurz darüber gesprochen, dass
eine Person aus dem Nordkaukasus wohl seit 14 Jahren hier ist, die Behörden
aber immer noch feststellen können, um wen es sich genau handelt. Haben Sie
irgendwelche näheren Informationen zu diesem Fall?

Grünewälder: Nein, das habe ich nicht, aber Sie wissen ja auch, dass wir
uns zu Einzelfällen aus grundsätzlichen Erwägungen nicht äußern. Zumindest
würde es mich wundern, wenn ich dazu jetzt etwas hätte. Wenn das der Fall
sein sollte, dann kann ich Ihnen das gerne nachliefern.

Zusatz: Das wäre nett. Herr Seehofer hat sich dazu ja geäußert.

Frage: Frau Buser, der Audi-Abgasskandal scheint sich ja deutlich
auszuweiten. In diesem Zusammenhang möchte ich fragen: Wie bewertet es das
BMVI, dass bei den Strafermittlungsbehörden der Unmut über das 
Kraftfahrt-Bundesamt - Stichwort mangelnde Kooperationsbereitschaft - offensichtlich
so groß war, dass die Staatsanwaltschaft München 2 dem Kraftfahrt-Bundesamt
sogar eine Durchsuchung sowie ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts
der Strafvereitelung in Aussicht gestellt hat?

Buser: Ich fange einmal mit Ihrer letzten Frage an: Das KBA kooperiert
vollumfänglich mit den jeweiligen Staatsanwaltschaften. Die Ermittlungen
der Staatsanwaltschaften laufen derzeit, inklusive auch der Prüfung zur
Verhängung von Bußgeldern.

Noch einmal zur Einordnung: Bei den angesprochenen Rückrufen handelt es
sich zum einen um den Rückruf der Modelle Audi A6 und A7 mit 
Dreiliter-Dieselmotor nach Euro-6-Norm - der Rückruf dazu war im Juni 2018 - sowie um
den Rückruf der Dreiliter-Euro-6-Modelle A4, A5, A6, A7, A8, Q5, SQ5 und Q7
- der Rückruf war hier schon im Januar 2018.

Zusatzfrage: Das Kraftfahrt-Bundesamt hat in seinen Audi-Bescheiden stets
geschrieben, dass es nach Aktenlage und ohne eigene Messungen oder
technische Prüfungen beschieden habe, was zum Beispiel beim Porsche Macan,
dessen Motor ja von Audi kommt, dazu geführt hat, dass man wegen der
Zulässigkeit von Abgasstrategien keine Aussage treffen konnte. Wie kann es
sein, dass man da rein nach Aktenlage entschieden hat?

Buser: Ich kann nur sagen, dass das KBA in der Regel auch eigene Messungen
und Prüfungen durchgeführt und zu den jeweiligen Messungen auch im
Austausch mit anderen Behörden steht.

Frage: Frau Buser, diese Antwort finde ich jetzt merkwürdig. Die
Staatsanwaltschaft erhebt schriftlich den Vorwurf, dass das 
Kraftfahrt-Bundesamt eine eingeschränkte Kooperation mit den Strafverfolgungsbehörden
an den Tag lege, die den Straftatbestand der mindestens versuchten
Strafvereitelung erfüllt, und Sie antworten auf die Frage, was Sie dazu
sagen: "Das KBA kooperiert vollumfänglich mit den jeweiligen
Staatsanwaltschaften." Das ist ja offensichtlich falsch, denn die
Staatsanwaltschaft sagt das Gegenteil. Die Frage war nun: Was sagen Sie zu
diesem Vorwurf der Staatsanwaltschaft München 2, die dem KBA - einer Ihnen
untergeordneten Behörde - Strafvereitelung im Amt vorwirft?

Buser: Grundsätzlich gilt: Das Kraftfahrt-Bundesamt entscheidet unabhängig
nach geltender Rechtslage. Ich kann auch nochmal bestätigen, dass das KBA
vollumfänglich kooperiert.

Zusatzfrage: Das heißt, Sie sagen, dass die Staatsanwaltschaft München
lüge, wenn sie sagt, Sie täten das nicht?

Buser: Ich bleibe bei dem eben Gesagten.

Frage: Frau Buser, trifft es zu, dass bei - ich sage es einmal untechnisch -
 insgesamt vier Schummelsoftware-Einrichtungen, die Audi da wohl verbaut
hat, das Kraftfahrt-Bundesamt nur bei einer von denen eigene Untersuchungen
angestellt hat und sich bei den drei anderen auf Herstellerangaben
verlassen hat?

Buser: Ich kann auch da nur das wiederholen, was ich bereits gesagt habe.
Das wäre an dieser Stelle auch nicht weiter zielführend.

Um auch das vielleicht noch einmal grundsätzlich einzuordnen: Der andere
Kritikpunkt, der im Raum stand, war, das KBA habe bei den betreffenden
Fahrzeugen nur zwei oder drei im Rahmen einer verpflichtenden Rückrufaktion
zurückgerufen. Sie sind aber alle im Rahmen einer verpflichtenden
Rückrufaktion zurückgerufen worden.

Zusatzfrage: Na ja, Sie haben die Frage eigentlich nicht beantwortet. Sie
hatten vorhin gesagt, "in der Regel" würde das KBA eigene Untersuchungen
anstellen. Habe ich das richtig gehört? Ich glaube, ja. Wenn es jetzt so
ist - und dazu haben Sie sich nicht verhalten -, dass bei drei von vier
Umgehungstechnologien keine eigenen Untersuchungen angestellt worden sein
sollen, könnte man nicht mehr davon sprechen, dass "in der Regel" eigene
Untersuchungen angestellt werden. Können Sie bitte sagen, bei wie vielen
von diesen Schummelsoftware-Technologien tatsächlich eigene Untersuchungen
angestellt hat?

Buser: Ich kann vielleicht noch ein bisschen etwas vorwegschieben: Im
Rahmen der Marktüberwachung werden fortlaufend Fahrzeuge sowohl von
deutschen als auch von ausländischen Herstellern untersucht, und falls
notwendig, werden die erforderlichen Maßnahmen durch das 
Kraftfahrt-Bundesamt konsequent ergriffen. Dazu gehört die vollumfängliche Aufklärung
im Rahmen der Untersuchung, insbesondere auch durch eigene Messungen. Dazu
hat das KBA auch einen eigenen Prüfstand mit aufgebaut. Wie gesagt, im
Einzelfall entscheidet das KBA unabhängig davon, welche Prüfungen von
welchen Fahrzeugen im Einzelnen notwendig sind. Deswegen gibt es auch
eigene Messungen, eigene Prüfverfahren, und wenn dies nicht machbar ist,
hält es auch Kontakt mit anderen Typgenehmigungserteilungsbehörden zu den
einzelnen durchgeführten Messungen.

Zusatzfrage Die Antwort überfordert mich intellektuell; ich stelle die
Frage deswegen so, dass ich vielleicht eine Antwort auch verstehen würde:
Hat das KBA bei all diesen vier inzwischen nachgewiesenen 
Schummelsoftware-Technologien eigene Untersuchungen angestellt oder nicht?

Buser: Ich kann mich an dieser Stelle nur wiederholen: Ich kann jetzt nicht
zu jedem einzelnen Fall vor Ort Auskunft geben - - -

Zusatzfrage: Sagen Sie doch nur, ob das bei allen vieren geschehen ist, ja
oder nein. Das ist doch eine einfache Antwort.

Buser: Wie gesagt, beim ersten Rückruf geht es sich um 60 000 Fahrzeuge
weltweit und rund 33 000 Fahrzeuge in Deutschland, mit einer relativ hohen
Rückrufzahl. Bei dem weiteren Rückruf, von dem auch die Dreilitermodelle
von Audi nach Euro-6-Norm betroffen sind, geht es um insgesamt 127 000
Fahrzeuge weltweit. Ich kann nicht sagen, in welchem Fall welches einzelne
Fahrzeug wie geprüft wird. Das KBA ist gründlich, es geht für die einzelnen
Prüfungen hinaus und prüft auch vor Ort die Fahrzeuge, bei denen das
notwendig ist, und es arbeitet, wie gesagt, auch vollumfänglich mehr oder
weniger mit den ermittelnden Staatsanwaltschaften zusammen. Wie gesagt, es
ist uns wichtig, da auch Klarheit und Transparenz zu schaffen. Auf der
Webseite des Kraftfahrt-Bundesamts finden Sie auch immer Informationen zu
den Rückrufen; die werden auch immer sehr zeitnah zu den jeweiligen
Rückrufen veröffentlicht. Wie gesagt, mehr kann ich an dieser Stelle nicht
zur Klärung beitragen.

Frage: Auch eine Einzelnachfrage: Ab 2003 hat Audi in EU4-Dieselfahrzeugen
mit der Motorvariante 3 Liter eine sogenannte Akustikfunktion verbaut. Das
stuft das KBA als unzulässige Abschalteinrichtung ein. Interessanterweise
ist dem aber nichts gefolgt. Warum passiert in der Sache nichts, wenn
selbst das KBA Dinge als unzulässige Abschalteinrichtung klassifiziert?

Buser: Ich muss sagen, dass ich die Antwort nachreichen muss, weil es sich
meiner Ansicht nach dabei um einen anderen Fall handelt. Ich müsste prüfen,
was ich dazu nachreichen kann.

Frage: Ich wollte nachfragen, ob es vielleicht von anderen Ministerien eine
Einschätzung dazu gibt. Gibt es bezüglich der Tatsache, dass ein Vorwurf
der Staatsanwaltschaft über mangelnde Kooperationsbereitschaft einer
Bundesbehörde von dem zuständigen Ministerium einfach bestritten wird, eine
Einschätzung von Innen- oder Justizministerium, wie damit umzugehen sein
sollte, wenn Bundesbehörden die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft aktiv
behindern, indem sie die Beschuldigten zuerst informieren und nicht die
Staatsanwaltschaft, wenn neue Erkenntnisse vorliegen?

Malachowski: Ich kann Ihnen leider nichts dazu sagen. Ich habe das heute
auch nur der Presse entnommen. Mehr weiß ich über den Sachverhalt nicht.

Grünewälder: Dem kann ich mich anschließen.

Zusatzfrage: Wird sich das noch ändern, wenn Sie davon gerade erst erfahren
haben? Können Sie uns vielleicht später etwas dazu sagen, wie Sie das
einschätzen?

Grünewälder: Ihre Unterstellung teilen wir erst einmal nicht.

Was laufende Ermittlungsverfahren und die Arbeit der Staatsanwaltschaften
vor Ort angeht, ist es nicht Sache des Bundes - Bundesbehörden,
Bundesministerien -, Stellung zu nehmen.

Frage: Frage an das Bundesgesundheitsministerium zum 
Faire-Kassenwahl-Gesetz: Dabei geht es unter anderem um die bundesweite Öffnung der
Allgemeinen Ortskrankenkassen. Es mehrt sich die Kritik. Bleibt es bei dem
Ziel?

Berve-Schucht: Zunächst einmal vorweggeschickt: Bei dem Gesetzentwurf
handelt sich um einen Referentenentwurf. Was einen Kabinettstermin angeht,
kann ich Ihnen hier noch keinen Termin nennen.

Ich kann Ihnen so viel dazu sagen, dass der Protest der Länder gegen das
Faire-Kassenwahl-Gesetz nicht neu ist. Das ist bekannt. Es war auch von
Anfang an klar, dass die Reform des Risikostrukturausgleichs ein komplexes
Unterfangen wird.

Die Bundesregierung wird rechtzeitig darüber unterrichten, sobald der
Gesetzentwurf im Kabinett beraten wird.

Zusatzfrage: Gibt es einen Termin, wann das Gesetz im Kabinett beraten
wird?

Berve-Schucht: Einen Termin kann ich Ihnen hier nicht verkünden. Das macht
in der Regel auch das Bundeskanzleramt.

Frage: Ich hätte eine Frage zum Thema INSTEX. Am Freitag wurde ja
bekanntgegeben, dass das operationell ist. Das US-Finanzministerium hat
jedem, der über diese Zweckgesellschaft den Handel mit dem Iran betreibt,
angedroht, ihn zu sanktionieren, zu bestrafen. Ich bin nicht ganz sicher,
an wen ich die Frage richten soll. Gibt es irgendwelche Absichten, zum
Beispiel deutsche oder europäische Firmen zu beschützen? Wenn ja, wie kann
man solche Unternehmen vor US-Sanktionen beschützen, die über INSTEX
Geschäfte mit dem Iran betreiben?

Adebahr: Was INSTEX betrifft, haben Sie vielleicht zur Kenntnis genommen,
dass am Donnerstag auch andere EU-Mitgliedstaaten ihre Unterstützung und
ihr Interesse an INSTEX bekundet haben. Das freut Paris, London und Berlin,
die wir an dem Aufbau dieses Instruments seit Wochen mit Hochdruck
arbeiten.

Am Rande der Joint Commission gab es ein Chair's statement des
EU-Vorsitzes. Dem entnehmen Sie, dass INSTEX jetzt sozusagen arbeitsfähig
ist, das heißt, es können darüber Transaktionen abgewickelt werden. Sie
werden vielleicht wahrgenommen haben - das haben wir auch in den letzten
Wochen gesagt -, dass IINSTEX zunächst dazu dienen soll, legitimen Handel
zu fazilitieren. Das heißt, es steht Unternehmen offen, in Bereichen, die
nicht von Sanktionen betroffen sind, in eine Geschäftstätigkeit mit Iran
einzutreten. Das ist auch nach wie vor der Bereich, für den wir INSTEX
aufbauen und wo wir jetzt eine Operationalisierung erreichen.

Eichler: Ich kann dem nichts hinzufügen. Das ist alles, was dazu zu sagen
ist. Ich kann vielleicht nur noch einmal sagen, dass es für deutsche
Unternehmen bei uns im Haus eine Kontaktstelle gibt, an die Sie sich wenden
können, wenn es um Handelsbeziehungen zum Iran geht.

Frage: Frage an das Verteidigungsministerium. Herr Fähnrich, was können Sie
uns zu dem Waldbrand in Mecklenburg-Vorpommern sagen, der das ehemalige
Militärgelände Lübtheen betrifft? Der Boden ist wohl immer noch großflächig
mit Altmunition verseucht. Wie ist die Situation? Hat die Bundeswehr
spezielle Kenntnisse über die Verseuchung? Kann sie den Feuerwehren mit
Gerät oder Karten zur Seite stehen? Wie ist die Lage?

Fähnrich: Die Hauptverantwortung für die Löschung dieses Brandes liegt auf
der Bundesebene beim Innenministerium.

Das Gelände, das Sie angesprochen haben, ist der ehemalige
Truppenübungsplatz Lübtheen. Das haben wir vor knapp fünf Jahren abgegeben.
Ich habe heute Morgen dazu eine Pressekonferenz der Verantwortlichen
verfolgt, die sehr genaue Kenntnisse haben, wie viel Munition dort vermutet
wird und wie schwierig es ist, diesen Brand zu löschen.

Von unserer Seite kann ich Ihnen sagen, dass wir wie immer im Rahmen der
Amtshilfe unterstützen. Es sind zwei Hubschrauber, ein Tankfahrzeug und ein
Räumpanzer dabei. Es gibt manchmal eine etwas irreführende
Berichterstattung, wo von einem Löschpanzer berichtet wird. Nein, es ist
ein Räumpanzer, der versucht, in dem Gebiet eine Schneise in den Boden zu
graben, damit das Feuer sich nicht weiter ausbreiten kann. Es ist nicht so,
dass er aktiv löscht, sondern er sorgt einfach dafür beziehungsweise trägt
dazu bei, dass entsprechend das Feuer eingedämmt bleiben kann.

Was die Zusammenarbeit vor Ort angeht, müssten Sie vor Ort nachfragen. Wenn
wir gefragt werden, unterstützen wir in dem Rahmen, den wir möglich machen
können. Es kommen jetzt auch noch Unterkünfte, Feldbetten beziehungsweise
auch Verpflegung dazu. Wir hoffen, dass das Feuer bald und hoffentlich
schnell gelöscht wird.

Zusatzfrage: Die Frage nach möglicher kartografischer Erfassung von
Munitionsrückständen im Boden war noch offen. Gibt es so etwas?

Fähnrich: Diese liegen mir jetzt hier nicht vor. Sicherlich gibt es wie für
jedes Gelände eine entsprechende topographische Aufarbeitung oder auch
Kartenmaterial. Aber die Details dazu liegen mir nicht vor. Ich würde Sie
einfach bitten, vor Ort nachzufragen. Es gibt einen verantwortlichen
Sprecher.

Grünewälder: Ich kann zur Unterstützung des Bundes gerne noch beitragen,
dass wir die verantwortlichen Behörden in Mecklenburg-Vorpommern mit der
Zurverfügungstellung von zwei Hubschraubern der Bundespolizei unterstützen.

SRSin Fietz: Lassen Sie mich vielleicht nur kurz sagen, dass wir die
besorgniserregenden Bilder zur Kenntnis genommen haben und auch die
Bundeskanzlerin schon an dieser Stelle den Einsatzkräften für ihr
Engagement dort vor Ort dankt und dass wir hoffen, dass dieser Brand sehr
bald gelöscht werden kann.

Montag, 1. Juli 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 1. Juli 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-1-juli-2019-1642560
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HAMBURG/4810: Mietendeckel - Tschentscher, hör auf deine Bundes-SPD! (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 2. Juli 2019

Mietendeckel: Tschentscher, hör auf deine Bundes-SPD!



Der Erste Bürgermeister lehnt weiterhin einen Mietendeckel für Hamburg
ab. Stattdessen will er die so genannte Kappungsgrenze von 15 Prozent
auf zehn Prozent senken, so seine heute von der dpa veröffentlichte
Aussage. Angeblich schade der Mietenstopp seriösen Vermieter_innen und
auch den Mieter_innen. "Tschentscher und der rot-grüne Senat wollen
den Mietendeckel einfach nicht verstehen", stellt Heike Sudmann klar,
die wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft "Mieter_innen werden mindestens fünf Jahre
lang vor Mieterhöhungen geschützt. Für seriöse Vermieter_innen, die
durch den fünfjährigen Mieterhöhungsstopp in wirtschaftliche
Schwierigkeiten zu geraten drohen, gibt es Ausnahmeregelungen."

Tschentschers Alternative heiße, alle drei Jahre die Miete um zehn
Prozent zu erhöhen. Dabei erklärt er noch nicht mal, wie diese Senkung
der Kappungsgrenze umgesetzt werden soll: Es handle sich schließlich
um Bundesrecht und da habe sich bisher die Bundesregierung auf
weitergehende Vorschläge nicht einigen können. "Den Mietendeckel kann
Hamburg alleine umsetzen und muss nicht erst auf eine
unwahrscheinliche Einigung in der Bundesregierung warten", so Sudmann.
"Tschentscher und die Hamburger Genoss_innen sind erstaunlich
bockbeinig. Führende Sozialdemokrat_innen wie der kommissarische
SPD-Vorsitzende Schäfer-Gümbel fordern inzwischen einen fünfjährigen
Mietenstopp. Doch die Hamburger Genoss_innen lassen lieber die
Mieter_innen die Zeche zahlen, als sich mit den Miethaien anzulegen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 2. Juli 2019
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HAMBURG/4809: Familienfreundlichkeit an der HafenCity Universität? Gestrichen! (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 2. Juli 2019

Familienfreundlichkeit an der HafenCity Universität? Gestrichen!



Bereits 2014 hat die Wissenschaftsbehörde mit der HafenCity
Universität die kontinuierliche Rezertifizierung als familiengerechte
Hochschule vereinbart. Passiert ist seither - nichts. Das ergibt eine
Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft (Drs.
21/17555). "Die Wissenschaftssenatorin scheint die letzten fünf Jahre
durchgeschlafen zu haben", kritisiert Cansu Özdemir,
gleichstellungspolitische Sprecherin der Fraktion. "Sie hat es nicht
nur versäumt dafür zu sorgen, dass Vereinbarungen mit den Hochschulen
auch umgesetzt werden. Schlimmer noch, der entsprechende Abschnitt
wurde einfach aus den Ziel- und Leistungsvereinbarungen gestrichen."

Besonders pikant: Obwohl es bei der HCU nicht zutrifft, wird im
Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramm der Stadt behauptet, dass
alle staatlichen Hamburger Hochschulen als familiengerechte Hochschule
zertifiziert seien. Özdemir: "Das schießt ja wohl den Vogel ab."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3355: Klares Signal der Landesregierung für nachhaltige Verkehrsentwicklung für Usedom (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 2. Juli 2019

Klares Signal der Landesregierung für nachhaltige Verkehrsentwicklung für Usedom

Jochen Schulte: Nach einseitiger Vorleistung des Landes für Grundlagenplanung in Sachen Karniner Brücke muss der Bund spätestens nach einem positiven Machbarkeitsbefund seiner
ureigenen Verantwortung für den Fernverkehr der Bahn nachkommen



Zum Thema der Südanbindung der Insel Usedom per Bahn und die aktuellen
Haushaltsberatungen erklärt der verkehrspolitische Sprecher der SPD-
Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Die Südanbindung der Insel Usedom per Bahn wird von vielen Menschen
in der Region als ein wichtiger Baustein angesehen, um die
Verkehrssituation auf Usedom gerade in den Haupturlaubssaison zu
entlasten und mehr Menschen zu einem Urlaub ohne eigenes Auto zu
bewegen. Die Anbindung einer Urlaubsregion mit deutlich über 5
Millionen Übernachtungen pro Jahr allein auf deutscher Seite an den
Fernverkehr der Bahn ist eine Aufgabe, für die originär der Bund
verantwortlich ist. Insofern geht es hier klar um ein Projekt mit
überregionaler Bedeutung, bei dem der Bund seiner Verantwortung bisher
bestenfalls unzureichend nachgekommen ist. Es ist daher ein klares
Signal und eine unmissverständliche Aufforderung in Richtung Berlin,
wenn nunmehr die SPD-geführte Landesregierung die notwendigen Mittel
für die Grundlagenplanung des Projektes sowie die Kostenschätzung und
notwendigen Rahmenbedingungen im kommenden Doppelhaushalt
bereitstellen will - insgesamt immerhin ca. 2,8 Millionen Euro.

Wenn die Planungsunterlagen und die Kostenschätzung auf dem Tisch
liegen und positiv ausfallen, werden erneut intensive Gespräche mit
der Bundesebene über die Aufnahme in den Bundesverkehrswegeplan
anstehen."

 * 

Quelle:
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2248: Urlauber statt Mieter - Schüren Buchungsportale die Wohnungsnot? (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2019

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein;

AUSSCHÜSSE

Urlauber statt Mieter:

Schüren Buchungsportale die Wohnungsnot?



Urlaub machen im Norden - das geht ganz traditionell in einem Hotel
oder einer Pension. Oder aber in einem Privathaushalt, der freie
Zimmer über Buchungsportale wie "Airbnb" anbietet. Die Dienste der
US-Firma liegen im Trend. Das Problem: Manche Vermieter drücken sich
vor der Bettensteuer an die Gemeinde. Und: In Ballungszentren werden
Wohnungen noch knapper.

Denn inzwischen inserieren nicht nur Familien und Wohngemeinschaften
mit ungenutzten Räumen bei "Airbnb". Ganze Wohnungen werden zu
lukrativen Ferienquartieren umgerüstet. Die SPD im Landtag fordert
deswegen eine Registrierungspflicht für Anbieter, damit die
Steuerverwaltung Bescheid weiß. Zudem sollen Kommunen die Möglichkeit
erhalten, die Zweckentfremdung von Wohnraum einzudämmen. Jamaika sieht
die Sache entspannter und will zunächst prüfen, ob schärfere Regeln
überhaupt nötig sind.

Ende Februar tauschten sich der Wirtschafts- und der Finanzausschuss
mit Experten aus. "Wir brauchen eine gesetzliche
Registrierungspflicht", forderte Stefan Scholtis, Hauptgeschäftsführer
des Deutschen Hotel- und Gaststättenverbandes (DEHOGA) in
Schleswig-Holstein. Er verlangte Wettbewerbsgleichheit: "Wir regulären
Anbieter von Ferienunterkünften und Hotelzimmern müssen uns an strenge
Auflagen halten, was Hygiene, Brandschutz und Gesundheitsschutz
angeht." Jochen Kiersch, Landesvorsitzender des Mieterbundes, sieht
ebenfalls sofortigen Handlungsbedarf: "Bei diesem angespannten
Wohnungsmarkt ist jede Wohnung, die nicht zur Verfügung steht, eine zu
viel."

Auf "Ruhe und Gelassenheit" setzte dagegen Rainer Kersten,
Geschäftsführer des Bundes der Steuerzahler: "Es ist alles geregelt.
Wir können es uns leisten, zunächst die Nutzergewohnheiten im Land
genauer zu beobachten." Tobias Heyer von "Airbnb" unterstrich die
Vorteile für Schleswig-Holstein: Viele Menschen könnten jetzt "einen
Teil des touristischen Kuchens abbekommen". Er räumte aber ein, dass
sich nicht alle Nutzer über ihre Rechte und Pflichten im Klaren seien.

Beate Raudies (SPD) sah sich bestätigt: Das bestehende Regelwerk sei
"nicht mehr ausreichend, um für Waffengleichheit zwischen den
Anbietern zu sorgen". Die FDP-Abgeordnete Annabell Krämer meinte
dagegen, die Gemeinden hätten bereits jetzt alle Mittel, "um die
Nutzung von Wohnraum in ihrem Sinne zu steuern". Dies geschieht
beispielsweise in Lübeck. Die Hansestadt verbietet ab 1. Oktober 130
Ferienwohnungen auf der Altstadtinsel.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 1 / März 2019, S. 22
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2247: Kontroverse um Abschiebehaft (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2019

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein;

PLENUM

Kontroverse um Abschiebehaft



Zum kommenden Jahr richtet das Land in Glückstadt eine
Abschiebehaftanstalt für abgelehnte Asylbewerber ein. Die Einrichtung
soll 60 Plätze bieten. Schleswig-Holstein betreibt die Anstalt
gemeinsam mit Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern. Ende März schuf
Jamaika den gesetzlichen Rahmen hierfür - begleitet von Protesten aus
der Opposition und Bedenken in den eigenen Reihen.

"Die Erfahrungen von Ausländerbehörden bundesweit zeigen, dass die
Instrumente der Abschiebung und der Abschiebungshaft notwendig sind",
sagte Innenminister Hans-Joachim Grote (CDU). Die Haft solle aber
immer das letzte Mittel bleiben. Trotz Zustimmung nannte Eka von
Kalben (Grüne) das Gesetz die "bitterste Jamaika-Pille", die ihre
Fraktion habe schlucken müssen. Doch wenn der Bund die Inhaftierung
erlaube, sei es besser die Gestaltung selbst in die Hand zu nehmen.

Serpil Midyatli (SPD) störte sich vor allem an der Möglichkeit, auch
Kinder und Jugendliche in Haft zu nehmen. Und Lars Harms (SSW) merkte
an: "Menschen, die nichts verbrochen haben, gehören nicht in Haft."
Diese Kritik teilt der Flüchtlingsbeauftragte Stefan Schmidt:
"Ausreisepflichtige geflüchtete Menschen sind in der Regel keine
Straftäter. Es ist völlig unverhältnismäßig, ihnen mitunter für Monate
die Freiheit zu entziehen."

 * 

Quelle:
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ARBEIT/1209: Fünf Jahre Erfolgsgeschichte - Der Mindestlohn feiert Geburtstag


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. Juli 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Fünf Jahre Erfolgsgeschichte: Der Mindestlohn feiert Geburtstag



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin;
Bernd Rützel, zuständiger Berichterstatter:

Ein ur-sozialdemokratisches Gesetz wird heute fünf Jahre alt: Am 3.
Juli 2014 hat der Deutsche Bundestag den Mindestlohn beschlossen und
damit eine starke Lohnuntergrenze eingezogen. Allen Unkenrufen zum
Trotz haben sich Wirtschaft und Arbeitsmarktlage in Deutschland
seither nicht verschlechtert - im Gegenteil: Die gute Konjunktur hat
sich von Jahr zu Jahr verbessert, ebenso wie die Situation tausender
Beschäftigter.

"Der Mindestlohn wirkt. Seit er eingeführt wurde, sind die
Stundenlöhne deutlich gestiegen. Vor allem geringfügig Beschäftigte,
Ungelernte, Teilzeitbeschäftigte und Beschäftigte im Osten
Deutschlands bekommen seit 2015 deutlich mehr für ihre Arbeit. Dadurch
sind die Unterschiede in der Bezahlung zwischen Ost und West geringer
geworden, aber auch die zwischen Männern und Frauen.

Der Mindestlohn hat auch dazu geführt, dass viele geringfügig bezahlte
Tätigkeiten in sozialversicherungspflichtige Verhältnisse umgewandelt
wurden. Das bedeutet konkret: Mehr Lohn und mehr Sicherheit für die
Beschäftigten. Ohne die SPD wäre das nicht möglich gewesen.

Wir wollen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weiter stärken.
Deshalb setzen wir uns nicht nur für einen höheren Mindestlohn ein,
sondern auch für eine stärkere Tarifbindung und ein Recht auf mobile
Arbeit sowie auf Weiterbildung. So geht Politik für ein solidarisches
Land."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/295: Kino für Alle


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. Juli 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Kino für Alle



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

Das "Soforthilfeprogramm für Kinos in ländlichen Räumen" startet mit
fünf Millionen Euro vom Bundeshaushalt. Seit dem 1. Juli 2019 läuft
das Antragsverfahren über die Filmförderanstalt.

"Mit dem Start des Soforthilfeprogramms machen wir die Kinos außerhalb
unserer großen Städte fit für die Zukunft. Sie sind besonders wichtig,
denn eine kulturelle Grundversorgung gehört zur regionalen
Daseinsvorsorge.

Die Kinos können mit dem Soforthilfeprogramm 2019 dringende Maßnahmen
wie Modernisierungsarbeiten, Investitionen oder Programmbegleitung
durchführen. Antragsberechtigt sind Kinos in Orten mit bis zu 25.000
Einwohnerinnen und Einwohnern. Aus dem Programm können
Kinobetreiberinnen und -betreiber bis zu 25.000 Euro für
Modernisierungsmaßnahmen und programmbegleitende Investitionen
beantragen. Dazu zählt die Erneuerung von Saal-, Projektions- und
Kassentechnik. Außerdem gibt es Mittel für zeitgemäße
Marketingstrategien sowie Ansätze zur digitalen Kundenbindung,
Barrierefreiheit, Nachhaltigkeit und Energieeffizienz ('Grünes Kino').

Die SPD-Bundestagsfraktion wird sich weiterhin für die Kulturorte im
ländlichen Raum einsetzen. Mit dem 'Zukunftsprogramm Kino' werden wir
ab dem nächsten Jahr die Filmtheater weiter unterstützen und
voranbringen, so wie wir es im Koalitionsvertrag verankert haben. Wir
wünschen allen Kinos viel Erfolg bei der Antragstellung."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1889: Honduras - Proteste zum 10. Jahrestag des Staatsstreichs (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Honduras: Proteste zum 10. Jahrestag des Staatsstreichs

Von Knut Hildebrandt



(Berlin, 1. Juli 2019, npl) - Ende Juni jährte sich in Honduras zum
zehnten Mal der Staatsstreich gegen den linksliberalen Präsidenten
Manuel Zelaya. Der Putsch läutete den neoliberalen Rollback in
Lateinamerika und eine neue Ära der Einmischungspolitik durch die USA
ein.


Privatisierung: Anlass für die Proteste

Begleitet war der Jahrestag von zahlreichen Protesten. Seit Monaten
gehen die Beschäftigten des Gesundheits- und des Bildungswesens auf
die Straße. Sie protestieren gegen die geplante Privatisierung beider
Sektoren. Den Protesten schlossen sich neben Schüler*innen und
Studierenden weite Bevölkerungsschichten an. Mittlerweile fordern sie
den Rücktritt von Präsident Juán Orlando Hernández und seiner als
korrupt geltenden Regierung.


Brutaler Angriff auf Studierende

Kurz vor dem Jahrestag des Putsches kam es zu massiven Angriffen der
Polizei auf Studierende der Nationalen Autonomen Universität von
Honduras. Die Student*innen blockierten eine Straße gegenüber dem
Universitäts-Campus und forderten Hernández' Rücktritt. Die anrückende
Polizei beschoss die Protestierenden mit Tränengas, worauf diese sich
mit Steinen wehrten. Das nahm die ebenfalls angerückte Militärpolizei
für Öffentliche Ordnung (Policía Militar de Orden Público) zum Anlass
auf den Campus vorzudringen und scharf auf die Studierenden zu
schießen.


Einsatz von Militärpolizei zur Unterdrückung der
Proteste

Die Militärpolizei für Öffentliche Ordnung wurde von Präsident Orlando
Hermádez gegründet. Angeblich soll sie gegen kriminelle Banden und das
organisierte Verbrechen vorgehen. Eine Woche vor dem Putsch-Jubiläum
kündigte Orlando Hermádez jedoch an, die Militärpolizei auf die Straße
zu schicken, um die Proteste zu beenden. Das führte zu einem weiteren
Anstieg der Opferzahlen. Bisher sind bei den seit April anhaltenden
Protesten Dutzende Personen ums Leben gekommen. Hunderte wurden zum
Teil schwer verletzt.

Mit Informationen von La Minuta


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/honduras-proteste-zum-10-jahrestag-des-staatsstreichs/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.
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BERUF/1928: Hochschulrektorenkonferenz unterstreicht Bundesratsstellungnahme zu Berufsbezeichnungen (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 01.07.2019

HRK-Präsident unterstreicht Bundesratsstellungnahme zu Berufsbezeichnungen



Nach der Stellungnahme des Bundesrats zum Entwurf einer Neufassung des
Berufsbildungsgesetzes (BBiG) sagte der Präsident der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Prof. Dr. Peter-André Alt, heute in
Berlin:

"Ich begrüße sehr, dass der Bundesrat im Gesetzgebungsverfahren darum
gebeten hat, berufliche Abschlussbezeichnungen zu entwickeln, die nicht
mit akademischen Abschlüssen verwechselt werden können. Seine
Stellungnahme bestärkt uns in der Auffassung, dass neu kreierte
Bezeichnungen wie Bachelor Professional oder Berufsmaster kontraproduktiv
wären. Statt zu der angestrebten Stärkung der beruflichen Bildung würden
sie zu Verwirrung, zur Entwertung der beruflichen Bildung und zu einer
Schwächung des deutschen Bildungssystems insgesamt führen.

Das Ziel, Attraktivität und Qualität beruflicher Ausbildungswege deutlich
zu machen, ist völlig richtig. Unsere Berufsbildung ist hervorragend und
bietet den Absolventinnen und Absolventen beste Karrieremöglichkeiten. Wir
sind überzeugt, dass es im weiteren Gesetzgebungsverfahren gelingen wird,
diese Stärke auch in eigenständigen, unverwechselbaren
Abschlussbezeichnungen zum Ausdruck zu bringen."


Weitere Informationen unter:

http://www.hrk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 01.07.2019
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FORSCHUNG/1209: Verhaltensstörungen bei Legehennen verhindern (idw)


Hochschule für Technik und Wirtschaft Dresden - 01.07.2019

Verhaltensstörungen bei Legehennen verhindern



Wissenschaftler der HTW Dresden untersuchen, wie sich die
Haltungsbedingungen auf das physiologische Verhalten von Legehennen
auswirken. Ziel ist es, dem Federpicken vorzubeugen.

Federpicken ist bei Legehennen, Hühner die zur Erzeugung von Eiern
gehalten werden, eine bedeutsame Verhaltensstörung. Das gegenseitige
Picken der Federn führt zu Stress und Schmerzen bei den Hennen und wirkt
sich negativ auf deren Leistungen aus.

Wie diese Verhaltensstörung verhindert werden kann, untersucht ein
Forschungsteam um Professor Markus Freick am Zentrum für Angewandte
Forschung und Technologie e. V. (ZAFT). Die Ursachen des Federpickens sind
vielfältig und reichen von der genetischen Veranlagung und der Fütterung
über das Haltungsumfeld und die soziale Struktur bis hin zur
Tiergesundheit. Trotz der Kenntnis der Ursachen fehlen derzeit geeignete
Verfahren, die diesen Verhaltensstörungen vorbeugen.

Projektleiter Professor Freick: "Der Fokus der Forschung liegt auf drei
Aspekten. Zunächst betrachten wir, wie sich die Qualität des
Einstreumaterials in den Stallungen auf das Tierwohl auswirkt. Darüber
hinaus wird untersucht, welche Belastungen durch Parasiten, wie der Roten
Vogelmilbe entstehen. Abschließend wollen wir herausfinden, inwieweit
Schäden am Gefieder oder dem Körper der Hennen entstehen. Aktuell arbeitet
die Forschung mit rein visuellen Methoden. Im Projekt wird evaluiert, ob
Infrarot-Thermografie als nicht invasive Methode der
Einzeltieruntersuchung in Frage kommt. Dies könnte die klassischen
Verfahren ergänzen und erweitern, um frühzeitig Gefiederschäden zu
erkennen und rechtzeitig Gegenmaßnahmen einzuleiten."

Zunächst werden in verschiedenen sächsischen Legehennenherden Daten zum
Zustand von Gefieder, Pickverletzungen, der biologischen Leistung sowie zu
Kot-, Einstreu- und Futtereigenschaften erhoben. Anhand dieser Daten wird
ein Beratungskonzept für regionale Geflügelhöfe entwickelt.

Das Projekt in Kooperation mit dem Sächsischen Geflügelwirtschaftsverband,
der Sächsischen Tierseuchenkasse, dem Großenhainer Geflügelhof sowie dem
Landwirtschaftsbetrieb Krätzschmar läuft bis März 2022. Es wird mit rund
320.000 Euro vom Sächsischen Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und
Geologie gefördert. Die Mittel stammen aus der Europäischen
Innovationspartnerschaft "Landwirtschaftliche Produktivität und
Nachhaltigkeit" (EIP-Agri).




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution163

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Technik und Wirtschaft Dresden, 01.07.2019
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KOLLATERAL/030: Bombardierung von Ex-Jugoslawien durch die NATO - 20 Jahre danach (Heinrich Frei)


Bombardierung von Ex-Jugoslawien durch die NATO

20 Jahre danach

von Heinrich Frei, 29. Juni 2019






[image: Foto: Darko Dozet [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)]]

Kriegsjahr 1999 - Bombardierung der nordserbischen Stadt Novi Sad durch die NATO

Foto: Darko Dozet [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)]



Am 12. Juni 2019 wurden in Pristina, im Kosovo, Ex-US-Präsident Bill
Clinton und Ex-US-Aussenministerin Madeleine Albright bejubelt. Mit
einem Staatsakt wurde der 20. Jahrestag der NATO-Militärintervention
in der damaligen jugoslawischen Provinz Kosovo gefeiert.

Bill Clinton und Madeleine Albright waren 1999 massgeblich
verantwortlich für den völkerrechtswidrigen Krieg auf dem Balkan der
NATO-Staaten, der Streitkräfte von Belgien, Kanada, Tschechien,
Dänemark, Frankreich, Deutschland, Italien, Luxemburg, den
Niederlanden, Norwegen, Portugal, Spanien, der Türkei, dem Vereinigten
Königreich und den Vereinigten Staaten von Amerika.

Die Kriegsmaterialexporte der Schweiz an diese kriegführenden
NATO-Staaten auf dem Balkan wurden damals fortgesetzt, obwohl nach dem
Kriegsmaterialgesetz schon lange keine Ausfuhrbewilligungen mehr für
Rüstungsgüter mehr hätten erteilt werden dürfen in "Gebiete, in denen
ein bewaffneter Konflikt herrscht, ein solcher auszubrechen droht oder
sonst wie gefährliche Spannungen bestehen."

1999 Bombardierung Ex-Jugoslawiens durch die NATO

24. März 1999, der deutsche Bundeskanzler Gerhard Schröder:

"Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger. Heute Abend hat die NATO mit
Luftschlägen gegen militärische Ziele in Jugoslawien begonnen..." [1]

Schreckliches neben der Party in Pristina mit Clinton und Albright

Nicht explodierte Landminen und Streubomben

Zu erinnern ist auch an Schreckliches im Kosovo neben der Party in
Pristina mit Clinton und Albright zum 20. Jahrestag der
NATO-Militärintervention: Der Kosovo-Krieg hat rund 4.500 Landminen
und 90.000 explosive Überreste hinterlassen. 120 Zivilisten sind seit
1999 durch Detonationen gestorben. Die Minenräumer im Kosovo sind bis
heute damit beschäftigt, die gefährlichen Überreste zu entschärfen.
[2]




[image: Foto: Richard Rosser [Public domain]]

14. April 1999 - eine AV-8B "Harrier II" des USMC landet auf der USS Nassau

Foto: Richard Rosser [Public domain]



Die NATO hatte mehr als tausend Streubomben im Kosovo eingesetzt, die
in hunderttausende kleine Sprengkörper zersplitterten. Diese
Sprengkörper sollten beim Aufschlag sofort explodieren, doch die
Fehlerquote liegt zwischen fünf und dreissig Prozent. Die
nichtexplodierte NATO-Munition wirkt wie Antipersonenminen und kann
durch Berührung ausgelöst werden. [3]

Steigende Krebsraten nach Einsatz von DU-Munition

Zu den Konsequenzen der Bombardierung von Jugoslawien mit
abgereichertem Uran im Jahr 1999 hat vom 17.-19. Juni 2019 in der
Universität Nis, Nis/Südserbien das "2. Internationale Symposium -
URAN 238" stattgefunden mit mehr als 300 Teilnehmern, mit Gästen und
Vortragenden aus Griechenland, Norwegen, Italien, Deutschland, der
Schweiz, Russland, Bulgarien, Nord-Mazedonien, Bosnien mit der
Republik Srpska und Malta.

Eine Teilnehmerin dieses Symposium in Nis berichtete: "Die Folge der
Bombardierungen der NATO im Kosovo-Krieg mit Bomben und Granaten, auch
mit abgereichertem Uran (DU), hatte zur Folge, dass die Krebsraten in
Serbien, im Kosovo und in umliegenden Regionen bis heute horrende
Ausmasse angenommen haben. Das Thema Uranmunition blieb lange tabu,
die Bevölkerung Serbiens und des Kosovo schwieg lange, musste jedoch
die massiv und schnell auftretenden Fälle von bösartigen Tumoren und
Leukämien in den Familien realisieren."




[image: Foto: PANONIAN [Public domain]]

Einsatz verbotener uranummantelter Munition durch NATO-Flugzeuge an den mit roten Punkten markierten Orten

Foto: PANONIAN [Public domain]



"Später durfte auch der Irak und Afghanistan den 'Segen' radioaktiver und chemisch-toxischer Uranmunition erfahren."

DU ist ein Alpha-Strahler, ein gen-toxischer Stoff

"DU ist ein Alpha-Strahler, ein gen-toxischer Stoff. Wenn sich dieser
innerhalb des Körpers befindet, zum Beispiel durch inhalierten Staub,
ist er krebserzeugend. DU ist klassifiziert als Gruppe 1 der
krebserzeugenden Substanzen durch die Internationale Agency for
research on cancer der WHO, der Weltgesundheitsorganisation. Der in
Serbien und Kosovo auftretende Krebs ist äusserst aggressiv, und der
Mensch erkrankt schon nach etwa 5 Jahren nach der Exposition. Wollte
man diesen Krebs behandeln, bräuchte es exakte chemisch-radiologische
und medizinische Analysen, um die angepasste Behandlung festzulegen.
Die arme Bevölkerung auf dem Balkan kann das Geld für solche
Behandlungen und Abklärungen nicht aufbringen."

Geld für den US-Militärstützpunkt Bondsteel im Kosovo fehlt nicht

An Geld für den Aufbau und den Unterhalt des riesigen
US-Militärstützpunktes Camp Bondsteel im Kosovo fehlte es nicht, aber
es fehlen Mittel für die Behandlungen von Menschen, die durch den
Einsatz der NATO von DU-Munition erkrankt sind. Camp Bondsteel wurde
kurz nach 1999 gebaut. Die Erstellung des Camps hat 350 Millionen US
Dollar verschlungen. Die Anlage umfasst 386 Hektar und ist von einer
Mauer umgeben. - Camp Bondsteel ist also fast neunmal so gross wie der
Vatikan-Staat in Rom. Die Basis beherbergt 7000 Soldaten der US-Armee
und verbündeter Truppen. Von Camp Bondsteel aus wurden auch die Kriege
im Nahen Osten und in Nordafrika unterstützt.




[image: Foto: Task Force Falcon Public Affairs Office [Public domain]]

Camp Bondsteel im Kosovo - Luftbildaufnahme aus dem Jahr 2006

Foto: Task Force Falcon Public Affairs Office [Public domain]



Rückblick: Ablauf des Kosovokrieges

Die Kosovo-Albaner kämpften lange Jahre gewaltfrei für mehr Rechte und
schliesslich für die Selbständigkeit. Unter der Führung der
kosovarischen UCK, der Befreiungsarmee des Kosovo, begann dann ein
Kleinkrieg gegen die serbische Vorherrschaft. Die UCK wurde mit Geld,
Waffen und eingeschleusten ausländischen islamistischen Kämpfern durch
die USA unterstützt, was heute kein Geheimnis mehr ist. Die UCK
finanzierte sich auch durch Drogenhandel. Obwohl damals sehr viele
internationale Beobachter der KSZE (Konferenz über Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa) im Kosovo waren, die sich für eine
friedliche Beilegung des Konfliktes zwischen den Albanern und den
Serben einsetzten, griff die NATO nach einem Ultimatum Jugoslawien an,
ohne ein Mandat des UNO-Sicherheitsrates. Die Angreifer waren damals
also nicht die Serben, sondern die USA mit ihren willigen
NATO-Verbündeten. Sie versuchten Jugoslawien in die Steinzeit zurück
zu bombardieren, so wie sie später Afghanistan und den Irak mit Bomben
und Granaten belegten.

Nach 78-tägigen Bombardierungen zwang die NATO den damaligen
jugoslawischen Präsidenten Slobodan Milosevic dazu, seine Truppen aus
dem Kosovo abzuziehen und dem Einrücken der NATO-geführten KFOR-Truppe
(Kosovo Force der NATO) in die damals serbische Provinz zuzustimmen.
Am 12. Juni 1999 zogen die NATO-Soldaten in das überwiegend albanisch
bevölkerte Kosovo ein. Die Kosovo-Albaner empfanden dies als Befreiung
von einer serbischen Besatzungsherrschaft, viele Kosovo-Serben flohen
vor Racheakten der Albaner. Die Verwaltung des Kosovos übernahm die
UN-Administration UNMIK (United Nations Interim Administration Mission
in Kosovo). 2008 erklärte sich das Kosovo für unabhängig, was von
Serbien bis heute nicht anerkannt wird.

UCK war für mehr Tote im Kosovo verantwortlich als die Serben

Die Führer der NATO waren sich vollkommen darüber im Klaren, dass, wie
der damalige britische Verteidigungsminister George Robertson am Tag
des Beginns der Bombardierung zugab, bis Anfang 1999 war "die UCK für
mehr Tote im Kosovo verantwortlich, als die jugoslawischen Behörden es
waren". Wie auch die NATO wusste, bestand die UCK-Strategie darin, den
Konflikt zu eskalieren, gerade um westliche Aktionen zu provozieren.
Ein kosovo-albanischer Führer sagte der BBC hinterher: "Je mehr
Zivilisten getötet wurden, desto grösser wurden die Chancen für eine
internationale Intervention, und die UCK hat das natürlich erkannt."
[4] [5]


Fussnoten


[1] 1999 Bombardierung Ex-Jugoslawiens durch die Nato

https://www.youtube.com/watch?v=ohpBFgncZ-o

[2] https://www.arte.tv/de/videos/086089-040-A/minen-entschaerfen-leben-retten/

[3] https://www.landmine.de/archiv/oeffentlichkeitsarbeit/news/news-detailseite/article/-57c8965fe5.html

[4] The War on Yugoslavia Twenty Years Later: NATO's First 'Humanitarian' War

https://www.globalresearch.ca/twenty-years-ago-the-tragedy-of-kosovo/5672492t

[5] Bill Clinton in Kosovo: Reminiscing KLA Terrorism and US-NATO Humanitarian Warfare

https://www.globalresearch.ca/bill-clinton-in-kosovo-reminiscing-kla-terrorism-and-us-nato-humanitarian-warfare/5681382
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ASIEN/933: Koreakonflikt - Neustart ... (SB)


Koreakonflikt - Neustart ...



Für Asienkenner nicht gänzlich unerwartet, aber dennoch für die große
Öffentlichkeit überraschend hat sich US-Präsident Donald Trump am 30.
Juni mit dem nordkoreanischen Staatsratsvorsitzenden Kim Jong-un an
der De-Militarisierten Zone (DMZ) getroffen - jenem vier Kilometer 
breiten und 250 Kilometer langen, durch Zehntausende Soldaten, 
unzählige Minen und gigantische Mengen an Stacheldraht gesicherten 
Streifen am 38. Breitengrad, der seit 1953 Nord- und Südkorea 
trennt. Bei der Gelegenheit avancierte Trump zudem zum ersten 
amtierenden US-Präsidenten, der jemals nordkoreanisches Territorium 
betreten hat. Beim anschließenden Gespräch im Friedensdorf Panmunjom, 
wo vor 66 Jahren die Militärs den Waffenstillstand unterzeichneten, 
vereinbarten Kim und Trump im Beisein des südkoreanischen Präsidenten 
Moon Jae-in die Wiederaufnahme von Friedensverhandlungen.

Ende Februar war das zweite Gipfeltreffen zwischen Kim und Trump in
Hanoi ergebnislos zu Ende gegangen. In den Wochen darauf warfen sich
beide Seiten gegenseitig vor, das Scheitern der Gespräche verursacht 
zu haben. Tatsächlich hatten sich die Unterhändler im Vorfeld auf eine
Mini-Lösung geeinigt, die eine von internationalen Experten begleitete
Demontage der nordkoreanischen Atomanlage Yongbyon gegen die Aufhebung
einiger US-Wirtschaftssanktionen vorsah. Statt dessen forderte in der
vietnamesischen Hauptstadt die US-Delegation, allen voran der 
Nationale Sicherheitsberater John Bolton, die komplette Aufgabe aller
Kapazitäten Nordkoreas im Bereich der atomaren, biologischen und
chemischen Waffen, bevor es auch nur zur geringsten Lockerung der
Sanktionsmaßnahmen kommen könne. Als sich Kim, das Schicksal Muammar
Gaddhafis vor Augen, weigerte, sich auf das von Bolton favorisierte
"libysche Modell" einzulassen, war das Treffen vorzeitig vorbei.

Seitdem herrschte zwischen Nordkorea und den USA mehr oder weniger
Funkstille. In der westlichen Presse kursierten im April Berichte, die
Nordkorea-Hasser bei der konservativen Opposition in Südkorea in
Umlauf gebracht hatten und die sich nachher als völlig falsch
herausstellen sollten. Danach hätte Kim wegen des schweren 
Gesichtsverlustes von Hanoi die nordkoreanischen Unterhändler ins 
Straflager verbannt bzw. einzelne Vertreter Pjöngjangs bei den 
Vorgesprächen mit Washington sogar hinrichten lassen. Für eine 
erste Annäherung sorgte Kim, als er zu Trumps 73. Geburtstag am 14. 
Juni eine Geburtstagskarte schickte - eine Geste, die der New Yorker 
Baulöwe per privatem Brief erwiderte. 

Währenddessen war Kim an der diplomatischen Front nicht inaktiv
gewesen. Am 25. April besuchte er erstmals Rußland, um sich in der
ostsibirischen Metropole Wladiwostok mit Wladimir Putin über
Möglichkeiten der wirtschaftlichen Zusammenarbeit auszutauschen.
Anschließend sprach sich Putin für "Sicherheitsgarantien" für
Nordkorea aus, um die angestrebte "Denuklearisierung" der koreanischen
Halbinsel voranzutreiben. Am 20. und 21. Juni empfing Kim den
chinesischen Präsident Xi Jinping zu seinem ersten Besuch in
Nordkorea. In Pjöngjang hob Xi die Bedeutung der
chinesisch-nordkoreanischen Freundschaft hervor, lobte Kim wegen des
Ausbleibens von Atom- und Raketentests seit über einem Jahr und regte
eine Lockerung der internationalen Wirtschaftssanktionen an. Sowohl
China, Rußland und Südkorea streben in Nordkorea den Wandel durch
Annäherung an. Mittels größerer Infrastrukturprojekte sollen Nord- und
Südkorea an das ostasiatische Netz aus Schienen, Straßen sowie Öl- und 
Gaspipelines angeschlossen und gleichzeitig die politische Trennung 
auf der Halbinsel langfristig überwunden werden.

Noch vor der Abreise zum G-20-Treffen Ende Juni im japanischen Osaka
hatte Trump die Möglichkeit einer Begegnung von ihm und seinem
neuen "Freund" Kim angedeutet, doch konkret stand nichts fest. Am
zweiten Tag der Osaka-Versammlung der wichtigsten Staats- und
Regierungschefs twitterte Trump, er wäre am nächsten Tag in Südkorea,
vielleicht möchte Kim ihn kurz treffen, und sei es nur, um Hallo zu
sagen und sich gegenseitig die Hand zu geben. Gegenüber Journalisten
erklärte Trump, er hätte "gehört", Kim wäre zu einer Zusammenkunft
bereit. Von wem er dies gehört hatte, sagte der US-Präsident nicht.
Möglicherweise dienten hier Putin und/oder Xi als Vermittler.
Auffällig ist jedenfalls, daß Putin in dem großen Interview, das er
der Financial Times am Vorabend des G-20-Treffens gab, erneut die
Notwendigkeit von "Sicherheitsgarantien" für Nordkorea als Bestandteil
einer Friedenslösung betonte. Wie dem auch sei, nach nur wenigen
Minuten reagierte das Außenministerium in Pjöngjang auf die
Twitter-Meldung Trumps und erklärte, Nordkoreas Staatsoberhaupt würde
sich freuen, den "geschätzten" Amtskollegen aus den USA am nächsten
Tag zu treffen.

Am späten Nachmittag des 29. Juni reisten Trump und Moon von Osaka ab
und flogen in getrennten Maschinen nach Seoul, um dort am Abend im
Blauen Haus, dem Amtssitz des südkoreanischen Präsidenten, gemeinsam
zu dinieren. Am nächsten Vormittag fuhren Trump und Moon nach
Panmunjom. Dort angekommen verblüffte Trump mit einem Sinn für die
militärische Wirklichkeit, den die vielen Kritiker bei ihm nicht
vermutet hätten. Vor Journalisten wies Trump in nördliche Richtung und
erklärte mit ernster Miene: "25 Meilen entfernt in Seoul leben 35
Millionen Menschen. Alle in Reichweite dessen, was sie bereits in den
Bergen haben [gemeint waren die schwer eingebunkerten
Artilleriegeschütze der Nordkoreaner - Anm. d. SB-Red.]. In Sachen
Gefahr gibt es nirgendwo etwas Vergleichbares".

Nach wenigen Minuten erschien dann gut gelaunt der 35jährige Kim, gab
Trump an der niedrig-symbolischen Trennungsmauer die Hand und bat ihm
auf die nordkoreanische Seite zu kommen. Nach der Aussage "das wäre
mir eine Ehre" folgte Trump der Einladung und posierte mit Kim
zusammen für die Fotografen. Auch wenn viele Skeptiker die ganze
Aktion als die reinste Inszenierung abtaten, so war Südkoreas 
Präsident Moon ganz anderer Meinung. Er bezeichnete das Ereignis als
"historischen" Schritt in die Richtung Entspannung. Hierzu gehörte
natürlich der Ausgang des rund einstündigen Dreiergesprächs zwischen
Trump, Kim und Moon - nämlich die Aussicht auf erste Lockerungen der
Sanktionen, damit Nord- und Südkorea den Industriepark Kaesong wieder
eröffnen und im kleinen Maßstab den grenzübergreifenden Handel
aufnehmen können. Dies ist für Nordkorea, das aktuell wegen Mißernte
unter einer schweren Lebensmittelknappheit leidet, enorm wichtig.

Auffällig am Treffen in Pammunjon war das Fehlen John Boltons, der von
Osaka zu einem Treffen mit Vertretern der mongolischen Regierung in
Ulan Bator gereist bzw. abkommandiert war. Statt dessen stand Trump
der Fox-News-Fernsehmoderator Tucker Carlson zur Seite. Carlson soll
diejenige Person gewesen sein, die Trump zwei Wochen zuvor davon
abgeraten hatte, den von Bolton präparierten großen Militärschlag
gegen den Iran wegen einer über den Persischen Golf abgeschossen 
US-Spionagedrohne durchzuführen.

Interessanterweise meldete am 1. Juli die New York Times unter Verweis
auf "Regierungsquellen" in Washington, die Trump-Administration erwäge
doch noch eine schrittweise Beseitigung des nordkoreanischen
Atomwaffenprogramms. Auf die NYT-Meldung reagierte Bolton, der sich 
seit seinen Tagen als Staatssekretär und UN-Botschafter der Regierung
George W. Bushs für eine Bombardierung der nordkoreanischen
Atomanlagen stark macht, entsetzt. Via Twitter wetterte am selben Tag
der Kriegsfalke gegen mögliche Tauben im Weißen Haus: "Das war ein
verwerflicher Versuch von jemandem, den Präsidenten einzupacken. Das
muß Konsequenzen haben." Seit Wochen kursieren in Washington Gerüchte,
wonach Trump Boltons Kriegskurs in allen Belangen überdrüssig ist und
daß der Mann mit der Nickelbrille und dem Walroß-Schnauzbart bald
nicht mehr der US-Regierung angehören wird. Ganz sicher trüge die
Entlassung von Bolton, den die Nordkoreaner in der Vergangenheit als
"menschlichen Abschaum" und "Blutsauger" bezeichnet haben, zu einer
harmonischeren Atmosphäre zwischen Washington und Pjöngjang bei.

2. Juli 2019
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





KIND/198: Ein Ort für alle? Neues Forschungsprojekt untersucht soziale Ungleichheit in Kitas (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 01.07.2019

Ein Ort für alle? Neues Forschungsprojekt untersucht soziale
Ungleichheit in Kitas



Jedes Jahr sind Eltern auf der Suche nach der idealen
Kindertageseinrichtung für ihre Kinder. In Deutschland hat auch jedes Kind
den gleichen Anspruch auf einen Kitaplatz - unabhängig von seiner
Herkunft, Religion oder dem Einkommen der Eltern. Ein Blick auf die
Zusammensetzungen der meisten Kitas zeigt aber: Häufig bleiben Kinder aus
bestimmten Bevölkerungsgruppen unter sich. Warum das so ist, untersucht
ein Team von Erziehungswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) und der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster (WWU). Das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) fördert ihre Arbeit mit rund 380.000 Euro.

"Soziale und kulturelle Durchmischung haben in unserer Gesellschaft einen
hohen Wert. Kinder sollten so früh wie möglich ein von Diversität
geprägtes Umfeld kennenlernen", sagt die Erziehungswissenschaftlerin Prof.
Dr. Johanna Mierendorff von der MLU. Allerdings würden dieses Ideal und
die Realität mitunter weit auseinanderklaffen: So hat etwa jedes vierte
Kind in Deutschland einen Migrationshintergrund und etwa jedes fünfte Kind
bis zum sechsten Lebensjahr lebt in einem von Armut betroffenen Haushalt.
In Kitas variiert der Anteil dieser Bevölkerungsgruppen aber zwischen 0
und 100 Prozent. Dies bedeutet auch, dass Kinder aus wohlhabenden Familien
oft kaum in Kontakt kommen mit anderen als ihresgleichen.

"Die Unterschiede in der Verteilung sind nicht auf die bloße Nähe einer
Kita zum Wohnort zurückzuführen. Das zeigt: Der Zugang zu bestimmten Kitas
ist nicht für alle Kinder gleich", sagt PD Dr. Nina Hogrebe von der WWU.
Die soziale Spaltung der Gesellschaft beginne deshalb deutlich früher als
weithin angenommen und nicht erst mit der Wahl der weiterführenden Schule
am Ende der Grundschulzeit. "Viele Eltern stehen unter einem enormen
Druck, eine möglichst gute Kita für ihre Kinder auszusuchen. Dabei haben
sie trotz prinzipieller Wahlfreiheit in der Realität fast keine Wahl,
welche Kita ihre Kinder besuchen. Denn zum einen ist die Nachfrage nach
Kitaplätzen viel größer als das Angebot. Zum anderen können die
staatlichen und freien Trägerorganisationen entscheiden, wen sie in ihre
Einrichtungen aufnehmen. Und diese haben mitunter sehr genaue
Vorstellungen von den Kindern und Eltern, die zu ihnen passen", ergänzt
Mierendorff.

Welche Vorstellungen das sind, welche Folgen diese Praxis hat und welche
Strukturen im Hintergrund wirken, untersuchen die Forscherinnen und
Forscher aus Halle und Münster in ihrem neuen BMBF-Projekt. Das Team um
Nina Hogrebe an der WWU wertet dafür die Daten zweier großer
repräsentativer Bevölkerungs- und Bildungsstudien in Deutschland aus, in
denen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in regelmäßigen Abständen
Auskunft über ihre Lebensumstände geben. Dazu gehören auch Angaben
darüber, welche Kitas ihre Kinder besuchen. Anhand dieser Daten lassen
sich deutschlandweit mehr als 1.000 Kitas betrachten. "Damit wollen wir
das Ausmaß der sozialen und kulturellen Entmischung in deutschen Kitas
erfassen. Die Daten enthalten auch Informationen über die Auswahlkriterien
von Trägerorganisationen", erklärt Hogrebe.

Das hallesche Teilprojekt unter Leitung von Johanna Mierendorff untersucht
in einem zweiten Schritt die Auswahlverfahren einzelner
Trägerorganisationen sowie die Rolle der Jugendämter und weiterer
kommunaler Akteure bei den Auswahlprozessen. Dafür führen die
Forscherinnen Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern einzelner
Einrichtungen und Organisationen. "Uns geht es nicht darum, nach
Schuldigen zu suchen - beispielsweise Träger oder Jugendämter für die
aktuelle Situation verantwortlich zu machen. Vielmehr gehen wir davon aus,
dass Strukturen und Mechanismen Entmischung hervorbringen. Diese
Strukturen herauszuarbeiten, ist unser Ziel", sagt Mierendorff. Mit Hilfe
dieser Erkenntnisse wolle man zudem Beratungsangebote und
Handlungsempfehlungen für Träger und Einrichtungen erarbeiten. Diese
sollen dabei helfen, weiterer Entmischung vorzubeugen, und so zum Gelingen
eines sozial und ethnisch inklusiven Systems frühkindlicher Bildung
beizutragen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





UNTERNEHMEN/2782: OECD rät zu notwendigen Korrekturen im Textilbündnis (INKOTA)


INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 1. Juli 2019

OECD rät zu notwendigen Korrekturen im Textilbündnis

INKOTA sieht Empfehlungen als Chance - fordert aber auch gesetzliche
Regulierungen



Berlin - Pünktlich zum Auftakt der Modemesse Neonyt im Rahmen der Berlin
Fashon Week sorgt eine neue Studie der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) für Gesprächsstoff in der
Textilbranche. Demnach empfiehlt die OECD unter anderem eine Anpassung des
Review-Prozesses im Bündnis für nachhaltige Textilien (BnT). Dieser soll
dazu dienen, die Maßnahmen der Unternehmen zum Schutz von Mensch und Umwelt
in der globalen Lieferkette zu überprüfen. Bisher bewerte diese Überprüfung
aber weder, ob die Unternehmen die wichtigsten Risiken in der eigenen
Lieferkette - wie etwa zu niedrige Löhne - identifiziert haben, noch ob die
getroffenen Maßnahmen überhaupt geeignet sind, um die Risiken zu beheben.

Berndt Hinzmann von der Entwicklungsorganisation INKOTA kommentiert:

"Das Textilbündnis fordert von den Unternehmen, dass sie die Risiken in
Sachen Menschenrechtsverletzungen und Umweltzerstörung in ihren
Lieferketten durch wirksame Maßnahmen eindämmen und beseitigen. Eine
konsequente Überprüfung dieser Maßnahmen ist dabei natürlich unerlässlich -
ebenso eine transparente Berichtsweise. Die Kritik der OECD entspricht
somit in zentralen Punkten den bisherigen Forderungen der
Zivilgesellschaft. INKOTA und die Zivilgesellschaft im Textilbündnis
insgesamt sehen eine wichtige Chance, das Bündnis mit einer Reform des
Review-Prozesses wirksamer zu machen. Darüber hinaus muss aber auch der
gesetzte Fokus auf existenzsichernde Löhne konsequenter von allen
Unternehmen aufgegriffen werden. Der fehlende Fortschritt bei diesem Thema
ist zurzeit frustrierend, wie das Beispiel Kambodscha zeigt: Die
Bündnisinitiative hat eine Chance geebnet, dort Verbesserungen für die
Menschen zu bewirken. Doch längst nicht alle Unternehmen im Textilbündnis
greifen diese Initiative auf. Das Zögern zeigt einmal mehr, dass wir nicht
nur ein Bündnis für nachhaltige Textilien
oder einen Grünen Kopf brauchen, sondern auch ein Gesetz für Lieferketten
mit starken Sorgfaltspflichten für die Menschenrechte und Haftung für
Unternehmen, die dieser Pflicht nicht nachkommen."


Weitere Informationen:

Pressemitteilung der Zivilgesellschaft im Textilbündnis zur OECD-Studie

https://www.inkota.de/mint/pepper/orderedlist/downloads/download.php?file=https%3A//www.inkota.de/fileadmin/user_upload/Presse/PM_Review_Prozess_Textilbuendnis_Zivilgesellschaft_final.pdf

 * 

Quelle:

INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 1. Juli 2019

Chrysanthemenstr. 1-3, 10407 Berlin

Telefon: 030-420 820 2-0, Fax: 030-420 820 2-10

E-Mail: inkota@inkota.de

Internet: www.inkota.de
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UNTERNEHMEN/2781: Frauen in Chefetagen tun dem Unternehmen gut (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 01.07.2019

Frauen in Chefetagen tun dem Unternehmen gut

Studie der Universität Tübingen untersucht betriebswirtschaftliche Effekte
von mehr Frauen in Führungspositionen



Unternehmen mit einem hohen Anteil weiblicher Führungskräfte gelingt es
besser, ihre Risiken zu senken und nachhaltigen Erfolg sicherzustellen: Zu
diesem Schluss kommen die Wirtschaftswissenschaftler Jan Riepe und Philip
Yang von der Universität Tübingen in einer neuen Studie. Dies wird
insbesondere deutlich, wenn die Wirkung von mehr weiblichen
Führungskräften auf den Wert des gesamten Unternehmens untersucht wird,
und nicht nur der Effekt auf den Wert des Eigenkapitals, oft als
"Börsenwert" bezeichnet. Um dies zu zeigen analysierten Riepe und Yang
anhand von Marktpreisen börsennotierter Unternehmensanleihen die
Wechselwirkung zwischen dem Anteil weiblicher Führungskräfte in
Kontrollgremien, dem Unternehmensrisiko und dem Wert der
Unternehmensverschuldung. Dabei konnten sie zeigen, dass
Unternehmensanleihen an Wert gewinnen, wenn der Anteil von Frauen in
diesen Gremien steigt. Mit diesen Erkenntnissen vollzogen sie zudem zwei
ältere Studien zum Thema nach und kamen zu einem neuen, positiven
Ergebnis, was die Frauenquote betrifft. Die Studie ist im Social Science
Research Network abrufbar.


Sind Frauen in Führungspositionen "gut fürs Geschäft"?

Norwegen hat bereits 2006 eine verbindliche Geschlechterquote für mehr
Frauen in Leitungsgremien eingeführt. 2018 erließ Kalifornien als erster
US-Bundesstaat eine ähnliche Regelung. Der Effekt ist umstritten.
Befürworter von Geschlechterquoten-Gesetzen nutzen häufig das "Business
Case" Argument: Geschlechtervielfalt sei gut für die gesamte Wirtschaft
wie auch Unternehmen. Auch Bundesfamilienministerin Giffey warb dafür,
dass Frauen in Führungsspitzen "gut fürs Geschäft" seien. Studien scheinen
diese Behauptung auf den ersten Blick jedoch nicht zu stützen. Einige
dieser Studien stellten fest, dass sich Gremien mit Geschlechterquoten
negativ auf die Gewinne von Unternehmen auswirken. In ihrer früheren
Studie "Women Directors, Firm Performance and Firm Risk: A causal
perspective" hatten auch Riepe und Yang gemeinsam mit Koautorinnen
zumindest kurzfristig einen negativen Effekt auf den Unternehmensgewinn
und den Eigenkapitalwert an den Börsen gefunden. Gleichzeitig zeigten die
Forscher aber schon damals, dass mit steigendem Frauenanteil im
Aufsichtsrat das Unternehmensrisiko sinkt. Dies stärkt die Position der
Fremdkapitalgeber, die sich häufig mehr für ein niedrigeres Risiko als für
kurzfristig höhere Gewinne interessieren. Die neue Studie von Riepe und
Yang konzentriert sich nun auf die Wechselwirkung zwischen
Unternehmensrisiko und der Bewertung der Unternehmensverschuldung, zwei
wichtige Bestandteile der Unternehmensperformance. Anhand von Daten
US-amerikanischer Unternehmen wiesen die Wissenschaftler einen positiven
Zusammenhang zwischen mehr Frauen in Führungsgremien und dem Wert von
Unternehmensanleihen nach. Die positiven Auswirkungen auf den Wert der
Unternehmensverschuldung hatten sich in ihrer früheren Studie bereits
abgezeichnet.

Negative Effekte auf Messverzerrungen zurückzuführen

Im zweiten Schritt werteten die Forscher die empirische Literatur aus. Sie
stellten fest, dass Studien, die einen Zusammenhang zwischen Frauen in
Leitungsgremien und negativer Unternehmensperformance aufzeigten, alle die
positiven Auswirkungen von mehr Frauen auf den Wert der
Unternehmensverschuldung vernachlässigten. Die negativen
Marktwertveränderungen für die Aktionäre aus niedrigerem Risiko werden
dort selektiv herausgegriffen, die positiven Auswirkungen auf den Wert der
Unternehmensverschuldung werden ignoriert, indem lediglich die Buchwerte
des Fremdkapitals betrachtet werden. Diese Vernachlässigung der
Wertveränderung der Unternehmensschulden verzerrt die Ergebnisse
wesentlich: die so genannte "Book Value Bias of Debt". Die
Buchwert-Verzerrung kann leicht zu falschen statistischen Schlussfolgerungen
führen. Mit diesen Erkenntnissen berechneten die Forscher zwei große
Studien neu. Nach Bereinigung der Ergebnisse konnten sie keinen
signifikanten Zusammenhang mehr zwischen Frauen in Leitungsgremien und
einer negativen Unternehmensperformance feststellen.

"Der messbare negative Effekt auf den Börsenwert des Unternehmens ist sehr
schwach. Im Hinblick auf die Erkenntnis, dass mit dem Anstieg des
Frauenanteils im Aufsichtsrat das Unternehmensrisiko sinkt, kann eher von
einem positiven als von einem negativen Effekt auf die
Unternehmensperformance ausgegangen werden", sagt Riepe. "Insgesamt führen
wir einen großen Teil des in Studien festgestellten Zusammenhangs zwischen
Frauen in Leitungsgremien und negativem Börsenwert auf diese
Messverzerrungen zurück. Der Effekt auf eine Senkung des Risikos, der den
nachhaltigen Unternehmenserfolg beeinflusst, bleibt jedoch bestehen."


Originalpublikation:

Empirical Studies on Gender Diverse Boards: Be Aware of the Value Bias in
Corporate Debt,

Jan Riepe und Philip Yang,

https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=3329966

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 01.07.2019
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STANDPUNKT/060: Rote Hilfe e.V. fordert die sofortige Freilassung von Carola Rackete (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 01.07.2019

Rote Hilfe e.V. fordert die sofortige Freilassung von Carola Rackete

Seenotrettung ist kein Verbrechen



Nachdem die Capitänin des Rettungsschiffes der Hilfsorganisation Sea-watch
3 mit 40 geretteten Geflüchteten am Hafen der Insel Lampedusa angelegt
hatte, wurde sie von der italienischen Polizei festgenommen. Es wurden
Ermittlungen wegen Beihilfe zur illegalen Einwanderung und Verletzung des
Seerechts gegen die Seenotretterin aufgenommen. Seit gut zwei Wochen
wartete die Organisation vergeblich auf eine Erlaubnis, in einen
europäischen Hafen zu fahren.

Nach Angaben von Sea-Watch haben sich Deutschland, Portugal, Frankreich und
Luxemburg bereit erklärt, Geflüchtete aufzunehmen.

Hierzu erklärt Anja Sommerfeld, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe
e.V.:

"Das Vorgehen von Carola Rackete ist mutig und war aus rein humanitären
Gründen völlig legitim. Die an Bord befindlichen Geflüchteten waren nach so
langer Zeit auf See völlig erschöpft und benötigen medizinische Hilfe.
Seenotrettung ist kein Verbrechen, sondern dringend notwendig angesichts
der menschenverachtenden Asylpolitik der Europäischen Union. Insbesondere
der Rechtsaußen Innenminister Matteo Salvini will Härte zeigen und die
Seenoretter*innen mit Repression überziehen. Wir versichern Carola Rackete
und allen von Repression Betroffenen unsere Solidarität. Wir rufen dazu
auf, sich öffentlich zu positionieren und an ihre Seite zu stellen.

Die Rote Hilfe e.V. fordert die sofortige Freilassung von Carola Rackete
und die Unterbringung der Geflüchteten auf dem Festland!".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 01.07.2019

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





MELDUNG/243: Bibelkunde per App - Neues Lernangebot an der Universität Rostock (idw)


Universität Rostock - 01.07.2019

Bibelkunde per App - Neues Lernangebot an der Universität Rostock



"Wo steht noch: Du sollst Deinen Nächsten lieben ... ?" Wer wusch seine 
Hände in Unschuld? Und wo findet man die Geschichte vom Turmbau zu Babel? 
Sich in der reichhaltigen biblischen Überlieferung auszukennen, gehört zu 
den Grundlagen des Theologie-Studiums. An der Theologischen Fakultät der
Universität Rostock wurde nun eine App entwickelt, mit der Studierende
sich per Smartphone insbesondere auf die detailreiche Bibelkunde-Prüfung
vorbereiten können.

Nutzer dieser App können fast 2.000 Einzelfragen zu allen Büchern der
Bibel stellen, übersichtlich nach Schwierigkeit und Thema geordnet. Die
App baut auf den Lehrbüchern von Professor Martin Rösel und Dr.
Klaus-Michael Bull auf, die an vielen deutschen Universitäten zur
Grundlagenliteratur gehören. "Wir haben die Fragen mit vielen
verschiedenen Prüfungsordnungen abgeglichen, so dass die App überall
sinnvoll eingesetzt werden kann," so Professor Rösel. Schon vor der App
hatten die beiden in Kooperation mit der Deutschen Bibelgesellschaft ein
Lernprogramm auf CD entwickelt, das nun auch online zugänglich ist. So
werden die alten Texte mit neuen Techniken leicht zugänglich und
erlernbar.

Die App ist unter dem folgenden Link zu finden:

https://www.repetico.de/deutsche-bibelgesellschaft

Das Lernprogramm finden Sie hier:

https://www.bibelwissenschaft.de/bibelkunde/

[Die Antworten auf die Eingangsfragen lauten: 3. Mose 19,18; Pilatus in
Matthäus 27,24; 1. Mose 9.]

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution210

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Rostock, 01.07.2019
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SCHACH-SPHINX/06975: Prophetische Stimme überhört (SB)


Nach der Partie gestand der isländische Großmeister Gudmundur
Sigurjonsson, daß er bei seinem letzten Zug 1.f2-f4 ein leichtes
Unbehagen in der Magengrube verspürt habe. Irgendwie war ihm sehr
unwohl zumute, ahnte er doch, daß sein Zug die Stellung seines
Kontrahenten Viktor Kortschnoj öffnen würde, und dann erhielte dessen
Läuferpaar einen gefährlichen Bedrohlichkeitszuwachs. Der Isländer
räumte jedoch auch ein, daß ihm kein besserer Zug eingefallen sei, und
daß er daher wider besseren Wissens und gegen alle rebellierenden
Instinkte gehandelt habe. Kortschnoj bedankte sich auf seine Weise im
heutigen Rätsel der Sphinx, überraschte seinen Kontrahenten sogleich
mit einem feinen Bauernopfer und bestätigte somit dessen
Befürchtungen. Sigurjonssons Gefühle waren also durchaus prophetisch
angehaucht gewesen, leider hatte er nicht auf die Stimme aus den
tiefen Regionen seines Unterbewußtseins gehört, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06975: Prophetische Stimme überhört (SB)]



Sigurjonsson - Kortschnoj

Wijk aan Zee 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der hübsche geistvolle Trick, der die lästige Drohung 1...Te4-g4+
zunichte machte, bestand in dem Springeropfer 1.Sd4-e6! Schlägt
Schwarz nun mit 1...Te4xe6, so gewinnt 2.Tf1-f8 ganz elemantar. Die
Amerikanerin glaubte dennoch einen Ausweg mit 1...Te4-g4+ gefunden zu
haben. Dieser führte jedoch auch nur in die Irre bzw. in den Abgrund
hinein: 2.Dg8xg4 Ld8xb6+ 3.Kg1-h2 Lb7-d5 4.Tf1-f8+ und Schwarz gab
auf, denn nach 4...Kc8-b7 gewinnt 5.Se6-c5+ die Dame.



Erstveröffentlichung am 3. Juli 2006
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2344: Schwergewicht - abermals auf Titelkurs ... (SB)




Joseph Parker dominiert überforderten Veteranen Alex Leapai

Für den ehemaligen WBO-Weltmeister Joseph Parker aus Neuseeland war
der überforderte australische Veteran Alex Leapai kaum mehr als ein
Sparringspartner, an dem er sein Können demonstrieren konnte. Ihr
Kräftemessen im Schwergewicht, das in Providence, Rhode Island, über
die Bühne gimg und vom Streamingdienst DAZN übertragen wurde, zog sich
bis in die zehnte Runde hin, worauf Ringrichter Ricky Gonzalez
schließlich intervenierte und den ungleichen Kampf nach 2:18 Minuten
für beendet erklärte. Parker traf den unbeweglichen Kontrahenten von
Beginn an fast nach Belieben, weshalb ein früher Abbruch in der Luft
zu liegen schien. Der Außenseiter hielt jedoch noch lange durch, ohne
dem Neuseeländer jemals gefährlich zu werden. Zur Ehrenrettung von
Parkers neuem Promoter Matchroom Boxing USA muß man indessen anführen,
daß ursprünglich der stärker einzuschätzende Eric Molina als Gegner
vorgesehen war, der jedoch wegen einer Verletzung kurzfristig absagen
mußte. Während der 27jährige Neuseeländer seine Bilanz auf 26
gewonnene und zwei verlorene Auftritte ausbaute, stehen für den zwölf
Jahre älteren Australier nunmehr 32 Siege, acht Niederlagen sowie vier
Unentschieden zu Buche. [1]

Parker stellte jedenfalls unter Beweis, warum er es vordem zum
Champion im Schwergewicht gebracht hatte. Er griff unverzüglich
behende und druckvoll an, schien allerdings selbst überrascht zu sein,
wie leicht er den Gegner traf. Leapei beschränkte sich größtenteils
darauf, hinter seinen Handschuhen in Deckung zu gehen und die Schläge
abzublocken. Nur dann und wann erwiderte er die Angriffe des
Neuseeländers mit wilden Schwingern, die mitunter sogar ihr Ziel
fanden. Parker wurde einige Male sauber am Kinn getroffen, steckte
diese Treffer aber bemerkenswert unbeeindruckt weg und revanchierte
sich umgehend mit wuchtigen Schlägen. In der zehnten Runde versetzte
der Favorit dem Kontrahenten sechs Treffer in Folge, die unbeantwortet
blieben, so daß der Referee gut beraten war, einzugreifen und Leapei
vor Schlimmerem zu bewahren. Laut der Statistik von CompuBox hatte
Parker bis zu diesem Zeitpunkt 198 Schläge ins Ziel gebracht, Leapei
hingegen lediglich 42, was die haushohe Überlegenheit des
Neuseeländers bestätigt.

Einen Gegner von dessen Format hatte der Australier zuletzt 2014 vor
den Fäusten gehabt, als er auf Wladimir Klitschko traf. Der Ukrainer
boxte damals auf dem Höhepunkt seines Könnens und schickte Leapei in
der fünften Runde auf die Bretter. Parkers Kampfesweise ließ durchaus
Ähnlichkeiten zu Klitschkos damaligem Auftritt erkennen, da er schnell
und präzise schlug, aber auch Gegentreffer problemlos wegsteckte. In
dieser Verfassung könnte der Neuseeländer auch gegen Andy Ruiz eine
gute Figur machen, den er 2016 als einziger Profiboxer schon einmal
besiegt hat. Allerdings kam ihm beim Kampf um den damals vakanten
WBO-Titel der Heimvorteil zugute, und so neigten viele Experten im
Gegensatz zu den Punktrichtern dazu, dem Gast aus den USA bei der
knappen Wertung den Zuschlag zu geben. Sollte Ruiz auch bei der noch
vor Ende des Jahres geplanten Revanche gegen den von ihm entthronten
Briten Anthony Joshua die Oberhand behalten und Weltmeister bleiben,
wäre ein zweites Duell mit Joseph Parker sicher eine attraktive
Option. [2]

Der Neuseeländer wollte sich bei seinem Auftritt im Dunkin' Donuts
Center für einen Titelkampf empfehlen, was ihm trotz des
unbeweglichen, aber robusten Kontrahenten durchaus gelang. Es war der
erste Auftritt unter der Regie Eddie Hearns, mit dem zwei weitere
Kämpfe vertraglich vereinbart sind. Parker dürfte mit dieser
Entscheidung natürlich vor allem die Perspektive verbunden haben,
möglichst schnell eine Revanche gegen Anthony Joshua zu bekommen.
Wenig später verlor der Brite jedoch am 1. Juni seine drei Titel
völlig überraschend an Andy Ruiz, der weithin unterschätzt worden war
und nicht zufällig gewann.

Parker hatte 2018 im Kampf zweier Weltmeister gegen Joshua nach
Punkten verloren und die erste Niederlage seiner Karriere bezogen.
Viele Beobachter waren damals der Auffassung, daß der Ringrichter den
Neuseeländer benachteiligt hatte, da er ihn systematisch daran
hinderte, dem Publikumsliebling zu nahe zu kommen. Dadurch konnte
Joshua seine Reichweitenvorteile ausspielen und behielt die Oberhand.
In der Folge mußte sich Parker auch Dillian Whyte geschlagen geben,
der ebenfalls bei Matchroom Boxing unter Vertrag steht und vom Referee
begünstigt wurde. Whyte durfte sich ungestraft zahllose
Regelwidrigkeiten erlauben, ohne die er schwerlich den Kampf für sich
entschieden hätte. Gleich ob Kopfstöße, Nackenschläge, Halten und
Schlagen oder andere unzulässigen Aktionen, selbst ein angeblich
regulärer Niederschlag in der zweiten Runde erwies sich in der
Zeitlupe zweifelsfrei als Kopfstoß. Wenngleich natürlich auch ein
Unparteiischer einen schlechten Tag haben kann, mutet doch seltsam an,
daß Parker bei zwei derart wichtigen Gastspielen auf britischem Boden
in Folge so eklatant benachteiligt wurde.

Der aus Auckland stammende und in Las Vegas trainierende Gast war
indessen klug und großzügig genug, seine offenkundige Benachteiligung
nicht durch eine berechtigte, aber nutzlose Klage zum Thema zu machen.
Es sei eine großartige Gelegenheit gewesen, abermals in England
anzutreten. Whyte habe stark gekämpft und verbessere sich laufend
weiter, wofür er ihm allen Respekt zolle, erklärte der Neuseeländer
vielmehr. Da er nirgendwo sonst derart hochkarätige und lukrative
Auftritte bekommen kann, neigt er verständlicherweise dazu, es sich
mit Eddie Hearn und den britischen Fans nicht zu verscherzen. Wie sich
zeigen sollte, war dies zugleich seine Eintrittskarte für Matchroom
Boxing, dessen Promoter über großen Einfluß auf der Insel verfügt und
sich dank eines Zehnjahresvertrags mit dem Streamingdienst DAZN, der
dem Vernehmen nach mit bis zu einer Milliarde Dollar dotiert ist, auch
in den USA etabliert.

Da Leapai ein statisches Ziel bot, konnte Parker sein Repertoire an
ihm abarbeiten, zumal der Australier Dutzende schwere Treffer
einsteckte, ohne zu Boden zu gehen. Uppercuts, Körperschläge und
rechte Gerade, dazu Kombinationen und Angriffe aus wechselnden
Vektoren, und das alles in flottem Tempo ohne größere konditionelle
Einbrüche, zeugten von den Qualitäten des Neuseeländers. Er habe ein
halbes Jahr nicht mehr im Ring gestanden und mehr Runden als erwartet
gebracht, räumte Parker in einer ersten Stellungnahme nach seinem
Erfolg ein. Leapei habe aber auch einen verdammt harten Schädel.
Jedenfalls freue er sich über seinen Vertrag mit Matchroom und auf
weitere gute Auftritte in der nahen Zukunft. Er wolle keine längeren
Pausen mehr einlegen, sondern jeden Kampf annehmen, der sich ihm
biete. Andy Ruiz sei davon überzeugt, bei ihrem ersten
Aufeinandertreffen gewonnen zu haben. Wünsche er eine Revanche, um die
Sache aus seiner Sicht geradezurücken, sei er gern dazu bereit, im
Ring für Klarheit zu sorgen, empfahl sich Joseph Parker für einen
Titelkampf, ohne über Gebühr zu drängen. [3]


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2019/06/andrade-vs-sulecki-live-fight-results-from-providence-ri/

[2] www.boxingnews24.com/2019/06/joseph-parker-beats-leapai-in-a-bruising-mismatch/

[3] www.espn.com/boxing/story/_/id/27084934/joseph-parker-stops-alex-leapai-wants-heavyweight-unified-titlist-andy-ruiz-jr-next

2. Juli 2019
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VEREINE/203: Soziale Verantwortung von Profisportvereinen (idw)


Hochschule Heilbronn - 01.07.2019

Soziale Verantwortung von Profisportvereinen

Gemeinsames Forschungsprojekt des FC Schalke 04 e.V. und der Hochschule
Heilbronn/Campus Künzelsau - Reinhold Würth Hochschule.



Im gegenwärtigen gesellschaftspolitischen Umfeld lässt sich auch auf
Sportorganisationen ein hoher und steigender Druck ausmachen,
gesellschaftliche Verantwortung (= "Corporate Social Responsibility" bzw.
CSR) zu übernehmen. Dies betrifft insbesondere Profisportvereine; umso
mehr da diese, im Zuge von Kommerzialisierung und Professionalisierung,
neben sportlichen zunehmend unternehmerische Ziele verfolgen (müssen).
Angesichts der vielfältigen (positiven und negativen) Effekte, die sie
hervorrufen können wurden Sportgroßveranstaltungen in dieser Hinsicht
bereits umfassend untersucht. Dies gilt für Profisportvereine nur bedingt,
obwohl gerade sie, aufgrund ihrer starken lokalen und regionalen
Verwurzelung, vielfache gesellschaftliche Wirkungen entfalten.

Vor diesem Hintergrund haben der FC Gelsenkirchen-Schalke 04 e.V., mit
seiner CSR Abteilung, und der Studiengang Betriebswirtschaft und Kultur-,
Freizeit-, Sportmanagement der Reinhold-Würth-Hochschule (HHN) ein Projekt
der angewandten Forschung vereinbart, welches im Rahmen verschiedener
Lehrveranstaltungs- und Projektformate in den kommenden Monaten umgesetzt
werden soll. Ziel ist es, die sozialen und ökonomischen Wirkungen des
Clubs mit Hilfe wissenschaftlicher Methoden zu erheben, um anschließend
konkrete Handlungsempfehlungen aussprechen zu können.
Projektverantwortlich auf Seiten der HHN ist Prof. Dr. Sebastian
Kaiser-Jovy, der sich in Forschung und Lehre schwerpunktmäßig mit den
sozioökonomischen Wirkungen des Sports beschäftigt.

Unter dem Dach von Schalke hilft! bündelt und koordiniert der FC Schalke
04 sein soziales, gesellschaftliches und ökologisches Engagement und setzt
sich für die Einwohner Gelsenkirchens, die Anhänger des Vereins und die
Region ein. Schalke hilft! setzt auf die Kraft des Sports, die
Gesellschaft positiv zu beeinflussen und soziale Veränderungen
voranzutreiben.

Der Anspruch des Engagements ist eine größtmögliche Wirkung zu erzielen,
das Leben der Menschen in der Stadt, ihrem Lebensumfeld und der Region
nachhaltig zu verbessern. Dazu arbeitet Schalke hilft! mit starken und
kompetenten Partnern zusammen. Nur so sind die gesteckten Ziele zu
erreichen.

"Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit mit der Hochschule Heilbronn. Durch
das gemeinsame Forschungsprojekt erhoffen wir uns, wissenschaftlich
fundierte Erkenntnisse zu gewinnen, die uns langfristig und nachhaltig bei
unserer Arbeit helfen können", so Sebastian Buntkirchen, Leiter CSR und
Mitglieder des FC Schalke 04 sowie Geschäftsführer der vereinseigenen
Stiftung Schalke hilft!




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution752

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Heilbronn, 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





SPIELZEIT/065: Theater Lübeck - die Spielzeit 2019/20 (Theater Lübeck)


THEATER LÜBECK

Spielplan von Musiktheater und Schauspiel für die Spielzeit
2019/20

Spielzeitheft 2019/20 ist ab sofort im Theater Lübeck erhältlich!



Das Musiktheater bietet in der Saison 2019/20 ein thematisches
Programm, das in engem Austausch mit der Lübecker Museumslandschaft
kulturelle Identitäten zwischen den Kontinenten Afrika, Europa und
Amerika beleuchtet und sieben Lübecker Erstaufführungen bietet. Den
Auftakt bildet am 25/08/19 die Premiere der Tango-Operita »María de
Buenos Aires« von Astor Piazzolla, inszeniert von Rainer Vierlinger,
dirigiert von Takahiro Nagasaki, dem neuen 2. Kapellmeister des
Theater Lübeck ab der kommenden Spielzeit. Es folgt am 21/09/19 mit
»La Sylphide« eine Ballett-Premiere, erneut in Kooperation mit dem
Ballett Kiel. Die Choreographie stammt von August Bournonville, die
Einstudierung übernimmt Peter Bo Bendixen, das Dirigat Chordirektor
und Kapellmeister Jan-Michael Krüger. Mit »Christophe Colomb« zeigt
das Musiktheater eine Oper von Darius Milhaud; Premiere ist am
12/10/19, es dirigiert Andreas Wolf, für die Inszenierung zeichnet
Milo Pablo Momm verantwortlich. Stefan Vladar, Lübecks neuer
Generalmusikdirektor ab der kommenden Saison, dirigiert als erste
Neuproduktion im Musiktheater das lyrische Märchen von Antonín
Dvořák »Rusalka«, Premiere ist am 15/11/19. Inszeniert und
ausgestattet wird die Produktion von Otto Katzameier, bekannt als
international erfolgreicher Bariton, der hier sein Lübecker
Regie-Debut gibt. Es folgt mit »Montezuma« von Carl Heinrich Graun
eine neue Barockopernproduktion: Premiere ist am 26/01/20, für die
Inszenierung zeichnet Ingo Kerkhof verantwortlich, die Musikalische
Leitung übernimmt Takahiro Nagasaki. Zwei Produktionen im Musiktheater
werden als Teile des Projektes »I like Africa and Africa likes me - I
like Europe and Europe likes me« vom Fonds Doppelpass der
Kulturstiftung des Bundes gefördert: »L'Européenne« und »L'Africaine«
stellen jeweils eine Kooperation des Künstlerkollektivs
Angermayr/George/Somé/Traoré/van Schoor mit der Oper Halle und dem
Theater Lübeck dar. Die Uraufführung von »L'Européenne« findet am
06/03/20 am Theater Lübeck statt und wird zu einem späteren Zeitpunkt
als Gastspiel an der Oper Halle gezeigt werden; das Dirigat übernimmt
Andreas Wolf. Die Grand opéra von Giacomo Meyerbeer und Richard van
Schoor »L'Africaine« kommt am 03/04 und 05/04/20 als
Kooperations-Gastspiel unter der musikalischen Leitung von Michael
Wendeberg nach Lübeck. Oper und Konzert gehen erneut eine Verbindung
ein und präsentieren als Oper konzertant und gleichermaßen als 7.
Sinfoniekonzert in einer konzertanten Aufführung Alexander Zemlinskys
Oper »Der Kreidekreis« in der Musik- und Kongresshalle. Termine sind
am 19/04 und am 21/04/20. Die letzte Premiere des Musiktheaters, am
30/05/20, wird eine Kooperation mit dem Theater Hagen sein: Giuseppe
Verdis »Simon Boccanegra« in der Inszenierung von Magdalena
Fuchsberger und unter der Musikalischen Leitung von GMD Stefan Vladar.

Das Schauspiel startet mit »Game of Crowns 1« in die neue Spielzeit:
Schauspieldirektor Pit Holzwarth setzt sich unter dem Motto »Intrige -
Macht - Könige« mit William Shakespeares Königsdramen um »Richard
II.«, »Heinrich IV.« und »Heinrich V.« auseinander; Premiere ist am
06/09/19 in den Kammerspielen. Im Großen Haus zeigt Andreas Nathusius
am 13/09/19 seine Sicht auf Friedrich Schillers »Die Räuber«; zuletzt
wurde hier seine Inszenierung von »Berlin Alexanderplatz« gefeiert.
Die nächste Premiere in den Kammerspielen (08/11/19) übernimmt
Regisseur Marco Štorman - er befasst sich mit Tony Kushners
»Engel in Amerika«. »Tintenherz« von Cornelia Funke ist das
Weihnachtsstück in der neuen Spielzeit. Ab 29/11/19 wird es rund 30
Mal im Großen Haus bis Weihnachten zu sehen sein. Am 30/11/19 feiert
»Vor Sonnenaufgang« von Ewald Palmetshofer nach Gerhart Hauptmann
Premiere. Für die Inszenierung kehrt Mirja Biel nach »Caligula« zurück
ans Theater Lübeck. Friederike Harmstorf, die im Mai 2019 »Quartett«
von Heiner Müller im Jungen Studio zeigt, wird in den Kammerspielen
»Zur schönen Aussicht« von Ödön von Horváth inszenieren - Premiere ist
am 31/01/20. Malte C. Lachmann, der aktuell mit Brechts
»Dreigroschenoper« für ein ausverkauftes Großes Haus sorgt, wird
erneut auf der großen Bühne inszenieren: »Alice« nach Lewis Carrolls
»Alice im Wunderland« mit Musik und Gesangstexten von Tom Waits und
Kathleen Brennan feiert am 08/02/20 Premiere; die Musikalische Leitung
übernimmt Willy Daum. Am 02/04/20 heißt es in den Kammerspielen »Game
of Crowns 2«: Regisseurin Lily Sykes wird das von Pit Holzwarth Anfang
der Saison angefangene Machtspiel fortsetzen und sich mit der
York-Tetralogie der Fortsetzung der Historiendramen widmen. Pit
Holzwarth inszeniert zum Ende der Spielzeit die große Welt- und
Theatererzählung »Vögel« von Wajdi Mouawad; Premiere ist am 01/05/20.
Auch das Schauspiel wird erneut vom Fonds Doppelpass der
Kulturstiftung des Bundes gefördert: Die Produktion »Nosferatu - Haus
der Antikörper« ist eine Fortsetzung von »Die tonight, live forever -
Das Prinzip Nosferatu« der aktuellen Spielzeit. Die Uraufführung
findet am 16/05/20 auf der Kulturwerft Gollan statt. Im Jungen Studio
präsentiert das Schauspiel »Tonio Kröger« von Thomas Mann in der
Inszenierung von Catrin Mosler (Premiere: 30/08/19) sowie eine weitere
Produktion, die im Laufe der Spielzeit noch benannt wird.

Zahlreiche Wiederaufnahmen wird es geben: Das Musiktheater zeigt
weiterhin »La Traviata«, »Don Giovanni«, »Hänsel und Gretel«, »Ball im
Savoy« und »Ranzlichter 2«. Im Schauspiel kehren folgende Produktionen
zurück auf die Bühne: »Die Dreigroschenoper« und »Comedian Harmonists«
im Großen Haus und in den Kammerspielen »Drei Schwestern«, »Istanbul«,
»Patti Smith«, »Leonard Cohen«, »The Rocky Horror Show« und »Riders on
the storm«.

Ab dem 15. Mai 2019 können Neuabonnenten für die kommende Spielzeit
Abonnements abschließen. Zur Wahl stehen reine Musiktheater-,
Schauspiel- und Konzert-Abonnements sowie Mix-Abonnements. Abonnenten
können zwischen verschiedenen Wochentagen auswählen sowie den Umfang
des Abonnements bestimmen. Wer die Neuproduktionen des Theater Lübeck
als Erster erleben möchte, entscheidet sich für ein Premieren-Abo. Neu
im Konzert sind neben dem Klassiker des 9er-Abos für alle
Sinfoniekonzerte auch zwei kleinere Abos: Das 3er-Abo und das 6er-Abo,
bei denen jeweils aus den neun Sinfoniekonzerten gewählt werden kann.
Das Abonnementsbüro ist Dienstag bis Freitag von 10.00 - 13.00 Uhr
sowie Dienstag und Donnerstag zusätzlich von 14.00 - 18.30 Uhr
geöffnet und telefonisch unter 0451/7088-152 erreichbar. Das
Spielzeitheft 2019/20 ist ab sofort im Theater Lübeck erhältlich. Ab
Anfang Mai ist es zudem an den bekannten Vorverkaufsstellen und
zahlreichen Orten in Lübeck und Umgebung erhältlich.

Weitere Informationen: www.theaterluebeck.de

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 26. April 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80, Telefax; 0451/70 88-222

E-Mail: kontakt@theaterluebeck.de

Internet: http://www.theaterluebeck.de
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MUSIKTHEATER - MUSICAL/271: Wiesbaden - »Fame - Das Musical«, 30.8.2019 in der Wartburg


HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

»Fame - Das Musical«

Idee und Entwicklung von David de Silva, Buch von Jose Fernandez,
Song-Texte von Jacques Levy, Musik von Steve Margoshes und dem
Titel-Song »FAME« von Dean Pitchford und Michel Gore

Deutsche Fassung von Frank Thannhäuser und Iris Schumacher

Premiere im JUNGEN STAATSMUSICAL am 30. August 2019 um 19.30 Uhr in
der Wartburg

Die beiden nächsten Vorstellungstermine: 31. August & 3. September,
jeweils um 19.30 Uhr



New York. Ihrem großen Ziel ganz nah, warten die Bewerber der
angesagten Highschool of Performing Arts auf die Entscheidung, wer
aufgenommen wird und wer nicht! Den ganz großen Traum verwirklichen,
schaffen, was man sich vorgenommen hat, das wollen sie alle, die
jungen Talente. Und schon geht es los mit hartem Training, Tanz,
Gesang und einem Rausch der Gefühle.

Ein wunderbares Musical in der Inszenierung von Iris Limbarth nach dem
gleichnamigen Film aus dem Jahr 1980, in dem sich junge Menschen
verlieben, erste Erfolge feiern und die Schönheit des Lebens
entdecken.

Regie und Choreographie: Iris Limbarth

Musikalische Leitung: Frank Bangert

Bühnenbild: Britta Lammers

Kostüme: Heike Korn

Ensemble des Jungen Staatsmusicals

Weitere Vorstellungstermine und mehr Informationen finden Sie unter:

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: 

www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

Das Hessische Staatstheater Wiesbaden macht Theaterferien: 

Vom 01. Juli 2019 bis 14. August 2019 sind wir in der Sommerpause.

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3

65189 Wiesbaden

Tel. +49 (0)611.132 1

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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SPIELPLAN/881: Karlsruhe - Monatsübersicht für den Juli 2019


_T_H_E_A_T_E_R__K_A_R_L_S_R_U_H_E_

Monatsübersicht für den Juli 2019



Dienstag, 02. Juli 2019

18:00

VERLEIHUNG GOLDENER FÄCHER

MITTLERES FOYER

EINTRITT FREI

19:00 - ca. 20:15

MONGOS von Sergej Gößner

anschließend Publikumsgespräch

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

20:00 - 22:45

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

TREFFPUNKT KASSENHALLE

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de. Unser

Kartenservice wendet sich an Sie.

Mittwoch, 03. Juli 2019

17:30

PÄDAGOG*INNENTREFFEN III

INSEL

18:45

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

19:00 - 20:00

SOGWIRKUNG

Ein Tanztheaterprojekt mit Jugendlichen und

einer Schauspielerin

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

Eintritt frei | Zählkarten ab sofort an der

Kasse erhältlich und unter T 0721 93 3333 oder

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de | Für

Schulklassen oder Gruppen bitten wir um eine

Reservierung unter

schulen@staatstheater.karlsruhe.de oder 0721 20

10 10

INSEL

19:10

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

19:30 Einführung

20:00 - ca. 22:00

BALLETT: ZUKUNFT BRAUCHT HERKUNFT

von Thiago BordinMonatsaktion

ZUM VORERST VORLETZTEN MAL

43,00 - 11,50 Euro, Mi C / DGB-Besucherring,

1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 21:30

UNANTASTBAR?

von Suse Wächter

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

20:00

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

20:20

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

21:00

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

21:20

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

Donnerstag, 04. Juli 2019

11:00 - 12:00

SOGWIRKUNG

Ein Tanztheaterprojekt mit Jugendlichen und

einer Schauspielerin

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

Eintritt frei | Zählkarten ab sofort an der

Kasse erhältlich und unter T 0721 93 3333 oder

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de | Für

Schulklassen oder Gruppen bitten wir um eine

Reservierung unter

schulen@staatstheater.karlsruhe.de oder 0721 20

10 10

INSEL

19:00 Einführung

19:30 - 20:45

BALLETT: CARMINA BURANA CONCERTO

Ballette von Germinal Casado und Sir Kenneth

MacMillan

VORSTELLUNGSÄNDERUNG | OHNE PROGRAMMPUNKT

CONCERTO

43,00 - 11,50 Euro, 1 Pause

GROSSES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

19:30 Einführung

20:00 - ca. 21:45

IPHIGENIE

von Euripides & Johann Wolfgang Goethe

32,00 - 10,50 Euro, Do B44

KLEINES HAUS

20:00 - ca. 21:00

DAS NEUE STÜCK 61 - GRNDGSTZ

von Annalena & Konstantin Küspert. Szenische

Lesung & Autor*inengespräch

6,00 Euro

STUDIO

Freitag, 05. Juli 2019

11:00 - 11:45

FLIEGEN LERNEN

Theater für die Allerkleinsten von Stefanie

Heiner

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - ca. 23:15

PELLEAS UND MELISANDE

Drame lyrique von Claude Debussy

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

48,00 - 13,50 Euro, Fr C, Volksbühne Fr,

Volksbühne Oper Fr, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

34,00 - 11,00 Euro, Fr B56

KLEINES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

20:00 - 21:30

HOW TO DATE A FEMINIST

Komödie von Samantha Ellis

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Samstag, 06. Juli 2019

10:00 - 14:00

SPOT AN - TECHNIK FÜR ALLE! - GRUNDLAGEN DER

THEATERPÄDAGOGIK III

10,00 Euro / erm. 5,00 Euro / ANMELDUNG

theaterpaedagogik@staatstheater.karlsruhe.de

INSEL

16:00 - 16:45

FLIEGEN LERNEN

Theater für die Allerkleinsten von Stefanie

Heiner

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

19:00 Einführung

19:30 - 21:45

BALLETT: EIN SOMMERNACHTSTRAUM

von Youri Vámos nach William Shakespeare

STAATSTHEATER für alle: Live-Übertragung auf

den THEATERVORPLATZ

ZUM LETZTEN MAL

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Weihnachtsgeschenk-Abo, 

1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 - 21:30

THE BROKEN CIRCLE

Ein Bluegrass-Konzert von Johan Heldenbergh und

Mieke Dobbels

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

34,00 - 11,00 Euro, Schauspiel 4 + 3

KLEINES HAUS

19:00 Einführung

19:30 - ca. 21:30

DAS DORF von Herbordt/Mohren

ZUM LETZTEN MAL

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

19:30 - 21:45

STAATSTHEATER FÜR ALLE - 

BALLETT: LIVE-ÜBERTRAGUNG

EIN SOMMERNACHTSTRAUM

THEATERVORPLATZ

EINTRITT FREI

Sonntag, 07. Juli 2019

10:15 Einführung

11:00 - ca. 13:00

8. SINFONIEKONZERT

Werke von F. X. Mozart, Haydn & Strawinsky

48,00 - 13,50 Euro, Konzert-Abo So

GROSSES HAUS

16:00

LIEBLINGSBUCH 5 - STRENG GEHEIM + GUT

VERSIEGELT

Eine Vorlesereihe für Kinder

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

19:00 - 21:30

HAIR

Buch und Texte von Gerome Ragni und James Rado.

Musik von Galt MacDermot

ZUM 25. & LETZTEN MAL

43,00 - 11,50 Euro, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - 21:00

5. LIEDERABEND - KS. TINY PETERS & friends

38 Jahre Staatstheater Karlsruhe - Ein

Abschiedsfest mit Kolleg*innen

28,00 - 10,50 Euro, Liederabend-Abo, 1 Pause

KLEINES HAUS

Montag, 08. Juli 2019

19:15 Einführung

20:00 - ca. 22:00

8. SINFONIEKONZERT

Werke von F. X. Mozart, Haydn & Strawinsky

48,00 - 13,50 Euro, Konzert-Abo Mo, DGB-

Besucherring

GROSSES HAUS

Dienstag, 09. Juli 2019

19:00 - ca. 21:15

5. SONDERKONZERT

Werke von F. X. Mozart, Haydn & Strawinsky

mit Moderation & anschließendem

Künstler*innentreff

48,00 - 13,50 Euro, Sonderkonzert-Abo, KTG

Konzert, Volksbühne Konzert

GROSSES HAUS

19:00 - 20:15

FUCKFISCH von Juliette Favre

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

19:00 - 21:45

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

TREFFPUNKT KASSENHALLE

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de. Unser

Kartenservice wendet sich an Sie.

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang

Goethe

Während der Vorstellung werden intensive

Lichtblitze durch Stroboskope eingesetzt

32,00 - 10,50 Euro

KLEINES HAUS

Mittwoch, 10. Juli 2019

11:00 - 12:15

FUCKFISCH von Juliette Favre

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

18:30 - ca. 19:15

DAS BÜRO von Herbordt/Mohren

Tagesbesetzung

6,00 Euro

TREFFPUNKT BÜHNENEINGANG

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de. Unser

Kartenservice wendet sich an Sie.

19:00 - 20:15

FUCKFISCH von Juliette Favre

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 22:45

ROBERTO DEVEREUX

Tragedia lirica in drei Akten von Gaetano

Donizetti

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

43,00 - 11,50 Euro, Mi A, Volksbühne Di,

Volksbühne Oper Di, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

32,00 - 10,50 Euro

KLEINES HAUS

20:05 - ca. 20:50

DAS BÜRO von Herbordt/Mohren

ZUM LETZTEN MAL

Tagesbesetzung

6,00 Euro

TREFFPUNKT BÜHNENEINGANG

Donnerstag, 11. Juli 2019

10:30 Einführung

11:00 - 12:45

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

32,00 - 10,50 Euro / Schulen 8,00 Euro

KLEINES HAUS

20:00 - 21:45

WILLKOMMEN / ödie von Lutz Hübner und Sarah

Nemitz

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

32,00 - 10,50 Euro, Do B45

KLEINES HAUS

20:00 - ca. 21:30

LOVE IS A BATTLEFIELD

Songs & Stories mit Sven Daniel Bühler & Meik

van Severen

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro

STUDIO

Freitag, 12. Juli 2019

11:00 - 12:45

HEDWIG AND THE ANGRY INCH

Buch von John Cameron Mitchell | Musik und

Gesangstexte von Stephen Trask | Deutsch von

Rüdiger Bering und Wolfgang Böhmer

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 - 20:45

HEDWIG AND THE ANGRY INCH

Buch von John Cameron Mitchell | Musik und

Gesangstexte von Stephen Trask | Deutsch von

Rüdiger Bering und Wolfgang Böhmer

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 21:15

BALLETT: CARMINA BURANA CONCERTO

Ballette von Germinal Casado und Sir Kenneth

MacMillan

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT |

VORSTELLUNGSÄNDERUNG | OHNE PROGRAMMPUNKT

CONCERTO

43,00 - 11,50 Euro, Do A / DGB-Besucherring,

1 Pause

GROSSES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

19:30 Einführung

20:00 - ca. 21:45

IPHIGENIE

von Euripides & Johann Wolfgang Goethe

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

34,00 - 11,00 Euro, Fr A1, Volksbühne

Schauspiel Fr

KLEINES HAUS

20:00 - 21:30

DER STÄRKSTE MANN DER WELT

Komödie von Noah Haidle

ZUM LETZTEN MAL

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Samstag, 13. Juli 2019

17:30 Einführung

18:00 - ca. 22:00

HOFFMANNS ERZÄHLUNGEN

Fantastische Oper von Jacques Offenbach

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Sa musikalisch,

DGB-Besucherring, 2 Pausen

GROSSES HAUS

17:30 Einführung

18:00 - ca. 19:15

BAMBI ODER EINE SUCHE

nach Motiven von Felix Salten | Offene

Werkschau

anschließend Publikumsgespräch

ZUM LETZTEN MAL

Das Publikum ist eingeladen nach dem Prinzip

"pay what you want" für die Veranstaltung so

viel zu bezahlen, wie es möchte. Zählkarten

sind an der Theaterkasse erhältlich.

STUDIO

19:00 - 21:00

LA BOUTIQUE FANTASQUE & KORALLEN & CO.

GASTSPIEL | Ballettstudio La Remise

19,00 Euro / erm. 10,00 Euro

KLEINES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

Sonntag, 14. Juli 2019

11:00

5. KAMMERKONZERT

Werke von Haydn, Villa-Lobos, Kuhlau, Beethoven

& Bach

28,00 - 10,50 Euro, Kammerkonzert-Abo

KLEINES HAUS

13:45

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

14:10

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

14:30 Einführung

15:00 - ca. 18:15

PELLEAS UND MELISANDE

Drame lyrique von Claude Debussy

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

48,00 - 13,50 Euro, So F, KTG So, Volksbühne

So, 1 Pause

GROSSES HAUS

15:00

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

15:20

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

15:40

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

16:00 - 17:00

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

16:00

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

18:30 Einführung

19:00 - 21:00

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

34,00 - 11,00 Euro, So A12

KLEINES HAUS

19:00 - ca. 21:00

KAMMERKONZERT TANGO - DER LETZTE KAFFEE

Ein Ausflug in die Welt des argentinischen

Tangos, begleitet von Texten aus der

abgründigen Welt der Tango-Lyrik

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro

STUDIO

19:00 - 21:45

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

ENTFÄLLT

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

TREFFPUNKT KASSENHALLE

Montag, 15. Juli 2019

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang

Goethe

Während der Vorstellung werden intensive

Lichtblitze durch Stroboskope eingesetzt

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

32,00 - 10,50 Euro

KLEINES HAUS

20:00 - 22:45

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

TREFFPUNKT KASSENHALLE

Dienstag, 16. Juli 2019

10:30 Einführung

11:00 - 13:00

FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang

Goethe

Während der Vorstellung werden intensive

Lichtblitze durch Stroboskope eingesetzt

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

32,00 Euro - 10,50 Euro / Schulen 8,00 Euro

KLEINES HAUS

19:00 Einführung

19:30 - 22:45

BALLETT: ROMEO UND JULIA

von Sir Kenneth MacMillan nach William

Shakespeare

12. KARLSRUHER BALLETTWOCHE

ZUM LETZTEN MAL

Tagesbesetzung

43,00 - 11,50 Euro, Di A, 2 Pausen

GROSSES HAUS

20:00 - 21:15

JACQUES BREL - ON N'OUBLIE RIEN

Inszenierte Chansons mit Natanael Lienhard

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro

STUDIO

20:00

TRY OUT - KAPUTT

3,00 Euro | Keine Abendkasse, bitte erwerben

Sie Ihre Tickets im Vorverkauf an der

Theaterkasse.

ERDBEERMUND

Mittwoch, 17. Juli 2019

18:00

TRY OUT - KAPUTT

3,00 Euro | Keine Abendkasse, bitte erwerben

Sie Ihre Tickets im Vorverkauf an der

Theaterkasse.

ERDBEERMUND

19:00

3. JUGENDKONZERT - GETEILTE PULTE: BRAHMS 1

26,50 - 10,50 Euro / erm. 13,50 - 5,50 Euro,,

Jugendkonzert-Abo

KLEINES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - ca. 22:00

BALLETT: ZUKUNFT BRAUCHT HERKUNFT

von Thiago Bordin

12. KARLSRUHER BALLETTWOCHE

ZUM VORERST LETZTEN MAL

43,00 - 11,50 Euro, Mi B, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 21:15

EUROPA FLIEHT NACH EUROPA

ein dramatisches gedicht in mehreren tableaus

von Miroslava Svolikova

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

20:00

TRY OUT - KAPUTT

3,00 Euro | Keine Abendkasse, bitte erwerben

Sie Ihre Tickets im Vorverkauf an der

Theaterkasse.

ERDBEERMUND

Donnerstag, 18. Juli 2019

11:00

TRY OUT - KAPUTT

3,00 Euro | Keine Abendkasse, bitte erwerben

Sie Ihre Tickets im Vorverkauf an der

Theaterkasse.

ERDBEERMUND

19:00 Einführung

19:30 - 22:45

BALLETT: SCHWANENSEE

von Christopher Wheeldon nach Marius Petipa und

Lew Iwanow

12. KARLSRUHER BALLETTWOCHE

ZUM VORERST LETZTEN MAL

Tagesbesetzung

43,00 - 11,50 Euro, Do C, 2 Pausen

GROSSES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

19:30 Einführung

20:00 - ca. 21:45

IPHIGENIE

von Euripides & Johann Wolfgang Goethe

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

32,00 - 10,50 Euro, Do B46, DGB-Besucherring

KLEINES HAUS

20:00

TALK IM STUDIO: SCHAUSPIELERLEBEN ZU ZWEIT

Lisa Schlegel & Gunnar Schmidt im Gespräch auf

dem Roten Sofa mit Katrin Lorbeer & Dr. Bernd

Krüger, Vorsitzende der Gesellschaft der

Freunde des Badischen Staatstheaters

STUDIO

EINTRITT FREI

20:00

TRY OUT - THREATFLIX

3,00 Euro

INSEL

Freitag, 19. Juli 2019

17:30

VOLKSTHEATER-FESTIVAL BEGRÜSSUNG

INSEL

EINTRITT FREI

18:00

TRY OUT - THREATFLIX

3,00 Euro

INSEL

19:30

THEATERLABOR ZEITLOS

3,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - ca. 22:00

BALLETT: CARMINA BURANA CONCERTO

Ballette von Germinal Casado und Sir Kenneth

MacMillan

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

48,00 - 13,50 Euro, FK / DGB-Besucherring, 

1 Pause

GROSSES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

20:00 - 22:00

THE BROKEN CIRCLE

Ein Bluegrass-Konzert von Johan Heldenbergh und

Mieke Dobbels

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

34,00 - 11,00 Euro, Fr B54

KLEINES HAUS

Samstag, 20. Juli 2019

10:00

THEATERLABOR UNVERSTELLT

3,00 Euro

INSEL

11:45

THEATERLABOR ROLLENSALAT

3,00 Euro

INSEL

16:15

THEATERLABOR STÖRMELDUNG

3,00 Euro

INSEL

17:30

THEATERLABOR STAATSFEINDE

3,00 Euro

INSEL

17:45 - 18:30

STRUWWELPETER - SHOCKHEADED PETER | MUSICAL

AUSSCHNITTE BEI DAS FEST

DAS FEST, GÜNTHER-KLOTZ-ANLAGE, KULTURBÜHNE

EINTRITT FREI

19:00 - ca. 22:00

BALLETT GALA

Festlicher Abschluss der 12. Karlsruher

Ballettwoche

12. KARLSRUHER BALLETTWOCHE - STAATSTHEATER für

alle: Live-Übertragung auf den THEATERVORPLATZ

115,00 - 26,50 Euro, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - 22:00

STAATSTHEATER FÜR ALLE - BALLETT:

LIVE-ÜBERTRAGUNG

BALLETT GALA

THEATERVORPLATZ

EINTRITT FREI

20:00

POETRY SLAM: VOLKSTHEATER-EDITION

INSEL

EINTRITT FREI

20:30 - 22:00

HOW TO DATE A FEMINIST

Komödie von Samantha Ellis

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

21:00

VOLKSTHEATER-FESTIVAL PARTY

Ausklang bei Musik und Getränken

INSEL

EINTRITT FREI

Sonntag, 21. Juli 2019

10:30

KLASSIKFRÜHSTÜCK

5,00 Euro | Vorverkaufsstellen unter

www.dasfest.de

HAUPTBÜHNE DAS FEST

11:00

THEATERLABOR IMPRORAUSCH

3,00 Euro

INSEL

12:30 - 14:30

PICKNICK AUF PARKETT - URLAUB

Bürger*innen-Picknick

INSEL

EINTRITT FREI

15:00

THEATERLABOR CLUB XS

3,00 Euro

INSEL

19:00 - 21:30

HAIR

Buch und Texte von Gerome Ragni und James Rado.

Musik von Galt MacDermot

ENTFÄLLT

43,00 - 11,50 Euro, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - 21:00

LA BOUTIQUE FANTASQUE & KORALLEN & CO.

GASTSPIEL | Ballettstudio La Remise

19,00 Euro / erm. 10,00 Euro

KLEINES HAUS

 * 

Quelle:

Badisches Staatstheater Karlsruhe

Hermann-Levi-Platz 1, 76137 Karlsruhe

T.: 0721/933 333, Fax: 0721/3557 346

E-Mail: kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de

Internet: http://www.staatstheater.karlsruhe.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TREFF/467: Wiesbaden - Theaterfest eröffnet neue Spielzeit, 24.8.2019


HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Theaterfest

Samstag, 24. August 2019

Beginn: 14 Uhr

Kolonnaden & verschiedene Orte in & um das Hessische Staatstheater
Wiesbaden



Das Hessische Staatstheater Wiesbaden verabschiedet sich in die
Theaterferien. Intendant Uwe Eric Laufenberg und sein Team bedanken
sich bei allen Besucherinnen und Besuchern für eine ereignisreiche
Spielzeit 2018.2019 und freuen sich auf eine ebenso schöne Spielzeit
2019.2020.

Los geht's am 24. August! Dann startet das Hessische Staatstheater
Wiesbaden mit dem Theaterfest in die neue Spielzeit. Von 14 bis 19 Uhr
öffnen wir unsere Türen und laden ein zum Blick hinter die Kulissen,
zu Kostproben aus der neuen Spielzeit, Kinderprogramm und vielem mehr.

Mit einem Kostümverkauf auf der Hinterbühne des Großen Hauses und der
beliebten Kostümversteigerung, Chor- und Kammerkonzerten sowie
Ausschnitten aus dem Programm der Spielzeit 2019.2020 aller Sparten an
verschiedenen Orten des Hauses wie in den Kolonnaden und der
Außenbühne am Warmen Damm bietet das Theaterfest ein reichhaltiges
Programm für Groß und Klein. Die Werkstätten gewähren Einblicke in
ihre Arbeit. Bei Führungen durch die Kostüm-und Maskenabteilungen
werfen die Besucher einen Blick hinter die Kulissen. Ein Meet & Greet
mit der Theaterleitung und der Dramaturgie gibt Gelegenheit, ins
Gespräch zu kommen. In den Theaterkolonnaden informieren Stände
unterschiedlicher Abteilungen und Kooperationspartner über das Angebot
der neuen Spielzeit. Für das leibliche Wohl sorgt die Theaterkantine.

Neu in diesem Jahr ist das »Yourspace - Open Air«:

Das »Yourspace - Open Air« bietet die Möglichkeit, das eigene Können
unter Beweis zu stellen. Auf 3 mal 3 Metern, der kleinen Bühne am
Warmen Damm, haben Interessierte die Chance für 3-4 Minuten
aufzutreten. Eine Jury kürt aus den Teilnehmern und Teilnehmerinnen
einen Gewinner, der noch am selben Abend, um 19.45 Uhr, auf der Bühne
im Großen Haus auftreten kann.

Um Anmeldung wird gebeten: Im Voraus unter: 
yourspace@staatstheater-wiesbaden.de oder vor Ort am Info-Point am
Warmen Damm.

Für viele attraktive und ausgewählte Vorstellungen gewährt die
Theaterkasse an diesem Tag spezielle Angebote zum Spielzeitstart, so
erhalten Theaterfestbesucher beispielsweise 50 % Rabatt auf den
regulären Kartenpreis. Der Start dieser Aktion beginnt bereits um 13
Uhr.

Die ersten Publikumslieblinge lassen nicht lange auf sich warten:
»Kabale und Liebe« oder »Der Club« im Kleinen Haus und »Die
Zauberflöte« im Großen Haus freuen sich auf ein Wiedersehen.

Die Proben für die ersten Premieren der neuen Spielzeit laufen bereits
auf Hochtouren. Mit »Tyll« nach dem Roman von Daniel Kehlmann, Georges
Bizets »Carmen« und Wajdi Mouawads »Vögel« startet der August und
September im Hessischen Staatstheater Wiesbaden abwechslungsreich und
unterhaltsam.


Die ersten Premieren 2019.2020 


»Tyll«

Nach dem Roman von Daniel Kehlmann

In einer Fassung von Tilo Nest und Hanno Friedrich

Till Eulenspiegel ist der deutsche Narr schlechthin. So wie der
Bestseller-Autor Daniel Kehlmann hat ihn allerdings noch keiner
angepackt: In seinem hinreißenden Roman »Tyll« lässt er den Gaukler
und Spötter gänzlich ahistorisch durch den 30-jährigen Krieg streifen,
dessen Welt selten so plastisch und lebenssatt dargestellt worden sein
dürfte wie hier.

PREMIERE 31.08.2019 | 19.30 Uhr | Großes Haus


»Carmen«

Georges Bizet

Musikalische Leitung GMD Patrick Lange

Inszenierung Uwe Eric Laufenberg

»Carmen« zählt bis heute zu den beliebtesten Opern. Dabei war das
Publikum bei der Uraufführung (1875) zunächst eher schockiert als
begeistert, denn Bizet erhob die Minderprivilegierten - die
verhängnisvoll-verführerische Zigeunerin Carmen und den desertierten
Soldaten Don José - zu den Hauptfiguren seiner Geschichte. Ihren
großen Siegeszug trat die Oper dennoch an.

PREMIERE 14.09.2019 | 19.30 Uhr | Großes Haus


»Vögel«

Von Wajdi Mouawad

Als sich der junge Biogenetiker Eitan in die Doktorandin Wahida
verliebt, hängt - wie sollte es auch anders sein - der Himmel voller
Geigen. Doch als er Wahida seinen jüdischen Eltern vorstellen will,
verhärten sich die Fronten - Wahida ist Araberin. MEHR ZUM STÜCK

PREMIERE 15.09.2019 | 19.30 Uhr | Kleines Haus


Wiedersehen im Spielplan 


»Die Zauberflöte«

Wolfgang Amadeus Mozart

Nicht nur Klassikfans kennen die ebenso schrill-absurden wie klanglich
beeindruckenden Koloraturen der Arie der Königin der Nacht, das
lustige Vogelfängerlied, Taminos romantische Bildnis-Arie, das
Hohelied der Liebe zwischen Menschen egal welchen Standes, die
Sarastro-Arie des Verzeihens. Ein Werk, das seine Anziehungskraft und
sein Geheimnis zwischen Märchen, Gleichnis, Initiationsgeschichte,
Wiener Vorstadtbühnenrummel und Menschheitsmysterium bewahrt.

WIEDERAUFNAHME 20.09.2019 | 19.30 Uhr | Großes Haus


»Kabale und Liebe«



Von Friedrich Schiller in einer Fassung von Johanna Wehner

Schillers Sturm-und-Drang-Stück »Kabale und Liebe« erzählt von der
Liebe zwischen Ferdinand und Luise. Eigentlich zwei junge Menschen,
die nicht nach Herkunft oder Bankauszug fragen, sondern ihre Jugend
und ihre Liebe feiern wollen. Doch nicht nur die Eltern der beiden
sind gegen die Verbindung, auch die Gesellschaft stellt sich gegen die
Heirat des adligen jungen Mannes und der Tochter eines Musiklehrers.

WIEDERAUFNAHME 29.08.2019 | 19.30 Uhr | Kleines Haus


»Der Club«

Nach dem Roman von Takis Würger

In einer Theaterfassung von Anna-Sophia Güther, Philipp M. Krenn und
Ensemble

Klar, eindringlich und packend erzählt Würger in seinem Buch die
Geschichte des deutschen Waisenjungen Hans Stichler. Dieser wird von
seiner Tante nach Cambridge eingeladen, darf an der renommierten
Universität studieren, muss aber im Gegenzug ein Verbrechen aufklären
und sich dafür in einen von Männern dominierten Zirkel begeben.

WIEDERAUFNAHME 10.09.2019 | 19.30 Uhr | Kleines Haus


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3

65189 Wiesbaden

Telefon 0611.132 325

Fax 0611.132 367

E-Mail vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn
geöffnet.


Abonnement-Büro

Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367

E-Mail abonnement@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo, Mi, Fr 10.00 - 18.00 Uhr

Di, Do 10.00 - 19.00 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3

65189 Wiesbaden

Tel. +49 (0)611.132 1

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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FORSCHUNG/301: Zorro auf der Spur (BUND MAGAZIN)


BUND MAGAZIN - 2/2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Gartenschläfer

Zorro auf der Spur



Kürzlich hat sie begonnen, die »Spurensuche Gartenschläfer«. Der
BUND möchte mehr herausfinden über ein kleines Säugetier, das immer
seltener wird.

Mit dem Frühling sind auch die Gartenschläfer aus ihrem Winterschlaf
erwacht. Jetzt kann die Spurensuche beginnen: BUND,
Justus-Liebig-Universität Gießen und Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung starteten im April ihre erste Forschungssaison. Denn
die Schlafmaus mit der unverkennbaren »Zorro-Maske« gibt Rätsel auf:
Aus vielen Regionen in Deutschland und Europa ist sie spurlos
verschwunden. Binnen nur 30 Jahren ist ihr Verbreitungsgebiet um die
Hälfte geschrumpft.

Gleichzeitig ist nur wenig über den kleinen Nager bekannt. Wie man ihn
wirklich schützen kann, ist noch völlig unklar. Unsere Spurensuche
befasst sich deshalb in den nächsten drei Jahren intensiv damit, den
Gartenschläfer zu erforschen. Auf dieser Grundlage wollen wir in den
drei Jahren darauf dann gezielte Schritte für seinen Schutz einleiten.
Gefördert wird dies im Rahmen des Bundesprogramms Biologische Vielfalt
vom Bundesamt für Naturschutz (mit Mitteln des
Bundesumweltministeriums).

Die aktuellen Untersuchungen beziehen alle denkbaren Faktoren mit ein:
Was frisst der Gartenschläfer, und wie ist es um sein Nahrungsangebot
bestellt? Welche Lebensräume besiedelt er? Mag er es kalt oder warm,
trocken oder feucht? Welche Krankheiten und Parasiten plagen ihn, wer
sind seine Feinde? Dies und manches mehr zu untersuchen ist nur
möglich, wenn uns dabei viele ehrenamtliche Spurensucher*innen helfen.
Wir freuen uns über tatkräftige Mitarbeit!

Die Erforschung und der Schutz der Gartenschläfer sind ein Teil
dessen, was Naturschutz und Wissenschaft heute tun, um die biologische
Vielfalt zu bewahren. Denn die Gründe für das Verschwinden des
Gartenschläfers können auch für andere Arten von Bedeutung sein.
Bleiben Sie auf dem Laufenden unter www.gartenschlaefer.de

 * 

3 FRAGEN AN DEN EXPERTEN

Johannes Lang, Justus-Liebig-Universität Gießen

Wo sind Gartenschläfer heimisch? Vor allem in Gärten, wie ihr Name
es vermuten lässt?

Das stimmt zumindest im Süden und im Westen von Deutschland. Dort
kommen Gartenschläfer in Gärten, auf Obstwiesen und in Weinbergen vor.
In den Mittelgebirgen aber sind sie vor allem im Wald heimisch. Diese
Vielseitigkeit der Lebensräume ist erstaunlich. Ein Tier, das so
anpassungsfähig zu sein scheint und trotzdem aus vielen Regionen
verschwindet - das gibt der Forschung Rätsel auf.

Was tun, wenn man die Tiere im Garten hat?

Zuallererst: Freuen Sie sich über Ihre Mitbewohner! Sie nagen schon
mal am Obst oder suchen sich in Lauben ihr Winterquartier. Aber sie
gehören zu unserer Artenvielfalt und verdienen unseren Schutz. Je
natürlicher ein Garten ist - mit Hecken, Baumhöhlen, heimischem
Beerenobst -, umso wohler fühlen sich auch die Gartenschläfer. Noch
ein Tipp: Decken Sie Ihre Regentonne ab, damit die Tiere nicht darin
ertrinken. Und vergessen Sie nicht, uns Ihre Sichtung auf
gartenschlaefer.de zu melden!

»Dieses Tier gibt uns Rätsel auf.«



Können die Schlafmäuse auch im eigenen Garten angesiedelt werden?


Gartenschläfer stehen unter Naturschutz. Sie dürfen nicht einfach der
Natur entnommen und an anderer Stelle wieder ausgesetzt werden.

Zudem gibt es zwischen verschiedenen Regionen große genetische
Unterschiede. Die werden wir bei unserer Spurensuche einmal genauer
betrachten. Wenn wir im Rahmen des Projektes Tiere in bestimmten
Regionen wieder ansiedeln, werden wir diesen Aspekt auf jeden Fall mit
berücksichtigen.







STECKBRIEF

Grösse

• Körperlänge 12-17 cm

• Schwanzlänge 10-14 cm

Gewicht 

• 60-90 Gramm, im Winter bis über 130 Gramm

Lebensweise

• ausgedehnter Winterschlaf von Oktober bis April in Baumhöhlen
und Felsspalten, aber auch in Mauern und Gebäuden

• Gartenschläfer sind fast ausschließlich nachtaktiv. Sie
verbringen den Tag in kugelförmigen Nestern, die sie in Baum- und
Felshöhlen, in Nistkästen, aber auch im Gebüsch anlegen.

Nahrung

• Der Gartenschläfer ist ein Allesfresser: Er verspeist vor allem
Insekten, Spinnen, Würmer, Schnecken und Eier, aber auch Früchte,
Samen und Knospen.

 * 

Quelle:

BUND MAGAZIN 2/2019, Seite 30 - 31

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Friends of the Earth Germany

Kaiserin-Augusta-Allee 5, 10553 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: redaktion@bund.net

Internet: www.bund.net/bundmagazin
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INITIATIVE/409: Wenn der Hahn zum Helden wird - Rebhuhn-Projekt PARTRIDGE (DeWiSt)


Deutsche Wildtier Stiftung - 1. Juli 2019

Wenn der Hahn zum Helden wird

Deutsche Wildtier Stiftung: Im Juli kommen die Rebhuhn-Küken auf die
Welt. Die jungen Hühnervögel leben gefährlich



Rebhuhnküken sind Juli-Kinder. Die meisten Küken schlüpfen in diesem
Monat aus ihren Eiern, die eines Geleges sogar zeitgleich. Dabei
spornen sich die Küken gegenseitig mit munterem Gepiepe an. Ist der
kollektive Schlupf geglückt, geht es sogleich ans Futtern. Da stehen
ausschließlich Insekten auf der Küken-Speisekarte. Vater Rebhahn nimmt
einen Teil der jungen Brut unter seine Fittiche. Denn über ein Dutzend
Küken zu bespaßen - das schafft auch die bestorganisierteste Glucke
nicht!

Die sommerliche Feldflur, die langen Tage, die warme Witterung - ein
Paradies für muntere Küken. Aber die Sommer-Idylle trügt. Statt sich
den Bauch nun vollzuschlagen, wie es sich gehört, ist in der monotonen
Feldflur allzu häufig nichts Nahrhaftes mehr zu finden. Proteinhaltige
Insektenkost - Fehlanzeige! Ist doch einmal eine Wanze oder ein fetter
Käfer ergattert, rufen die Altvögel ihren hungrigen Nachwuchs mit
einem lockenden Glucksen heran.

Und droht nicht der Hungertod, so lauern tierische Feinde. "Von oben
kommen Krähe und Falke, um die Küken zu schlagen, auf dem Boden sind
es Fuchs und Wiesel, die Beute machen wollen", so Dr. Andreas Kinser,
stellvertretender Leiter Natur und Artenschutz der Deutschen Wildtier
Stiftung. Wenn da nicht Vater Rebhuhn wäre! Denn greift der Falke an,
wird er zum Helden. "Naht ein Räuber, stößt Vater Hahn einen Warnlaut
aus", sagt Eckhard Gottschalk von der Universität Göttingen,
Projektleiter des EU-weiten Rebhuhn-Rettungsprojekt PARTRIDGE (siehe
Infobox unten). "Die Küken flitzen zunächst blitzschnell auseinander,
um dann zu erstarren." Unerschrocken attackiert der tapfere Hahn
Krähen, Elstern oder sogar Turmfalken, die seinen Küken an den Kragen
wollen. Gottschalk: "Beim Habicht, Sperber oder Mäusebussard huscht er
blitzschnell in die Deckung. Kommt ein Fuchs, versucht der Hahn ihn
abzulenken, indem er sich flügellahm stellt und so versucht, den
Räuber zu narren."

Anfang Texteinschub

Das internationale Projekt PARTRIDGE soll demonstrieren, dass es
möglich ist, die Biodiversität in der Agrarlandschaft um 30% zu
erhöhen. Der Gradmesser für den Erfolg des Projektes ist die
Entwicklung der Rebhuhnpopulation. In den untersuchten Landschaften
werden dafür jeweils etwa sieben Prozent der Flächen im Sinne der
Wildtiere aufgewertet. Neben dem "Game and Wildlife Conservation
Trust" als Projektträger des Dach-Projektes und den
Demonstrationsregionen in England und Schottland beteiligen sich
Institutionen aus Belgien, den Niederlanden und Deutschland an dem
Projekt. PARTRIDGE wird über das EU-Interreg Nordseeprogramm
gefördert. In Deutschland wird die Abteilung Naturschutzbiologie der
Georg-August-Universität Göttingen von der Deutschen Wildtier Stiftung
und dem Deutschen Jagdverband unterstützt. Das Projekt erhielt nun
eine Fördermittelverlängerung bis 2023.

Ende Texteinschub

Dramatisch: 

Seit den 1980er Jahren ist die Rebhuhn-Population europaweit um 94
Prozent geschrumpft. Das Projekt PARTRIDGE hat Schutzmaßnahmen
entwickelt, um die selten gewordenen Hühnervögel zu retten. "Hier
erhalten die Rebhühner Flächen von Landwirten, die so gestaltet sind,
dass sich Vater Hahn bei der Verteidigung seiner Küken auch mal eine
Pause gönnen kann", sagt Gottschalk. Auf den Flächen sind genug
Stauden für die Deckung vorhanden und direkt daneben finden die
Hühnervögel insektenreiche Wildpflanzen zweier besondere
Blühmischungen. So kommen die langen Tage des Hochsommers den
PARTRIDGE-Küken zugute: Sie haben viel Zeit zu fressen und wachsen gut
behütet aus der gefährlichen Kinderzeit heraus.

 * 

Quelle:

Deutsche Wildtier Stiftung

Pressemitteilung, 01.07.2019

Christoph-Probst-Weg 4, 20251 Hamburg

Telefon: 040/9707869-0, Fax: 040/9707869-99

E-Mail: Info@DeWiSt.de

Internet: www.DeutscheWildtierStiftung.de
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GEFAHR/019: UV-Schutz - BfS fordert mehr Schattenplätze im öffentlichen Raum (BfS)


Bundesamt für Strahlenschutz - Pressemitteilung, 28. Juni 2019 13/19

Mehr Sonnenstunden erfordern mehr UV-Schutz

Wer Schatten sucht, der muss ihn auch finden



Pünktlich zum Start der Ferien in mehreren Bundesländern versprechen
die Meteorologen auch weiterhin Sonne pur von Sonnenaufgang bis
Sonnenuntergang. Doch die Sonne bringt nicht nur extreme Temperaturen
mit sich, sondern auch hohe UV-Werte. Aufgrund des hohen Sonnenstandes
ist zurzeit mit hoher solarer UV-Strahlung in ganz Deutschland zu
rechnen. Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) rät, sich vor Hitze
und UV-Strahlung zu schützen und fordert mehr Schattenplätze im
öffentlichen Raum.

"Durch den Klimawandel gibt es immer mehr warme wolkenlose Tage,
sodass die Zahl der Sonnenstunden und damit die Stunden, in denen man
sich der UV-Strahlung aussetzt, steigt. UV-Strahlung erhöht das
Hautkrebsrisiko", warnt BfS-Präsidentin Dr. Inge Paulini. "Der
sicherste Schutz davor ist: Starke Sonne meiden. Vor allem mittags
sollte man bei der derzeit herrschenden UV-Belastung drinnen bleiben.
Wer den Aufenthalt im Freien nicht vermeiden kann, sollte sich mit
entsprechender Kleidung, Kopfbedeckung, Sonnenbrille und Sonnencreme
schützen - auch im Schatten."

Um dem UV-Risiko zu begegnen, hält Paulini auch Veränderungen im
öffentlichen Raum für notwendig: "Bis jeder, der Schatten sucht, auch
welchen findet, ist noch einiges zu tun. Als Anpassung an den
Klimawandel müssen Kindergärten, Schulen, Freizeiteinrichtungen wie
Spielplätze und Schwimmbäder, aber auch Marktplätze und Innenstädte
viel mehr Schatten bieten. Zum Beispiel durch Sonnensegel oder Bäume."

Orientierung bei der Frage, welcher Sonnenschutz notwendig ist, bietet
der UV-Index. Das BfS informiert montags, mittwochs und freitags via
Newsletter über die zu erwartenden UV-Werte. Der Newsletter kann unter
www.bfs.de/uv-newsletter abonniert werden.

Klimawandel und UV-Strahlung

Daten des Deutschen Wetterdienstes zeigen, dass sich die
durchschnittliche Sonnenscheindauer seit 1951 bis 2018 um etwa 96
Sonnenstunden erhöht hat. Auswertungen des BfS legen nahe, dass eine
steigende Anzahl an sonnigen Tagen und damit der Sonnenscheindauer
über das Jahr direkt mit einem Anstieg der UV-Jahresdosis einhergeht.
Gezeigt hat sich dies auch im vergangenen Jahr, in dem die
Sonnenscheindauer etwa 30 Prozent über dem langjährigen Mittelwert
lag. Das BfS geht davon aus, dass es künftig aufgrund der globalen
Erwärmung mehr Tage mit Wohlfühltemperaturen gibt, an denen sich die
Menschen im Freien aufhalten und sich damit vermehrt der UV-Strahlung
aussetzen. Die Erhöhung der UV-Belastung durch den Klimawandelt sieht
auch das UV-Schutz-Bündnis und fordert darum in seinem
Grundsatzpapier, deutschlandweit verhältnispräventive Maßnahmen zur
Reduzierung der UV-Belastung zu schaffen.

UV-Strahlung und Gesundheit

UV-Strahlung der Sonne fördert die Bildung von Vitamin D im Körper,
ist aber gleichzeitig Ursache für Gesundheitsschäden wie Sonnenbrand,
Bindehautentzündung und Hornhautentzündung, grauer Star, vorzeitige
Hautalterung und im schlimmsten Fall Hautkrebs. Hochrechnungen auf
Basis der Daten des Krebsregisters Schleswig-Holstein zeigen, dass
2015 in Deutschland 293.285 Menschen neu an Hautkrebs erkrankten. Die
Zahl der Neuerkrankungen lag damit um 10 Prozent höher als noch im
Jahr 2013. Insgesamt hat sich die Anzahl der Hautkrebsneuerkrankungen
in Deutschland seit dem Jahr 2000 mehr als verdoppelt.

Bundesamt für Strahlenschutz:

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) arbeitet für den Schutz des
Menschen und der Umwelt vor Schäden durch Strahlung. Das BfS
informiert die Bevölkerung und berät die Bundesregierung in allen
Fragen des Strahlenschutzes. Die über 500 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter bewerten Strahlenrisiken, überwachen die
Umweltradioaktivität, unterstützen aktiv im radiologischen
Notfallschutz und nehmen hoheitliche Aufgaben wahr, darunter im
medizinischen und beruflichen Strahlenschutz. Ultraviolette Strahlung
und strahlenrelevante Aspekte der Digitalisierung und Energiewende
sind weitere Arbeitsfelder. Als wissenschaftlich-technische
Bundesoberbehörde betreibt das BfS Forschung und ist mit nationalen
und internationalen Fachleuten vernetzt.

Weitere Informationen unter www.bfs.de.

 * 

BfS-Pressemitteilung, 28.06.2019

Bundesamt für Strahlenschutz

Pressearbeit/PB2

Postfach 10 01 49, 38201 Salzgitter

Tel.: 030/18333-0, Fax: 030/18333-1150

E-Mail: info@bfs.de

Internet: http://www.bfs.de
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INITIATIVE/546: Praktizierter Insektenschutz - BUND feiert bundesweit 500 pestizidfreie Kommunen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 2. Juli 2019

Praktizierter Insektenschutz: BUND feiert bundesweit 500
pestizidfreie Kommunen 



Berlin. Es summt und brummt immer weniger in unserem Land. Umso mehr
freut sich der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) über
bereits 500 Kommunen, die ganz oder teilweise pestizidfrei sind, also
auf den Einsatz von Pestiziden verzichten. Gestartet ist das
BUND-Projekt im Dezember 2017 mit nur 90 Kommunen. Den rasanten
Anstieg der Gemeinden, die Insektenschutz praktizieren, wertet der
BUND als Erfolg vor Ort und sieht darin gleichzeitig einen
Handlungsauftrag für die amtierende Bundesregierung.

"Mit dem Verzicht auf Herbizide und andere chemisch-syntethischen
Gifte leisten die pestizidfreien Städte und Gemeinden einen großen
Beitrag für den Schutz von Mensch und Umwelt", lobt Corinna Hölzel,
BUND-Pestizidexpertin und Leiterin des Projekts 'Pestizidfreie
Kommune' die Entscheidungen vor Ort. "Damit wird in vielen Kommunen
umgesetzt, was die Menschen wollen: Insekten- und Artenschutz jetzt."
Im Rahmen des BUND-Projektes registriert Hölzel seit Monaten, dass
sich bundesweit bei Kommunalverwaltung und bei der Kommunalpolitik die
Sorge über die Zukunft von Tier- und Pflanzenarten breitmacht und ein
Umdenken einsetzt. "Gifte haben in unseren Kommunen nichts zu suchen,
erfüllen unsere Städte und Gemeinden doch viele wichtige Funktionen:
Sie sind Lebensraum und Spielplatz, Orte der Erholung und
Umweltbildung, Rückzugsgebiete für bedrohte Insekten wie Wildbienen
und Produktionsstätten für viele Lebensmittel wie Obst, Gemüse und
Honig", so Hölzel weiter.

Wie wichtig ein Umdenken bei dem oftmals sorglosen Einsatz von
Herbiziden ist, untermauert das im Mai 2019 vom Weltbiodiversitätsrat
vorgestellte Gutachten, wonach das Artensterben dramatischer denn je
ist. Hölzel: "Insekten bilden die Grundlage für unser Ökosystem und
sind unverzichtbar für die Lebensmittelproduktion. Deshalb gilt: Beim
Insektenschutz müssen alle an einem Strang ziehen." So wichtig und
wegweisend der Einsatz in den Gemeinden vor Ort sei, dürfe die
Verantwortung nicht den Kommunen allein überlassen werden.
"Hauptakteur ist die Bundesregierung, sie muss nun schnell und
umgehend Maßnahmen zum Schutz der Insekten ergreifen", mahnt Hölzel.
"Noch vor der Sommerpause muss ein Aktionsplan Insektenschutz
verabschiedet werden, der unsere Insektenvielfalt wirkungsvoll
schützt. Wir fordern Bundeskanzlerin Merkel auf, tätig zu werden und
die Blockade des Agrarministeriums zu durchbrechen."

Oftmals wird die Entscheidung einer Kommune, pestizidfrei zu werden,
durch insektenfreundliche Projekte begleitet. "Gemeinden die
beispielsweise auf den Einsatz von Glyphosat auf Wegen und
Spielplätzen verzichten wandeln Rasenflächen mit heimischem Saatgut in
mehrjährige Blühwiesen um", erläutert die BUND-Pestizidexpertin. "Aber
auch auf den landwirtschaftlichen Flächen, die in kommunalem Eigentum
sind, besteht Handlungsbedarf. Immer häufiger nehmen die Kommunen
deshalb Klauseln in die Pachtverträge auf, die den Einsatz von
Pestiziden verbieten oder reduzieren. Großes Potential für Insekten
besteht auch auf den öffentlichen Flächen entlang von Feldwegen und
Straßen."

Die Alternativen zum Einsatz von Ackergiften sind vorhanden. "In der
Landwirtschaft, in den Kommunen und in Hobbygärten gibt es
umweltfreundlichen Ersatz sowohl für Herbizide, wie Glyphosat, als
auch für Insektizide wie Neonikotinoide oder Fungizide", so Hölzel.
"Thermische oder mechanische Verfahren, stärkende Pflanzenjauchen,
resistente standortheimische Pflanzen, mechanische Entfernung von
Schadinsekten oder auch das seit jeher praktizierte Jäten sorgen für
Erfolg. Blütenpracht, Verkehrssicherheit und reiche Ernten - ohne
dabei nützliche Insekten wie Bienen, Wildbienen und Schmetterlinge zu
gefährden - sind möglich. Blütenreich und ohne Gift - das sollte das
Motto aller Städte und Gemeinden sein", erklärt die Pestizidexpertin
abschließend und verbindet damit die Hoffnung des Umweltverbandes,
weitere Gemeinden für das Projekt gewinnen zu können.

Hintergrund: 
Chemisch-synthetische Pestizide werden produziert und eingesetzt, um
Beikräuter oder ungewünschte Insekten zu vernichten. Sie töten jedoch
nicht nur diese Zielorganismen, sondern schädigen auch Nützlinge wie
Bienen, Schmetterlinge und Wildkräuter, die wichtige Nahrungsquellen
für Insekten sind. Das Insektensterben gefährdet wiederum andere
Tierarten, die sich von den Insekten ernähren, und beeinträchtigt die
Lebensmittelproduktion für den Menschen. Rund zwei Drittel der
Kulturpflanzen sind auf Bestäuber angewiesen. Der monetäre Wert der
Insekten-Bestäuberleistung in Europa beträgt zurzeit etwa 22
Milliarden Euro pro Jahr.

Mehr Informationen:

Eine Beschlussvorlage für den Gemeinderat sowie eine interaktive Karte
mit allen pestizidfreien Städten und Gemeinden finden Sie unter:

 www.bund.net/pestizidfreie Kommune

BUND-Umfrage zum Insektensterben unter: 


www.bund.net/insektensterben- umfrage

Die BUND Insekten-Kampagne "Lass brummen! Eine Zukunft für Insekten"
hat am 1. Juli einen Eilappell an Bundeskanzlerin Merkel gestartet und
fordert von ihr, dass sie ihre Richtlinienkompetenz nutzt und den
Schutz der Insekten höchstpersönlich in die Hand nimmt. Nach nur gut
24 Stunden und trotz Sommerferien in mehreren Bundesländern haben sich
bereits über 24.000 Menschen an die Bundeskanzlerin gewendet: 

www.bund.net/insektensterben-stoppen

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 02.07.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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SCHÄDLING/058: Borkenkäfer - Wissenschaftler schlagen Alarm (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 01.07.2019

Borkenkäfer: Wissenschaftler schlagen Alarm



Borkenkäfer bringen derzeit beispiellose viele Bäume in europäischen
und nordamerikanischen Wäldern zum Absterben. Wieso sich die Käfer
zuerst explosiv vermehren, bis dann ihre Zahl nach wenigen Jahren
natürlicherweise wieder zurückgeht, ist weitgehend unbekannt.
Wissenschaftler fordern deshalb verstärkte Forschungsaktivitäten. Auch
wegen des Klimawandels seien diese dringend erforderlich.




[image: Foto: © Rainer Simonis / Nationalpark Bayerischer Wald]

Der Buchdrucker ist in heimischen Wirtschaftswäldern ein gefürchtetes
Insekt. Die Borkenkäfer-Art kann in kurzer Zeit große Fichtenbestände
zum Absterben bringen.

Foto: © Rainer Simonis / Nationalpark Bayerischer Wald



"Wettlauf mit dem Tod: Die Invasion der Borkenkäfer" -
"Borkenkäfer-Population nimmt in diesem Jahr extreme Ausmaße an" -
"Borkenkäfer: Experte befürchtet 'Anfang vom Ende der Fichte'": Drei
Schlagzeilen deutscher Medien aus den vergangenen Wochen, ein Thema:
die explosive Zunahme der Borkenkäfer-Populationen und deren
verheerende Auswirkungen auf die Wirtschaftswälder. Dabei ist der
Befund nicht auf Deutschland begrenzt. Ein vergleichbares Bild zeigt
sich derzeit in vielen Wäldern überall in Mitteleuropa und
Nordamerika. Die Folgen dieser "Invasion" sind gewaltig. Allein in
Mitteleuropa waren die Käfer im Jahr 2018 für gut 40 Millionen
Kubikmeter Schadholz verantwortlich.




[image: Foto: © Rainer Simonis / Nationalpark Bayerischer Wald]

In natürlichen Wäldern wie dem Nationalpark Bayerischer Wald
verursachen Borkenkäfer keine Schäden. Für Wissenschaftler ist dies
der ideale Ort, um die Tiere und deren Einfluss zu erforschen.

Foto: © Rainer Simonis / Nationalpark Bayerischer Wald



Massenausbrüche von Borkenkäfern dauern meist einige Monate bis Jahre
an, anschließend gehen die Populationen plötzlich wieder deutlich
zurück. Woran dies liegt, ist kaum erforscht. In der aktuellen Ausgabe
des Forschungsmagazins Trends in Ecology and Evolution fordern
Wissenschaftler daher vermehrte Forschungsaktivitäten rund um den
Lebenszyklus der bedrohlichen Käfer. "Wir versuchen mit vielen
aufwändigen Maßnahmen, unsere Wälder vor Borkenkäfern zu schützen.
Doch was die starken Populationsschwankungen bei den Borkenkäfern
eigentlich auslöst, darüber wissen wir sehr wenig", sagt Dr. Peter
Biedermann, Erstautor der jetzt veröffentlichten Studie.

Biedermann ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für
Tierökologie und Tropenbiologie der Julius-Maximilians-Universität
Würzburg (JMU). Gemeinsam mit seinen an der Arbeit beteiligten
Kollegen vom Max-Planck-Institut für chemische Ökologie Jena sowie vom
Nationalpark Bayerischer Wald fordert er jetzt: "Es ist dringend
notwendig, dass wir nun diese wissenschaftliche Basis schaffen, damit
Forstwirtschaft und Politik künftig effizienter auf Ausbrüche von
Borkenkäfern reagieren können." Die Ergebnisse aus diesen
Untersuchungen könnten auch als Blaupause für die Bekämpfung anderer
schädlicher Waldinsekten dienen. Die wichtigste zu klärende Frage sei
dabei, ob es ein praxistauglicher Ansatz im Management von Natur- oder
sogar Wirtschaftswäldern sein kann, bei Massenvermehrungen von
Insekten einfach gar nicht einzugreifen, so Biedermann. Im
Nationalpark Bayerischer Wald hätten die Wissenschaftler beobachtet,
dass Borkenkäferpopulationen auch ohne Bekämpfung nach einigen Jahren
zusammengebrochen sind.

Der Klimawandel verschärft das Problem

Ein vertieftes Wissen über den Lebenszyklus vor allem des
Fichtenborkenkäfers sei auch angesichts des Klimawandels dringend
nötig: "Die zu erwartende Verstärkung von Klimaextremen wird die
heimischen Wirtschaftswälder weiter schwächen. Wir werden uns deshalb
auf wachsende Probleme mit dem Fichtenborkenkäfer einstellen müssen",
so Jörg Müller, Professor am Lehrstuhl für Zoologie III der JMU und
stellvertretender Leiter des Nationalparks Bayerischer Wald.

Zunehmend trockene und heiße Sommer bedeuten vor allem für Fichten
enormen Stress. Ihre ursprüngliche Heimat hat die Baumart in den
Bergen; in niederen Lagen kommen Fichten natürlicherweise nicht vor.
Erst der Mensch hat sie aus wirtschaftlichen Gründen im großen Stil
dort angepflanzt. Fichten sind wenig widerstandsfähig gegen Hitze und
Dürre. Eine lang anhaltende Wasserknappheit schwächt ihre Abwehr gegen
den Borkenkäfer -chemische Stoffe, die den Käfern nicht gut bekommen,
und eine verstärkte Harzabsonderung, wodurch die Käfergänge
verstopfen.

Faktoren, die die Populationsgröße von Insekten wie dem Borkenkäfer
beeinflussen können, gibt es jede Menge: Natürliche Feinde,
Krankheitserreger, die Konkurrenz innerhalb der eigenen Art sowie mit
anderen Arten, Landschaftsstrukturen, der Baumbestand, die
Widerstandsfähigkeit der bevorzugten Wirtsbäume, Temperatur,
Niederschlag. Welche Rolle diese im Einzelnen für die
Populationsdynamik von Waldinsekten spielen, sei weitgehend unbekannt,
so Jörg Müller.

Als Reaktion auf diesen Mangel an Wissen schlagen die Autoren vor, die
weltweit vorhandenen Daten zu bündeln, Wissenslücken zur
Populationsdynamik des Fichtenborkenkäfers und anderer Waldinsekten zu
identifizieren und auf dieser Grundlage zentrale offene Fragen zum
Zusammenspiel unterschiedlicher Faktoren durch neue Datenerhebungen zu
beantworten. Die Zusammenhänge, die sich aus den Ergebnissen ableiten
lassen, sollen in einem zweiten Schritt mit experimentellen
Feldstudien getestet werden, um daraus Handlungsempfehlungen
abzuleiten.

Ohne Unterstützung geht es nicht

Ohne Unterstützung durch forstwirtschaftliche und staatliche Akteure
sowie Geldgeber geht dies nach Ansicht der Wissenschaftler nicht.
Diese Unterstützung sei notwendig, um das ehrgeizige Ziel zu
erreichen: die Entwicklung der Populationen von Borkenkäfern und
anderen Waldinsekten besser zu verstehen. Der jetzt vorgelegte Ansatz
könne dazu beitragen, ein effizientes Management des Schädlingsbefalls
in die Wege zu leiten.

Originalpublikation:

Bark beetle population dynamics in the Anthropocene: challenges and
solutions. Peter H. W. Biedermann, Jörg Müller, Jean-Claude Grégoire,
Axel Gruppe, Jonas Hagge, Almuth Hammerbacher, Richard W. Hofstetter,
Dineshkumar Kandasamy, Miroslav Kolarik, Martin Kostovcik, Paal
Krokene, Aurélien Sallé, Diana L. Six, Tabea Turrini, Dan Vanderpool,
Michael Wingfield and Claus Bässler. Trends in Ecology and Evolution.

 DOI: 10.1016/j.tree.2019.06.002

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news718431

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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POLITIK/661: Aktuelle Stunde zu konkreten Maßnahmen für den Klimaschutz - Rede von Svenja Schulze (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung - 2. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Rede der Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit, Svenja Schulze,

in der Aktuellen Stunde zu konkreten Maßnahmen für den Klimaschutz,
insbesondere CO2-Preis und
Kohleausstieg, vor dem Deutschen Bundestag am 5. Juni 2019 in Berlin:



Frau Präsidentin!

Meine Damen und Herren Abgeordnete!

Eigentlich wissen es alle: Klimaschutz ist die Menschheitsaufgabe
unserer Zeit. Und auch wenn wir hier manchmal etwas anderes hören: Wir
haben beim Klimaschutz eigentlich kein Erkenntnisproblem mehr.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler weltweit belegen den
menschengemachten Klimawandel, und um eine Katastrophe abzuwenden,
müssen wir die Erderwärmung nach Möglichkeit auf unter 1,5 Grad
begrenzen.

Wir haben beim Klimaschutz übrigens auch kein Vertragsproblem. Mit dem
Pariser Klimaschutzabkommen und dem europäischen Regelwerk gibt es
einen verbindlichen, einen internationalen Rechtsrahmen. Jedes Land
kennt sein Restbudget an CO2 und hat eben auch zu liefern.

Und wir haben beim Klimaschutz den Rückhalt der Gesellschaft; wir
haben sogar den Rückhalt großer Teile der Wirtschaft. Deswegen
passiert auch schon etwas. Wir haben in dieser Bundesregierung schon
etwas erreicht: Wir haben den Kohleausstieg auf den Weg gebracht. Das
ist wirklich ein Meilenstein für den Klimaschutz. Mit der
Kohlekommission ist etwas gelungen, was für viele lange unlösbar
erschien, nämlich einen klima- und sozialverträglichen Konsens zu
finden. Spätestens 2038, wahrscheinlich aber sogar früher, beenden wir
die Kohleverstromung in Deutschland.

Meine Damen und Herren Abgeordnete von den Grünen, vielleicht können
Sie sich das noch einmal genauer ansehen: Bis 2022 werden 30 Prozent
des Kohlestroms vom Netz genommen. Das ist deutlich mehr, als Sie bei
Jamaika jemals verhandelt haben. Deswegen können Sie vielleicht ein
bisschen mit stolz darauf sein, was wir da geschafft haben.

Aber wir wissen: Nur sozial gerechte Klimapolitik behält Mehrheiten in
der Gesellschaft. Deswegen hat das Kabinett Eckpunkte für ein
"Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen" beschlossen. Wir ermöglichen
es den betroffenen Regionen, einen Strukturwandel auf den Weg zu
bringen, indem wir sie eben massiv finanziell unterstützen. Dahinter
kann auch niemand mehr zurück. Und wir sorgen für ein vernünftiges
Tempo beim Klimaschutz und beschreiten einen verlässlichen, einen
sozial- und energiepolitisch verantwortbaren Pfad gleichermaßen.

Nach dem Konsens in der Energiewirtschaft heißt es nun: Jetzt sind
alle anderen dran und müssen wirklich liefern. Auch hier haben wir
einen Zeitplan, und wir haben die richtigen Instrumente. Es liegt das
von mir erarbeitete Klimaschutzgesetz auf dem Tisch. Es wird dauerhaft
und verbindlich regeln, wie viel der Verkehr, die Industrie, die
Landwirtschaft und die Gebäude nun an CO2 einsparen müssen.

Der Wettbewerb um die besten Ideen ist nun eröffnet; er hat nach der
Europawahl noch mal deutlich an Fahrt gewonnen. Inzwischen werden
jeden Tag neue konkrete Vorschläge auf den Tisch gelegt; so soll es
auch sein. Im Klimakabinett sortieren wir das. Wir lassen unabhängig
prüfen, was wirklich zum Ziel führt. Wir haben uns einen verbindlichen
Zeitplan gesetzt: Alle Grundentscheidungen fallen im September, danach
geht es ans Gesetzeswerk. Also: 2019 wird das Jahr des Handelns im
Klimaschutz werden.

Als Umweltministerin und als Sozialdemokratin sage ich ganz klar und
unmissverständlich: Klimaschutz ist die zentrale Gestaltungsaufgabe
dieser Regierung in 2019! Es ist unsere Aufgabe, die Hebel zur Zukunft
umzulegen und Sicherheit, Verlässlichkeit zu schaffen. Mit dem
Klimaschutzgesetz, das ich vorgelegt habe, haben wir das richtige
Instrument.

Aber wie jede politische Debatte hat auch die Klimaschutzdebatte ihre
Tücken. Es gibt Überzeichnungen, es gibt Verharmlosungen, es gibt auch
die ein oder andere Nebelkerze; auch darauf möchte ich eingehen. Ich
finde die groteskeste Variante, die wir in der aktuellen Debatte
hören, ist der Versuch, eine Renaissance der Atomkraft herbeizureden.
Was wir für den Klimaschutz ganz sicher nicht brauchen, ist eine
Rückkehr zur Atomkraft. Sie birgt das Risiko eines Reaktorunfalls. Sie
beschert uns weiteren Atommüll. Sie ist enorm teuer, und sie verstopft
künftig unsere dezentralen Stromnetze. Ich fordere hier noch mal sehr
deutlich: Schluss mit dieser Geisterdebatte!

Ich warne aber auch vor Überzeichnungen bei der Bepreisung von CO2.
Meine Haltung hierzu ist klar und eindeutig: Wir brauchen eine
CO2-Bepreisung, weil sie das teuer macht, was wir vermeiden wollen.
Sie kann eine Lenkungswirkung entfalten. Sie ist damit ein wichtiges
Element in einer Gesamtstrategie zum Klimaschutz. Aber sie löst nicht
alle Probleme. Ein CO2-Preis, der alle anderen Instrumente überflüssig
macht, würde bedeuten, dass man sehr hoch einsteigen müsste, und das
kann dann nicht mehr sozial gerecht sein.

Ein CO2-Preis muss aber fair sein. Der Staat muss die Einnahmen an die
Bürgerinnen und Bürger zurückgeben; denn vor allem Pendler, vor allen
Dingen Mieterinnen und Mieter können dem höheren Preis durch ihr
eigenes Verhalten oft gar nicht ausweichen. Deshalb dürfen sie nicht
die Verlierer und Verliererinnen des Klimaschutzes werden. Wir geben
ihnen aber Anreize, um auf klimafreundlichere Verkehrsmittel
umzusteigen. Es muss sich lohnen, kleinere Autos zu fahren, den
öffentlichen Nahverkehr zu nutzen und CO2 zu reduzieren. Das
Klimakabinett wird sich mit diesem Instrument im Juli
auseinandersetzen. Es wird in die Grundentscheidung im September
einfließen.

Ich finde, das ist ein sehr ernstes Thema, und das sollten wir auch
als ernstes Thema diskutieren; denn überall auf der Welt verändern
sich alte Gewissheiten. Viele Menschen spüren, dass sich etwas
Grundlegendes verändert: unsere Art, zu produzieren, unsere Art,
Industrieland zu sein, unsere Art, zu wohnen, zu arbeiten, uns
fortzubewegen, zu konsumieren. Damit wird vielen inzwischen auch
bewusst: Die notwendigen Veränderungen betreffen unmittelbar mich, sie
betreffen mein eigenes Leben.

In das Denken an die Zukunft mischen sich Ungeduld,
Veränderungsbereitschaft und Sorgen gleichermaßen. Deswegen müssen wir
alle gemeinsam darauf achten, dass es eine gerechte Transformation
wird, dass wir es so organisieren, wie wir es beim Kohleausstieg
vormachen: dass es fair, dass es gerecht ist. Das ist jedenfalls mir
als Sozialdemokratin wichtig. Daran arbeite ich, und daran muss sich
auch die Regierung in 2019 messen lassen.

Herzlichen Dank.



BPA Bulletin Rede der Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit, Svenja Schulze,
in der Aktuellen Stunde zu konkreten Maßnahmen für den Klimaschutz,
insbesondere CO2-Preis und
Kohleausstieg, vor dem Deutschen Bundestag am 5. Juni 2019 in
Berlin
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FORSCHUNG/572: Landwirtschaft - Künftige Gefahren für die Biodiversität (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 28.06.2019

Landwirtschaft - Künftige Gefahren für die Biodiversität



Die Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion bedroht vor allem
den Artenreichtum in den Tropen. Eine neue Studie zeigt, welche Folgen
die Ausweitung oder Intensivierung von Ackerbau auf globale
Agrarmärkte und Biodiversität hat.

In den kommenden Jahren wird die landwirtschaftliche Produktion global
weiter steigen müssen, um den wachsenden Bedarf durch sich verändernde
Konsummuster zu decken. Dazu können entweder die bestehende
Ackerfläche intensiver genutzt oder Agrarflächen expandiert werden.
Welche Zielkonflikte sich dabei für die Ernährungssicherung und dem
Erhalt der Biodiversität ergeben, haben Forscherinnen und Forscher der
LMU, des Instituts für Weltwirtschaft Kiel, des Helmholtz-Zentrums für
Umweltforschung und der Palack� Universität Olomouc, Tschechien, unter
Berücksichtigung globaler Agrarmärkte untersucht. Ihre Studie ist
aktuell in der Fachzeitschrift Nature Communications veröffentlicht.

"Landwirtschaft ist weltweit einer der größten Treiber von
Biodiversitätsverlusten. Produktionszuwächse gehen fast immer auf
Kosten der Biodiversität. Aber es wirkt sich unterschiedlich aus, ob
und wo die Landwirtschaft expandiert oder intensiviert wird", sagt Dr.
Florian Zabel vom Lehrstuhl für Geographie und geographische
Fernerkundung der LMU.

Die Forscherinnen und Forscher haben in interdisziplinärer
Zusammenarbeit untersucht, wo es unter zukünftigen klimatischen und
sozio-ökonomischen Bedingungen profitabel sein wird, die
landwirtschaftliche Produktion durch Intensivierung oder Expansion zu
steigern und welche Folgen dies jeweils für die Artenvielfalt und die
Agrarmärkte haben wird.

"Bei gleicher Menge an zusätzlicher Nahrungsmittelproduktion zeigen
unsere Ergebnisse, dass eine Expansion der landwirtschaftlichen
Flächen die Biodiversität um ein Vielfaches stärker gefährdet als eine
Intensivierung, da sie vor allem jene Regionen trifft, in denen die
Artenvielfalt weltweit am höchsten ist, etwa in Zentral- und
Südamerika", sagt Dr. Tomás Václavík vom Department für Ökologie und
Umweltwissenschaften der Palack� University Olomouc. Eine
Intensivierung der Landwirtschaft auf bereits bestehenden Anbauflächen
wird dagegen besonders die Artenvielfalt in Afrika südlich der Sahara
gefährden.

Während die Artenvielfalt nur in Regionen gefährdet wird, in denen
mehr Nahrungsmittel produziert werden, profitieren alle Länder von
sinkenden Nahrungsmittelpreisen infolge des globalen
Produktionszuwachses, auch dort, wo lokal wenig zusätzlich produziert
wird. "Brisant an dem Ergebnis ist, dass über den Welthandel zwar alle
Regionen von sinkenden Nahrungsmittelpreisen profitieren, wie
beispielsweise Nordamerika und die EU, die Biodiversität jedoch
hauptsächlich in Entwicklungsländern in tropischen Regionen gefährdet
ist", sagt Dr. Ruth Delzeit vom Institut für Weltwirtschaft Kiel. Auch
hier wirken sich Intensivierung und Expansion unterschiedlich aus:
Während die Ernährungssicherung in einigen Regionen, wie zum Beispiel
Indien und Afrika südlich der Sahara, vor allem durch Intensivierung
verbessert wird, profitieren Menschen in süd- und
zentralamerikanischen Staaten, wie zum Beispiel Brasilien,
hauptsächlich durch Expansion von geringeren Nahrungsmittelpreisen.
Dies geht dort jedoch insbesondere auf Kosten der Biodiversität.

Die Studie zeigt außerdem, dass die heutigen Schutzgebiete
größtenteils nicht die Regionen mit einer hohen Artenvielfalt
abdecken, die für einen möglichen Ausbau der landwirtschaftlichen
Flächen identifiziert wurden. "Die meisten Flächen mit hohem
Artenreichtum, die für die Expansion und Intensivierung der
Landwirtschaft in den kommenden Jahren in Frage kommen, sind derzeit
nicht geschützt. Wir empfehlen deshalb, über globale Mechanismen
nachzudenken, in denen Land als limitierte Ressource klar anerkannt
wird. Zudem muss der Schutz von Biodiversität in bereits genutzten,
bewirtschafteten Landschaften etabliert werden", sagt Professor Ralf
Seppelt vom Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung. Nur so kann der
Spagat bewältigt werden, sowohl den Artenreichtum zu schützen als auch
die landwirtschaftliche Produktion zu steigern.

Originalpublikation:

Florian Zabel, Ruth Delzeit, Julia Schneider, Ralf Seppelt, Wolfram
Mauser, Tomás Václavík:
Global trade-offs between cropland expansion and intensification upon
biodiversity in the context of agricultural markets. In: Nature
Communications 2019

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news718323
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STANDPUNKT/1113: Baulandkommission auf dem ökologischem Auge blind (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND-Kommentar vom 02.
Juli 2019

Baulandkommission auf ökologischem Auge blind



Anlässlich des heute veröffentlichten Berichts der Expertenkommission
"Nachhaltige Baulandmobilisierung und Bodenpolitik" kommentiert Olaf
Bandt, Geschäftsführer Politik und Kommunikation beim Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Die Baulandkommission ist auf dem ökologischen Auge blind. Der heute
vorgelegte Bericht ist enttäuschend und wird den Notwendigkeiten an
eine moderne und nachhaltige Bauplanung nicht gerecht. Das ist in
Zeiten des dramatischen Artensterbens, der Anpassung an die
Klimaerhitzung und mit dem Blick auf die Notwendigkeit, bezahlbaren
Wohnraum zu schaffen, nicht zukunftsfähig. Das Baurecht muss
grundlegend geändert werden.

Wenn die in der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung
angestrebte Absenkung des Flächenverbrauchs auf unter 30 Hektar pro
Tag bis 2030 erreicht werden soll, muss der Flächenverbrauch
mittelfristig auf Netto-Null gebracht werden, beispielsweise durch
Handeln mit Flächenzertifikaten. Mit einem Flächenverbrauch von
derzeit 58 Hektar pro Tag, sind die Städte und Kommunen weit davon
entfernt, dieses Ziel zu erreichen.

Der BUND appelliert insbesondere an das Bundesministerium des Innern,
für Bau und Heimat, Maßnahmen umzusetzen, die bezahlbares Wohnen und
den Erhalt der Grünen Infrastruktur in der Stadt in Einklang bringen.
Nachhaltigkeit muss im Baurecht zukünftig bedeuten: auch in der Praxis
braucht es klaren Vorrang der doppelten Innenentwicklung von Städten
vor dem Neubau auf der grünen Wiese. Als erster Schritt gehört der
õ13BauGB abgeschafft, der kaum neuen Wohnraum, aber mehr Zersiedlung
der Landschaft entstehen lässt. Nur so können wir dem weiteren Verlust
an Grünfläche und dem damit einhergehen Verlust von Artenvielfalt und
kühlendem Grün in der Stadt begegnen. "

Hintergrund:

Der BUND fordert die Änderung des Baugesetzbuches in den Paragraphen
13a und 13b. Vorrangig muss es beim Schaffen neuen Wohnraums um
"Flächenrecycling" gehen, also die Wiedernutzung ehemals bebauter
Flächen, und "Innenentwicklung", die Nachverdichtung mindergenutzter
Flächen, wie sie zum Beispiel Flachbau-Gewerbegebiete, Viertel mit
Zeilenbebauung der 50er-Jahre und Siedlungen freistehender
Einfamilienhäuser darstellen.

Um dem derzeitigen massiven Verlust von Grün in der Stadt und den
Bauplänen am Rand der Städte entgegenzuwirken, müssen diese
Paragraphen im Baugesetzbuch abgeschafft werden. Die aktuelle
Gesetzeslage hat mitnichten zum massiven Wachstum von Wohnraum,
sondern vor allem zu mehr Zerschneidung und Zersiedelung der
Landschaft geführt - ein Verlust für Landwirtschaft und Naturschutz
gleichermaßen. Auch werden Außenflächen gemäß § 13b Baugesetzbuch ganz
überwiegend nicht dort angewendet, wo Wohnungsnot herrscht, sondern in
Gebieten mit vergleichsweise entspanntem Wohnungsmarkt, wie das
Beispiel des Regierungsbezirks Tübingen zeigt. Auch in Brandenburg
wurden zwar hunderte Hektar bebaut, aber kaum effektiv Wohnraum
geschaffen.

Die aktuelle Regelung verhindert zudem den Ausgleich von
Naturzerstörung.



Standpunkt des BUND zur Bauland und Stadtentwicklung: 

www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/bund/standpunkt/stadtnatur_stadtnaturschutz_standpunkt.pdf

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 02.07.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STANDPUNKT/1112: Maiswurzelbohrer, Gift & Fruchtfolge - Die unendliche Geschichte (BUND RVSO)


BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

An die Medien - 1. Juli 2019

Maiswurzelbohrer, Gift & Fruchtfolge: Die unendliche Geschichte



Erneut dürfen viele Landwirte in der Region am Oberrhein nicht mehr
Jahr für Jahr Mais auf der selben Fläche anbauen. Hintergrund ist die
Bekämpfung des Maiswurzelbohrers mit Fruchtfolgen. Der Schädling wurde
in den vergangenen Jahren in Pheromonfallen am Oberrhein stark
vermehrt nachgewiesen, obwohl teilweise seit dem Jahr 2010
Fruchtfolgen angeordnet waren...

Erneute Allgemeinverfügung gibt es jetzt in den Landkreisen Lörrach,
Emmendingen, dem Ortenaukreis und Rastatt, melden im Juni 2019 die
Medien.
Die neuere Verordnung gilt bereits seit 2017, sie wurde aktuell bis
2022 verlängert. Doch warum nimmt die Zahl der Maiswurzelbohrer nicht
ab sondern massiv zu?

Der BUND vermutet, dass sich bisher nicht alle Landwirte an die alte
Verfügung gehalten haben und dass von den Behörden nicht kontrolliert
wurde, denn auf der Karte des Ministeriums für Ländlichen Raum sind
die Fangzahlen für den Maiswurzelbohrer einzusehen - die Region
zwischen Kandern und Lahr ist dabei rot gekennzeichnet.

In der aktuellen Medien-Berichterstattung spielt der Widerspruch
zwischen den bisherigen Verboten und der Zunahme des Problems leider
keine Rolle. Ein wenig erinnert das alles an die unendliche Geschichte
der Grundwasser-Nitratwerte und ihrer "Bekämpfung" oder an die
unsägliche 30-Jahre-Debatte zum Klimawandel.

Die Geschichte des Maiswurzelbohrers am Oberrhein spiegelt die
Geschichte fast aller Umweltprobleme:

Ein Problem tritt auf, es wird falsch (mit Gift) bekämpft, der BUND
fordert ökologische Lösungen, die Probleme und Kollateralschäden
(Insektensterben) verstärken sich, nach langem Warten wird die alte
BUND-Forderung viel zu zögerlich umgesetzt, aber nicht kontrolliert...

Im Jahr 2003 wurden in einer - von Alsace Nature und BUND heftig
kritisierten - beinahe militärisch anmutenden, "Abwehrschlacht" im
Elsass über 1,5 Tonnen Insektizide per Hubschrauber ausgebracht. Auch
auf der deutschen Seite wurde ein Gebiet entlang des Rheins mit
Insektiziden vorsorglich "behandelt". Heute zeigt sich dass, wie
damals von Umweltschützern befürchtet, der "chemische
Ausrottungsversuch" vergeblich war.

Später war der Käfer auch in Südbaden angekommen. Seine Bekämpfung mit
falsch angewendetem Bayer-Gift, den berüchtigten, insektenvergiftenden
Neonicotinoiden, hat 2008 zu einem massiven Bienensterben am Oberrhein
geführt.

Die vom BUND-Regionalverband seit Beginn des Auftretens 2003
vorgeschlagene Bekämpfung des Käfers mit Fruchtfolge war und ist die
einzige realistische Alternative zum Gifteinsatz. In der Schweiz wird
diese giftfreie Bekämpfung schon jahrelang sehr erfolgreich
praktiziert, allerdings bekommen die Landwirte in der Schweiz auch
erheblich mehr Geld für ihre landwirtschaftlichen Produkte. Eine
deutsche und EU-Agrarpolitik, die nicht auf Gift, Agrarfabriken und
Bauernsterben setzen würde, hätte nicht nur dieses Problem schon lange
ökologisch und ökonomisch sinnvoll gelöst.

Wir freuen uns (wieder einmal) über die erneute Allgemeinverfügung und
die angekündigte, sinnvolle Fruchtfolge, gerade auch in Zeiten des
globalen und regionalen Insektensterbens, sind aber auch verärgert,
dass es so lange braucht, bis sich die giftfreie Variante durchsetzt.

Wir fordern eine strenge Kontrolle der Einhaltung der Fruchtfolge. Der
Maiswurzelbohrer lässt sich nicht ausrotten. Durch Fruchtfolgen lässt
sich der Schaden aber wesentlich stärker minimieren als mit Gift. das
heißt für den BUND, dass auch nach dem Jahr 2022 diese einzig
sinnvolle Maßnahme beibehalten werden muss.

Axel Mayer, BUND-Geschäftsführer, 1.7.19



Nachtrag:

(Dieser Nachtrag zeigt die ökologisch/ökonomische Vernunft von
Fruchtfolgen und wirft die Frage auf, warum die Durchsetzung der
Vernunft so lange braucht)

RP Freiburg Ref.33 / Pflanzenschutzdienst Bekämpfungsmaßnahmen gegen
den Maiswurzelbohrer - Wirkungsgrade verschiedener Verfahren:


	Fruchtwechsel (kein Mais): ca. 98% (Krügener 2011, JKI)

	Käferbekämpfung mit Insektiziden: maximal Wirkung, opti. Witterung: 90% - in Deutschland sind keine Insektizide zugelassen!

	Larvenbekämpfung: Insektizid-Bodengranulat: ca. 70% - in D außer Notfallzulassung in Saatmais keine Zulassung!

	Larvenbekämpfung: Insektizid-Saatgutbeize: ca. 60%, - es sind keine Saatgutbehandlungsmittel zugelassen



Quelle: Erneute Allgemeinverfügung



http://www.bund-rvso.de/maiswurzelbohrer-bedroht-landwirtschaft.html

 * 

Quelle:

Mitteilung an die Medien vom 01.07.2019
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INTERVIEW/292: Welttag der Ozeane 2019 - nationaler Mißbrauch und Wirtschaftsinteressen ...    Kai Kaschinski im Gespräch, Teil 1 (SB)
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Kai Kaschinski

Foto: © 2019 by Schattenblick



Rund zwei Drittel der Oberfläche der Erde sind von Wasser bedeckt. Im
Zuge der globalen Erwärmung gehen Atolle und andere flache Inseln
unter, beschleunigt sich die Erosion am Grenzbereich zwischen Meer
und Land, geraten Küstenstreifen zu Meeresboden. Das Antlitz der Erde
wird sich in diesem Jahrhundert stark wandeln, sofern es nicht
gelingt, die menschengemachten Treibhausgasemissionen aus Industrie,
Landwirtschaft, Verkehr und Haushalten drastisch zu verringern. Auch
die Ozeane werden sich verändern, nur daß sich das vorwiegend unter
der Oberfläche abspielt. Die ausgedehnten Strudel von Plastikmüll im
Atlantik und Pazifik, die regelmäßig auftretenden Algenblüten vor den
Mündungsgebieten großer Flüsse und der schillernd-schwarze Glanz in
Folge von Erdölleckagen der Offshore-Fördergebiete spiegeln nur
oberflächlich ab, was sich in erheblich größerem Ausmaß darunter
abspielt.

Daran erinnert der vor zehn Jahren erstmals von den Vereinten
Nationen ausgerufene Welttag der Ozeane, der seitdem immer am 8. Juni
begangen wird. Aus diesem Anlaß hat ein zivilgesellschaftliches
Bündnis aus Fair Oceans, Brot für die Welt und Forum Umwelt und
Entwicklung am 7. Juni zu der Konferenz "Weltmeere zwischen Umwelt
und Entwicklung - 25 Jahre Seerecht zwischen wachsenden Schutz- und
Nutzungsansprüchen" in die Landesvertretung Bremens in Berlin
geladen.

Der Schattenblick bereitet die Konferenz unter anderem mit einer
Reihe von Interviews nach (siehe unten). Nachdem zunächst der
Klimaforscher Prof. Dr. Hans-Otto Pörtner einen bestimmten Aspekt aus
seinem Vortrag, nämlich eine stärkere Schichtung der Ozeane aufgrund
des Klimawandels, erläutert und Dr. Carsten Rühlemann Umweltfragen
zur Ernte von Manganknollen vom Tiefseeboden erörtert hat, gab der
Politologe Sebastian Unger Einblicke in den Stand der Verhandlungen
zu einem Hochseeschutzabkommen als Ergänzung zum Internationalen
Seerechtsübereinkommen. Im folgenden Interview, das im Anschluß an
die Konferenz geführt wurde, äußert sich einer der Veranstalter, Kai
Kaschinski von Fair Oceans, unter anderem zu Fragen der nationalen
Wirtschaftsinteressen und Industrialisierung der Ozeane.

Schattenblick (SB): Die Europäische Union und auch die
Bundesregierung fördern das sogenannte Blue Growth, manchmal wird
auch von Blue Economy gesprochen. Was verbirgt sich hinter diesen
Begriffen?

Kai Kaschinski (KK): In der Europäischen Union wird der Begriff Blue
Growth, blaues Wachstum, bevorzugt. Nach der Jahrtausendwende hat die
EU ihr Blaubuch herausgegeben, das ihre meerespolitischen Strategien
enthält. Darin heißt es, daß die Küsten- und Meeresregionen der
Europäischen Gemeinschaft verstärkt ökonomisch erschlossen werden
sollen, um den Wohlstand innerhalb der EU zu fördern. Zwar hat man
sich im Rahmen dessen ebenfalls für die Förderung des Meeresschutzes
ausgesprochen, aber im Vordergrund der politischen Strategien stand
und steht noch heute die Erzeugung wirtschaftlichen Wachstums durch
die Erschließung der Küsten- und Meeresregionen. Die maritimen
Bereiche werden als ein neuer Wirtschaftsraum wahrgenommen, den es
umfassender als bisher zu erschließen gilt. Dazu wurde auch das
Konzept der Meeresraumplanung auf den Weg gebracht.

Die Blue-Growth-Strategie der EU zielt schwerpunktmäßig auf fünf
Bereiche, die ökonomisch ausgebaut werden sollen: Tourismus,
Offshore-Windenergie, Schiffahrt, marine genetische Ressourcen und
Tiefseebergbau. Das sind die fünf Kernziele der europäischen
Blue-Growth-Strategie, die auch in den deutschen Meeren umgesetzt
werden. In anderen Ländern fällt die Gewichtung etwas anders aus.

Dieser Trend zur Industrialisierung der Meere ist nicht nur in Europa
zu beobachten. In vielen Ländern wurden meerespolitische Strategien
entwickelt, unter anderem von der US-Administration während der
Präsidentschaft Barack Obamas. Meerespolitik wurde als so bedeutend
erachtet, daß sie sogar im Weißen Haus angesiedelt war. Die
Unterzeichnung des UN-Seerechtsübereinkommens war eines der 15
zentralen Ziele. All das fand in dem Kontext statt, den maritimen
Raum als neue Chance für die Wirtschaftsentwicklung zu begreifen.

Auch in Reaktion darauf haben Diskussionen eingesetzt, in denen nicht
der Begriff des Blue Growth verwendet wurde, sondern der Blue
Economy. Das war unter anderem bei der Zivilgesellschaft im Pazifik
der Fall, wo diese Diskussionen teilweise mit der Idee verbunden
waren, dem westlichen industriellen Wachstumsdenken alternative
Entwicklungsmodelle entgegenzustellen und zu versuchen, die Meere und
Küsten auch anders ökonomisch und sozial zu begreifen als in den
Blue-Growth-Strategien. Denn die standen für nichts anderes, als was
in den letzten Jahrzehnten bereits an Land angewendet worden war,
also in die Meere vorzustoßen und sie zu industrialisieren. Das hat
inzwischen eine neue Qualität erreicht. Wir sagen immer dazu, daß
sich in den letzten zehn, zwanzig Jahren unser gesellschaftliches
Verhältnis zu den Meeren verändert hat. Sie werden intensiver
genutzt.

Greifen jedoch verschiedene Interessengruppen auf den gleichen
Bereich zu, nämlich auf die Küstenregionen und die Küstenmeere davor,
entstehen Konflikte. Denn es bestehen unterschiedliche Vorstellungen
davon, wie diese Regionen entwickelt werden sollen. Beispielsweise
stellt sich die Frage, ob die traditionellen Nutzungsrechte der
indigenen Gemeinschaften oder lokaler Küstengemeinden, die
Kleinfischerei betreiben, bewahrt werden oder ob auf neue
Hightech-Industrien gesetzt wird.

SB: Treibt Deutschland als führende Wirtschaftsmacht innerhalb der EU
die Entwicklung auch in diesem Bereich voran? Oder sind die
traditionell größeren Seefahrernationen Frankreich, Portugal,
Spanien, Italien, Großbritannien die Treiber?

KK: Der Öffentlichkeit in Deutschland ist im allgemeinen gar nicht so
klar, welche Bedeutung die maritime Wirtschaft hierzulande hat. Sie
gilt nach der Automobilindustrie als der zweitgrößte
Wirtschaftsbereich. Spanien und Portugal sind sogar kleine
Seefahrernationen verglichen mit Deutschland, das von der Anzahl der
Schiffe her die viertgrößte Flotte und von der Anzahl der
Containerschiffe her sogar die mit Abstand größte Flotte der Welt
hat. Im europäischen Kontext hat nur Griechenland noch mehr Schiffe
als wir, es ist sogar weltweit führend. Wie gesagt, es geht um den
Besitz von Schiffen, nicht um die Flagge, unter der sie fahren. Denn
da liegen Liberia oder Panama vorn.

Außerdem ist Deutschland der größte Exporteur maritimer Technologie.
Wenn irgendwo auf der Welt Erdöl oder Erdgas offshore gefördert wird,
ist das genauso wie in manchen anderen Zweigen des Maschinenbaus: Die
deutsche Wirtschaft ist die Nummer eins, die dafür die technische
Ausrüstung bereitstellt. Wir sind zwar nicht die, die die
Bergbaukonzerne haben, wir sind auch nicht die, die die größten
Reedereien wie Maersk haben, wo die Schiffe schön hellblau
angestrichen werden, aber wir sind die, die die ganze Technik dafür
liefern und teilweise am meisten Geld damit verdienen. Deutschland
ist eindeutig ein Treiber des Blue Growth.

Darum ist es auch kein Wunder, daß wir keinen maritimen Beauftragten
bei der Bundesregierung haben, der für Meeres- und Küstenschutz
zuständig ist, sondern wir haben einen maritimen Beauftragten, der
für die maritime Wirtschaft ernannt wurde und beim
Bundeswirtschaftsministerium sitzt. Zur Zeit hat Herr Brackmann von
der CDU diesen Posten inne. Man kann das Gewicht dieses Sektors auch
daran erkennen, wenn man auf die maritime Konferenz fährt, die alle
zwei Jahre vom Bundeswirtschaftsministerium abgehalten wird und auf
der dann immer die Bundeskanzlerin auftritt und eine Grundsatzrede
hält. Wenn man sieht, was dort an wirtschaftlicher Macht
zusammenkommt, dann erhält man eine Vorstellung davon, welche
Bedeutung dieser Sektor tatsächlich für Deutschland hat.

SB: Du sagtest, daß das Erforschen und Erschließen der genetischen
Ressourcen der Meere ebenfalls dem Blue Growth zugerechnet wird. Ist
Deutschland auch darin involviert?

KK: Ja, in vielerlei Hinsicht erleben die Entwicklungen auf dem Meer
so etwas wie eine nachholende Industrialisierung. Das, was wir an
Land schon längst haben, greift nun auf die See über. Das deutsche
Unternehmen Bayer hat mit der Übernahme von Monsanto die weltweit
meisten Patente auf genetische Ressourcen im landwirtschaftlichen
Bereich erworben. Mit BASF jedoch hat ein weiteres deutsches
Unternehmen die meisten Patente an genetischen Ressourcen im Meer.
Deutschland ist nicht nur ein Land, das bei den UN-Verhandlungen über
ein neues Abkommen zur Hohen See seine ökonomischen Interessen ins
Spiel bringt, sondern das auch an dem Schwerpunkt "genetische
Ressourcen" der Blue-Growth-Strategie der EU interessiert ist.

Häufig werden die Meere allein vor dem Hintergrund des Natur- und
Umweltschutzes wahrgenommen, und es wird unterstellt, Deutschland sei
darin führend. Auch wenn wir von Fair Oceans nicht behaupten, daß die
Bundesregierung gar nichts dafür tut - es gibt Initiativen, die gut
und wichtig sind -, halten wir es für eine Legende, sie sei darin
führend. In vielen Bereichen treibt Deutschland die ökonomische
Erschließung der Meere und damit das Gegenteil von Meeresschutz
voran.

SB: Nach dem heutigen Vortrag von Ulrike Haupt vom BMZ, dem
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit, konnte man den
Eindruck gewinnen, daß Deutschland ungeheuer viel für den
Meeresschutz tut. Aber wenn man allein an den Plastikmüll denkt, der
teilweise in andere Länder exportiert wird, wo er dann unter
Umständen im Meer landet, muß man das Bild wohl korrigieren.

KK: Das Engagement des BMZ für die Meere sehen wir zunächst einmal
positiv. Schließlich haben wir jahrelang dafür gearbeitet, daß die
Regierung sich für Meeresschutz in Verbindung mit Entwicklung
engagiert. Wir finden es gut, daß solche Initiativen ergriffen werden
und diese auch aus der Entwicklungspolitik kommen. Kämen sie dagegen
aus dem Bundesumweltministerium, wäre das im globalen Vergleich keine
Besonderheit. Das BMZ hat jedoch Programme speziell zum Meeresschutz
aufgelegt, und nicht nur reduziert auf die Fischerei. Zunächst einmal
finden wir es gut, daß hier Umwelt und Entwicklung zusammenkommen.

Eine ganz andere Frage ist die der Umsetzung. Dazu hat heute
Francisco Marí von Brot für die Welt einiges gesagt und dargestellt,
in welche Richtung da zur Zeit bei den Umweltverbänden diskutiert
wird. So werden bei der Welternährungsorganisation Programme
aufgelegt, die sich mit Fragen des Meeresschutzes im weitesten Sinne
beschäftigen, also auch im Kontext der Fischerei. Hier knüpfen nicht
nur die deutschen, sondern auch amerikanische Umweltorganisationen an
und verbinden das mit entwicklungspolitischen Programmen. Allerdings
sind wir der Meinung, daß dabei manchmal entwicklungspolitische
Fragen, die eigentlich mit dem Meeresschutz verbunden sein sollten -
beispielsweise zur Beteiligung lokaler Küstengemeinschaften -
ausgespart werden. Oder es werden unserer Meinung nach falsche
Schwerpunkte gesetzt. Das ist im Augenblick etwas problematisch, weil
jetzt, da das Geld auch in solche Programme fließt, das Interesse
großer Organisationen daran wächst. Damit wird die Umsetzung von
Meeresschutzgebieten oder Meeresschutzprogrammen generell zu einem
sehr umstrittenen Feld.

SB: Ist das eine Erklärung dafür, warum es verschiedene Definitionen
für Meeresschutzgebiete gibt?

KK: Das hat eher nationale Hintergründe, weil solche Gebiete aus den
jeweiligen Schutzprogrammen erwachsen sind, die in den Ländern
bereits existiert haben. Für uns und andere Organisationen ist die
Frage wichtig, wie weit dieser Schutz reicht. Zugespitzt lautet eine
der zentralen Fragen: Gibt es No-take-Bereiche, also
Nullnutzungszonen, oder gibt es sie nicht? Wir sprechen uns ganz klar
dafür aus, daß mit der Ausweitung der Meeresschutzgebiete auch die
Nullnutzungszonen ausgeweitet werden. Darüber hinaus brauchen wir
unbedingt eine weitreichendere Kontrolle. Denn es hilft nichts, wenn
solche Zonen ausgewiesen werden, aber dann nicht genügend finanzielle
Mittel zur Verfügung stehen, um den Schutz dieser Gebiete
sicherzustellen. Das ist ein ganz entscheidender Punkt, besonders im
Nord-Süd-Verhältnis. Die Länder des Globalen Südens müssen viel
stärker darin unterstützt werden, daß sie Kapazitäten aufbauen
können, um die Fischerei und Meeresschutzgebiete überwachen zu
können. Ansonsten sind die besten Programme letztendlich sinnlos.

(wird fortgesetzt)

Bisher sind zur Konferenz "Weltmeere zwischen Umwelt und
Entwicklung - 25 Jahre Seerecht zwischen wachsenden Schutz- und
Nutzungsansprüchen" am 7. Juni 2019 in der Landesvertretung Bremens
in Berlin im Schattenblick unter INFOPOOL / UMWELT → REPORT
erschienen:

BERICHT/150: Welttag der Ozeane 2019 - die Säge am eigenen Ast ... (SB)


INTERVIEW/289: Welttag der Ozeane 2019 - Geoverwertungsforschung in der Tiefsee ...    Dr. Carsten Rühlemann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/290: Welttag der Ozeane 2019 - komplexe Folgen und tödliche Konsequenzen ...    Prof. Dr. Hans-Otto Pörtner im Gespräch (SB)

INTERVIEW/291: Welttag der Ozeane 2019 - mehr Kontrolle ...    Sebastian Unger im Gespräch (SB)


2. Juli 2019
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AKTIONSTAGE/1015: "Vielfalt erhalten" - Bach-Aktionstag an der Tarpenbek in Langenhorn, 6.7. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 28. Juni 2019

Vielfalt erhalten

Unter dem Motto "Vielfalt erhalten" veranstaltet der NABU Hamburg am
6. Juli einen Bach-Aktionstag an der Tarpenbek in Langenhorn.



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, den 6. Juli 2019 in
Kooperation mit dem Bezirksamt Hamburg-Nord einen Bach-Aktionstag an
der Tarpenbek. Freiwillige Helferinnen und Helfer werden zusammen mit
NABU-Aktiven Drüsiges Springkraut entfernen. Die Pflanze stammt
ursprünglich aus Asien, breitet sich seit vielen Jahren in Hamburg und
anderswo massenhaft aus und bedroht dadurch die heimische Flora. "Eine
der aufwendigsten und wichtigsten Arbeiten zum Schutz der
Artenvielfalt ist die Erhaltung des Bestehenden. Das Drüsige
Springkraut gefährdet an vielen Stellen der Tarpenbek die
Artenvielfalt der Ufersäume, deren Erhalt uns sehr am Herzen liegt",
erklärt Fritz Rudolph, Referent für Gewässerschutz beim NABU Hamburg
"Deshalb sind wir für jede Unterstützung bei unserem Aktionstag sehr
dankbar." Besonders die Nachpflege ist dabei sehr wichtig, damit
mühsam befreite Flächen nicht neu besiedelt werden. Anwohner und
interessierte Bürger sind herzlich eingeladen, mitzuhelfen und sich
vor Ort zu informieren.

Wer am Bach-Aktionstag an der Tarpenbek mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum04. Juli 2019, 15:00 Uhr an. Dabei werden der
genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben. Kontakt: Fritz
Rudolph, NABU Hamburg, Tel.: 040/697089-37, rudolph@NABU-Hamburg.de.
Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge,
Handschuhe, ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten.

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 28.06.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3366: Wissenschaft kontrovers - "Böden, Bienen und Maschinen", Halle, 5.7.


Wissenschaft im Dialog gGmbH - 01.07.2019

Böden, Bienen und Maschinen

Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz: Wissenschaft
kontrovers-Veranstaltung zur Leopoldina-Nacht in Halle



"Artenvielfalt, Landwirtschaft und Künstliche Intelligenz - wie geht
das zusammen?" So lautet die zentrale Frage der Unterhausdebatte, zu
der Wissenschaft im Dialog und Nationale Akademie der Wissenschaften
Leopoldina alle Interessierten am Freitag, 5. Juli 2019, um 21 Uhr in
den Vortragssaal der Leopoldina, Jägerberg 1 in Halle (Saale)
einladen. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

Die Vielfalt an Tier- und Pflanzenarten in Deutschland sinkt. Das hat
erhebliche Auswirkungen auf die Ökosysteme. Denn Insekten leisten
beispielsweise einen maßgeblichen Beitrag dazu, dass Pflanzen bestäubt
werden oder unsere Böden fruchtbar bleiben. Eine zentrale Rolle spielt
die konventionelle Landwirtschaft: Sie ist zwar besonders auf eine
intakte Umwelt angewiesen, trägt aber durch die oftmals viel zu
einheitliche Bewirtschaftung großer Flächen zur Verdrängung von Arten
bei. Vor diesem Hintergrund diskutieren Fachleute über Lösungsansätze.
Können neben dem Naturschutz auch Grüne Gentechnik oder Agrarrobotik
den Verlust der Artenvielfalt aufhalten? Werden zum Beispiel
Überwachungssysteme mit künstlicher Intelligenz dabei helfen können,
Umweltdaten auszuwerten und es ermöglichen, schneller auf
Veränderungen zu reagieren?

Fachliche Hintergründe und Impulse kommen von Expertinnen und Experten
aus ganz Deutschland. Anschließend diskutieren sie zusammen mit den
Teilnehmenden. Ein besonderes Diskussionsformat, die Unterhausdebatte,
bindet alle Interessierten aktiv ein und macht die vielfältigen
Meinungsbilder sichtbar: Mit der Wahl des Sitzplatzes zeigt das
Publikum, ob es dem jeweiligen Aspekt zustimmend oder ablehnend
gegenübersteht.

Die Runde der Fachleute setzt sich aus verschiedenen
Forschungsbereichen zusammen: Die Biologinnen Prof. Dr. Katrin 
Böhning-Gaese vom Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrum
Frankfurt am Main und Prof. Dr. Alexandra-Maria Klein von der
Universität Freiburg beschäftigen sich mit Biodiversität und
Naturschutz. Prof. Dr. Josef Settele Helmholtz-Zentrum für
Umweltforschung- UFZ Halle (Saale) befasst sich ebenso wie Prof. Dr.
Andreas Graner vom Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung IPK Gatersleben mit dem Zusammenhang von
Landutzung und Biodiversität. Unterschiedliche Aspekte der
Agrarwissenschaft bringen Prof. Dr. Frank Ewert vom Leibniz-Zentrum
für Agrarlandschaftsforschung ZALF e.V. Müncheberg und Dr. Sebastian
Lakner von der Universität Göttingen in die Diskussion ein. Der
Geograph Prof. Dr. Thomas Borsch leitet den Botanischen Garten Berlin.
Die Debatte wird moderiert von den Wissenschaftsjournalisten Michael
Stang und Susan Schädlich.

Die Unterhausdebatte wird gemeinsam mit der Nationalen Akademie der
Wissenschaften Leopoldina veranstaltet und ist Teil der 
Leopoldina-Nacht 2019. Wissenschaft kontrovers ist eine Veranstaltungsreihe von
Wissenschaft im Dialog (WiD) im Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche
Intelligenz. Das Projekt wird vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung gefördert.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.wissenschaft-kontrovers.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news718451

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution544

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaft im Dialog gGmbH - 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





BILDUNG/3365: Magdeburg - Öffentlicher Rundgang in den Gruson-Gewächshäusern am 6.7.2019


Stadt Magdeburg

Öffentlicher Rundgang in den Gruson-Gewächshäusern

Am 6. Juli um 14.00 Uhr



An 6. Juli können Magdeburgerinnen und Magdeburger sowie Gäste der
Landeshauptstadt die Gruson-Gewächshäuser bei einem begleiteten
Rundgang kennenlernen. Der tropisch-botanische Garten der Ottostadt in
der Schönebecker Straße 129b steht dafür allen Interessierten ab 14.00
Uhr offen. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Neben Erklärungen zu den einzelnen Schaugewächshäusern informieren die
Mitarbeiter auch zur Geschichte, zu einzelnen exotischen Pflanzen und
Tieren sowie zu den jeweils aktuellen Besonderheiten. Bei Bedarf
werden mehrere Rundgänge gleichzeitig angeboten.

Ein Rundgang dauert etwa 90 Minuten und kostet einschließlich Eintritt
4,50 Euro, ermäßigt 3,00 Euro. Die Eintrittskarte berechtigt auch zum
individuellen Rundgang durch die Gewächshäuser.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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AKTION/1481: Unna - Familien-Sonntag im Kurpark am 7. Juli 2019


Stadt Unna

Ein Sonntag für die Familie im Kurpark



Kreisstadt Unna. Es ist ein Tag für und mit der Familie und dazu hat
das Jugendamt der Stadt Unna zusammen mit der Jugendkunstschule für
den kommenden Sonntag, 7. Juli 2019, ein umfangreiches Programm auf
die Beine gestellt. Beim traditionellen Familien-Sonntag im
Königsborner Kurpark können sich die großen und kleinen Besucher
zwischen 14 und 18 Uhr auf einen Mix aus Spannung, Unterhaltung und
Informationen freuen. Theater, Kunstaktionen, Konzerte oder auch
Ausstellungen als Ergebnis der Kurse und Ensemble der Kunstschule
laden zum Zuhören, Zuschauen und Mitmachen ein. Wer es lieber etwas
beweglicher mag, für den gibt es den Niedrigseilgarten, die Hüpfburg
oder auch das Fußballrad.

Neben der Jugendkunstschule beteiligen sich auch rund acht
Kindertagesstätten an der Gestaltung des Programmes. Dazu gehört die
Vorstellung der eigenen Einrichtung. Auch das Kinder- und Jugendbüro
und das Familienbüro der Stadt Unna ist mit vielen Informationen im
Kurpark vertreten.

Der Familien-Sonntag beginnt mit der Begrüßung um 14 Uhr durch
Bürgermeister Werner Kolter und die Beigeordnete Kerstin Heidler. Ab
14.05 Uhr machen die Jekits-Kinder Musik, um 16.20 Uhr tritt die World
Music Band auf, ihr folgt um 16.50 die Kinder-Rockband. Auf der
Theaterbühne beginnt um 15 Uhr das Mitspieltheater für Kinder ab 6
Jahren. Um 18 Uhr führt das Jugendtheater Linkshänder das Stück "Der
rosarote Panda" auf.

Im Park-Café können die Besucher Kuchen, Getränke oder auch
Bratwürstchen genießen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Juli 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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SPIELE/432: Bielefeld - Längst vergessene Brett- und Kartenspiele am 5. Juli 2019


Stadt Bielefeld

Brett- und Kartenspiele in der Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Um Brett- und Kartenspiele geht es in der
Veranstaltungsreihe "Irgendwas is' immer" am Freitag, 5. Juli, um
14.30 Uhr in der Stadtbibliothek am Neumarkt. In Kooperation mit dem
Verein Spielwiese haben Besucher die Möglichkeit, längst vergessene
Brett- und Kartenspiele wiederzuentdecken oder neu zu erlernen. Der
Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7455: Bielefeld - Führung über den Friedhof Ubbedissen am 7. Juli 2019


Stadt Bielefeld

Führung über den Friedhof Ubbedissen



Bielefeld (bi). Einen der ältesten Friedhöfe Bielefelds lernen
Interessierte am Sonntag, 7. Juli, bei einer Führung über den Friedhof
Ubbedissen kennen. Katrin Janinhoff und Martina Hollmann vom
Umweltbetrieb erklären die Entstehungsgeschichte und stellen prägende
Anlagen und interessante Grabfelder vor. 

Der Rundgang startet um 11 Uhr vor der Friedhofskapelle, 
Ubbedisser Straße 11. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich, die 
Teilnahme ist kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7454: Mönchengladbach - Parkspaziergang "Wickrather Schlossgeschichten" am 7. Juli 2019


Stadt Mönchengladbach

Wickrather Schlossgeschichten am 7. Juli



Einen Parkspaziergang mit Wickrather Schlossgeschichten bietet die
MGMG am Sonntag, dem 7. Juli an. Der informative Spaziergang durch den
Park von Schloss Wickrath, eine der bedeutendsten Barockanlagen
nördlich der Alpen, lässt die Macht und Pracht eines vergangenen
Zeitalters wieder lebendig werden, denn im architektonischen
Meisterwerk der Parkanlage scheint die Zeit stehen geblieben zu sein.

Der etwa 90-minütige Parkspaziergang startet um 15 Uhr, Treffpunkt:
Schlosspark Wickrath, Brücke am Parkplatz, Schild "Parkführungen".

Für diese Führung sind Karten (für Erwachsene 7 Euro, für Kinder bis
14 Jahre 3 Euro, zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro
Buchung) erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09 20)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 26. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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